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Einleitung

Das Thema dieses Buches, der Zusammenhang zwischen Beschäftigung und Inno
vation und die Möglichkeiten, diesen Zusammenhang für die Schaffung neuer Ar
beitsplätze und die Einleitung einer günstigeren Beschäftigungsentwicklung zu nut
zen, gewinnt in Zeiten einer anhaltend hohen Arbeitslosigkeit Bedeutung. In wirt
schaftspolitischen und wissenschaftlichen Diskussionen werden einerseits große Er
wartungen an eine Beschäftigungsentwicklung durch Innovation gestellt, anderer
seits werden die Beschäftigungswirkungen von Innovationen unterschiedlich einge
schätzt und kontrovers diskutiert.

Wie Stille und Bitzer im ersten Kapitel dieses Buches darstellen, ist der Zusammen
hang von Innovation und Beschäftigung kompliziert, weil Innovation mit fast allen 
zentralen ökonomischen Größen (Wachstum, Investitionen, Produktivität, Wettbe
werbsfähigkeit, Verteilung u.s.w.) unlösbar verbunden sind. Die Beschäftigungswir
kungen von Innovationen sind komplex und widersprüchlich; mit positiven Be
schäftigungsimpulsen sind immer auch negative verbunden. Neben direkten müssen 
auch indirekte Beschäftigungseffekte berücksichtigt werden. Die Analyse der Zu
sammenhänge von Beschäftigung und Innovation und die Überprüfung unterschied
licher Argumente ist deshalb methodisch und empirisch sehr anspruchsvoll. Die Er
gebnisse unterschiedlicher Untersuchungen sind methodisch und theoretisch häufig 
schlecht vergleichbar.

Die Innovationsforschung liefert weder einen geschlossenen Ansatz noch eine all
gemein akzeptierte Begriffsdefinition von Innovation. Der Grund für die fehlende 
allgemeine Definition liegt in der Schwierigkeit, den Untersuchungsgegenstand In
novation sauber gegen andere Aspekte und Dimensionen komplexer Forschungs
und Produktionsprozesse abzugrenzen. Zwar findet die Definition der OECD 
(1993:19) weitgehend Zustimmung, wonach wissenschaftliche und technologische 
Innovation verstanden wird als Transformation einer neuen Idee in ein neues Pro
dukt, das am Markt eingeführt wird, einen neuen Prozeß, der in der Wirtschaft ge
nutzt wird, oder einen neuen Ansatz für eine soziale Dienstleistung. Enge Innovati
onskonzepte betrachten dabei jedoch nur das Ergebnis, also das neue Produkt, das 
neue Verfahren oder die neue Dienstleistung. Weite Definitionen dagegen bezeich
nen als Innovation den gesamten Vorgang von der Grundlagenforschung bis hin zur 
Markteinführung neuer Produkte, Verfahren und Dienstleistungen. Auch das wird im 
ersten Kapitel dieses Buches ausführlich diskutiert.
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Wir verwenden in diesem Buch durchgängig ein weites Innovationskonzept, das In
novation als einen Vorgang betrachtet. Dieses Konzept schließt technische und so
ziale Innovationen gleichermaßen ein, was in der Innovationsforschung weitgehend 
akzeptiert ist, während häufig immer noch in Politik und Wirtschaft ein einseitig 
technikzentriertes Innovationsverständnis vorherrscht. Im Rahmen dieses weiten In
novationsverständnisses betrachten wir nicht nur die Umsetzung von Wissen in Pro
dukte, Verfahren und Dienstleistungen, sondern auch das Umfeld, in dem dieses 
Wissen generiert und umgesetzt wird. Das ist, wie in dem vorliegenden Buch immer 
wieder dargestellt wird, den Innovations- und Beschäftigungsproblemen der deut
schen Wirtschaft sowie der Entwicklung der modernen Volkswirtschaften zu einer 
wissensbasierten Produktion angemessener, als ein enges Innovationsverständis mit 
einer Konzentration auf einzelne Produkt- und Prozeßinnovationen.

Die gegenwärtigen Beschäftigungsprobleme der deutschen Wirtschaft sind, wie viele 
Studien übereinstimmend argumentieren, Innovationsprobleme, allerdings nicht in 
erster Linie technologische Probleme. Lehner und Nordhause-Janz stellen im zwei
ten Kapitel dar, daß in Deutschland fast die Hälfte der Produktion und der Beschäfti
gung in forschungs- und entwicklungsintensiven Wirtschaftszweigen angesiedelt 
sind. Forschungs- und entwicklungsintensive Wirtschaftszweige haben in Deutsch
land eine größere Bedeutung für Produktion und Beschäftigung als in den U.S.A. 
und in Japan. Trotz Schwächen in einzelnen Spitzentechnologien ist die technologi
sche Kompetenz der deutschen Wirtschaft insgesamt hoch. Wenn man ein spezifi
sches Innovationsproblem Deutschlands identifizieren will, liegt es am ehesten darin, 
daß die deutsche Wirtschaft überwiegend in herkömmlichen Märkten operiert, De
fizite bei der Entwicklung neuer Märkte aufweist und ihre bisherigen Stärken zu 
wenig mit neuen Hochtechnologien zu koppeln vermochte. Das geht einher mit De
fiziten in der Entwicklung einer Dienstleistungsökonomie, die insbesondere im 
Vergleich zu den U.S.A. deutlich feststellbar sind.

In der neueren sozialwissenschaftlichen Literatur werden diese Innovationsschwä
chen, wie Baethge und Baethge-Kinsky im dritten Kapitel zeigen, überkommenen 
Organisationskonzepten zugeschrieben und müssen dementsprechend mit innovati
ven Organisationskonzepten überwunden werden. Das wirft zwei Fragen auf, erstens 
die Frage, was wir über innovative Produktionsorganisation und ihre Beschäfti- 
gungs.wirkungen wissen, und zweitens die Frage, wie die bisher dominanten Muster 
der Produktionsorganisation im Lichte der Anforderungen des globalen Innovati
onswettbewerbes zu beurteilen sind. Um diese Fragen zu beantworten, nehmen 
Baethge und Baethge-Kinsky die jüngere sozialwissenschaftliche Forschung zum 
Wandel industrieller Produktion und Arbeitsorganisation auf und interpretieren sie 
im Hinblick auf den mit unterschiedlichen Produktionskonzepten und -modellen 
verbundenen Innovationsmodus. Sie unterscheiden dabei zwischen dem expliziten 
und impliziten Innovationsmodes. Mit ersterem bezeichnen sie alle intentional auf 
Innovation ausgerichteten Aktivitäten und Strukturen, mit letzterem die Strukturen
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und Prozesse, die zwar nicht intentional auf Innovation ausgerichtet sind, aber 
gleichwohl für Innovation wichtig sind - im Sinne fördernder oder hemmender Fak
toren -, die unendeckt in der betrieblichen Arbeits- und Kompetenzorganisation lie
gen.

Baethge und Baethge-Kinsky zeigen im Rahmen ihrer Analyse der Anforderungen 
einer radikalen Innovation, daß Innovationsvorgänge immer mehr in untemehmens- 
übergreifende Netze verlagert werden und die Betriebe hierzu neue Organisations
formen entwickeln müssen. Zur gleichen Schlußfolgerung kommen auch Stille und 
Bitzer, die zeigen, daß sich die Hervorbringung von Innovationen in konkreten Zu
sammenhängen von Wissen und schon etablierten Innovationen und von Innovati
onsnetzwerken zwischen unterschiedlichen Akteuren vollzieht. Ähnlich argumentie
ren Lehner und Nordhause-Janz, die dazu eine Reihe von interessanten und in der 
Literatur noch wenig dokumentierten Beispielen aus Japan darstellen.

Die damit in den Vordergrund rückenden Fragen der überbetrieblichen Innovation
sorganisation diskutieren von Bandemer und Beizer im vierten Kapitel des vorlie
genden Buches. Sie stützen sich dabei insbesondere auf die neue Wachstumstheorie 
und die neuere Innovationsforschung und zeigen, daß sich in vielen Situationen 
komplexe Innovationsstrategien durchsetzen, die gezielt auf Kooperation bauen. Vor 
diesem Hintergrund untersuchen sie unterschiedliche Gestaltungsformen von Inno- 
vationspartnerschaften. A uf der Basis einer empirischen Untersuchung werden diese 
Gestaltungsformen zu Typen von Forschungs- und Innovationspartnerschaften zu
sammengeführt und mit unterschiedlichen Innovationsstrategien verknüpft. Das wird 
weitergeführt in eine Analyse von Innovationsmanagement. Aus einer ganz anderen 
Sicht betrachten Wiedmann und Brettreich-Teichmann im fünften Kapitel Innovati
onsnetze, nämlich aus der Sicht des Internets. Dabei wird das Internet einerseits als 
Quelle von Information über Kooperationsnetzwerke genutzt, zum anderen aber auch 
als „Vehikel“ für die Organisation von Kooperationsnetzwerken.

Die Beiträge von von Bandemer und Beizer und von Wiedmann und Brettreich- 
Teichmann unterstreichen ebenso wie die vorangegangenen Beiträge die große Be
deutung von Innovationssystemen. Als Innovationssystem bezeichnet man diejeni
gen Faktoren und Zusammenhänge, die das Innovationsgeschehen in einem Unter
nehmen, einer Produktionskette oder einer ganzen Volkswirtschaft maßgeblich be
einflussen (Camagni, 1991; Lundvall, 1992). Dazu gehört die soziale Organisation 
von Innovationsprozessen selbst, aber auch viele Strukturen und Prozesse, die die 
Rahmenbedingungen von Innovationsprozessen, wie öffentliche Infrastruktureinrich
tungen, staatliche Regulationen und Leistungsprogramme; das Arbeitskräftepoten
tial; Märkte und Kundenbeziehungen, Dienstleistungsangebote, und viele weichere 
Faktoren (wie persönliche Beziehungen,Erfahrungswissen etc.), die man mit dem 
Begriff „Innovationsmilieu“ bezeichnen kann. Fragen der Gestaltung von Innovati
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onssystemen werden in diesem Buch durchgängig diskutiert und im abschließenden 
9. Kapitel noch einmal systematisch aufgenommen.

Unter Beschäfitigungsgesichtspunkten sind Qualifikationsstrukturen und der Ar
beitsmarkt wichtige Komponenten von Innovationssystemen. Wie Bosch, Knuth und 
Weinkopf im sechsten Kapitel argumentieren, gewinnen organisatorische Innovatio
nen und Impulse aus dem Bildungsbereich und der Arbeitsmarktpolitk Bedeutung. 
Neue Formen der Arbeits- und Arbeitszeitorganisation, der Organisation von Quali
fikationsprozessen, der Arbeitsmarktpolitik, die Verknüpfungen von Arbeits-, 
Struktur- und Innovationspolitik und eine Reregulierung von Arbeitsmärkten sind 
eigenständige Ansatzpunkte für Strategien der Beschäftigungsentwicklung durch In
novation in der deutschen Wirtschaft.

Dieses unterstreichen auch Kühl und Lahner im siebten Kapitel, die argumentieren, 
daß eine systematische Restrukturierung von Betrieben ohne eine innovative Ar
beitsmarktpolitik kaum zu leisten ist. Ihre Analyse der Beiträge der Arbeitsmarkt- 
und Beschäftigungspolitik zu betrieblichen Restrukturierungsprozessen geht von der 
empirisch belegbaren Einsicht aus, daß in Deutschland seit Anfang der 1980er Jahre 
einerseits viele neue Arbeitsplätze geschaffen, andererseits aber fast ebensoviele 
durch Schließung und Schrumpfung von Betrieben verloren gingen, so daß per Saldo 
in Deutschland lediglich eine bescheidene Beschäftigungsentwicklung erzielt werden 
konnte. Sie argumentieren, daß durch die Unterstützung einer frühzeitigen Restruk
turierung von Betrieben, Schließungen und Schrumpfungen häufig vermieden und 
damit Arbeitsplätze erhalten werden können und untersuchen dazu konkrete Mög
lichkeiten von Arbeitsmarkt- und Beschäftigungspolitik in Deutschland.

Wie in diesem Buch sowohl von Stille und Bitzer als auch von Lehner und Nordhau- 
se-Janz gezeigt wird, zeigt der gegenwärtige Forschungsstand zwar, daß sich die Be
schäftigung in Unternehmen und auch ganzen Branchen, die innovationsaktiv sind, 
generell günstiger entwickelt, als von solchen, die passiv sind. Das läßt sich jedoch 
nicht auf die gesamtwirtschaftliche Ebene übertragen. Es ist deshalb schwierig, 
überhaupt abzuschätzen, ob bestimmte konkrete Innovationen positive Beschäfti
gungseffekte mit sich bringen. Das heißt, wie Hilbert und Nordhause-Janz im 8. 
Kapitel dieses Buches argumentieren, daß es für die Politik kaum möglich ist, eine 
Beschäftigungsentwicklung über die Förderung konkreter Innovationen voranzutrei
ben. Gleichzeitig stößt aber auch eine generelle Förderung von Innovationsfähigkeit 
auf Grenzen, weil die Innovationsfähigkeit jeweils von ganz konkreten Orientie- 
rungs-, Verknüpfungs- und Infrastrukturleistungen abhängig sind. Das bedingt eine 
starke Selektivität der Förderung von Innovationsfähigkeit. Hilbert und Nordhause- 
Janz illustrieren diese Sachverhalte am Beispiel der Umweltwirtschaft, der sozialen 
Dienstleistungen und der neuen Medien und umreißen dabei auch konkrete Ansatz
punkte und Instrumente für eine „aktivierende Innovationspolitik“.
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Das vorliegende Buch arbeitet von unterschiedlichen Ansatzpunkten her und mit 
unterschiedlichen Herangehensweisen den verfügbaren Forschungsstand zum Thema 
„Beschäftigung durch Innovation“ auf. Es basiert auf einem vom Bundesministerium 
für Wissenschaft, Bildung, Forschung und Technologie in Auftrag gegebenen For
schungsvorhaben, das Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler aus fünf einschlä
gigen Instituten mit unterschiedlichen Orientierungen und Forschungsprogrammen 
zusammenführte, nämlich aus dem Deutschen Institut für Wirtschftsforschung, dem 
Institut für Arbeitmarkt- und Berufsforschung der Bundesanstalt für Arbeit in Nürn
berg, dem Institut Arbeit und Technik im Wissenschaftszentrum Nordrhein- 
Westfalen, dem Institut für Arbeitswissenschaft und Technologiemanagement der 
Universität Stuttgart, und dem Soziologischen Forschungsinstitut Göttingen. Das 
Buch entwickelt keineswegs ein geschlossenes Konzept für Strategien einer Be
schäftigungsentwicklung durch Innovation. Das wäre weder dem gegenwärtigen Er
kenntnisstand angemessen noch den unterschiedlichen Orientierungen der beteiligten 
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler. Es arbeitet aber vieles an gemeinsamen 
Perspektiven heraus. Das stellen wir im 9. Kapitel ausführlicher dar.

Wir zeigen in diesem Buch konkrete Ansätze für die Gestaltung von Strategien zur 
Beschäftigungsentwicklung durch Innovation auf. Dazu gehören die Verstärkung 
von Technologiefusionen, die Entwicklung leistungsfähiger Innovationsnetze und 
Innovationssysteme, die Entwicklung von Transferstrukturen für kleine und mittlere 
Unternehmen, die Unterstützung von Rekonstruktionsprozessen von Unternehmen 
mit Beschäftigungsüberhang und die Entwicklung innovationsorientierter Arbeits
und Produktionssysteme sowie eine stärkere Innovationsorientierung der Arbeits
politik und eine systematische Entwicklung und Nutzung von Qualifikation und 
Humankapital.

In Anbetracht der vielen offen Fragen zum Thema Beschäftigung durch Innovation 
bedürfen die von uns unterbreiteten Vorschläge der weiteren Überprüfung. Wir sa
gen das nicht, um uns gegegn Kritik abzusichem, sondern um ein experimentelles 
Vorgehen nahezulegen. Initiativen zur Beschäftigungsentwicklung durch Innovation 
sollten die weitere Erforschung der Faktoren und Zusammenhänge des Innovations
geschehens und der Beschäftigungsentwicklung in Deutschland mit der Entwicklung 
und Erprobung von Modellösungen verbinden. Auch die Grundlagen für eine Be
schäftigungsentwicklung durch Innovation bedürfen durchaus noch der weiteren Er
forschung.





Frank Stille unter Mitarbeit von Jürgen Bitzer
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Kapitel I

Beschäftigungswirkungen von Innovationen: 
Analysen zu einem komplizierten Verhältnis

Aufbereitung neuerer Erkenntnisse zur quantitativen Beschäftigungsentwick
lung unter besonderer Berücksichtigung der Globalisierung der Märkte und 
der Produktivitäts- und Innovationspotentiale

1 Einführung

In Zeiten hoher Arbeitslosigkeit gewinnt der Zusammenhang zwischen Innovation 
und Beschäftigung wieder an Bedeutung. In der öffentlichen, aber auch in der wis
senschaftlichen Diskussion werden die Beschäftigungswirkungen von Innovationen 
unterschiedlich eingeschätzt. Die Innovations-Skeptiker sind der Auffassung, daß 
Innovationen überwiegend Rationalisierungseffekte auslösen und daher der "Job- 
Killer" Nummer 1 der heutigen Zeit sind. Dem stehen die Innovations-Befürworter 
gegenüber, die der Meinung sind, durch Innovationen und der damit einhergehenden 
höheren Wettbewerbsfähigkeit entstünden per Saldo neue Arbeitsplätze. Angesichts 
der Intemationalisierung der Wirtschaft und der Globalisierung der Märkte werde 
dieser Gesichtspunkt immer bedeutender. Wer im Innovationswettlauf die Nase vom 
hat, habe auch gute Karten bei der weltweiten Konkurrenz um Märkte und Marktan
teile.

In modernen Volkswirtschaften wird aufgrund der hochentwickelten Transportmög
lichkeiten die Abhängigkeit von der Verfügbarkeit materieller Ressourcen geringer. 
Die Bedeutung gut ausgebildeter Arbeitskräfte und der Fähigkeit zur Hervorbrin
gung und Umsetzung von Innovationen (Innovationspotential) nimmt zu. Dieses In
novationspotential beinhaltet ein breites Spektrum an Tatbeständen - technisches 
Wissen ebenso wie soziales Wissen (Organisation). In der wirtschaftswissenschaftli
chen Theorie berücksichtigt traditionell der sog. technische Fortschritt solche unter
schiedlichen Fähigkeiten von Volkswirtschaften. Seine jeweilige Ausformung - ent
weder an die traditionellen Produktionsfaktoren Arbeit und Kapital gebunden oder 
auch ungebunden - beeinflußt unmittelbar die Wachstums- und Beschäftigungsper
spektiven von Volkswirtschaften sowie die Verteilung des Volkseinkommens auf 
Arbeit und Kapital.
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Innovation und Fortschritt sind positiv besetzte Begriffe, obwohl beide sowohl 
Chancen als auch Risiken in sich bergen. Dies bezieht sich z. B. auf die Verwendung 
von Innovationen - zivil oder militärisch - oder auf die aus ihnen resultierenden öko
nomischen Auswirkungen. Auf der einen Seite kann eine Innovation wie die moder
ne Informations- und Kommunikationstechnologie (IuK) Entwicklungen anstoßen, 
die neue Beschäftigungspotentiale eröffnen. Gleichzeitig ermöglicht dieselbe Inno
vation Automatisierung und Rationalisierung, welche die Beschäftigung mindern. 
Darüber hinaus haben Innovationen noch andere weitreichende Auswirkungen auf 
die Volkswirtschaft. So verwandeln beispielsweise die Verkehrs- und IuK-Techniken 
die Erde zu einem “globalen Dorf', das die Produktionsbedingungen und die Ein
kommensverteilung im weltweiten Maßstab grundlegend verändern kann.

Für Analysen der Beschäftigungswirkungen von Innovationen ist es unerläßlich, den 
Innovationsbegriff schärfer zu fassen und die Vielfalt seiner Aspekte zu beleuchten 
(Abschnitt 2). Wie sich zeigen wird, ist der Zusammenhang zwischen Innovation und 
Beschäftigung so kompliziert, weil Innovationen mit fast allen zentralen ökonomi
schen Größen (Wachstum, Investitionen, Produktivität, Wettbewerbsfähigkeit, Ver
teilung, usw.) unlösbar verbunden sind. Hieraus resultieren verschiedene Argumen
tationslinien zu den Beschäftigungswirkungen von Innovationen, die in Abschnitt 3 
diskutiert werden. Dies bereitet die Präsentation einiger ausgewählter neuerer Analy
sen zu den quantitativen Beschäftigungswirkungen von Innovationen in Abschnitt 4 
vor, in welchem steckbriefartig die Studien vorgestellt werden. Mit Bezug auf die in 
Abschnitt 3 geführte Diskussion werden die unterschiedlichen Ergebnisse dieser 
empirischen Analysen teilweise auf Unterschiede in den Ansätzen und Herange
hensweisen zurückgeführt. In Abschnitt 5 werden abschließend der Stellenwert der 
Studien zusammengefaßt und einige Schlußfolgerungen für den erheblichen For- 
schungs- und Handlungsbedarf hinsichtlich der Beschäftigung durch Innovation ge
zogen.

2 Beschäftigungsrelevante Innovationsaspekte

2.1 Innovationen als Veränderung von Wissen und Erfahrung

Der Innovationsbegriff bezieht sich vor allem auf die Veränderung des Bestandes an 
technischem und organisatorischem Wissen. Wissen ist mehr als die Summe der In
formationen, die aufgrund der IuK-Technik teilweise universell verfügbar sind. 
Know-how und Erfahrung im Umgang mit Wissen kommen hinzu. Ohne das Know- 
how und die Erfahrung, die mit Innovationen verbunden sind, kann eine Innovation 
von anderen nicht ohne weiteres übernommen werden. Hierfür ist eine entsprechende 
"absorptive capacity" notwendig (vgl. z. B. Cohen/Levinthal 1989). Zum Beispiel 
versetzt die bloße Information über die technischen Details eines Computerprozes
sors nicht in die Lage, ihn herzustellen; dazu sind entsprechende Anlagen und Inge
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nieure notwendig. Wissen und Erfahrung sind - im Gegensatz zu Informationen - 
nicht frei verfügbar; sie müssen Stück für Stück erworben und auf dem laufenden 
gehalten werden.

Aufgrund des Zusammenhanges von Innovation und Wissen kommt der Ausbildung, 
dem Erwerb von Wissen und Fähigkeiten, eine besondere Bedeutung zu. Hu
mankapital wird durch Ausbildung aufgebaut; Ausbildung und Wissenstransfer sind 
essentielle Voraussetzungen für Innovationen. Innovationen werden nur dann voll 
genutzt, wenn die erforderlichen Lösungen die Kreativität der Menschen und ihr 
Ausbildungspotential berücksichtigen. Vor diesem Hintergrund wird im Innovati
onswettbewerb für einen Standort wie die Bundesrepublik Deutschland mit relativ 
hohen Arbeitskosten die Fähigkeit zu einer integrativen, das Kreativitätspotential der 
Arbeitskräfte entfaltenden Gestaltung der globalen Wertschöpfungsketten zu einem 
entscheidenden Standortfaktor.

Innovationen im Sinne einer Veränderung des Wissens- und Erfahrungsbestandes 
können als Prozeß “schöpferischer Zerstörung” aufgefaßt werden. Dies bedeutet, daß 
sie nicht nur additiv zur Vergrößerung des Bestandes beitragen, sondern diesen nach 
und nach um solche Teile von Wissen und Erfahrung verringern, die unter den je
weils neuen Bedingungen veralten. Dies impliziert, daß bei den Erwerbstätigen 
durch Innovationen ein Teil der durch Ausbildung erworbenen Fähigkeiten obsolet 
wird. Dies entspricht gedanklich den Abschreibungen auf physische Anlagen 
(Bauten und Ausrüstungen) infolge des technischen Fortschritts. Um sich unter ver
änderten Bedingungen jeweils auf dem laufenden zu halten, ist “lebenslanges Ler
nen” erforderlich. Dies setzt auf Seiten der Erwerbstätigen die Bereitschaft voraus, 
wiederkehrend von entsprechenden betrieblichen oder überbetrieblichen Weiterbil
dungsangeboten Gebrauch zu machen.

2.2 Innovationen als Vorgang oder als Ergebnis

Bis heute liegt im Bereich der Innovationsforschung weder ein geschlossener Ansatz 
noch eine allgemein akzeptierte Begriffsdefinition vor. Der Grund für eine fehlende 
Definition liegt in der Schwierigkeit, den Untersuchungsgegenstand Innovation sau
ber gegen andere Sachverhalte komplexer Forschungs- und Produktionsprozesse ab
zugrenzen.

Nach dem international anerkannten Frascati Manual der OECD (OECD 1993) ist 
eine Innovation als ein Vorgang aufzufassen: "Scientific and technological innovati- 
on may be considered as the transformation of a new idea into a new product intro- 
duced on the market, into a new or improved operational process used in the industry 
and commerce, or into a new approach to a social service."(OECD 1993, S. 19). Die 
vorliegende Definition umfaßt also alle Phasen der Transformation - Forschung und 
Entwicklung bis zur Markteinführung. Auch im Grünbuch der Europäischen Kom
mission (Europäische Kommission 1995) wird unter Innovation ein Vorgang ver



standen, in dem Neuerungen in Wirtschaft und Gesellschaft hervorgebracht, über
nommen und erfolgreich genutzt werden.

Innovation als einen Vorgang - von der Grundlagenforschung über die Entwicklung 
zur Marktreife bis hin zur Markteinführung - aufzufassen, ist eine weitgefaßte Be
griffsabgrenzung. Unter Zugrundelegung einer solchen weiten Abgrenzung sind alle 
mit dem Innovationsvorgang verbundenen Beschäftigungswirkungen (z. B. im For
schungsbereich) zu berücksichtigen. Diese weite Abgrenzung wird im Oslo Manual 
der OECD für die Ausgestaltung von Fragebögen zur Sammlung von Daten über 
technische Innovationen gewählt: "Technological innovations comprise new prod
ucts and processes and significant technological changes of products and processes. 
An innovation has been implemented if  it has been introduced on the market 
(product innovation) or used within a production process (process innovation). Inno
vations therefore involve a series of scientific, technological, organisational, finan
cial and commercial activities” (OECD 1992, S. 28). Auch hier wird unter Innovati
on eine Reihe von Aktivitäten verstanden, die mit der Markteinführung oder der er
sten Nutzung ihren Schlußpunkt finden.

Unter Innovation wird dagegen zuweilen nur das Ergebnis des Innovationsvorgan
ges, also das neu entstandene Produkt, das neu entstandene Verfahren oder die neu 
entstandene Dienstleistung verstanden. Als Beispiel kann an dieser Stelle Schumpe
ter angeführt werden, der Erfindung (Invention), erstmalige Nutzung (Innovation) 
und Verbreitung (Diffusion durch Imitation) unterscheidet (vgl. Schumpeter 1934). 
Schumpeter sieht also nur die erstmalige Nutzung und somit das fertige Produkt oder 
Verfahren als Innovation an. Die Zugrundelegung einer solch engen Definition führt 
bei Analysen der Beschäftigungswirkungen von Innovationen dazu, daß nur Be
schäftigungswirkungen herangezogen werden, die Ergebnis der Einführung neuer 
Produkte oder neuer Produktionsprozesse sind.

Die Hervorbringung von Innovationen vollzieht sich in konkreten Zusammenhängen. 
Wissen und schon etablierte Innovation sind Grundlage weiterer Innovationen. Inno
vationsnetzwerke können zwischen Unternehmen, Universitäten und politischen In
stitutionen bestehen. Hierzu zählt eine gut ausgebaute Vernetzung von Unternehmen 
und Universitäten sowie zwischen den Unternehmen. Über Innovationsnetzwerke 
wird Wissen verbreitet und nutzbar gemacht. Dieses verbreitete Wissen ist Voraus
setzung für weitere Innovationen.

Ein wichtiges Bindeglied dieser Innovationsnetzwerke sind die in ihnen wirkenden 
spill-over-Effekte zwischen Lieferanten, Innovatoren und Anwendern. So finden 
Lieferanten von Ausrüstungen in den Innovatoren Abnehmer für ihre Produkte. Ver
besserte Ausrüstungsgüter sind ein wichtiger Impuls für die Innovatoren. Bestimmte 
Innovationen werden erst durch Innovationen bei den Lieferanten möglich. Ohne 
immer exaktere Verfahren und die dazugehörenden Geräte wären in der Prozesso
renproduktion die ständig steigende Anzahl an Transistoren pro Quadratzentimeter 
und damit eine ständig steigende Rechnerleistung kaum möglich gewesen.

18



19

A uf der Nachfrageseite der Innovatoren stehen die Anwender ihrer Innovationen. Für 
sie stellen diese Innovationen häufig die Grundlage für ihre geschäftlichen Tätigkei
ten dar. Die Anwender wiederum geben den Innovatoren durch ihre Verbesserungs
wünsche einen wichtigen Impuls für weitere Verbesserungsinnovationen. Im Bereich 
der Computeranimation sind beispielsweise ohne immer höhere Rechnerleistungen 
Innovationen kaum möglich. Dies spricht für die regionale Clusterung der Innovati- 
onshervorbringung (kreative Region), denn die Transaktionskosten von Wissen (im 
Gegensatz zur Information) steigen mit zunehmender Entfernung. Ein nachhaltiger 
Innovationsprozeß ist ohne ein Zusammenspiel von Innovatoren, Lieferanten und 
Anwendern nicht denkbar.

Die wirtschaftliche Entwicklung, die Offenheit der Faktor- und Produktmärkte, in
novationsfreundliche politische Rahmenbedingungen, aber auch Untemehmensor- 
ganisation (Hierarchien), Mitarbeitermotivation, Untemehmensgröße, Forschungsor
ganisation, Transfermodalitäten, Kooperation und Austausch sind weitere wichtige 
Aspekte des Innovations- und Diffusionsprozesses. Bei guter wirtschaftlicher Lage 
haben die Unternehmen in der Regel bessere finanzielle Möglichkeiten, ihre Innova
tionsaktivitäten zu intensivieren.

Forschung und Entwicklung unterliegen - wie andere wirtschaftliche Aktivitäten 
auch - notwendigerweise einer Abwägung von Aufwand und Ertrag. Nur genutzte 
und letztlich erfolgreiche Innovationen führen zu einer Amortisierung des betriebe
nen Aufwandes und können Wachstum und Wohlstand einer Volkswirtschaft erhö
hen.

Mehr noch als die Hervorbringung von Innovationen, die auch aus Grundlagenfor
schung und staatlich geförderten Aktivitäten herrühren kann, ist die Umsetzung von 
Innovationen in Markterfolge von der Initiative von Unternehmen abhängig. Für 
wirtschaftlichen Erfolg und entsprechende Beschäftigung müssen nicht nur neue 
Produkte und Verfahren entwickelt werden, sondern vor allem entsprechende neue 
Märkte. Inwieweit es gelingt, Innovationserträge selbst abzuschöpfen, hängt von der 
Wettbewerbsstruktur der Anbieter, dem öffentlichen-Gut-Charakter der Innovation 
und nicht zuletzt von den Kommerzialisierungsfahigkeiten der Innovatoren und ihrer 
Nachahmer ab. Der Inventor ist häufig nicht identisch mit dem Unternehmen, das die 
Innovationen in Produkte umsetzt.

Gerade im Fall der Bundesrepublik wird oft auf das zu gering entwickelte Umset
zungspotential im Bereich von Spitzentechnologien (z. B. Biotechnologie) verwie
sen. Die Kommerzialisierungsfähigkeit ist zu schwach entwickelt. In Deutschland 
werden häufig die geringe Risikobereitschaft der Unternehmen und ein erschwerter 
Zugang zu Risikokapital als entscheidendes Hemmnis für die Umsetzung von Inno
vationen genannt. Aber auch das gesellschaftliche Umfeld übt u. U. einen entschei
denden Einfluß auf die Markterschließung vorhandener Innovationen aus. Beispiele 
sind die Kontroversen zu genmanipulierten Produkten und zur Einführung der in
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Frankreich bereits verwendeten Abtreibungspille RU420 der Firma Hoechst in 
Deutschland.

Unternehmen werden versuchen, durch entsprechende Umstellungen ihrer Produkti
on und ihrer Vermarktungsstrategie mit Innovationen Markterfolge zu erzielen. 
Nachahmungsstrategien, die bald zu Verbesserungsinnovationen fuhren, können für 
Markterfolge u. U. entscheidender sein als die Innovationen selbst. Imitatoren sind 
auch deshalb am Markt erfolgreich, weil sie die mit Innovationen verbundenen ho
hen Entwicklungskosten vermeiden. Ihre Kosten umfassen u. U. Lizenzgebühren 
oder den Aufwand für eine Variante, die nicht durch ein Patent geschützt ist.

Die Implementation von Innovationen stellt für die Unternehmen eine besondere 
Hürde dar, wenn die bisherige technologische Ausrichtung bei einer Neuorientierung 
sehr hohe Abschreibungen zur Folge hat. Ist diese Bindung an alte Technologien 
hoch, so sind es die Anpassungskosten an “neue” Technologien ebenfalls (Audretsch 
1995). Die Implementation von Innovationen erfordert vielfältige organisatorische 
Anpassungen und u. U. eine Neudefinition des Untemehmenszieles. Vor diesem 
Hintergrund ist es verständlich, warum Innovationen häufig von “newcomem” zuerst 
genutzt werden.

Die Verbreitung (Diffusion) und die Nutzung von Innovationen sind in gesamtwirt
schaftlicher Sicht für den resultierenden Beschäftigungssaldo ausschlaggebend. Die 
Diffusionsgeschwindigkeit von Innovationen beeinflußt weiterhin das Innovati
onspotential einer Volkswirtschaft, da Innovationen häufig Input für die nächste In
novationsgeneration sind.

2.3 Innovationsarten

Häufig wird zwischen bahnbrechenden Innovationen (Basisinnovationen) und ver
bessernden Innovationen unterschieden. Basisinnovationen führen zu völlig neuen 
Produkten und/oder Produktionsprozessen. Als Standardbeispiel für eine Basisinno- 
vation wird häufig die Dampfmaschine angeführt, die eine völlig neue Technologie 
darstellte. Basisinnovationen sind Grundlage für eine ganze Reihe von Folge- und 
Systeminnovationen und begründen die Entstehung neuer und weitreichender Pro
duktionslinien. Basisinnovationen werden daher auch als Auslöser langfristiger 
Wachstumswellen angesehen Es gibt aber auch bahnbrechende Innovationen, die 
eine weniger große Reichweite haben - beispielsweise der Klettverschluß, der in 
vielen Anwendungen zu verbesserten Produkten geführt hat und zu den gegenwärtig 
fünfzig wichtigsten Innovationen gezählt wird.

Verbessernde Innovationen verändern schon bestehende Produkte oder Prozesse. Ein 
Beispiel hierfür ist die Weiterentwicklung der Computerprozessoren, die von Prozes
sorgeneration zu Prozessorgeneration immer größere Rechenleistungen besitzen. 
Verbessernde Innovationen bilden ebenfalls die Grundlage für weitere Innovationen. 
So werden z. B. durch neue leistungsstärkere Prozessoren neue Programme oder
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computergestützte Anwendungen möglich. Die Integration des Klettverschlusses in 
Schuhen oder Kleidungsstücken führt zu einer verbessernden Produktinnovation.

Ex-ante ist eine Unterscheidung zwischen Basisinnovationen und verbessernden In
novationen kaum möglich, denn oft erweist sich erst im nachhinein die grundlegende 
Bedeutung von Innovationen. Entsprechend lassen sich grundlegende Innovationen 
nur in begrenztem Umfang planen und erzwingen. Sie bergen größere Chancen, aber 
auch höhere Risiken als verbessernde Innovationen. Innovationen sind häufig an 
Produkte oder Personen gebunden; darüber hinaus gibt es aber auch Innovationen, 
die ungebunden und als Teil des Allgemeinwissens zugänglich sind.

Wirtschaftswissenschaftler konzentrieren sich bei Untersuchungen des Innovations
prozesses häufig auf technische Innovationen. Hierbei sollte aber nicht übersehen 
werden, daß soziale, organisatorische und institutionelle Innovationen einen erhebli
chen Einfluß auf die wirtschaftliche Entwicklung haben. So können soziale Innova
tionen zur Motivation von Personal führen, was sich in der Regel in höherer Produk
tivität niederschlagen wird.

Organisatorische Innovationen können zu einer Umstrukturierung des Produktions
prozesses führen, die ebenfalls eine höhere Effizienz zur Folge hat. Beispiel hierfür 
sind Verlagerungen von Produktionsstätten in Niedriglohnländer. Aber auch Um
strukturierungen innerhalb einer Produktion wie die in Schweden zuerst eingefuhrte 
Teamarbeit in der Automobilherstellung sind organisatorische Innovationen.

Institutioneile Innovationen bestehen beispielsweise in der Gründung supranationa
ler Institutionen wie der World Trade Organisation im Rahmen des GATT, in der 
Schaffung der gesetzlichen Kranken- und Rentenversicherung oder in der Weiter
entwicklung des Ausbildungssystems mit der Gründung von Fachhochschulen. Diese 
systemische Sichtweise von Innovationen hat dafür sensibilisiert, daß die Innovati
onsfähigkeit auch auf entsprechenden, langfristig aufzubauenden Infrastrukturen und 
Rahmenbedingungen beruht.

2.4 Produkt- und Prozeßinnovationen

Innovationen werden häufig in Produkt- und Prozeßinnovationen unterteilt, weil mit 
ihnen unterschiedliche Wirkungsmechanismen einhergehen. Eine Prozeßinnovation 
kann eine neue Maschine, eine neue Organisation der Produktion oder eine Kombi
nation aus diesen beiden sein. Prozeßinnovationen wirken primär auf die Effizienz 
der Produktionsprozesse der Unternehmen, wohingegen Produktinnovationen vor 
allem ihre Produktpalette verändern - neue oder verbesserte Produkte.

Eine Unterscheidung zwischen Produktinnovationen und Prozeßinnovationen ist je 
doch kaum möglich, wenn sich neue Produkte nur mit einem neuen Produktionspro
zeß herstellen lassen. Es handelt sich also häufig um eine komplementäre Beziehung 
zwischen Produkt- und Prozeßinnovationen. Produktinnovationen eines investitions-
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güterherstellenden Unternehmens fuhren beim Käufer (Anwender) dieses innovati
ven Investitionsgutes i.d.R. zu einer Prozeßinnovation. Die Produktinnovation eines 
Unternehmens ist somit häufig Prozeßinnovation für ein anderes Unternehmen ent
lang der Wertschöpfungskette. Umgekehrt ermöglichen Prozeßinnovationen neue 
Produkte. Besonders im Dienstleistungsbereich sind Bündel von Produkt- und Pro
zeßinnovationen zu beobachten. Aus gesamtwirtschaftlicher Sicht ist also die Unter
scheidung von Produkt- und Prozeßinnovationen nicht trennscharf.

Dennoch läßt sich als Folge der zunehmenden Globalisierung eine Akzentverschie
bung in der Begriffswelt von Produkt- und Prozeßinnovationen feststellen, die wie 
folgt beschrieben werden kann: Im globalen Wettbewerb der Regionen und Volks
wirtschaften erhalten Innovationen zur Beherrschung von inner- und zwischenbe
trieblichen Prozessen (Forschung und Entwicklung, Produktion und Logistik, Mar
keting und Vertrieb, Kundenbetreuung und Service) eine immer größere Bedeutung. 
Gegenüber dem dokumentierbaren Wissen (Patente, allgemeines Wissen), auf das 
aufgrund der Kommunikationsmöglichkeiten ein weltweit relativ rascher Zugriff be
steht und dessen Vorsprünge relativ rasch abgebaut werden, ist ein solches spezifi
sches Prozeß-Know-how stärker an Regionen und Netzwerke gebunden; es stellt ei
nen relevanten Standortfaktor im weltweiten Prozeßwettbewerb dar.

2.5 Globalisierung und Innovation

Innovationen finden in einem “globalen" Umfeld statt, welches die Bedingungen von 
Hervorbringung, Transfer und Verfügbarkeit von Innovationen beeinflußt. Aufgrund 
von Innovationen im Transport von Gütern, Menschen und Informationen, die die 
Transaktionskosten entscheidend gesenkt haben, gewinnt die globale Orientierung 
von Unternehmen seit geraumer Zeit an Bedeutung. Hinzu kommt die Liberalisie
rung der Märkte durch den fortschreitenden Abbau von Handelsschranken. Durch die 
neugewonnene Flexibilität können weltweite Aktivitäten durch die Vernetzung re
gional agierender, relativ kleiner Unternehmen organisiert werden. Dies vereinfacht 
und verbilligt Entscheidungen über Standortverlagerungen weltweit und erhöht die 
Standortkonkurrenz. Im Zuge dieser Entwicklung wird die Standortkonkurrenz durch 
einen Innovationswettlauf geprägt. Letztlich werden die Standorte erfolgreich sein, 
die Innovationsnetzwerke, Investitionen und entsprechende Anteile an der Wert
schöpfungskette an sich binden.

Durch die weltweite Aufteilung der Produktion vergrößern sich die Möglichkeiten 
des "dynamischen Unternehmers" (Schumpeter), aus Innovationen Kapital zu schla
gen. Gleichzeitig kann er auch gezielt weltweit nach Innovationsansätzen suchen und 
sie vorantreiben. Die Globalisierung führt zu einer Beschleunigung der Innovations
prozesse und somit zu einer Verkürzung der Innovations- und Produktzyklen. Für die 
Unternehmen wird es daher immer schwieriger, ihren Innovationsvorsprung gegen
über ihrer Konkurrenz zu verteidigen. Die marktliche Nutzung des Innovationsvor-
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sprunges über eine gewisse Zeit ist aber notwendig, um die Innovationskosten und - 
risiken amortisieren zu können.

Die Akquisition oder Entwicklung von Innovationen, die systematische Auslotung 
der Vermarktungsmöglichkeiten und ihre Umsetzung sowie ihre Verteidigung ge
genüber der Konkurrenz werden selbst zu einem Bestandteil des Innovationsprozes
ses. Deutsche Unternehmen haben im Zuge ihrer Intemationalisierung auch an aus
ländischen Standorten Innovationspotentiale aufgebaut. Die Fähigkeit, das hier er
zeugte, aber auch von den ausländischen Unternehmen bezogene Wissen in die Pro
duktion am Standort Deutschland zu integrieren, ist in besonderem Maß Grundlage 
für die Exporterfolge Deutschlands im Bereich von technologieintensiven Gütern.

Mit diesem Trend zunehmender Globalisierung werden gleichzeitig die Analyse- 
und Quantifizierungsmöglichkeiten der Wirkungen von Innovationen schwieriger. 
Die aufgrund der vielschichtigen Aspekte von Innovationen ohnehin schwierige 
Quantifizierung ihrer Beschäftigungswirkungen im nationalen Kontext wird im in
ternationalen Kontext noch wesentlich komplizierter. Hervorbringung und Nutzung 
von Innovationen fallen tendenziell auseinander. Die für geschlossene Volkswirt
schaften geltende Vermutung eines unmittelbarenZusammenhangs von Innova- 
tions-, Produktivitäts- und Beschäftigungsentwicklung gilt nur noch im globalen 
Maßstab. Für einzelne Volkswirtschaften sind die Zusammenhänge nur schwer zu 
erfassen; sie erfordern deshalb komplexere Analysemethoden, die auch die globalen 
Wirkungseffekte berücksichtigen.

3 Beschäftigung durch Innovation

3.1 Grundlegende Zusammenhänge zwischen Innovation und Beschäftigung

In diesem Abschnitt sollen einige grundlegende Zusammenhänge zwischen Innova
tion und Beschäftigung skizziert werden. Sie dienen der Vorbereitung einer Syste
matisierung vorliegender neuerer Studien zum Zusammenhang von Beschäftigung 
und Innovation.

In der Einschätzung von Ökonomen stellen Innovationen eine der zentralen Triebfe
dern für Wirtschaftswachstum und den damit einhergehenden Strukturwandel dar. In 
langfristiger Perspektive erhöhen Innovationen (technischer Fortschritt) das Produk
tionspotential einer Volkswirtschaft. Sind jene mit steigender Arbeitsproduktivität 
verbunden, so bedeutet dies auf der einen Seite, daß für die Herstellung von Waren 
oder die Erbringung einer Dienstleistung pro Einheit immer weniger Arbeitsstunden 
erforderlich sind. A uf der anderen Seite sind höhere Arbeitsproduktivitäten nichts 
anderes als höhere (Real-)Einkommen, wobei sich Güterpreise, Gewinne und Ent
lohnung, Investitionen und Beschäftigung in den einzelnen Wirtschaftszweigen un
terschiedlich entwickeln. Daher hängt es wesentlich vom Verhältnis von Wachstum 
und Produktivitätsentwicklung ab, ob und gegebenenfalls in welchem Ausmaß Be
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schäftigungsprobleme mit Innovationen verbunden sind. Da Wachstum (pro Kopf) 
und Arbeitsproduktivitätsentwicklung hoch korreliert sind, spricht theoretisch nichts 
dagegen, daß Wachstum und der damit verbundene Strukturwandel mittelfristig 
vollbeschäftigungskonform verlaufen; zyklische Beschäftigungsprobleme mögen 
dabei jedoch unvermeidlich sein.

Die neoklassische Wachstumstheorie kommt zu qualitativen Aussagen über die 
Auswirkungen von Innovationen auf Realeinkommensniveau und Wachstumsraten 
einer Volkswirtschaft. Langfristig hängt die Zunahme des Pro-Kopf-Einkommens 
vor allem von Innovationen ab. Technischer Fortschritt wirkt faktorvertiefend oder 
faktorvermehrend auf die beiden klassischen Produktionsfaktoren Arbeit und Kapital 
(Kapital im Sinne physischer Produktionsanlagen) oder wirkt neutral auf die allge
meine Effizienzsteigerung der Produktionsprozesse. Technischer Fortschritt ist in 
dieser Sichtweise ein dritter Produktionsfaktor, der wie Manna vom Himmel fallt. 
Neuere Entwicklungen sehen in ihm einen endogenen Wachstumsfaktor, der beein
flußbar ist. Institutionelle Bedingungen, Infrastruktur, Qualifizierung sowie Organi
sation der Generierung und Verwendung des Wissens entscheiden über die Rate des 
technischen Fortschritts und des Wachstums.

Internationale Querschnittsvergleiche haben zunehmend verdeutlicht, daß das Hu
mankapital - das von den Erwerbstätigen durch Ausbildung erworbene (technische, 
organisatorische, soziale und institutionelle) Wissen - ein entscheidender Faktor für 
Unterschiede im Einkommensniveau und Wachstum zwischen verschiedenen 
Volkswirtschaften ist. Während in traditionellen, auf das physische Anlagevermögen 
fokussierten Ansätzen die Annahme konstanter oder abnehmender Skalenerträge üb
lich ist, wird nunmehr aufgrund der dynamischen Innovationsauffassung die Frage 
aufgeworfen, ob man nicht sogar von zunehmenden Skalenerträgen bei Innovationen 
ausgehen müsse.

Aufgrund der Vielfältigkeit der Wirkungszusammenhänge zwischen Innovation und 
Beschäftigung ist es methodisch und empirisch sehr anspruchsvoll, die positiven Be
schäftigungseffekte aufgrund vermehrten Wachstums und verbesserter Wettbewerbs
fähigkeit gegen die gleichzeitig beschäftigungsmindemd wirkenden Verdrängungs
und Rationalisierungseffekte abzuwägen. Gedanklich lassen sich Produktions- und 
Produktivitätswirkungen unterscheiden, die tatsächlich aber interdependent sind. 
Hagemann (1985) berücksichtigt beispielsweise neben dem Freisetzungseffekt auf
grund von Produktivitätssteigerungen produktionssteigemde Kompensationseffekte 
aufgrund erhöhter Nachfrage (endnachfrageerweitemde Produktinnovationen, Kauf
kraftkompensation, Maschinenherstellung), verbesserter Wettbewerbsfähigkeit und 
Faktorsubstition. Stoneman (1983) faßt die Kompensationseffekte in drei Gruppen 
zusammen - Technologie-Multiplikatoreffekte, Einkommenseffekte und Preiseffekte. 
Auch die umfangreiche Studie der OECD (1996) basiert auf der Unterscheidung von 
Beschäftigungsverlusten infolge der Einführung von arbeitssparenden Prozessen 
(Prozeßinnovationen) und kompensierender Beschäftigungszunahme infolge höheren



25

Wachstums (Produktinnovationen, Preissenkungen, vermehrte Vorleistungsnachfra
ge, Faktorsubstitution). An dieser Stelle können nur einige Aspekte diskutiert wer
den.

3.1.1 Beschäftigungswirkungen von Prozeß-und Produktinnovationen

Bei der Betrachtung der direkten Beschäftigungswirkungen von Prozeßinnovationen 
steht der damit verbundene Effizienzzuwachs der Produktionsprozesse im Vorder
grund. Durch sie können bei gleichem Input mehr Güter oder die gleiche Menge an 
Gütern mit geringerem Faktoreinsatz hergestellt werden. Betrifft ein solch verringer
ter Faktoreinsatz auch den Faktor Arbeit, so erhöht dies die Arbeitsproduktivität. 
Entsprechend vermindert sich in der ersten Runde - bei gegebenem Absatz - die 
Nachfrage nach Arbeitskräften. Prozeßinnovationen (Rationalisierungen) wirken al
so unmittelbar und zunächst negativ auf die Beschäftigung.

Als Konsequenz der Rationalisierung stellen sich in der zweiten Runde positive Ef
fekte ein. Aufgrund der Effizienzgewinne entstehen zumindest temporäre Wettbe
werbsvorteile. Produkte können billiger hergestellt werden. Werden die erzielten 
Kostensenkungen in Form von Preissenkungen an die Kunden weitergegeben, so er
höht sich u. U. der Absatz, da sich das Realeinkommen erhöht. Werden die Effizi
enzgewinne zu einer Erhöhung von Gewinnen und Einkommen genutzt, so kann dies 
die Investitionsnachfrage erhöhen. Wird durch Innovationen die internationale Wett
bewerbsfähigkeit verbessert und die Exportnachfrage erhöht, so wirkt dies tenden
ziell ebenfalls positiv auf die Beschäftigung. Inwieweit Preissenkungen und/oder 
zusätzliche Einkommen zu steigender (realer) Konsum-, Investitions- oder Export
nachfrage führen, hängt von den jeweiligen Preis- bzw. Einkommenselastizitäten ab.

Die Analyse der geschilderten direkten Wirkungszusammenhänge ist komplex; mit 
positiven Beschäftigungsimpulsen sind gleichzeitig immer auch negative verbunden. 
Sie können zu unterschiedlichen Zeitpunkten auftreten und einzelne Unternehmen in 
unterschiedlicher Weise betreffen: in zeitlicher Dimension sind also kurz-, mittel- 
und langfristige Wirkungen einer Innovation zu unterscheiden.

Neben diesen direkten Kompensationseffekten sind weiterhin mögliche Rückwir
kungen von Rationalisierungen im interindustriellen Zusammenhang einzubeziehen. 
Es müssen also neben direkten auch indirekte Beschäftigungswirkungen bei der 
Analyse berücksichtigt werden. Direkte Beschäftigungswirkungen ergeben sich bei 
den Unternehmen, die Innovationen durchfuhren. Die indirekten Beschäftigungswir
kungen hingegen entstehen bei Unternehmen, die in einer (marktlichen) Beziehung 
zu den innovierenden Unternehmen stehen. Dies können Zulieferer, Vertriebspartner 
oder Kunden, aber auch Konkurrenten sein. Die Ermittlung indirekter Beschäfti
gungseffekte von Rationalisierungsinvestitionen erfordert beispielsweise, daß die 
dadurch ausgelösten Veränderungen der Vorleistungsnachfrage in die Analyse ein
bezogen werden. Werden beispielsweise Prozeßinnovationen mit Hilfe neuer Pro
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duktionsmittel durchgeführt, so dürfte dies i.d.R. Einstellungen bei den Herstellern 
dieser Investitionsgüter zur Folge haben. Es liegt auf der Hand, daß sich Tendenz 
und Größenordnung der Beschäftigungswirkungen von Innovationen erheblich un
terscheiden können, je  nachdem, ob nur direkte oder auch indirekte Beschäfti
gungswirkungen in die Analyse einbezogen werden.

Für Aussagen über die Größenordnung der Beschäftigungswirkungen ist eine Diffe
renzierung verschiedener Prozeßinnovation angebracht. Eine sog. radikale Prozeßin- 
novation führt zu einer völligen Umstellung der Produktionsweise, wohingegen bei 
einer progressiven Prozeßinnovation eine schrittweise Umstellung vorgenommen 
wird. Radikale Prozeßinnovationen, bei denen z. B. der gesamte Maschinenpark aus
getauscht und durch eine neue Anlage ersetzt wird, haben i.d.R. einen größeren Ra
tionalisierungseffekt zur Folge als eine progressive Prozeßinnovation.

Das Ausmaß des Beschäftigungseffektes von Prozeßinnovationen hängt zum einen 
von der Art der Innovation, zum anderen von Rückwirkungen auf die Faktorsubsti
tution ab. Wenn beispielsweise durch den Einsatz neuer Technologien Arbeitskräfte 
freigesetzt werden und sich infolgedessen das Lohn-Zins-Verhältnis verringert, dann 
fuhren diese (relativen) Lohnsenkungen u. U. dazu, daß der Prozeß der Kapitalin
tensivierung verlangsamt oder sogar umgekehrt wird. Hierfür ist die sog. Substituti
onselastizität zwischen den Produktionsfaktoren die entscheidende Größe. Dieser 
Zusammenhang ist aber theoretisch und quantitativ von eher untergeordneter Bedeu
tung (Streissler 1988).

Die Beschäftigungseffekte von Produktinnovationen unterscheiden sich prinzipiell 
kaum von denen der Prozeßinnovationen. Dies hängt unmittelbar auch damit zu
sammen, daß Produktinnovationen häufig gleichzeitig Prozeßinnovationen sind. Ge
samtwirtschaftlich kann dieselbe Innovation bei einigen Unternehmen zu positiven, 
bei anderen zu negativen Beschäftigungswirkungen führen. Bei Produktinnovationen 
wird häufig nur der direkte Effekt einer vermehrten Nachfrage betrachtet, die zu 
Einstellungen bei den Herstellern führt. Hierbei hängt die zu erwartende Stärke der 
quantitativen Beschäftigungswirkungen in erheblichem Maße von der für das neue 
Produkt vorliegenden Nachfragefunktion und der Marktform des Absatzmarktes für 
das neue Produkt ab. Werden aber auch die indirekten Beschäftigungseffekte bei 
Zulieferern, Konkurrenten und Anwendern einbezogen, so können sich die Beschäf
tigungswirkungen unterschiedlicher Produktinnovationen nicht nur in der Stärke, 
sondern auch im Vorzeichen erheblich unterscheiden. Den positiven Beschäfti
gungseffekten bei den vermarktenden Unternehmen und auch bei den Vorleistungs
lieferanten stehen negative Beschäftigungswirkungen gegenüber, wenn Anbieter 
"veralteter" Produkte Absatzeinbußen erleiden.

Die indirekten Beschäftigungswirkungen von Produktinnovationen lassen sich nur 
dann exakt in Richtung und Stärke ermitteln, wenn beachtet wird, in welcher Markt
relation die neuen Produkte zu anderen schon etablierten Produkten stehen. Diese 
Relation kann substitutiv, komplementär oder konkurrenzlos sein. Bei substitutiven
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Produktinnovationen müssen den direkten nachfragesteigemden die indirekten nach
frageverdrängenden Effekte gegenübergestellt werden, um den Nettobeschäftigungs
effekt angemessen zu ermitteln. Die Analyse der Beschäftigungswirkungen komple
mentärer Produktinnovationen erfordert, daß die zusätzlichen Nachfrageeffekte der 
komplementären Güter berücksichtigt werden. Computerkomponenten wie Drucker, 
Speichermedien, Graphikkarten usw. sind Beispiele für komplementäre Güter, da sie 
vom Verkauf von Computern stark abhängen. Nur bei neuen konkurrenzlosen Pro
dukten, die neue Märkte erschließen und mit keinem schon vorhandenen Produkt in 
Konkurrenz stehen, ist eine Berücksichtigung des direkten Beschäftigungseffekts 
ausreichend. Der Walkman wird häufig als konkurrenzlose Innovation angeführt, da 
er zur damaligen Zeit die heimische Hifi-Anlage nicht verdrängt hat und als eigen
ständiges Gerät angesehen wurde.

Indirekte Beschäftigungseffekte können sich allerdings auch dann ergeben, wenn 
innerhalb eines gegebenen Budgets (Einkommen) eine Kaufentscheidung zugunsten 
eines Produktes mit vergleichsweise niedrigerem Arbeitseinsatz getroffen wird.

Die analytischen Schwierigkeiten sind groß. Innovationsimpulse sind in Stärke und 
Reichweite unterschiedlich und haben letztlich zur Folge, daß sich die relativen 
Preis-, Einkommens- und Nachfragerelationen verändern. Damit ändert sich die Pro
duktionsstruktur (Verhältnis von Vorleistungen und Endprodukten) und gleichzeitig 
die Inputstruktur (Verhältnis von Arbeit und Kapital). Die Höhe des Nettobeschäfti
gungseffektes wird letztlich von den mit Innovationen ausgelösten Einkommenser
höhungen und Veränderungen der Preisrelationen sowie der vorliegenden Einkom
mens- und Preiselastizität der Nachfrage bestimmt.

Der Nettobeschäftigungseffekt ergibt sich aus der Vielzahl der in der Übersicht zu
sammengefaßten Einzeleffekte.
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P-Qsitiv; negativ:

■Markterweiterung/ ■ Rationalisierung
Kaufkrafterhöhung

* Verdrängung
- W ettbewerbsfähigkeit

direkte

Beschäftigungs

effekte

positiv: negativ:

- Vorleistungsnachfrage

- Kaufkrafterhöhung

• Vorleistungsnachfrage 

- Verdrängung

indirekte

3.1.2 Qualitative und quantitative Beschäftigungswirkungen

Wie bei der Definition des Innovationsbegriffs muß auch bei den Beschäftigungs
wirkungen überlegt werden, welche Art von Beschäftigungswirkungen bei einer 
Untersuchung berücksichtigt werden sollen. Hierbei ist zwischen qualitativen und 
quantitativen Beschäftigungswirkungen zu unterscheiden. Quantitative Beschäfti
gungswirkungen beziehen sich auf die von den Innovationen ausgelösten Verände
rungen der Anzahl der Beschäftigten, qualitative auf ihre Qualifikations- und/oder 
Tätigkeitsstruktur.

Auch qualitative Beschäftigungswirkungen lassen sich quantifizieren; daraus erge
ben sich Aussagen über die Dimensionen des durch Innovationen ausgelösten 
Strukturwandels für berufliche Anforderungen und Tätigkeitsprofile. In den letzten 
Jahren sind beispielsweise EDV-Kenntnisse zu einer notwendigen Voraussetzung für 
eine Bürotätigkeit geworden (Veränderung der Nachfrageseite). Auf der Angebots
seite passen sich Schulen und Universitäten diesen durch die Innovation PC verän
derten Qualifikationsanforderungen an. Meistens werden aber nur die Veränderun
gen der Arbeitsnachfrage betrachtet, und die Auswirkungen auf das Arbeitsangebot 
werden vernachlässigt. Der Grund hierfür liegt in der unterschiedlichen zeitlichen 
Dimension dieser Veränderungen. Die Arbeitsnachfrage kann sich kurzfristig an In-
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novationen anpassen, wohingegen die Anpassung der Ausbildungsinstitutionen er
fahrungsgemäß längere Zeit braucht.

3.1.3 Beschäftigungsinzidenz hei zunehmender Globalisierung

Da aufgrund der Globalisierung Produktionsaktivitäten regional diversifiziert werden 
können, löst sich der unmittelbare regionale Zusammenhang zwischen Innovation 
und Beschäftigung zunehmend auf. Die weltweite Verteilung der Beschäftigungsef- 
fekte aufgrund von Innovationen ist ungewiß. Innovationen einer Region werden nur 
dann für diese Region zu mehr Beschäftigung fuhren, wenn mit den Innovationen 
auch Produktion und Investitionen an die Region gebunden werden. Dies dürfte vor 
allem für jene Standorte gelten, die über Innovationsnetze und Kompetenzen verfü
gen, die im Standortwettbewerb komparative Vorteile darstellen.

Aufgrund der Globalisierungsmöglichkeiten werden (standardisierbare) Produktin- 
novationen relativ rasch an vielfältige Produktionsstandorte weitergegeben. Auf
grund der in den entwickelten Industrieländern angesiedelten Headquarter transna
tional operierender Unternehmen partizipieren diese Länder überdurchschnittlich an 
den globalen Wertschöpfungsketten. An den weltweiten Beschäftigungseffekten zu 
partizipieren ist für die Industrieländer ungleich schwieriger. Denn solange es sich 
um standorttolerante Produktionen handelt, dürften die Entscheidungen zugunsten 
solcher Standorte fallen, an denen die Arbeitskräfte weitaus geringer entlohnt wer
den als in den Innovationszentren selbst.

Die Globalisierung zwingt die entwickelten Volkswirtschaften zusehends, sich auf 
wissensintensive Produktionen zu spezialisieren; dies verschärft tendenziell den Bias 
von Innovationen und technischem, organisatorischem und institutionellem Wandel 
zuungunsten gering qualifizierter Arbeitskräfte. Die strukturelle Arbeitslosigkeit, die 
das Resultat eines “mismatch” von angebotenen und nachgefragten Qualifikationen 
ist, und der Lohndruck nach unten für gering Qualifizierte werden verschärft.

з.2  Methodische Aspekte

Empirische Überprüfungen des Zusammenhangs von Innovation und Beschäftigung 
kommen häufig zu unterschiedlichen Ergebnissen, weil sich die Untersuchungen 
nicht nur in ihrem theoretischen Ansatz, sondern auch in methodischen Aspekten 
unterscheiden. Jeder dieser Aspekte kann einen entscheidenden Einfluß auf die er
mittelten Ergebnisse haben. Eine Variation jedes einzelnen dieser Aspekte verändert
и. U. die Größenordnungen und den Aussagegehalt der Ergebnisse. Im folgenden 
Abschnitt werden einige Unterschiede in der Herangehensweise aufgegriffen; die in 
Kapitel 4 vorgestellten Studien werden dann auch auf diese Aspekte hin untersucht.
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3.2.1 Aggregationsniveau

Entscheidend für die Bewertung und Interpretation der Ergebnisse ist das in einer 
Studie betrachtete Aggregationsniveau. Die vorliegenden Studien unterscheiden sich 
vor allem darin, ob sie ihren Schwerpunkt auf einzel(mikro)- oder gesamt 
(makro)ökonomische Zusammenhänge legen. Bei einzelwirtschaftlich orientierten 
Quantifizierungen bleiben die Rückwirkungen auf andere Unternehmen (indirekte 
Beschäftigungseffekte) aufgrund der Kreislaufzusammenhänge unberücksichtigt. 
Häufig wird allerdings ein Unternehmen als pars pro toto interpretiert.

Bei gesamtwirtschaftlichen Betrachtungen hingegen werden direkte und indirekte 
Beschäftigungseffekte von Innovationen berücksichtigt, was die Komplexität der 
Analyse stark erhöht. Als Instrument werden hierfür häufig Input-Output-Analysen 
verwendet, die die Abbildung intrasektoraler Verflechtungen ermöglichen.

Aggregationsniveau

M ikroökonomie

(Untem ehm ens-
modelle)

Mesoökonomie

(Sektoren

modelle)

M akroökonomie

(gesam t
w irtschaftliche M odel

le)

Input-Output- Analyse
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3.2.2 Reichweite der Untersuchung

Entscheidend für die Einordnung und Interpretation der Ergebnisse verschiedener 
empirischer Untersuchungen ist weiterhin die verwendete zeitliche und räumliche 
Reichweite. Die "Reichweite" einer Studie darf nicht mit dem Aggregationsniveau 
verwechselt werden, da es sich hier um unterschiedliche Dimensionen handelt. Bei 
der "zeitlichen Reichweite" kommt es auf den betrachteten Zeitraum an. Kurz-, mit
tel- oder langfristige Studien müssen dabei unterschieden werden.

Bei kurzfristigen Betrachtungen stehen die direkten Beschäftigungswirkungen im 
Vordergrund. Erst im Zuge des Diffusionsprozesses gewinnen die indirekten - ge
samtwirtschaftlichen - Beschäftigungswirkungen an Bedeutung. Auswirkungen auf 
das Bildungssystem vollziehen sich beispielsweise nur sehr langsam; sie können also 
nur im Rahmen einer mittel- bis langfristigen Betrachtung erfaßt werden.

Die "räumliche Reichweite" entscheidet, ob Aussagen beispielsweise für eine Ge
meinde, eine Region, ein Bundesland, eine Nation, die Europäische Union oder die 
Weltwirtschaft getroffen werden. Räumliche und zeitliche Reichweite der Untersu
chung können - wie oben ausgeführt - beliebig kombiniert werden. Die gewählte 
Kombination entscheidet über Vergleichbarkeit, Bewertung und Interpretation der 
Ergebnisse verschiedener Studien.

3.2.3 BetrachteterZeitraum

Neben der zeitlichen Reichweite ist auch der historische Bezug bedeutsam. Werden 
beispielsweise die Beschäftigungswirkungen von Innovationen im Zeitraum 1980 bis 
1995 betrachtet, so sind in diesem Zeitraum die Auswirkungen der 2. Ölpreiskrise 
und der Wiedervereinigung Deutschlands zu berücksichtigen. Diese beiden Ereignis
se haben die gesamtwirtschaftliche Entwicklung und wahrscheinlich auch das Inno-
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vationsverhalten der Unternehmen beeinflußt. So werden die Beschäftigungswirkun
gen im optimistischen Klima eines wirtschaftlichen Booms größer ausfallen als in 
pessimistischen rezessiven Zeiten. Weiterhin erhöhen erfahrungsgemäß die Unter
nehmen in Boomzeiten ihre Innovationsaktivitäten und nehmen sie in Zeiten einer 
Rezession wieder zurück. Dieses prozyklische Innovationsverhalten sowie die eben
so prozyklische Bereitschaft, Personal einzustellen, beeinflußt die Ergebnisse empi
rischer Untersuchungen erheblich. Die Beschäftigungswirkungen aufgrund von In
novationen lassen sich aber nur schwer von gesamtwirtschaftlichen Entwicklungen 
trennen. Es kommt also besonders beim Vergleich von verschiedenen Studien darauf 
an, die Ergebnisse im Zusammenhang mit der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung 
zu betrachten und zu prüfen, ob die Innovationswirkungen methodisch ausreichend 
gegenüber anderen Einflüssen “kontrolliert” worden sind.

4 Auswahl und Beurteilung neuerer Studien

In diesem Abschnitt werden einige neuere Studien "steckbriefartig" vorgestellt und 
auf Unterschiede in der Eingrenzung von Innovationen, in der Reichweite der einbe
zogenen Wachstums- und Beschäftigungseffekte, in den Annahmen und Wirkungs
mechanismen überprüft. Die in Abschnitt 3 angeführten Kriterien erlauben, die Er
gebnisse synoptisch darzustellen. A uf dieser Grundlage lassen sich Schlußfolgerun
gen ziehen, die auch Aspekte des Forschungsbedarfs und die Möglichkeiten bzw. 
Schwierigkeiten eines Programms “Beschäftigung durch Innovation” berühren.

Die 1988 abgeschlossene Meta-Studie II kann als Ausgangspunkt für die Auswahl 
der hier vorgestellten Arbeiten dienen, da sie einen umfassenden Überblick über die 
bis dahin auf diesem Gebiet geleistete Forschungsarbeit gibt (Matzner/ Schettkat/ 
Wagner 1988, Meyer-Krahmer 1989, Penzkofer/ Schmalholz/ Scholz 1989;). Von 
den danach erschienenen Veröffentlichungen werden solche ausgewählt, die sich mit 
dem Zusammenhang von Innovation und Beschäftigung in der Bundesrepublik 
Deutschland oder Europa auseinandersetzen. Dabei wurde empirisch orientierten Ar
beiten der Vorrang vor rein theoretischen Abhandlungen gegeben. Denn an dieser 
Stelle sollen vor allem quantitative Abschätzungen des Zusammenhangs von Inno
vation und Beschäftigung aufgegriffen werden, die für Politik und Öffentlichkeit ge
genwärtig im Vordergrund stehen.

4.1 Edler (1990)

Fragestellung:

Die Studie von Edler entwickelt ein methodisches Instrumentarium für die empiri
sche Untersuchung der Beschäftigungswirkungen durch die Anwendung von Indu
strierobotern als exemplarischer innovativer Prozeßtechnologie. Die Beschäfti
gungswirkungen werden hierbei für den Zeitraum 1980 bis 1995 untersucht.
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Inhalt/Methode:

Im ersten Teil der Arbeit werden die formale Methode sowie die benötigten exoge
nen Informationen diskutiert, die notwendig sind, um den Diffusionsprozeß von In
dustrierobotern in seinen Auswirkungen auf die Hersteller- und die Anwenderseite 
zu modellieren (dynamisches Input-Output-Modell). Neben den quantitativen wird 
auch eine Analyse der qualitativen Beschäftigungseffekte durchgeführt.

Die Ermittlung der empirischen Ergebnisse erfolgt in zwei Simulationsschritten. In 
einem ersten Simulationslauf werden vorläufige Ergebnisse der Diffusion von Indu
strierobotern ermittelt. Hierbei bleiben die adaptionsspezifischen Effekte bei den 
Anwendern zunächst unberücksichtigt. Aus den so ermittelten Investitionen der An
wenderbranchen für Industrieroboter werden vorläufige Bestände von Industrierobo
tern berechnet. A uf dieser Basis werden adaptionsspezifische Effekte bei den An
wendern ermittelt. Diese Effekte fließen nun in den zweiten Simulationsschritt ein, 
der Quantifizierungen unter Einbeziehung aller Effekte liefert. Mit Hilfe der daraus 
ermittelten Bestände von Industrierobotern werden die direkten Beschäftigungseffek
te bei den Anwendern ermittelt. Die Beschäftigungswirkungen des Einsatzes von 
Industrierobotern ergeben sich als Saldo der (direkten und indirekten) Wirkungen 
auf der Seite von Herstellern und Anwendern.

Weiterhin werden (modellendogen) indirekte Beschäftigungswirkungen berücksich
tigt, die durch den Einsatz von Industrierobotern ausgelöst wurden. Diese resultieren 
aus Änderungen des Einsatzes von Vorleistungen, Kapitalgütem und Arbeitskräften 
im Produktionsprozeß sowie deren direkte und indirekte Wirkung auf die Entwick
lung von Produktion, Investition und Beschäftigung. Weitere Kompensationseffekte 
wirken über Preis-, Einkommens- und Umverteilungseffekte. Mit Hilfe von weiteren 
Berechnungen versucht Edler, deren mögliche Größenordnung abzuschätzen. Damit 
wird der Kaufkrafterhebung Rechnung getragen. Eine Einbeziehung solcher positiv 
auf die Beschäftigung wirkender Effekte verringert den negativen Saldo beträchtlich.

Hauptergebnis:

Die Anwendung von Industrierobotern führt von 1980 bis zum Jahr 1995 zu einem 
deutlichen Rückgang der Beschäftigung in der Produktion (ca. -106.000 Personen im 
Jahr 1995). Da hierbei nur ein Teil der positiv auf die Beschäftigung wirkenden Ef
fekte erfaßt wird, ist diese Zahl eine Untergrenze. Bei näherer Betrachtung der ein
zelnen Komponenten zeigt sich, daß die direkten und indirekten Anwendereffekte 
mit ihren negativen Beschäftigungswirkungen rasch an Bedeutung gewinnen und 
schon ab dem Jahr 1981 den Bruttobeschäftigungseffekt dominieren. Bis 1995 wer
den die negativen Beschäftigungseffekte auf 130.000 beziffert. Die (direkten und 
indirekten) positiven Beschäftigungseffekte bei den Herstellern nehmen von 2.000 
1980 auf 20.000 Personen im Jahr 1995 zu. Das Gewicht der einzelnen Komponen
ten am Gesamtbeschäftigungseffekt verschiebt sich im Laufe des Diffüsionsprozes- 
ses sehr schnell. Am Ende des betrachteten Zeitraumes entfallen 80 % des Bruttobe
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schäftigungseffektes auf die direkten Anwendereffekte, 7 % auf die direkten und in
direkten Herstellereffekte und 4 % auf die indirekten Anwendereffekte.

Bei den Wirkungen auf die Sektorstruktur, gemessen in prozentualen Veränderungen 
der Beschäftigten im Verhältnis zum Referenzszenario, kann für das Jahr 1995 fest
gehalten werden, daß der Straßenfahrzeugbau (-4,5 %) gefolgt von der Kunststoff
verarbeitung (-2,3 %), den Gießereien (-1,9 %) und den Büromaschinen, ADV 
(-1,8 %) die durch den Einsatz von Industrierobotern am stärksten von negativen Be
schäftigungseffekten betroffenen Sektoren sind.

Die Analyse der Beschäftigungswirkungen der Diffusion von Industrierobotern nach 
Berufen bzw. Berufsgruppen zeigt, daß die Berufsgruppe Maschineneinrichter ohne 
nähere Angaben (-26 %) gefolgt von den Berufsgruppen der Schweißer und Löter 
(-20 %), der Metallarbeiter ohne nähere Angaben (-8 %), Hilfsarbeiter ohne nähere 
Tätigkeitsangaben (-8 %) sowie Elektrogeräte- und sonstige Montierer (-6 %) die 
stärksten Rückgänge zu verzeichnen haben. Alle diese Berufsgruppen weisen sich 
durch geringe Qualifikationsanforderungen aus. Auch bei anderen Größenordnungen 
der Beschäftigungseffekte aufgrund der Berücksichtigung zusätzlicher Kompensati
onseffekte bleibt die Tendenz der Einflüsse auf die Sektor- und Berufsstruktur im 
wesentlichen erhalten.

Beurteilung:

Die vorliegende Studie berücksichtigt direkte und indirekte Beschäftigungseffekte. 
Weiterhin werden die Beschäftigungswirkungen der Produktinnovation 
"Industrieroboter" während des Diffusionsprozeß in der Wirtschaft untersucht. 
Hiermit wird eine gesamtwirtschaftliche Aussage über die Beschäftigungseffekte 
von Industrierobotern möglich. Die negativen Beschäftigungswirkungen ergeben 
sich vor allem daraus, daß die rationalisierungsintensive Prozeßtechnologie 
"Industrieroboter" analysiert wird. Trotz der Berücksichtigung positiver Beschäfti
gungseffekte bei Herstellern und verschiedener Kompensationseffekte (z. B. die hö
here reale Nachfrage nach den Produkten der Anwender, da sie aufgrund der neuen 
Technologie die Produkte billiger hersteilen und somit auch billiger anbieten kön
nen) bleibt die Beschäftigungsbilanz insgesamt negativ. Dabei werden jedoch die 
Auswirkungen auf die internationale Wettbewerbsfähigkeit nicht berücksichtigt. 
Dies muß bei der Interpretation beachtet werden, denn ohne die Anwendung von In
dustrierobotern sind in mittlerer bis längerer Sicht große Nachteile im internationa
len Wettbewerb nicht auszuschließen, die wiederum zu Beschäftigungsrückgängen 
fuhren würden. Insofern kann man folgern, daß ohne den Einsatz von Industrierobo
tern die Beschäftigung kurzfristig höher gewesen wäre, mittelfristig aber aufgrund 
mangelnder internationaler Wettbewerbsfähigkeit wahrscheinlich zu einem höheren 
Rückgang der Beschäftigung geführt hätte.
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Methodische Aspekte der Studie in Stichpunkten:

•  Die hier vorliegende Arbeit betrachtet die Beschäftigungswirkungen von Indu
strierobotern. Es wird damit von einer erfolgreichen Innovation ausgegangen. 
Innovation wird als "Ergebnis" betrachtet.

• Ein Differenzierung zwischen Produkt- und Prozeßinnovation wird nur implizit 
über die Berücksichtigung von Beschäftigungseffekten bei den Herstellern und 
Anwendern vorgenommen. Die Einführung von Industrierobotern stellt für die 
Hersteller eine Produktinnovation dar, für die Anwender hingegen müssen sie 
als Prozeßinnovation betrachtet werden.

• Im Rahmen des dynamischen Input-Output-Modells von Edler werden sowohl 
direkte und indirekte als auch quantitative und qualitative Beschäftigungswir
kungen berücksichtigt.

• Methode: Simulation mit Hilfe eines dynamischen Input-Output-Modells.

• Berücksichtigte negative Beschäftigungswirkungen: Rationalisierungseffekt.

• Positive Effekte: Endnachfrageerhöhungen und positive Beschäftigungseffekte 
bei den Maschinenherstellem.

• Zeitliche Reichweite: 15 Jahre.

• Räumliche Reichweite: Bundesrepublik Deutschland.

•  BetrachteterZeitraum 1980 - 1995.

4.2 Marnet (1991)

Fragestellung:

Die Studie von Mamet untersucht den Einfluß der Innovationsaktivität von Unter
nehmen auf die Arbeitsnachfrage.

Inhalt/Methode:

Das verwendete Modell orientiert sich an den Arbeiten von Zimmermann 1985 und 
König/Zimmermann 1986; es wird eine Endogenisierung von Produkt- und Prozeß- 
innovationen im Rahmen eines zweistufigen unternehmerischen Entscheidungspro
zesses vorgenommen. Produkt- und Prozeßinnovationen werden hier als Entschei
dung über die Produktqualität und Prozeßtechnologie in das Modell integriert. Die 
Produktqualität und die Produktionstechnik beeinflußt die Produktionsfunktion, die 
Preisabsatzfunktion, die Lohnkosten und die "sonstigen Kosten" der Unternehmung. 
Besonderer Erläuterung bedarf an dieser Stelle die Beeinflussung der untemehmens- 
individuellen Lohnkosten durch die Produktqualität und die Produktionstechnik. Als 
Argumentation wird hierbei angeführt, "daß eine Erhöhung der Produkt- und Pro
zeßqualität eine höhere Qualifikation der Beschäftigten bedarf, bzw. den Arbeitneh
mern ein höherer finanzieller Anreiz geboten werden muß, um eine Qualitätssteige-
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rung der Produkte zu gewährleisten und zum anderen eine Verbesserung der Pro
duktionstechnologie im allgemeinen mit einem Anstieg der Arbeitsproduktivität ver
bunden ist." (Mamet 1991, S. 2)

In einem ersten Schritt legt das Unternehmen, das in einem Markt mit monopolisti
scher Konkurrenz agiert, die Produktionstechnologie sowie die Produktqualität fest. 
Diese Entscheidungen können kurzfristig nicht mehr verändert werden. Im zweiten 
Schritt wird nun unter konstanter Produktqualität und Produktionstechnologie die 
gewinnmaximale Ausbringungsmenge sowie der gewinnmaximale Arbeitseinsatz 
ermittelt. Bei der formalen Lösung dieses Entscheidungsproblems ergeben sich aber 
keine eindeutigen Wirkungen der Innovationstätigkeit auf die Arbeitsnachfrage. Aus 
diesem Grunde wird versucht, die Frage über die Zusammenhänge zwischen der In
novationsaktivität und der Arbeitsnachfrage empirisch zu beantworten.

Als Grundlage für die empirische Überprüfung werden die Daten des Konjunktur- 
und Innovationstests des ifo-Instituts für das verarbeitende Gewerbe in der Bundes
republik Deutschland (1982 bis 1989) verwendet. Bei den Beschäftigungswirkungen 
wird statt den realisierten Beschäftigungswirkungen die kurz- (3 Monate) und lang
fristige (12 Monate) Beschäftigungsplanung der Unternehmen verwendet. Als Be
gründung hierfür wird die zeitliche Verzögerung der Realisierung von Beschäfti
gungswirkungen angeführt. Als Antwortmöglichkeit werden bei der Beschäfti
gungsplanung nur 3 Kategorien angeboten: Zunahme, keine Änderung oder Abnah
me der geplanten Beschäftigung.

Hauptergebnisse:

Als Ergebnis der ökonometrischen Schätzungen kann festgehalten werden, daß der 
Auslastungsgrad für alle Branchen die wichtigste Erklärungsgröße für die Beschäfti
gungsplanung ist. In den Branchen des Investitionsgüter- und Verbrauchsgüterge
werbes besitzt die Einschätzung der langfristigen Entwicklung der Nachfrage einen 
relevanten Erklärungswert. Produkt- und Prozeßinnovationen haben eine positive 
Wirkung auf die Beschäftigungsplanung im Investitions- und Verbrauchsgütersektor 
sowie in einigen Branchen der Grundstoff- und Produktionsgüterindustrie. Eindeutig 
negative Wirkungen von Prozeßinnovationen auf die geplante Beschäftigung erge
ben sich nur bei der Elektrotechnik. Bei der Ledererzeugung ergeben sich sogar auf
grund von Produktinnovationen negative Wirkungen auf die geplante Beschäftigung.

Beurteilung:

Die Ergebnisse beziehen sich nur auf die betriebswirtschaftliche Ebene; indirekte 
Beschäftigungseffekte von Konkurrenten oder Zulieferern werden nicht berücksich
tigt. Weiterhin werden gesamtwirtschaftliche Effekte nicht einbezogen. Weiterhin 
fragt sich, ob eine Approximation der realisierten Beschäftigung durch die geplante 
Beschäftigung geeignet ist, da nicht überprüft werden kann, ob die geplante Be
schäftigung auch realisiert wurde. Die Aussagen über die Beschäftigungswirkungen 
von Innovationen werden nicht nach verschiedenen Produkt- bzw. Prozeßinnovatio-
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nen unterschieden; die Diffusion der Innovation in der Wirtschaft mit ihren unter
schiedlichen Beschäftigungswirkungen bleibt ausgeblendet.

Methodische Aspekte der Studie in Stichpunkten:

• Unter Innovation werden "Neuerungen und wesentliche Verbesserungen im 
Produkt- und/oder Prozeßbereich" verstanden. Die Unternehmen werden be
fragt, ob sie Innovationen im Produkt und/oder Prozeßbereich durchgeführt ha
ben. Innovation wird somit als Ergebnis behandelt.

• In dem den ökonometrischen Schätzungen zugrundeliegenden theoretischen 
Modell wird zwischen Produktinnovation und Prozeßinnovation differenziert.

• Die Betrachtung der Beschäftigungswirkungen beschränkt sich auf quantitative 
direkte Beschäftigungseffekte, für die Tendenzaussagen getroffen werden.

• Berücksichtigte negative Beschäftigungswirkungen: Rationalisierungseffekt.

• Positive Effekte: Endnachfrageerhöhung und Faktorsubstitution zwischen Ar
beit und Kapital.

• Methode: ökonometrische Schätzung auf der Basis der ifo Untemehmensbefra- 
gungen (Verarbeitendes Gewerbe).

• Zeitliche Reichweite: 8 Jahre.

• Räumliche Reichweite: Bundesrepublik Deutschland.

• Betrachteter Zeitraum 1981 - 1989.

4.3 Blazejczak (1991)

Fragestellung:

Ziel dieser Arbeit ist es, die Auswirkungen von neuen Technologien auf die sektora
le Beschäftigungsstruktur zu prognostizieren. Hierbei werden technikspezifische In
formationen verwendet und mit Hilfe eines Bewertungsrasters in quantitative Aussa
gen für einzelne Sektoren umgesetzt.

Inhalt/Methode:

Es wird ein dreidimensionales Bewertungsschema für Technologien entwickelt, das 
auf Wirtschaftssektoren, Anwendungsgebieten neuer Technologien und den Mecha
nismen, durch welche neue Technologien ökonomische Schlüsselvariablen wie Pro
duktion und Produktivität beeinflussen, basiert. Als erstes werden hierzu Basisinno- 
vationen identifiziert und ihre Anwendungsgebiete im Produktionsprozeß beschrie
ben. Als Basistechnologien werden die Mikroelektronik, die Biotechnologie, neue 
Materialien sowie die Membran- und Oberflächentechnologie genannt. Um die Be
deutung der verschiedenen Basistechnologien für die Beschäftigung der einzelnen 
Sektoren feststellen zu können, werden ökonomische Mechanismen identifiziert, 
über die neue Technologien die Produktivität und die Produktion beeinflussen. Die
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Produktivität wird in vielfältiger Weise von neuen Technologien beeinflußt. Zum 
Beispiel ermöglichen sie weitere Automatisierungen des Produktionsprozesses. Das 
Potential für mögliche Automatisierungen unterscheidet sich von Sektor zu Sektor. 
Die Arbeit legt folgende 7 Indikatoren fest, anhand derer der Einfluß neuer Techno
logien auf die Produktivitätsentwicklung der Sektoren abgeschätzt werden kann:

• Möglichkeit für Automation,

• bereits erreichtes Niveau an Automatisierung,

• Möglichkeit zu Produktivitätserhöhung durch organisatorische Veränderungen,

• Möglichkeit, positive Skaleneffekte zu erreichen,

• schon erreichte Skaleneffekte,

• negative Skaleneffekte,

• niedrigerer Rationalisierungsdruck durch Produktinnovationen.

Mit Hilfe von Expertenurteilen, die durch dieses Raster organisiert werden, wird für 
jeden Sektor und jeden Technologiebereich bestimmt, ob durch erhöhte Innovations
aktivität keine, eine unterdurchschnittliche, eine durchschnittliche oder eine über
durchschnittliche Beschleunigung der Produktivität zu erwarten ist. Zuletzt wird 
aufgrund einer Gewichtung, die ebenfalls auf Expertenurteilen beruht, eine Abschät
zung des Gesamteffektes von neuen Technologien auf die Arbeitsproduktivität für 
die einzelnen Sektoren vorgenommen.

Die Produktionseffekte von neuen Technologien werden anhand eines Bewertungs
rasters bestimmt, das auf Input-Output-Analysen beruht. Hierfür werden vier Indika
toren verwendet, die eine beschleunigte Produktion durch erhöhte Innovationsaktivi
tät anzeigen sollen. Die vier Indikatoren sind:

• Verschiebung zwischen den Endnachfragekomponenten (privater Konsum, 
Ausrüstungsinvestitionen etc.),

• Veränderung der Zusammensetzung der einzelnen Nachfragekomponenten, z. 
B. in Folge von besserer Qualität oder neuer Produkte (z. B. verschiebt sich der 
private Konsum in Richtung von Produkten mit Elektronik und zu verbesserten 
Dienstleistungen),

• Veränderung der Nachfrage nach Zwischenprodukten durch Veränderungen in 
der Endnachfrage,

• Veränderung der Nachfrage nach Zwischenprodukten durch Veränderungen in 
der Inputstruktur als Folge von Produkt- und Prozeßinnovationen.

Auch hier wird mit Hilfe von Expertenurteilen für jeden Sektor festgelegt, ob durch 
erhöhte Innovationsaktivität keine, eine unterdurchschnittliche, eine durchschnittli
che oder eine überdurchschnittliche Beschleunigung der Produktion gegenüber der 
erwarteten gesamtwirtschaftlichen Entwicklung zu erwarten ist. Zusammenfassend



39

wird auch hier eine Abschätzung des Gesamteffektes für jede Branche vorgenom
men.

Um die mit dem oben beschriebenen Ansatz ermittelten Entwicklungstendenzen für 
die Produktivität und die Produktion der einzelnen Sektoren in numerische Werte 
umzuwandeln, werden für die einzelnen Sektoren Werte der Beschleunigung des 
Produktivitäts- und Produktionswachstums festgelegt, die

• die Rangfolge der qualitativen Bewertung erhalten und

•  als Ergebnis aus den gewichteten sektoralen Veränderungsraten für Produktivi
tät und Produktion die unabhängig geschätzte Veränderung der entsprechenden 
gesamtwirtschaftlichen Raten ergeben.

Die so ermittelten sektoralen Veränderungsraten für Produktivität und Produktion 
ermöglichen Aussagen über die zu erwartenden Veränderungen der sektoralen Be
schäftigung.

Hauptergebnis:

Es existiert eine positive Korrelation zwischen sektoraler Produktivitäts- und sekto
raler Produktionsentwicklung. In den Sektoren, in denen beschleunigte Innovation 
hohe Produktivitätsgewinne ermöglicht, kommt es generell auch zu hohen Wachs
tumsraten.

In bezug auf den Strukturwandel kann festgehalten werden, daß eine erhöhte Inno
vationsaktivität den Beschäftigungsstrukturwandel in Richtung des Dienstlei
stungssektors verstärkt. Für die einzelnen Sektoren läßt sich festhalten, daß bei er
höhter Innovationsaktivität im verarbeitenden Gewerbe, der Landwirtschaft, der 
Forstwirtschaft und der Fischerei die Beschäftigung sinken wird, wohingegen im 
Transportbereich, Kommunikationswesen, Banken und Versicherungen die Beschäf
tigung ansteigen wird.

Beurteilung:

Die Studie von Blazejczak nähert sich der Problemstellung mit einem innovativen 
Ansatz. Neu ist die Verwendung von technikspezifischen Informationen über be
stimmte Innovationen, um den Zusammenhang zwischen Innovation und Beschäfti
gung zu beleuchten. Die Aussagen werden auf der makroökonomischen Ebene ge
troffen und berücksichtigen direkte und indirekte Beschäftigungseffekte. Somit er
möglichen sie eine globale Einschätzung von Beschäftigungseffekten von Innovatio
nen in der Volkswirtschaft. Als wichtiges Ergebnis ergibt sich, daß Sektoren, in de
nen Innovationsaktivitäten zu hohen Produktivitätsgewinnen führen, hohe Wachs
tumsraten realisieren können. Dies impliziert, daß eine erhöhte Wettbewerbsfähig
keit Arbeitsplätze sichern oder schaffen kann. Kritisch sind allerdings die verwende
ten Expertenurteile einzuschätzen, weil hierbei Fehleinschätzungen nicht auszu
schließen sind.
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Methodische Aspekte der Studie in Stichpunkten:

• Betrachtet werden die möglichen zukünftigen Beschäftigungsveränderungen bei 
beschleunigter Diffusion neuer Technologien. Es wird dabei von schon vorhan
denen Technologien ausgegangen. Somit werden Innovationen als "Ergebnis" 
betrachtet.

• Eine getrennte Betrachtung der Beschäftigungswirkungen von Produktinnova- 
tionen und Prozeßinnovationen wird nicht vorgenommen.

• Die Betrachtung beschränkt sich auf die Schätzung der quantitativen direkten 
Beschäftigungswirkungen.

• Methode: Mit Hilfe von Expertenurteilen wurden die zukünftigen Produktivi- 
täts- und Produktionssteigerungen der einzelnen Wirtschaftssektoren bei einer 
Beschleunigung der Diffusion neuer Technologien bestimmt.

• Zeitliche Reichweite: 13 Jahre.

• Räumliche Reichweite: Bundesrepublik Deutschland.

• Betrachteter Zeitraum 1987 - 2000.

4.4 Ott, Wied-Nebbeling (1992)

Fragestellung:

Untersuchungsgegenstand der Arbeit von Ott und Wied-Nebbeling ist der Zusam
menhang zwischen technischem Fortschritt und Beschäftigung. Es wird versucht, die 
Determinanten herauszuarbeiten, die für diesen Zusammenhang von hoher Bedeu
tung sind.

Inhal t/Methode:

Die hier vorliegende Studie entwirft im ersten Schritt eine mikroökonomische Mo
dellwelt, in welcher die Einführung des technischen Fortschrittes in Form einer Pro- 
zeßinnovation (es wird hierbei von konstantem Kapital und damit von arbeitssparen
den Fortschritt ausgegangen) zu keiner Freisetzung von Arbeit fuhrt. Voraussetzun
gen für dieses Modell stellen folgende Annahmen dar:

• Annahme einer Cobb-Douglas-Produktionsfunktion,

• Vorliegen einer constant-outlay-curve als Nachfragefunktion für das Produkt
der Unternehmung, d. h. einer Preiselastizität der Nachfrage von -1 in jedem 
Punkt,

• Konstanz des Lohnsatzes nach Einführung des technischen Fortschritts,

• Konstanz des Kapitals und der Kapitalkosten,

• Konstanz der Anbieterzahl.
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• Erfüllung aller Bedingungen der vollständigen Konkurrenz.

In dem sich nach Einführung der Prozeßinnovation neu ergebenden Gleichgewicht 
steigt die produzierte Menge im gleichen Verhältnis wie die Arbeitsproduktivität an. 
Das Ergebnis ist ein konstanter Arbeitseinsatz. Damit dieses neue Gleichgewicht 
aber zustande kommen kann, ist die Annahme der oben schon erwähnte constant- 
outlay-curve als Nachfragefunktion nach dem Produkt der Unternehmung notwen
dig.
Im nächsten Schritt wird das Modell in der Form verändert, daß sich der Lohnsatz im 
selben Maße wie die Arbeitsproduktivität erhöht. Der Preis des Produktes sinkt somit 
weniger, dementsprechend steigt auch die gleichgewichtige Produktionsmenge we
niger an als im oben beschriebenen Modell. Bei der hier unterstellten Nachfragekur
ve kann trotz Preissenkung die Beschäftigungshöhe nicht aufrechterhalten werden. 
Als Ergebnis kann festgehalten werden, daß bei der unterstellten Nachfragekurve die 
Verwendung des Produktivitätsfortschritts in vollem Umfang zu Preissenkungen ge
nutzt werden muß, um eine Freisetzung an Arbeit zu verhindern. Die Freisetzung 
kann weiterhin vermieden werden, wenn die Nachfragefunktion eine höhere Elastizi
tät als 1 aufweist.

Im zweiten verwendeten Modell wird die sehr spezielle Nachfragefunktion 
(constant-outlay-curve) durch eine linear fallende Nachfragefunktion ersetzt. Die 
Produktionsfunktion wird wiederverwendet und der Lohn wieder konstant gesetzt. 
Weiterhin wird die Annahme einer exogen vorgegebenen Anbieterzahl aufgegeben. 
Durch die Lage und Gestalt der Nachfragefunktion und durch die Produktionsbedin
gungen wird die Anzahl der Anbieter endogen bestimmt. Das Marktgleichgewicht 
und die Beschäftigungshöhe ergeben sich durch den Schnittpunkt der Angebots- 
funktion, die durch die Produktionsbedingungen determiniert ist, mit der Marktnach
fragefunktion. Die Beschäftigung bleibt nach der Einführung des technischen Fort
schritts nur dann konstant, wenn der Absolutwert der Preiselastizität der Nachfrage 
im Ausgangsgleichgewicht genauso groß ist wie der Effizienzterm, in dessen Höhe 
sich der technische Fortschritt niederschlägt. Da dieser Effizienzterm stets größer als 
1 ist, muß demnach eine preiselastische Nachfrage vorliegen. Da die Nachfrage exo
gen vorgegeben ist, hängt die Größe des Effizienzterms, bei dem die Beschäftigung 
noch unverändert bleibt, von den Marktbedingungen, nämlich von der Höhe des 
Lohnsatzes, des Kapitalkostensatzes und den Koeffizienten (Steigung und Sätti
gungsmenge) der Nachfragefunktion, ab.

Die endogen bestimmte Anzahl der Anbieter verändert sich entsprechend dem Ar
beitsvolumen, da alle Anbieter annahmegemäß im Betriebsoptimum produzieren. So 
führt beispielsweise eine zu geringe Preiselastizität der Nachfrage bei technischem 
Fortschritt zu einem Sinken der Anbieterzahl.
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Hauptergebnis:

Es gibt einen technischen Fortschritt, der die Beschäftigung unverändert läßt. Der 
Preiselastizität der Nachfrage kommt für die Beschäftigungswirkungen des techni
schen Fortschritts (hier Prozeßinnovation) eine Schlüsselrolle zu. Ist sie dem Betrag 
nach geringer als der Effizienzfaktor, so sinkt die Beschäftigung und steigt die An
bieterkonzentration.

Beurteilung:

Die theoretische Arbeit von Ott und Wied-Nebbeling zeigt auf, daß die Nachfrage 
nach den Produkten des innovierenden Unternehmens von großer Bedeutung für die 
Beschäftigungseffekte von Prozeßinnovationen ist. Die sehr speziellen Annahmen 
des verwendeten Modells schränken die Verallgemeinerbarkeit der ermittelten Er
gebnisse stark ein.

Methodische Aspekte der Studie in Stichpunkten:

• Der technische Fortschritt wird als ein die Produktionsfunktion verschiebender 
Effizienzterm in die Betrachtung eingefiihrt. Damit wird der Innovationsbegriff 
als "Ergebnis" betrachtet.

• Es werden nur Prozeßinnovationen berücksichtigt.

• Es werden Tendenzaussagen für die quantitativen direkten Beschäftigungswir
kungen von Prozeßinnovationen getroffen.

• Berücksichtigte negative Beschäftigungswirkungen: Rationalisierungseffekt.

• Positive Effekte: Kaufkrafterhöhung sowie die Faktorsubstitution zw. Arbeit 
und Kapital.

• Bei dieser Arbeit handelt es sich um eine rein theoretische mikroökonomische 
Betrachtung.

4.5 Brouver, Kleinknecht und Reijnen (1993)

Fragestellung:

In der Arbeit von Brouver, Kleinknecht und Reijnen wird der Einfluß von Innovatio
nen (approximiert durch die Forschungs- und Entwicklungsanstrengungen (FuE)) auf 
das Beschäftigungswachstum von 859 niederländischen Unternehmen des verarbei
tenden Gewerbes in derZeit von 1983 - 1988 untersucht.

Inhalt/Methode:

Mit Hilfe eine OLS-Modells werden Schätzungen bezüglich unterschiedlicher Ein
flußfaktoren auf die Beschäftigungsentwicklung vorgenommen. Als Einflußfaktoren 
werden getestet: Firmengröße, Verkaufswachstum des Wirtschaftssektors, Anteil der 
Produktbezogenen FuE-Ausgaben in Bezug auf die gesamten FuE-Ausgaben,
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Wachstum der FuE-Anstrengungen, FuE-Ausgaben in der Informationstechnologie, 
die Eigenständigkeit der Firmen, die Abhängigkeit der Unternehmen bei der Ent
wicklung von Produkten von der Muttergesellschaft, Unternehmen in der Textil- und 
Lederindustrie und zuletzt das Verkaufs Wachstum auf der Untemehmensebene.

Zur Einflußgröße "Anteil der produktbezogenen FuE-Ausgaben in Bezug auf die ge
samten 'FuE-Ausgaben" sollen an dieser Stelle noch einige ergänzende Erklärungen 
vorgenommen werden. Die Autoren gehen bei dieser Einteilung davon aus, daß sich 
die FuE-Ausgaben in produkt- und prozeßbezogene Ausgaben teilen lassen. In An
lehnung an Utterback und Abemathy (1975) wird ein hoher Anteil an Produktinno- 
vationen als ein Indikator dafür verwendet, daß sich die Firmentechnologie noch in 
einem frühen Stadium ihres Lebenszyklus befindet, wo Produktentwicklungen und 
Qualitätssteigerungen noch einer größere Rolle spielen.

Hauptergebnis:

Es zeigt sich, daß kleinere Unternehmen eine günstigere Beschäftigungsentwicklung 
als größere haben. Das Nachfragewachstum hat erwartungsgemäß einen positiven 
Einfluß auf die Beschäftigung.

Forschungs- und Entwicklungskooperationen sowie Weiterbildungsmaßnahmen ha
ben überraschenderweise keinen Einfluß auf die Beschäftigung. Besonders verwun
derlich ist, daß Weiterbildungsmaßnahmen des Personals, das als Input für den Inno
vationsprozeß angesehen wird, keinen signifikanten Einfluß auf die Wachstumsraten 
der Beschäftigung aufweist.

Ein steigender Anteil der Produktinnovationen hat einen signifikant positiven Ein
fluß, dagegen eine Erhöhung der gesamten FuE-Anstrengungen einen negativen 
Einfluß auf das Beschäftigungswachstum.

Beurteilung:

Die Ergebnisse der vorliegenden Studie implizieren, daß Produktinnovationen, hier 
approximiert durch den Anteil der produktbezogenen FuE-Ausgaben an den gesam
ten FuE-Ausgaben, einen positiven Einfluß auf die Beschäftigung haben. Prozeßin- 
novationen hingegen, approximiert durch die Erhöhung der gesamten FuE- 
Ausgaben, führen zu einem Beschäftigungsverlust. Die hier vorgenommene 
Approximation von Innovationen durch FuE-Ausgaben ist mit Vorsicht zu genießen. 
Der Grund hierfür liegt in den vernachlässigten Risiken des Innovationsprozesses, 
denn nicht alle FuE-Anstrengungen fuhren zu Innovationen. So kommt es häufig 
vor, daß Prototypen wegen mangelnder Nachfrage nicht auf den Markt gebracht 
werden und somit keine Innovation werden. An dieser Stelle wird auch klar, daß der 
hier unterstellte Zusammenhang zwischen FuE-Ausgaben, Innovation und Beschäf
tigung sehr vage ist. Weiterhin lassen sich die Ergebnisse auch hier nur auf die Be
triebsebene beziehen, da keine indirekten Beschäftigungseffekte und keine gesamt
wirtschaftlichen Entwicklungen berücksichtigt werden.
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Methodische Aspekte der Studie in Stichpunkten:

• In der Studie wird keine Definition von Innovation vorgenommen, die als Maß
größe für die Innovationen in die FuE-Ausgaben verwendet werden.

• Die Produkt- und Prozeßinnovationen werden durch den Anteil der produkt- 
und prozeßbezogenen FuE-Ausgaben an den gesamten FuE-Ausgaben 
approximiert.

• Es werden nur quantitative direkte Beschäftigungswirkungen betrachtet, für die 
Tendenzaussagen getroffen werden.

• Methode: ökonometrische Schätzungen auf der Basis einer Untemehmensbe- 
fragung.

• Berücksichtigte negative Beschäftigungswirkungen: Rationalisierungseffekt.

• Positive Effekte: Endnachfrageerhöhungen.

• Zeitliche Reichweite: 5 Jahre.

• Räumliche Reichweite: die Niederlande.

• BetrachteterZeitraum 1983 - 1988.

4.6 König, Buscher und Licht (1995)

Fragestellung:

Es werden mit Hilfe ökonomischer Schätzungen verschiedene Determinanten der 
Produktionsfaktomachfrage empirisch geprüft werden.

Inhal t/Methode:

In dem hier verwendetem Modell wird die Nachfrage nach dem Produkt der Unter
nehmung durch den Output der Unternehmung selbst, dem Output der übrigen Un
ternehmen auf diesem Markt, der Qualität des Produkts der Unternehmung sowie das 
der Konkurrenzprodukte und anderen, für das Unternehmen exogenen Faktoren, wie 
zum Beispiel branchenspezifische Einflüsse, bestimmt. Das Unternehmen kann nun 
durch eine Produktinnovation die Qualität seines Produktes verbessern und somit die 
Nachfrage nach seinem Produkt erhöhen.

Die Kostenfunktion der Unternehmung wird von der Outputmenge des Produktes, 
der untemehmensspezifischen Technologie, dem Lohn sowie den Kapitalkosten be
einflußt. Durch Prozeßinnovationen ist die Unternehmung in der Lage, seine Kosten 
zu senken. Da aber Verbesserungen in Produkt- und Prozeßqualität nicht kostenlos 
zu haben sind, wird eine Kostenfunktion für Innovationen eingeführt. Diese hängt 
von der gewählten Produkt- und Prozeßqualität ab. Das Unternehmen entscheidet 
nun in einem ersten Schritt, wieviel Ressourcen es in Innovationen investieren will. 
Die Probleme, die beim Prozeß von der Erfindung bis hin zum neuen Produkt oder 
dem neuen Prozeß aufitreten können, werden hier vernachlässigt. Stattdessen wird
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der Zusammenhang der erfolgreich realisierten Innovation auf die Arbeits- und Kapi
talnachfrage untersucht. Entsprechend dem Ergebnis der Innovationsanstrengungen 
wird in einem zweiten Schritt der profitmaximierende Kapitalbestand und Arbeit
seinsatz festgesetzt.

A uf der Basis des oben beschriebenen Modells, des Mannheimer Innovations Panel 
(MIP) und des Mannheimer Unternehmens Panel (MUP), werden ökonometrische 
Schätzungen vorgenommen. Als erstes werden die Faktomachfragen in bezug auf 
unterschiedliche Determinanten, wie z. B. Innovationsverhalten, Firmengröße, Fir
menalter, Umsatz in den vorangegangenen Jahren, Umsatzerwartungen, Arbeitsko
sten etc., ermittelt. In einer zweiten Schätzung werden die Firmenerwartungen in be
zug auf die geplante Beschäftigung und die erwartete Produktnachfrage ermittelt.

Hauptergebnis:

Als Hauptergebnis kann festgehalten werden, daß die Produktnachfrage der wichtig
ste Faktor für Unternehmen in bezug auf Arbeits- und Kapitalnachfrage ist. Unter
nehmen, die in den zwei vorangegangenen Jahren Produktinnovationen durchgeführt 
haben, besitzen einen 4 % höheren Beschäftigungsstand als Nichtinnovatoren. Auf 
der Untemehmensebene fuhren Prozeßinnovationen, den Schätzungen zur Folge, 
nicht zur Verringerung der realisierten Beschäftigung. Unternehmen, die Prozeßin
novationen in der Vergangenheit durchgefuhrt haben, investierten 25 % mehr pro 
Arbeitnehmer als Nichtinnovatoren. A uf die geplante Beschäftigung wirken sich 
Prozeßinnovationen, bei vorgegebener Produktnachfrageerwartungen nicht signifi
kant negativ aus. Überraschend ist, daß die Arbeitskosten keinen signifikanten nega
tiven Einfluß auf die geplante Beschäftigung haben. Produktinnovationen erhöhen 
die Nachfrage nach dem Produkt des Unternehmens, was wiederum eine Erhöhung 
der geplanten Beschäftigung zur Folge hat. Prozeßinnovationen induzieren höhere 
Kapitalinvestitionen, wohingegen Produktinnovationen die Kapitalintensität unver
ändert lassen. Den Schätzungen zur Folge fuhren Prozeßinnovationen zur Substituti
on von Arbeit durch Kapital. Produktinnovationen hingegen stimulieren die Be
schäftigung geringfügig mehr als die Investitionen.

Kleine Unternehmen haben optimistischere Zukunftserwartungen in bezug auf die 
geplante Beschäftigung als große Unternehmen. Kleinere Unternehmen sind auch 
eher bereit, das Risiko einer "Überbeschäftigung" in Kauf zu nehmen. Innovations
hemmnisse besitzen einen negativen Einfluß auf die geplante Beschäftigung.

Realisierte Prozeßinnovationen haben keinen signifikant negativen Einfluß auf die 
geplante Beschäftigung.

Beurteilung:

Die vorliegende Studie berücksichtigt in besonderem Maße die Marktrelation, in der 
sich die Unternehmung befindet. So gehen in die Nachfragefunktion außer dem ei
genen Output und der Qualität des eigenen Produktes auch der Output der Konkur
renzunternehmen, die Qualität der Konkurrenzprodukte und untemehmensexogene
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Faktoren ein. Als entscheidendes Ergebnis kann festgehalten werden, daß Unterneh
men, die Produktinnovationen durchgeführt haben, eine günstigere Beschäftigungs
entwicklung als Nichtinnovatoren aufweisen. Weiterhin gibt die Studie für die Un- 
temehmensebene an, daß Prozeßinnovationen keine Verringerung der realisierten 
Beschäftigung hervorrufen. Dies legt die Annahme nahe, daß innovative Unterneh
men aufgrund einer besseren Wettbewerbsfähigkeit eine günstigere Beschäftigungs
entwicklung aufweisen. An dieser Stelle muß wiederum angemerkt werden, daß die
se Aussagen nur für die Untemehmensebene getroffen werden können; eine Verall
gemeinerung als gesamtwirtschaftliches Resultat kann nicht ohne weiteres vorge
nommen werden.

Methodische Aspekte der Studie in Stichpunkten:

• Die Beschäftigungswirkungen von erfolgreich realisierten Innovationen werden 
untersucht. Innovation wird als "Ergebnis" angesehen.

• Produktinnovationen sowie Prozeßinnovationen finden in der Studie Berück
sichtigung.

• Für quantitative direkte Beschäftigungswirkungen werden Tendenzaussagen 
ermittelt.

• Methode: ökonometrische Schätzungen auf der Basis des MIP und des MUP.

• Berücksichtigte negative Beschäftigungswirkungen: Rationalisierungseffekt.

• Positive Effekte: Endnachfrageerhöhungen sowie Faktorsubstitution.

• Zeitliche Reichweite: 2 Jahre.

• Räumliche Reichweite: Bundesrepublik Deutschland.

• BetrachteterZeitraum: 1990- 1992.

4.7 Smolny, Schneeweis (1996)

Fragestellung:

In der vorliegenden Studie werden auf der Grundlage des Datenmaterials des ifo- 
Konjunktur-, Investitions- und Innovationstestes Schätzungen der Auswirkungen 
von Innovationen auf das Untemehmenswachstums und die Beschäftigung vorge
nommen. Weiterhin werden die Determinanten des Innovationsverhaltens geschätzt.

Inhalt/Methode:

Als Ausgangspunkt der Schätzungen wird von den Autoren ein einfaches theoreti
sches Modell entworfen, das das Untemehmerverhalten auf der Mikroebene abbildet. 
Die Besonderheit an diesem Modell ist, daß das Innovationsverhalten sowohl das 
Angebot als auch die Nachfrage beeinflußt. Die Unternehmen befinden sich in einer 
monopolistischen Konkurrenz, in der die Firmen ihren Absatz durch die Preise und 
die Qualität ihrer Produkte beeinflussen können. Die Nachfrage nach ihrem Produkt
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ist von der aggregierten Nachfrage, dem Preis und der Qualität des Produktes sowie 
dem Verhalten der anderen Marktteilnehmer abhängig. Die Qualität des Produktes 
kann durch Produktinnovationen beeinflußt werden. Die Angebotsfunktion wird 
durch eine Produktionsfunktion beschrieben. In diese geht die Beschäftigung, das 
physische Kapital und "Know-how” als Input ein. Das "Know-how" entsteht zum 
einen aus FuE-Anstrengungen, die hier gleichgesetzt werden mit Prozeßinnovatio- 
nen, und zum anderen können Firmen von den FuE-Anstrengungen anderer Unter
nehmen profitieren. Die Unternehmen stehen somit in einem dynamischen Wettbe
werb, der mit Preisen und Innovationsanstrengungen ausgetragen wird.

Im Folgenden werden ökonometrische Schätzungen auf der Basis des ifo- 
Konjunktur-, Investitions- und Innovationstestes durchgeführt. Der für die Schätzun
gen verwendete Datensatz enthält ca. 1982 Unternehmen des verarbeitenden Gewer
bes in der Bundesrepublik Deutschland im Zeitraum von 1980 bis 1992.

Hauptergebnis:

Als wesentliches Ergebnis läßt sich festhalten, daß Innovatoren eine günstigere Be
schäftigungsentwicklungen als Nicht-Innovatoren aufweisen. Die Beschäftigungsef
fekte von Produktinnovationen sind hierbei größer als die der Prozeßinnovationen. 
Doch auch für Prozeßinnovationen wird ein eher positiver Einfluß auf die Beschäfti
gung konstatiert, da der Skaleneffekt den Substitutionseffekt überwiegt.

Beurteilung:

In der Studie von Smolny und Schneeweis hat das Innovationsverhalten Einfluß auf 
Nachfrage und Angebot. Mit Hilfe von Innovationsanstrengungen können die Unter
nehmen ihre Produktionsfunktion verändern und somit ihre Produkte billiger anbie
ten. Die Ergebnisse der Schätzungen zeigen, daß innovative Unternehmen eine posi
tivere Beschäftigungsentwicklung aufweisen als Nicht-Innovatoren. Selbst für die 
Prozeßinnovationen kommt die Studie zu einem positiven Einfluß auf die Beschäfti
gung. Auch an dieser Stelle muß darauf hingewiesen werden, daß sich die Aussagen 
auf die Unternehmensebene beziehen und nicht auf die Volkswirtschaft übertragen 
werden können.

Methodische Aspekte der Studie in Stichpunkten:

• Es werden getrennte Schätzungen für Innovation als "Ergebnis" und als 
"Prozeß" vorgenommen. Dies ist notwendig, da im ifo-Innovationstest gefragt 
wird, ob "Innovationsaktivitäten verfolgt" wurden, wohingegen im ifo- 
Konjunkturtest die Frage nach "realisierten Innovationen" gestellt wird.

• Sowohl Produkt- als auch Prozeßinnovationen werden in die Schätzungen ein
bezogen. Eine tiefere Untergliederung wird nicht vorgenommen.

• Bei der Betrachtung der Beschäftigungsentwicklung werden direkte quantitative 
Beschäftigungswirkungen erfaßt. Hierbei werden Tendenzaussagen getroffen.
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• Methode: ökonometrische Schätzungen auf der Basis der ifo-Konjunktur-, In- 
vestitions- und Innovationstestes.

• Berücksichtigte negative Beschäftigungswirkungen: Rationalisierungseffekt.

• Positive Effekte: Endnachfrageerhöhung und Faktorsubstitution zwischen Ar
beit und Kapital

• Zeitliche Reichweite: 12 Jahre.

•  Räumliche Reichweite: Bundesrepublik Deutschland.

• BetrachteterZeitraum: 1980 bis 1992.

4.8 Rottmann, Ruschinski (1996)

Fragestellung:

Die Arbeit von Rottmann/Ruschinski untersucht die Zusammenhänge zwischen den 
Innovationsaktivitäten und der Arbeitsnachfrage von Unternehmen. Als Datensatz 
für die Schätzungen wird das ifo-Untemehmenspanel verwendet.

Inhalt/Methode:

Auch bei dieser Studie wird von Unternehmen in monopolistischer Konkurrenz aus
gegangen. Die Unternehmung entscheidet in einem zweistufigen Prozeß über ihre 
Produktion. Im ersten Schritt legt sie in der Vorperiode t-1 Produkt- und Pro
zeßqualität fest. Unter Berücksichtigung der Entscheidung in Periode t-1 wird bei 
gegebener Nachfrage und exogenen Faktorpreisen, unter dem Prinzip der Kosten
minimierung, der Arbeits- und Kapitaleinsatz bestimmt. Die Besonderheit des An
satzes liegt darin, daß in der verwendeten Kostenfunktion der Unternehmen ein Pa
rameter eingeführt wird, der als Maß für die Änderung der firmenspezifischen Effizi
enz im Zeitablauf steht. Dieser Parameter soll beispielsweise firmenspezifische 
Wachstumseinflüsse, die mit anderen erklärenden Variablen korreliert sein können, 
erfassen. Diese Vermutung wird später durch Schätzungen bestätigt. Es wird wei
terhin davon ausgegangen, daß Prozeßinnovationen die Arbeitsproduktivität erhöhen 
und damit die Produktionskosten verringern. Die Verbesserung der Produktqualität 
hingegen führt zu einer Erhöhung der Produktionskosten, da z. B. bessere Materiali
en verwendet werden müssen. Aus der unterstellten Kostenfunktion wird die Ar
beitsnachfrage abgeleitet. Anhand einer log-linearen Approximation der Arbeits
nachfrage wird die These "arbeitssparende Prozeß- versus beschäftigungsfördernde 
Produktinnovation" untersucht.

Der zugrunde gelegte Datensatz enthält keine Informationen über die Qualität des 
Produktes bzw. des Prozesses. Alternativ hierzu wird die Veränderung der Quali
tätsniveaus mit Hilfe der Angaben der Unternehmen über die Produkt- bzw. Prozeß- 
innovationsaktivität erfaßt. Aus diesem Grunde wird die empirische Umsetzung der 
Arbeitsnachfrage in Wachstumsraten vorgenommen.
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Als Datensatz dient das ifo-Untemehmenspanel. In ihm wurden die Daten des Kon
junkturtestes, des Investitionstestes und des Innovationstestes des ifo-Institutes für 
die Jahre 1980 bis 1992 zusammengeführt. Der verwendete Paneldatensatz erfaßt 
2405 Produktgruppen von 1982 Unternehmungen des Verarbeitenden Gewerbes in 
der Bundesrepublik Deutschland.

Hauptergebnis:

Die Schätzergebnisse zeigen, daß Individualeffekte der Unternehmen berücksichtigt 
werden müssen, um zu konsistenten Schätzungen zu kommen. Diese Individualef
fekte können dabei nicht auf reine Zufallseinflüsse zurückgeführt werden, sondern 
sie stehen in Zusammenhang mit anderen erklärenden Variablen, wie zum Beispiel 
der eigenen Innovationsaktivität. Weiterhin ergab sich, daß Wirkungsverzögerungen 
bei den Schätzungen berücksichtigt werden müssen.

Einen negativen Einfluß auf die Beschäftigung hat die Erhöhung der Arbeitskosten, 
wohingegen eine Erhöhung der Kapitalnutzungskosten zu einer Substitution von 
Kapital durch Arbeit führt. Nachfrage Wachstum erhöht erwartungsgemäß die Be
schäftigung signifikant.

Die in der Studie zu prüfende These "arbeitssparende Prozeß- versus beschäftigungs
fördernde Produktinnovation" wird durch die empirischen Ergebnisse bestätigt. Pro- 
duktinnovationen haben einen eindeutig positiven Einfluß auf die Beschäftigung. 
Von Prozeßinnovationen hingegen geht eine negative, aber statistisch nicht signifi
kante Wirkung auf die Beschäftigung aus. Prozeß- und Produktinnovationen besitzen 
eine hohe positive Korrelation. Im betrachteten Datensatz überwiegen die Produktin
novationen; aus diesem Grunde ist der von den Innovationsaktivitäten der Unter
nehmen ausgehende Beschäftigungseffekt nicht negativ.

Beurteilung:

Die Besonderheit dieser Studie ist die Berücksichtigung von Wirkungsverzögerun
gen bei den Beschäftigungswirkungen. Weiterhin werden untemehmensspezifische 
Wachstumseinflüsse berücksichtigt und somit die Untemehmensheterogenität ab
gebildet. Dies führt zu besseren Schätzungen. Das Ergebnis, daß Nachfragewachs
tum die Beschäftigungsentwicklung positiv beeinflußt und Prozeßinnovationen ar
beitssparend, wohingegen Produktinnovationen arbeitsfördemd sind, entspricht den 
Erwartungen. Auch diese Aussagen beziehen sich nur auf die Untemehmensebene.

Methodische Aspekte der Studie in Stichpunkten:

• Innovation wird als "Ergebnis" betrachtet.

• Bei den Schätzungen werden nur realisierte Produkt- sowie Prozeßinnovationen 
in die Betrachtungen einbezogen.

• Bei der Betrachtung der Beschäftigungsentwicklung werden direkte quantitative 
Beschäftigungswirkungen erfaßt. Hierbei werden Tendenzaussagen getroffen.
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• Methode: ökonometrische Schätzungen auf der Basis der ifo Konjunktur-, In- 
vestitions- und Innovationstests.

• Berücksichtigte negative Beschäftigungswirkungen: Rationalisierungseffekt.

• Positive Effekte: Endnachfrageerhöhung, Faktorsubstitution zwischen Arbeit 
und Kapital.

• Zeitliche Reichweite: 12 Jahre.

• Räumliche Reichweite: Bundesrepublik Deutschland.

• Betrachteter Zeitraum: 1980 bis 1992.

5 Abschließende Betrachtung

Die Zusammenhänge von Innovation und Beschäftigung sind komplex. Der Versuch 
einer theoretischen Durchdringung weist auf die vielfältigen mittelbaren und unmit
telbaren quantitativen und qualitativen Wirkungszusammenhänge hin. Innovationen 
sind allgegenwärtig, ihre Auswirkungen können häufig nicht eindeutig identifiziert 
werden, da sie von vielen anderen Einflüssen überlagert werden.

Innovationen sind unmittelbar mit anderen zentralen Variablen des Wirtschaftsge
schehens verknüpft (Investitionen, Wachstum, Produktivität, Ausbildung). Insofern 
sind ihre spezifischen Beschäftigungswirkungen von anderen Einflüssen empirisch 
kaum zu separieren. Effekte von Innovationen wirken über einen Zeitraum mit unbe
kannter Länge. Aus diesem Grunde verschwinden Innovationen empirisch unwei
gerlich in einem "Kausalitätsnebel". Beschäftigungswirkungen hängen letztlich von 
den Wachstums- und Produktivitätsspielräumen insgesamt ab, für die Innovationen 
eine entscheidende Voraussetzung sind. Häufig sind es nicht so sehr die Innovatio
nen selbst, sondern ihre Ausnutzung und marktmäßige Umsetzung, die letztlich die 
Beschäftigungseffekte des gesamten Innovationszyklus ausmachen. Beispiele zei
gen, daß Innovatoren das Wachstumspotential von Innovationen bei weitem nicht 
ausgeschöpft haben. Innovationsort und Beschäftigungsinzidenz fallen überdies in 
der globalisierten Wirtschaft vielfach auseinander. Die Effekte von Innovationen auf 
die Beschäftigung wirken nicht nur in eine Richtung, sondern die Beschäftigung 
selbst wirkt wiederum auf die Innovationen. Positive wirtschaftliche Rahmenbedin
gungen und ein hoher Beschäftigungsstand verändern das Innovationstempo und er
leichtern den Diffusionsprozeß.

Es ist also eine äußerst anspruchsvolle Aufgabe, die Beschäftigungseffekte aufgrund 
von Innovationen quantifizieren zu wollen. In einer wachstumsstarken Phase sind 
Beschäftigungszunahmen zu beobachten, die in erster Linie auf andere Umstände 
(expansive Geldpolitik, günstiges weltwirtschaftliches Umfeld) zurückzuführen sind. 
Gleichwohl wird unter Umständen ein Teil der Beschäftigungseffekte den Innova
tionen zugerechnet. Mutatis mutandis gilt das Gegenteil.
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Probleme einer theoretischen Durchdringung und angemessenen theoretischen Mo
dellierung des Zusammenhangs zwischen Innovation und Beschäftigung können 
auch mittels empirischer Untersuchungen nicht behoben werden. Vielmehr sind 
Quantifizierungsversuche häufig Anregung und Ausgangspunkt für weiteren Erklä
rungsbedarf. Weiterhin wird durch sie der Blick auf die schlechte Datenlage gerich
tet. Neben den Problemen, mit denen jede Indikatoranalyse konfrontiert ist, fehlen 
für die Innovationsforschung in verschiedenen Bereichen schlichtweg die entspre
chenden Erhebungen - beispielsweise gezielt zu einzelnen Innovationen.

Einerseits besteht die Überzeugung, daß gegenwärtig das Innovationstempo hoch ist. 
Andererseits zeigt sich dies nicht in der Produktivitäts- und Wachstumswirklichkeit. 
Dies wird unter dem Schlagwort des ’’Produktivitätsparadoxons” diskutiert. Die für 
empirische Arbeiten benutzten Kennziffern reflektieren u. U. die Entwicklung der 
Produktivitätskomponenten nicht angemessen. Vor allem Qualitätsänderungen kön
nen mit den gebräuchlichen Ermittlungsverfahren der Bruttowertschöpfung nur un
vollkommen eingefangen werden. Hinzukommen die Schwierigkeiten aufgrund der 
schnellen Veränderungen in den Güterbündeln und in den Preisen.

Die tabellarische Synopse der Studien faßt die nach wie vor bestehenden Schwierig
keiten empirischer Untersuchungen zusammen:
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Ein Großteil der Studien faßt Innovation als "Ergebnis" auf. In der Regel wird eine 
Unterscheidung von Produktinnovationen und Prozeßinnovationen in den Studien 
vorgenommen. In keiner Studie werden aber Produkt- und Prozeßinnovationen (wie 
in Kapitel 2 diskutiert) weiter differenziert. Der Grund hierfür ist überwiegend in der 
Datenlage zu sehen. In bezug auf die Größenordnung der Beschäftigungswirkungen 
stehen überwiegend die direkten Beschäftigungseffekte im Vordergrund. Dies gilt 
für die meisten Studien schon allein deswegen, weil sie den Zusammenhang zwi
schen Beschäftigung und Innovation auf der Untemehmensebene untersuchen. Dabei 
werden ökonometrische Schätzungen meistens auf der Basis von Untemehmensbe- 
fragungsdaten durchgeführt.

A uf der Unternehmensebene wird überwiegend die Einschätzung bestätigt, daß in- 
novierende Unternehmen eine günstigere Entwicklung (z. B. Beschäftigung, Markt
anteile, etc.) als nicht innovierende Unternehmen aufweisen. Diese Ergebnisse sind 
allerdings häufig nicht ausreichend daraufhin überprüft, inwieweit andere Einflüsse 
wie Nachfrageveränderungen, Finanzierung oder Management die Entwicklung be
einflußt haben. Diese Ergebnisse gelten grundsätzlich nur für den Querschnitt aller 
Unternehmen; eine Aussage über die Erfolgschancen eines einzelnen Unternehmens 
lassen sich daraus nicht ableiten.

A uf sektoraler Ebene sprechen die Zusammenhänge per Saldo eher für positive denn 
negative Beschäftigungswirkungen von Innovationen. Sie führen i.d.R. zu über
durchschnittlichen Produktivitätsentwicklungen (Freisetzungen) aber auch zu über
durchschnittlichem Wachstum. Aus diesem Grund gehören solche Branchen häufig 
zu denen mit einer vergleichsweise günstigen Beschäftigungsentwicklung, denn sie 
sind wettbewerbsstark und können sich im globalen Wettbewerb erfolgreich behaup
ten. Beschäftigungsverluste haben vor allem die Branchen zu verzeichnen, die inno- 
vations- und wettbewerbsschwach sind. Hier ist die internationale Konkurrenzdruck 
i.d.R. besonders hoch. Eine Verallgemeinerung der in den Studien 2, 4, 5, 6, 7, 8 ge
troffenen Aussagen über die positiven Beschäftigungswirkungen von Innovationen 
auf die gesamtwirtschaftliche Ebene ist nicht legitim, da sie indirekte Beschäfti
gungseffekte nicht berücksichtigen.

Gesamtwirtschaftlich spielen die indirekten Beschäftigungswirkungen aber eine be
deutende Rolle; erst auf dieser Grundlage lassen sich weiterreichende Schlußfolge
rungen ziehen. Bei makroökonomischen Untersuchungen werden überwiegend Ra
tionalisierungseffekte sowie endnachfrageerweiternde Produktinnovationen berück
sichtigt. Positive Effekte aufgrund der erhöhten Nachfrage und der verbesserten in
ternationalen Wettbewerbsfähigkeit werden erstaunlicherweise in der Regel ausge
blendet, obwohl sie angesichts der zunehmenden weltwirtschaftlichen Integration 
und der zunehmenden Bedeutung der internationalen Wettbewerbsfähigkeit von gro
ßer Bedeutung sind. Dies ist ein wesentlicher Schwachpunkt vieler Untersuchungen.

So wünschenswert eine Einbeziehung dieses Aspekts ist, so dürfen nicht die immen
sen Schwierigkeiten verkannt werden, die damit verbunden sind. Denn die weltweit
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sich vollziehenden indirekten Beschäftigungseffekte von Innovationen zu verfolgen, 
ist schon eine vom Ansatz her kaum lösbare Aufgabe. Eine empirische Implementie
rung dürfte i.d.R. an der Vielzahl benötigter, aber kaum verfügbarer Informationen 
scheitern.

Die empirischen Analysen kranken vor allem daran, daß wichtige innovationstheo
retische Grundlagen nicht berücksichtigt werden. Es fehlen, um nur beispielhaft ei
nige Punkte zu nennen:

•  die Einbeziehung des Systemaspekts und des Gesamtzyklus von Innovationen;

• Ansätze zur Erfassung von dynamischen Beschäftigungseffekten;

• differenzierte Analysen von Innovationsbündeln sowie der Entstehungsbedin
gungen von Innovationen, insbesondere von Innovationsnetzwerken;

• Analysen zur Standortbindung durch Innovationen im globalen Wettbewerb;

• Gegenüberstellungen gelungener und mißratener Innovationen sowie Analysen 
der Kommerzialisierungsschwächen von Innovationen am Standort Deutsch
land;

• Kosten- und Ertragsabwägungen von eigenen Innovationsaktivitäten gegenüber 
Innovationskäufen.

Zusammenfassend kann festgehalten werden, daß die vorgestellten Studien keine 
grundlegend neuen Einschätzungen über den Zusammenhang zwischen Innovation 
und Beschäftigung liefern, die über den bisherigen durch die Meta-Studie II gekenn
zeichneten Stand des Wissens hinausgehen. Weil der Zusammenhang von Beschäfti
gung und Innovation immer diffuser wird, je  weiter man sich von der einzelwirt- 
schaftlichen (untemehmensbezogenen) Betrachtungsweise entfernt, beschränken sich 
die meisten Studien auf eine Untersuchung des Zusammenhangs auf der Untemeh- 
mensebene. Eine gesamtwirtschaftliche (systemische) Einschätzung des Zu
sammenhangs ist aber unverzichtbar, um zu belastbaren Aussagen und Handlungs
empfehlungen zu gelangen. In vielen Untersuchungen wird häufig nicht einmal die 
Stärke des Innovationsimpulses berücksichtigt, sondern nur die Frage nach dem 
Vorzeichen des Nettobeschäftigungseffektes gestellt. Weiterhin werden Innovatio
nen häufig nur pauschal betrachtet. Eine differenzierte Betrachtung verschiedener 
Innovationen, die die Untersuchung des ganzen Lebenszyklus ermöglichen würde, 
wird nicht vorgenommen.

Auch wenn die Beschäftigungseffekte empirisch nur unvollkommen nachgewiesen 
werden können, sprechen einige grundlegende Überlegungen für die insgesamt posi
tiven Effekte von Innovationen:

• Die Erhöhung des Bestandes an produktionsrelevantem Wissen erhöht das 
Wachstumspotential von Volkswirtschaften.
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• Seit Anfang der wissenschaftlich technischen Revolution sind weltweit Bevöl
kerung und Beschäftigung gestiegen; ohne die langfristigen und dynamischen 
Effekte von Innovationen wäre dies wahrscheinlich nicht möglich gewesen.

• Innovationen sind eine der entscheidenden Ursachen für steigende Realein
kommen.

Innovationen und ihre Umsetzung gehen einher mit einer permanenten Verbesserung 
des "Humankapitals" durch innovationsorientierte Bildung und betriebliche Wei
terbildung. Angesichts des internationalen Konkurrenzdrucks mehr auf Reduzierung 
der Arbeitskosten als auf die Verbesserung der qualitativen (innovativen) Seite von 
Wettbewerbsfähigkeit zu setzen, ist eine Strategie, die dem Entwicklungsprofil einer 
wissensbasierten Volkswirtschaft nicht entspricht.

Globalisierung bedeutet vor allem, daß die Koordinierungsfunktionen an Bedeutung 
zunehmen gegenüber den klassischen Produktionsaktivitäten. Qualität und Effizienz 
von Organisationswissen werden im Standortwettbewerb zu ausschlaggebenden 
Faktoren. Innovationssprünge in diesem Bereich dürften die höchsten gesamtwirt
schaftlichen Erträge haben. Im Zusammenspiel mit Innovationsstärken des Standorts 
Deutschland in vielen Technologiefeldem läßt sich dann auch das Beschäftigungsni
veau erhöhen. Es hat sich gezeigt, daß eine bestimmte kritische Innovationsdichte 
notwendig ist, um ein innovationsfreundliches Klima und Innovations-spill-over zu 
realisieren, die letztlich auch Beschäftigungspotentiale eröffnen. Deshalb muß das 
Augenmerk eines Programms Beschäftigung durch Innovation auf diese Aspekte 
gerichtet sein. Nur so lassen sich diese Innovationspotentiale effizient und kosten
günstig nutzen, um Investitionen, Produktion und Beschäftigung global zu attrahie- 
ren.

Innovationsforderung besteht also weniger in der Förderung einzelner technologi
scher Innovationen, sondern mehr in der Organisation eines Innovationsdialogs und 
der Verbesserung der Nutzung vorhandener Innovationen durch die Förderung be- 
triebsübergreifender Verbünde und Kooperationen. Dies bedeutet auch eine Abkehr 
von der Subventionierung bestimmter produzierender Bereiche und eine Hinwen
dung zur Unterstützung institutioneller und organisatorischer Voraussetzungen des 
Innovationswettbewerbs.

Eine empirische Bestätigung positiver Beschäftigungswirkungen von Innovationen 
liegt nur eingeschränkt vor. Wenngleich ein Programm Beschäftigung durch Innova
tion beim heutigen empirischen Wissensstand in bezug auf die Beschäftigungswir
kungen einen offenen Ausgang hat, gilt gleichwohl: Auch wenn Beschäftigungsef
fekte infolge von Innovationen sich empirisch und in kurzer Frist nicht eindeutig 
nachweisen lassen, wäre eine Strategie, Innovationen zu unterlassen, sehr riskant. 
Innovationsaktivitäten mit der geschilderten Zielrichtung sind unverzichtbar, um den 
Standort Deutschland weiterzuentwickeln, seine Beschäftigungsmöglichkeiten zu 
erhalten und den Wohlstand zu sichern.
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Kapitel II

Beschäftigung und Innovation: 
Strategische Optionen im globalen Strukturwandel

1 Globalisierung, Strukturwandel und Beschäftigung

Die gegenwärtigen Beschäftigungsprobleme in Deutschland werden in aller Regel 
auf die Globalisierung zurückgeführt. Es wird argumentiert, daß die Globalisierung 
der Wirtschaft eine wachsende Konkurrenz für die deutsche Wirtschaft aus neuen 
Industrieländern und den ehemaligen RGW-Ländem mit sich bringt, die wegen ihrer 
niedrigen Arbeitskosten dem teuren Standort Deutschland die Arbeitsplätze abjagen 
könnten. Diese Erklärung erweist sich jedoch im Lichte empirischer Daten als stark 
verkürzt. Der Anteil neuer Industrieländer an der weltweiten Produktion von Gütern 
und Dienstleistungen steigt zwar seit Jahren, dennoch halten die entwickelten 
Volkswirtschaften immer noch den größten Teil der weltweiten Produktion. 
Deutschland hat mit den meisten Ländern erhebliche Exportüberschüsse und bisher 
aus der Globalisierung eher gewonnen als verloren. Viele Unternehmen verstärken 
zwar ihre Investitionen in neue Industrie- und Entwicklungsländer, aber dabei ist die 
Präsenz in wachsenden Märkten und die Entwicklung neuer globaler Produktions
und Innovationsstrukturen ein mindestens ebenso wichtiges Argument wie die Nut
zung niedriger Arbeitskosten. Nicht unproblematisch ist jedoch, daß in vielen neuen 
Industrieländern die Produktivität rascher steigt als die Arbeitskosten. Dennoch 
bleibt die Globalisierung von Märkten, Produktion und Innovation weitgehend ein 
von den entwickelten Volkswirtschaften und deren Unternehmen bestimmter Prozeß. 
(Camoy u. a., 1993; Howells, Wood, 1993; Lehner u. a., 1993, McRae, 1995; Mul- 
dur, Petrella, 1994; Reich, 1991; Thurow, 1992; United Nations, 1990)

Bessere Erklärungen findet man, wenn man die Veränderung der Wettbewerbsbedin
gungen innerhalb und zwischen den entwickelten Volkswirtschaften analysiert. Die 
deutsche Wirtschaft ist schon seit einigen Jahren nicht nur mit einem Strukturwan
del, sondern mit wirklichen Strukturbrüchen konfrontiert. Dazu gehört auch die Glo
balisierung von Märkten, Produktion und Innovation, die schwierige Wettbewerbs
bedingungen schafft und die traditionelle internationale Arbeitsteilung immer mehr 
auflöst. Die Beschäftigungsprobleme in Deutschland sind jedoch viel mehr die Folge 
einer grundlegenden Veränderung der Produktionsorganisation und einer neuen Or
ganisationsdynamik in Industrie und Dienstleistungen, die nicht nur einen scharfen
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Produktivitätswettstreit erzeugen, sondern vor allem traditionelle Grenzen zwischen 
Massenproduktion und Qualitätsproduktion verwischen.

Über viele Jahre hinweg gab es in den meisten Industriezweigen und auf den meisten 
Märkten eine klare Trennung zwischen Massenproduktion und Qualitätsproduktion. 
In Märkten oder Marktsegmenten für technisch einfachere oder ausgereifte Güter mit 
geringer Kundenspezifität setzte sich Massenproduktion als Antwort auf einen schar
fen Preiswettbewerb durch. In Märkten oder Marktsegmenten für technisch hoch
wertige und neue Güter und Güter mit hoher Kundenspezifität, etablierte sich dage
gen eine kundenorientierte Qualitätsproduktion. Dabei stand der Massenproduktion 
mit ihren tayloristischen Strukturen eine Qualitätsproduktion gegenüber, die mit 
Einzel- und Kleinserienfertigung operierte und auf qualifizierter Facharbeit aufbaute. 
Diese Gegenüberstellung hat sich jedoch abgeschwächt und vielfach auch ganz auf
gelöst. Durch die Einführung der schlanken Produktion und die Entwicklung anthro
pozentrischer Produktionssysteme konnte die Qualität der Massenproduktion nach
haltig verbessert werden. In vielen Märkten sog die Massenproduktion die Qualitäts
produktion gleichsam in sich auf; es bildeten sich Synthesen von Massen- und Quali
tätsproduktion heraus. (Charles, 1996; Lehner, 1992, 1996; Littek, Charles, 1996; 
Wickens, 1995)

In manchen großbetrieblich verfaßten Kembranchen entwickelte sich in den 1970er 
Jahren eine diversifizierte Qualitätsproduktion in Form einer flexibilisierten Mas
senproduktion mit verstärkter Kundenorientierung und hoher Qualität, während 
gleichzeitig Einzel- und Kleinserienfertiger die Flexibilisierungsmöglichkeiten der 
Automatisierungstechnik zur Steigerung von Produktivität und Skalenerträgen nutz
ten. Unternehmen, die in hochwertigen Marktsegmenten operieren, entwickelten zu
dem eine innovationszentrierte Produktion, die auf der einen Seite ebenfalls stark 
produktivitäts- und kostenorientiert gestaltet wird, die aber auf der anderen Seite den 
Dienstleistungsgehalt und die Kundenorientierung noch mehr verstärkt, und die vor 
allem versucht, das Innovationstempo zu beschleunigen. Damit konnten die Unter
nehmen die Möglichkeiten von schlanker Produktion und von anthropozentrischen 
Produktionssystemen systematisch nutzen und auf die dadurch veränderten Produk
tions- und Wettbewerbsbedingungen angemessen reagieren. (Andreatta, Baethge, 
1996; Hirsch-Kreinsen, 1994; Kern, Schumann, 1984; Lehner, 1997a,b; Piore, Sabel, 
1984; Schumann u. a., 1994; Schumann u. a., 1996)

Die Einführung der schlanken Produktion und die Entwicklung anthropozentrischer 
Produktionssysteme hat nicht nur nachhaltige Qualitätsverbesserungen in der indu
striellen Produktion erzeugt, sondern vor allem auch große Produktivitätspotentiale 
eröffnet. Das hat in vielen Industriezweigen einen scharfen Produktivitätswettstreit 
hervorgerufen, der durch die Synthese von Massen- und Qualitätsproduktion noch 
verschärft wird. Im Zuge dieser Entwicklung sind Prozeßvorsprünge in bezug auf 
Produktivität und Qualität zu einem entscheidenden Faktor der Wettbewerbsfähig
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keit in weiten Teilen der Industrie geworden. Dabei müssen Prozeßvorsprünge zu
nehmend so kombiniert werden, daß ganze Hochleistungs-Produktionssysteme ent
stehen, die nachhaltige, kurzfristig nicht aufzuholende Vorsprünge schaffen. 
(Charles, 1996; Kaminski u.a., 1996; Lehner, 1996; McKinsey, 1993; Wickens, 
1995)

Diese Veränderungen sind Teil einer Innovationsentwicklung, die sich nicht nur auf 
Prozesse, sondern auch auf Produkte bezieht. Der globale Strukturwandel zwingt die 
entwickelten Volkswirtschaften immer mehr, sich stärker auf eine wissensbasierte 
Produktion von Gütern und Dienstleistungen auszurichten. Dabei handelt es sich um 
einen Produktionstyp, der Wissen in Form von technologischer und sozialer Kompe
tenz, qualifizierter Arbeit und ’’intelligenten” Strukturen systematisch für die Erzeu
gung von Gütern und Dienstleistungen mit hoher Qualität und hoher Wertschöpfung 
und für die Entwicklung von Prozessen mit hoher Produktivität und Qualität nutzt. 
Die einzelne Prozeß- oder Produktinnovation ist dabei immer weniger entscheidend, 
immer wichtiger wird die konsequente Entwicklung einer ’’Vorauswirtschaft” 
(Helmstädter, 1996a), also des Teiles der Wirtschaft, der so frühzeitig in neue techni
sche und wirtschaftliche Entwicklungen einsteigt, daß er sich auf Grund seiner Inno
vationsleistung und seiner Vorsprünge dem Preiswettbewerb entziehen kann, und der 
so innovationsfahig ist, daß er aus Marktbereichen wieder aussteigen kann, bevor sie 
reifen und bevor der Preiswettbewerb wieder dominant wird. (Archibugi, Pianta, 
1992; Charles, 1996; Freeman, 1994; Gordon, 1996; Helmstädter, 1996a, 1996b; 
Lehner, 1996b, OECD, 1992a; Porter, 1990)

Betrachtet man vor diesem Hintergrund die deutsche Wirtschaft, stößt man auf wi
dersprüchliche Befunde. A uf der einen Seite stehen ein nach wie vor hoher Exportan
teil und eine hohe internationale Wettbewerbsfähigkeit sowie eine hohe technologi
sche Kompetenz und eine günstige Produktivitätsentwicklung; auf der anderen Seite 
stehen massive Beschäftigungsprobleme und spezifische Innovationsschwächen 
sowie eine schwache Entwicklung von Binnenmärkten. Während in vielen politi
schen und wirtschaftlichen Debatten immer noch die Arbeitskosten die entscheiden
de Rolle spielen, besteht in der einschlägigen Literatur eine weitreichende Überein
stimmung, daß diese Sachverhalte auf strukturelle Anpassungsprobleme der deut
schen Wirtschaft und ihres politischen Umfeldes verweisen.

So argumentiert etwa die OECD (1996), daß sich die deutsche Wirtschaft zu spät an 
die Bedingungen wissensbasierter Volkswirtschaften angepaßt und ihre Strukturen 
zu wenig verändert habe. In die gleiche Richtung argumentieren Studien, die auf eine 
zu starke Orientierung an traditionellen Produktlinien und herkömmlichen Ge
schäftsfeldern und Märkten sowie auf Dienstleistungsdefizite abheben. Dem gegen
über wird in anderen Studien argumentiert, daß weite Teile der deutschen Wirtschaft 
ihre traditionellen, bewährten Stärken in der Qualitätsproduktion nicht genügend 
ausspielen und innovativ weiterentwickeln. In diesen Zusammenhängen wird auch
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festgestellt, daß der bereits hohe Exportanteil der deutschen Wirtschaft kaum mehr 
erheblich gesteigert werden kann und die deutsche Wirtschaft deshalb das Innovati
onsgeschehen stärker an der Entwicklung und Neugewinnung von Binnenmärkten 
orientieren muß. Schließlich wird argumentiert, daß viele Unternehmen ihr Hauptziel 
immer noch an der Kostenseite orientieren und deshalb vor allem Prozeßinnovatio- 
nen betreiben, während die Ertragsseite und Produktinnovationen eher in den Hin
tergrund treten. (Audretsch, 1995; Felder u. a., 1994; Helmstädter, 1996a; 1996b; 
Jürgens, Naschold, 1994; Kalkowski, Manske, 1993; Keck, 1993; Legier u. a., 1992; 
Lehner, 1996; Lehner u. a., 1993; Meyer-Krahmer, 1992a, 1992b; Naschold, 1994; 
NIW/DIW/ISI/ZEW, 1995; OECD, 1994; Penzkoferu. a., 1989; Schettkat, 1989)

1.1 Beschäftigungsentwicklungen im internationalen Vergleich

Solche Argumente werden unterstützt, wenn man die Beschäftigungsentwicklung in 
Deutschland, Frankreich und anderen europäischen Ländern mit der in den U.S.A. 
und Japan vergleicht, die ihre Strukturen stärker auf neue Märkte und eine wissens
basierte Produktion ausgerichtet haben. Während in Europa die Gesamtbeschäfti
gung in Industrie und Dienstleistungen zwischen 1960 und 1994 um 20 % stieg, ver
doppelte sie sich in den U.S.A. und Japan. Im Vergleich zu Deutschland ist das rela
tive Beschäftigungswachstum in den Vereinigten Staaten von Amerika etwa doppelt 
so hoch. In den U.S.A. ist zudem das Wirtschaftswachstum beschäftigungsintensiver 
als in Deutschland. Die U.S.A. haben 1993 mit rund 2,2 % Wirtschaftswachstum ein 
Beschäftigungswachstum von etwa 1,9 % erzielt. In der Bundesrepublik hat dagegen 
ein Wirtschaftswachstum von 2,1 % lediglich zu einem Beschäftigungswachstum 
von 0,6 % geführt. (OECD, 1996, Schettkat, 1994)

In der deutschen Standortdebatte werden die U.S.A. häufig als Beleg für die These 
angeführt, daß sich durch Reallohnsenkungen und Lohndifferenzierungen die Be
schäftigung erhöhen lasse. In der Tat hat die Beschäftigung in den Vereinigten Staa
ten von Amerika seit 1970 erheblich zugenommen, während gleichzeitig die Real
löhne (und auch die Produktivität) stagnierten. In Deutschland sind die Verhältnisse 
genau umgekehrt: Hohe Produktivitäts- und Einkommenssteigerungen stehen gerin
gen Beschäftigungsgewinnen gegenüber. Der hier sichtbare Zusammenhang zwi
schen Löhnen und Beschäftigung wird kaum empirisch in Frage gestellt. Die umstrit
tene Frage ist die nach der Bewertung der amerikanischen Entwicklung und ihre 
Übertragbarkeit auf Deutschland. (Gaß, Schmid, 1994; Schettkat, 1994)

Bei der Bewertung des amerikanischen Weges muß man sich vergegenwärtigen, daß 
die U.S.A. bis in die Mitte der 1980er Jahre und auch Anfang der 1990er gemäß 
Daten der OECD (1993) eine höhere Arbeitslosenquote als die Bundesrepublik 
Deutschland hatten. Dazwischen bewegte sich die Arbeitslosenquote in etwa auf dem 
deutschen Niveau. Die Erfolgsmeldungen vom amerikanischen Arbeitsmarkt - z. B. 
2 Mio. neue Arbeitsplätze im Jahr 1993 während in der Bundesrepublik Deutschland
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600.000 Arbeitsplätze verloren gingen - täuschen über die immer noch hohe Arbeits
losenquote und andere ungünstige Entwicklungen hinweg. Zu letzteren gehört unter 
anderem die Tatsache, daß das durchschnittliche Haushaltseinkommen in den Ver
einigten Staaten von Amerika seit Anfang der 1970er Jahre stagniert. Erst in jüngster 
Zeit scheint sich die Entwicklung der Arbeitslosenquote in den U.S.A. stärker positiv 
von der in der Bundesrepublik Deutschland abzuheben. Betrachtet man dagegen die 
Beschäftigung, weisen die U.S.A. eine zwar stark fluktuierende, aber insgesamt 
günstigere Entwicklung als Deutschland auf. (Gaß, Schmid, 1994; Schettkat, 1994)

Vor allem aber muß man zur Kenntnis nehmen, daß die häufig aufgeführte These, 
daß in den U.S.A. in erster Linie Arbeitsplätze mit niedrigem Qualifikationsniveau, 
schlechten Arbeitsbedingungen und niedrigen Löhnen geschaffen worden seien, sich 
so nicht halten läßt. In den letzten Jahren sind die Qualifikationsanforderungen ins
gesamt deutlich gestiegen. Neben schlecht bezahlten und niedrig qualifizierten 
’’Jobs” sind in erheblichem Umfang qualifizierte Arbeitsplätze geschaffen worden. 
Das gilt auch für den Dienstleistungsbereich, insbesondere für Finanzdienstleistun
gen, Reparaturdienstleistungen und für den Gesundheitsbereich. Das ist übrigens 
keine spezifisch amerikanische Entwicklung. Verfügbare Beschäftigungsdaten zei
gen, daß in sechs der G-7-Ländem die Beschäftigung von qualifizierten Arbeitskräf
ten rascher gestiegen ist als die Beschäftigung wenig qualifizierter Arbeitskräfte. 
(OECD, 1996)

Bei der Bezahlung ist in den U.S.A. eine starke Differenzierung festzustellen. Bei 
wenig qualifizierten Arbeitsplätzen sind beträchtliche Reallohnverluste zu verzeich
nen, bei qualifizierten Arbeitsplätzen konnten die Reallöhne überwiegend gehalten 
werden oder stiegen zum Teil sogar. Bei den Dienstleistungen sanken die Reallöhne 
im Handel und im Transport, während sie bei Banken und Versicherungen und zum 
Teil auch bei den sonstigen Dienstleistungen stiegen. Bemerkenswert ist dabei, daß 
bei den sonstigen Dienstleistungen die Bereiche mit den niedrigsten durchschnittli
chen Stundenlöhnen auch einen geringeren Beschäftigungsanstieg zu verzeichnen 
hatten, als Bereiche mit höheren Stundenlöhnen. Im Computerbereich wurden neben 
hohen Beschäftigungszuwächsen auch die höchsten Nominal-Lohnsteigerungen er
zielt. Einen deutlich negativen Zusammenhang zwischen Reallohnentwicklung und 
Beschäftigung kann man nur bei niedrigen Löhnen feststellen, bei hohen Löhnen 
besteht dagegen ein positiver Zusammenhang. In allen Bereichen blieb die Realloh
nentwicklung hinter der Produktivitätsentwicklung zurück, wobei die Produktivität 
in den Bereichen mit niedrigen Löhnen auch deutlich weniger stieg als in den 
Hochlohnbereichen. Insgesamt spricht einiges dafür, daß weniger die Reallohnent
wicklung als die Lohndifferenzierung der Motor der amerikanischen Beschäfti
gungsentwicklung war. (Gaß, Schmid, 1994)

Die Beschäftigungsentwicklung in den U.S.A. war und ist mit einem deutlichen 
Strukturwandel der Wirtschaft zugunsten des tertiären Sektors verbunden. Die schon
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seit langem starke Dienstleistungsorientierung der amerikanischen Wirtschaft hat 
sich seit 1970 noch einmal verstärkt. Der Beschäftigungsanteil des Dienstlei
stungssektors stieg von 64 % im Jahr 1970 auf 76 % im Jahr 1992. Dabei ist die Be
schäftigung vor allem im Gesundheitsbereich und den sozialen Diensten, bei Wach- 
und Reinigungsdiensten sowie im Hotel- und Gaststättengewerbe und im Einzelhan
del gestiegen. (Gaß & Schmid, 1994; Schettkat, 1994)

Dienstleistungen haben in den Vereinigten Staaten von Amerika schon seit vielen 
Jahren einen deutlich höheren Beschäftigungsanteil als in der Bundesrepublik. Al
lerdings entstanden in den vergangenen Jahren in beiden Ländern neue Arbeitsplätze 
größtenteils im Dienstleistungssektor, während die Industriebeschäftigung stagnierte 
oder rückläufig war. Die Beschäftigung in den Dienstleistungen insgesamt entwik- 
kelt sich in den U.S.A. und in der Bundesrepublik relativ zur Bevölkerung ähnlich; 
es bestehen aber beträchtliche Unterschiede bezüglich der einzelnen Dienstleistungs
zweige. In den U.S.A. legen Einzelhandel, Gastgewerbe, Wach- und Reinigungs
dienste und öffentliche Verwaltung stärker zu als in der Bundesrepublik, während in 
der Bundesrepublik Bildung, Gesundheit und soziale Dienste stärker zugenommen 
haben. Entgegen verbreiteten Annahmen ist der Anteil der untemehmensbezogenen 
Dienstleistungen in den U.S.A. nicht wesentlich höher als in der Bundesrepublik. 
(Schettkat, 1994)

Die amerikanischen Erfolge bei der Beschäftigung können vor allem zwei Faktoren 
zugeschrieben werden: Erstens, einer im Vergleich zu Deutschland stärkeren Diffe
renzierung von Löhnen sowie einer stärkeren Flexibilisierung von Arbeitsbedingun
gen und, zweitens, aber auch einer stark innovationsorientierten Beschäftigungsstra
tegie. Ohne die Bedeutung des ersten Faktors zu schmälern, ist in unserem konkreten 
Zusammenhang vor allen Dingen der zweite Faktor interessant.

Während die U.S.A. vor der Clinton-Administration ebenso wie etwa Großbritannien 
mit Deregulierungsstrategien versucht hat, die Beschäftigung zu fordern, wird in der 
Zeit der Clinton-Administration stärker mit innovationsorientierten Beschäftigungs
strategien operiert. Wie Japan, das schon seit längerem stark innovationsorientierte 
Wachstums- und Beschäftigungsstrategien verfolgt, versuchen nun auch die U.S.A., 
neue Arbeitsplätze in Hochtechnologiesektoren und über die Entwicklung von neuen 
Märkten zu schaffen. In den U.S.A. wird dabei eher im Sinne von Helmstädter 
(1996) der Anteil der ’’Vorauswirtschaft” erhöht, während in Japan eher eine breitere 
Diversifizierung großer Unternehmen in neue Geschäftsfelder und Märkte zu beob
achten ist. Auch die Instrumente, auf denen diese Modelle basieren, und die Reich
weite der Modelle unterscheiden sich stark.

Das amerikanische Modell basiert auf drei Strategiekomponenten. Die erste Kompo
nente ist die Förderung von Untemehmensgründungen durch den Staat sowie durch 
Banken und einige technologisch führende Unternehmen. Die zweite Komponente 
sind technologiepolitische Strategien, insbesondere die Schaffung eines günstigen
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nente sind Reorganisations- und Qualifikationsstrategien, die vor allem von Unter
nehmen vorangetrieben, aber auch politisch unterstützt werden.

Das amerikanische Modell ist insofern durchaus wirksam, als inzwischen etwa 80 % 
aller neuen Arbeitsplätze qualifizierte Arbeitsplätze mit gehobenem Einkommen 
sind. Es ist in seiner Reichweite allerdings insofern beschränkt, als die stark polari
sierte Beschäftigungsstruktur, die vor allem über das Deregulationsmodell der Ad
ministrationen vor Clinton geschaffen wurde, dadurch eher noch verstärkt wird. Weil 
das Innovationsmodell fast nur Arbeitsplätze für qualifizierte Arbeitskräfte schafft, I 
werden die Beschäftigungsprobleme für die Mehrheit der geringer qualifizierten Ar-1 
beitskräfte kaum gelöst.

Das japanische Modell setzt die breite Förderung einer technologieintensiven Indu
strie und der Diversifizierung von Unternehmen in neue wachstumsträchtige Ge
schäftsfelder und Märkte fort, die seit Jahren die Strategien des Staates und der gro
ßen Unternehmen in Japan prägt. Diese Strategien waren bisher wenig beschäfti
gungsorientiert, weil es keine quantitativ bedeutenden Beschäftigungsprobleme gab. 
Nun werden sie stärker ausgebaut und rascher vorangetrieben, weil immer mehr Un
ternehmen im Rahmen ihrer erfolgreichen Produktivitätsstrategien bestehende Ar
beitsplätze abbauen und für die betroffenen Beschäftigten neue Arbeitsplätze schaf
fen müssen. Auch das japanische Modell erwies sich insofern als erfolgreich, als 
damit bisher das Prinzip der lebenslangen Beschäftigung gesichert und ein breites 
Einbrechen der Beschäftigung bei den vielen kleineren Unternehmen ohne lebens
lange Beschäftigung verhindert werden konnte.

Die amerikanischen und die japanischen Erfahrungen unterstreichen durchaus die 
Forderung nach einer Beschäftigungsentwicklung durch Innovation. Da in vielen an
gestammten Geschäftsfeldem und Märkten der Wirtschaft Arbeitsplätze verloren ge
hen und die Wettbewerbsfähigkeit nur noch zu Lasten der Beschäftigung gesichert 
werden kann, müssen neue Arbeitsplätze und neue Beschäftigungsfelder durch die 
Entwicklung von neuen Produkten, Dienstleistungen und neuen Märkten geschaffen 
werden. Mehr noch: In dem Maße, in dem durch einen harten Preiswettbewerb ein 
massiver Beschäftigungsabbau ausgelöst wird, muß die Sicherung der Beschäftigung 
vor allem dadurch erfolgen, daß sich Unternehmen innovativ dem Preiswettbewerb 
entziehen können. Es muß also das gestärkt werden, was der bekannte Wirtschafts
wissenschaftler Emst Helmstädter als ’’Vorauswirtschaft” bezeichnet.

Als ’’Vorauswirtschaft” bezeichnet Helmstädter den Teil der Wirtschaft, der so früh
zeitig in neue technische und wirtschaftliche Entwicklungen einsteigt, daß er sich auf 
Grand seiner Innovationsleistung und seiner Vorsprünge dem Preiswettbewerb ent
ziehen kann, und der so innovationsfähig ist, daß er aus Märkten wieder aussteigen 
kann, bevor sie reifen und der Preiswettbewerb wieder wirksam wird. Vorauswirt
schaft ist also der Teil der Wirtschaft, der dem (großen) Rest der Wirtschaft, der
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’’Verfolgerwirtschaft” so weit voraus ist, daß er nicht über den Preis konkurrieren 
muß.

Mehr Innovation, mehr ’’Vorauswirtschaft” heißt nicht, daß nun die ganze deutsche 
Wirtschaft auf Innovati onswettbewerb und Voraus Wirtschaft umgestellt werden muß. 
Die ’’Vorauswirtschaft” stellt immer einen relativ kleinen Teil der gesamten Volks
wirtschaft dar. Sie kann jedoch weit in die übrige Wirtschaft ausstrahlen, weil sie 
viele weitere Unternehmen als Zulieferer oder als Kunden mit sich trägt. Ein großer 
Teil der deutschen Wirtschaft wird auch weiterhin nicht so innovativ sein können, 
daß er sich dem scharfen Preiswettbewerb entziehen kann. Er wird auch weiterhin 
seine Wettbewerbsfähigkeit häufig nur zu Lasten der Beschäftigung sichern können. 
Entscheidend ist jedoch, daß die Vorauswirtschaft so stark ist und so stark in die üb
rige Wirtschaft ausstrahlt, daß sie die Beschäftigungsverluste in der übrigen Wirt
schaft durch die Schaffung neuer Arbeitsplätze und die Entwicklung neuer Beschäf
tigungsfelder zumindest teilweise kompensieren kann.

1.2 Beschäftigungswirkungen von Innovationen: Einige empirische Sachverhalte

Die mit dem Konzept einer ’’Vorauswirtschaft” verbundene Erwartung, über mehr 
Innovation auch mehr Beschäftigung zu erreichen, läßt sich durch empirische Daten 
unterstützen. Allerdings sollten die im folgenden referierten Sachverhalte nicht dar
über hinwegtäuschen, daß der Zusammenhang zwischen Innovation und Beschäfti
gung keineswegs eindeutig ist. Das wird im ersten Kapitel dieses Buches von Stille 
und Lahner ja  noch ausführlich diskutiert. Die entscheidende Frage ist jedoch nicht, 
ob, sondern wie sich durch Innovationen Beschäftigung erzeugen läßt.

Mit positiven Beschäftigungseffekten scheint man vor allem bei Produktinnovatio- 
nen rechnen zu können. Tatsächlich zeigen empirische Studien auf der Mikroebene, 
daß Unternehmen, die Produktinnovationen durchgeführt und auf ihren entsprechen
den Märkten eingeführt haben, positivere Beschäftigungsentwicklungen zu ver
zeichnen haben bzw. zukünftige Beschäftigungserwartungen wesentlich positiver 
einschätzen als Nichtinnovatoren (Tabelle 1). Im Vergleich zur Gesamtindustrie 
kommt den innovierenden Unternehmen darüber hinaus eine beschäftigungsstabili
sierende Funktion zu, da sie in Rezessionsphasen in wesentlich geringerem Maße 
Personal abgebaut haben als der Durchschnitt der Gesamtindustrie. (Harhoff, Licht 
1996; Licht u. a. 1996; Penzkofer 1989)

Legt man die von Unternehmen geäußerten Beschäftigungserwartungen jüngerer 
Untersuchungen zugrunde, so scheinen die in älteren Untersuchungen konstatierten 
positiven Zusammenhänge zwischen Innovation und Beschäftigungsentwicklungen 
jedoch nicht mehr so eindeutig zu sein. So zeigen Untersuchungen für die Zeiträume 
1990-1992 und 1992-1994, daß im Zeitraum 1992-1994 bei innovierenden Unter
nehmen die Herstellung neuer Produkte mit einem geringeren personellen Aufwand 
durchgeführt werden konnte als dies für den vorangegangenen Zeitraum der Fall



war. Mit anderen Worten: auch Unternehmen, die schwerpunktmäßig Produktinno- 
vationen durchgeführt haben, haben in jüngster Zeit in verstärktem Umfang arbeits
platzsparende Maßnahmen durchgeführt (Licht u. a. 1996; Felder u.a. 1994). Unklar 
ist zudem, inwieweit die beabsichtigten Beschäftigungspläne in den Unternehmen 
auch tatsächlich in der Zukunft realisiert werden. Zudem ist zu berücksichtigen, daß 
die erwähnten Zusammenhänge allenfalls für die alten Bundesländer Gültigkeit ha
ben (vgl. Tabelle 1).

Tabelle 1: Umsatz- und Beschäftigungserwartungen 1995-1997 im Verarbeitenden Gewerbe
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Auch eine Betrachtung auf der Ebene einzelner Branchen scheint das Bild, das sich 
auf der Ebene einzelner Unternehmen zeichnen läßt, in der Tendenz zu bestätigen. 
Beschäftigungsträger der Vergangenheit waren vor allen Dingen die fue-intensiven 
Branchen.

In den vergangenen Jahren läßt sich für die Bundesrepublik zeigen, daß forschungs
intensive und innovative Branchen ein deutlich geringeres Arbeitslosenzugangsrisi
ko hatten als der Durchschnitt der Gesamtindustrie, d. h. kurzfristige konjunkturell 
bedingte Anpassungen der Beschäftigung haben nicht durch Entlassungen auf dem 
Arbeitsmarkt stattgefunden (Penzkofer 1989). Gleichzeitig erweisen sich diese Bran
chen in Aufschwungphasen durch ein schnelleres Beschäftigungswachstum aus.
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Auch neuere Untersuchungen des NIW bestätigen die beschäftigungsstabilisierende 
Funktion dieser Branchen (Abbildung 1).

Abbildung 1: Entwicklung der Beschäftigung und Nettoproduktion in forschungsintensiven 
Industriezweigen 1980 -1994 (früheres Bundesgebiet, 1980 = 100)
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Quelle Statistisches Bundesamt Statistik des Produzierenden Gewerbes, Berechnungen des NIW
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Spitzentechnologie=FuE-Quote größer als 8,5%; H öherwertige Technologie: FuE-Quote3,5%  bis 8,5%,

Quelle: N IW /DIW /ISI/ZEW , 1995

Bis 1989 sind die netto in der Industrie neu geschaffenen Arbeitsplätze fast aus
schließlich den fue-intensiven Sektoren zuzurechnen. Auch zu Beginn der neunziger 
Jahre konnten diese Industriezweige eine günstigere Beschäftigungsentwicklung
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aufweisen, als die übrigen Sektoren der deutschen Wirtschaft, auch wenn sie gegen
über den achtziger Jahren einen Beschäftigungsrückgang zu verzeichnen hatten. 
1994 betrug der industrielle Beschäftigungsanteil dieser Sektoren rund 43 %. 
Gleichzeitig haben die fue-intensiven Sektoren entscheidend zur Produktivitätsver
besserung beigetragen. Mehr als 16 % der gesamtwirtschaftlichen Produktivitätsstei
gerung im Zeitraum 1970-1991 lassen sich auf diese Industriebereiche zurückführen 
(Abbildung 2). (Legier u. a. 1992; NIW/DIW/ISI/ZEW 1995)

Abbildung 2: Beitrag der fuE-intensiven Branchen zu Produktivität 1970 bis 1991
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Quelle: NIW /D IW /ISI/ZEW , 1995

Insgesamt gesehen konnten die Beschäftigungsgewinne der forschungsintensiven 
Branchen jedoch die Beschäftigungsverluste in den übrigen Industriebereichen nicht 
vollständig kompensieren. In jüngster Zeit mußten zudem auch in den fue-intensiven 
Industriezweigen Beschäftigungseinbußen hingenommen werden. Unklar erscheint 
zum jetzigen Zeitpunkt, ob es sich hierbei um produktionsbedingte Anpassungen 
handelt, oder ob auch in diesen Sektoren zukünftig mit verstärkten betrieblichen be
schäftigungswirksamen Kostensenkungsstrategien zu rechnen ist.

Die besondere Bedeutung technologieintensiver Industriezweige resultiert jedoch 
nicht nur aus der hohen Konzentration untemehmensintemer industrieller Forschung 
und Entwicklung. Vielmehr handelt es sich hierbei um Branchen, die gleichzeitig 
auch in starkem Maße das intra- und intersektorale Diffusionsmuster von Forschung 
und Entwicklung prägen. Unternehmen dieser Sektoren investieren nicht nur über
durchschnittlich in eigene Forschung und Entwicklung, sondern beziehen FuE- 
Leistungen auch von anderen Sektoren, bzw. aus Unternehmen der gleichen Branche
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(Meyer-Krahmer 1992). Dabei bestehen Austauschbeziehungen nicht alleine zwi
schen den industriellen Sektoren. Vielmehr liegt die besondere Bedeutung for
schungsintensiver Industriezweige in ihrer engen Verzahnung mit den beschäfti
gungsintensiven produktionsorientierten Dienstleistungen, die in starkem Maße auf 
das Vorhandensein innovationsorientierter Industrien angewiesen sind. Die Expansi
on dieses Dienstleistungsbereichs ist insbesondere dort am stärksten, wo forschungs
orientierte Industriebereiche entprechende Nachfrage- und Innovationsimpulse 
vermitteln. (NIW/DIW/ISI/ZEW 1995; Nordhause-Janz, Rehfeld 1995)

Diese Zusammenhänge verweisen auf einen wichtigen strukturellen Aspekt, der bei 
der reinen Betrachtung einzelbetrieblicher input- und output-orientierter Innovati
onsindikatoren nicht ausreichend zum Ausdruck kommt. Untemehmensinteme For
schung und Entwicklung und hierauf bezogene betriebliche Marketing-, Qualifizie- 
rungs- und Organisationsstrategien sind eine wichtige Voraussetzung nicht nur für 
den einzelbetrieblichen Erfolg, sondern in zunehmendem Maße auch essentielle 
Voraussetzung für die Nutzung überbetrieblicher Innovationsressourcen und die 
Einbindung in zwischenbetriebliche Kooperationsstrukturen (Felder u.a. 1994; 
Freeman 1994). In den Vordergrund der Betrachtung rückt damit weniger das ein
zelne Unternehmen als Motor im Innovationsprozeß, sondern vielmehr spezifische 
Konstellationen zwischenbetrieblicher Beziehungen und Untemehmensnetzwerke, 
die häufig über rein marktvermittelte, preiskoordinierte Tauschbeziehungen hinaus
gehen (Johanson, Mattson 1985; Lundvall 1990). Das werden wir im folgenden nach 
einer kurzen Diskussion der spezifischen Innovationsprobleme der deutschen Wirt
schaft noch ausführlicher darstellen.

2 Die Innovationsfahigkeit der deutschen Wirtschaft

Die deutsche Wirtschaft hat zweifellos eine hohe technologische Leistungsfähigkeit. 
Fast die Hälfte der Produktion und der Beschäftigung ihrer Industrien ist auf for
schungsintensive Wirtschaftszweige konzentriert. Forschungsintensive Wirtschafts
zweige haben eine höhere gesamtwirtschaftliche Bedeutung für Produktion und Be
schäftigung als in den Vereinigten Staaten von Amerika oder Japan. Diese immer 
noch sehr günstige Situation darf nicht darüber hinwegtäuschen, daß die Warnzei
chen stärker werden. FuE-Ausgaben sind rückläufig, viele kleine und mittlere Unter
nehmen haben sich, zumindest temporär ganz aus der FuE verabschiedet. Die techno
logische Zahlungsbilanz für Deutschland ist nach wie vor negativ; Deutschland muß 
mehr für den Einkauf von Technologie ausgeben, als es selber durch den Verkauf 
von Technologie erlösen kann. Auch Patentflüsse sind negativ; es fließen mehr Pa
tente aus den U.S.A. und Japan nach Deutschland, als umgekehrt. (Meyer-Krahmer, 
1992; NIW/DIW/ISI/ZEW, 1995)



71

Abbildung 3: Input-Output-Relationen von F&E

§

■
USA

y3Oi
|
£
i
1

I
Ñ1.2
ffI CAN NL GBR

ESP
■

■
■

ITA

■
NOR

%
BEL

■
FRA ■ ■

DEU

0  0.2  0 .4  0 .6  0.8 1 1.2 1.4 1.6 1.8 2

Q uelle : O E C D  1995; e ig en e  B erech n u n g en

Diese Sachverhalte markieren noch keinen dramatischen Verlust an technologischer 
Kompetenz, aber sie sind immerhin deutliche Warnzeichen. Ein viel schwerwiegen
deres Problem ist jedoch, daß die technologischen Stärken der deutschen Wirtschaft 
in traditionellen Märkten, herkömmlichen Technologien und im mittleren Techno
logiebereich liegen. In wichtigen Spitzentechnologien weist die deutsche Wirtschaft 
dagegen gewichtige Defizite auf. Zudem droht die deutsche Wirtschaft bisher erziel
te Vorsprünge in manchen Technologiebereichen zu verlieren (z.B. in der Umwelt
technologie) oder hat sie schon verloren (wie in der Biotechnologie).

Die immer stärker zu Tage tretenden Innovationsdefizite der deutschen Wirtschaft 
liegen keineswegs in mangelnden Investitionen in Forschung und Entwicklung. Im 
Gegenteil: Deutschland weist im internationalen Vergleich recht hohe F&E- 
Ausgaben auf. Sowohl der Staat ebenso wie auch die Industrie investieren beträcht
lich in Forschung und Entwicklung. Die Aufwendungen von Staat und Wirtschaft 
schlagen sich jedoch wirtschaftlich nicht hinreichend nieder. Deutschland weist, wie
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andere Länder der Europäischen Union ein ungünstiges Verhältnis zwischen seinem 
F&E-Aufwand und seiner technologischen Zahlungsbilanz auf (Abbildung 3).

Das deutsche Innovationsproblem ist, wie viele Wissenschaftler und Untemehmens- 
berater betonen, nicht in erster Linie eine Problem technologischer Defizite, obwohl 
auch diese in einigen Bereichen durchaus zu beobachten sind. Das deutsche Innova
tionsproblem ist vielmehr ein soziales, kulturelles und politisches Problem. In weiten 
Teilen von Management, Verbänden und Politik, aber auch der Gesellschaft insge
samt gibt es wenig Aufgeschlossenheit, Vorausschau und Risikobereitschaft gegen
über Neuem. Ein Festhalten an alten ’’bewährten” Denk- und Handlunsgweisen und 
eine gefährliche Dominanz pragmatischer Orientierungen lassen wenig Raum für 
Visionen und für Innovationen, die Märkte in neue Richtungen entwickeln oder gar 
neue Märkte schaffen. Enge Sichtweisen, spezialisierte Orientierungen und ein frag
mentiertes Herangehen an Innovationsprozesse sowie häufig auch ein starker 
Technizismus von Innovationsabläufen tragen das ihre dazu bei, daß Deutschland ein 
Innovationssystem aufweist, dessen Leistungen vielfach nicht mehr in der interna
tionalen Spitzengruppe einzuordnen sind.

Zu diesem Bild gehört auch eine vielfach geringe Fähigkeit oder Bereitschaft, die 
Zukunft innovativ anzugehen, Visionen zu entwickeln und konsequent auf ihre 
Verwirklichung hinzuwirken. Die erfolgreiche Bewältigung der gegenwärtigen 
Strukturbrüche, die wirtschaftliche Lösung ökologischer Probleme und der Weg in 
die Informationsgesellschaft erfordert ein strategisches und visionäres Management 
von Innovationen. Es müssen langfristige technische, soziale und wirtschaftliche In
novationsprozesse induziert werden, die möglichst so gestaltet sein müssen, daß 
rasch implementiert wird, was jeweils technisch und wirtschaftlich möglich ist.

In Deutschland wird jedoch Zukunft in Wirtschaft und Politik, aber auch in der Wis
senschaft häufig entlang ’’bewährter” Bahnen angegangen, als würde sich in der Zu
kunft außer dem Datum wenig ändern. Diese passive, letztlich rückwärtsgewandte 
Orientierung schlägt sich auch im Beharren auf alte Regulationsmuster und über
kommene Handlungsstrategien nieder. Staatliches und wirtschaftliches Handeln wird 
häufig so gestaltet, als müßte es auch in einem raschen Innovationsgeschehen noch 
Gewißheit und Sicherheit geben. Die wirtschaftliche Situation in Deutschland ist ge
genwärtig stark geprägt durch ein Denken und Handeln in überkommenen Struktu
ren. Das läßt sich im Vergleich zu Japan recht gut illustrieren.

Die deutsche Industrie und auch die deutschen Unternehmensberater haben in den 
1980er Jahren die Entwicklung der japanischen Industrie und des japanischen Pro
duktionskonzeptes weitgehend verkannt. In den 80er Jahren haben denn auch einige 
industrielle Kernsektoren in Deutschland gegenüber Japan an struktureller Wettbe
werbsfähigkeit verloren. Erst nachdem die japanische Industrie ihre relative Wettbe
werbsposition deutlich verbessert und der Industrie in den anderen entwickelten 
Volkswirtschaften einen harten Produktivitäts- und Qualitätswettstreit aufgezwungen
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haben, entwickelte sich in den 90er Jahren häufig eine fast euphorische Imitation ja 
panischer Produktionskonzepte und Managementstrategien. Allerdings ist auch jetzt 
noch die Zahl der Unternehmen, die ihre Strukturen auf eine schlanke Produktion 
umgestellt haben, in Deutschland recht klein. Lediglich die Automobilindustrie hat 
inzwischen wieder aufgeholt, während die informationstechnische Industrie und der 
Maschinenbau nach wie vor erhebliche Probleme mit der schlanken Produktion ha
ben. (Naschold, 1994)

Besonders problematisch ist jedoch, daß in Japan nicht nur die schlanke Produktion, 
sondern vor allem die Entwicklung der neuen Industrien stark vorangetrieben wird, 
während in Deutschland die schlanke Produktion in erster Linie in den traditionellen 
Industrien eingefuhrt wird, um diese gegenüber dem Strukturwandel abzusichem, 
während die neuen Industrien noch kaum wachsen. Während sich also in Japan die 
Wirtschaftsstruktur rasch zugunsten neuer Industrien verändert, ist die Wirt
schaftsstruktur in Deutschland in den letzten zwanzig Jahren kaum verändert wor
den. Die Zukunftsaussichten sehen nicht besser aus: Der Anteil neuer Produkte am 
Umsatz ist in der deutschen Wirtschaft seit Mitte der 1980er Jahre kontinuierlich von 
einem Drittel auf 28 % zurückgegangen. Dagegen führten in den letzten Jahren viele 
Unternehmen Prozeßinnovationen durch. (NIW/DIW/ISI/ZEW, 1995; Naschold,
1994)

Ein illustratives Beispiel für diese Entwicklung ist der Maschinenbau. Im deutschen 
Maschinenbau wird das Innovationsgeschehen zumeist durch eine technische Ratio
nalität bestimmt. Marktfragen und Organisationsfragen werden gleichsam nebenher 
erledigt. Das dürfte ein wichtiger Grund dafür sein, daß sich der deutsche Maschi
nenbau sehr auf Marktnischen spezialisiert hat und dort vielfach technologisch an 
der Spitze steht. Die Kehrseite dieser Entwicklung ist jedoch, daß der Maschinenbau 
auf vielen ’’Volumenmärkten” nicht mehr wettbewerbsfähig ist, weil hier insbeson
dere auch Preise eine Rolle spielen. In dieses Bild paßt auch, daß die Grundlagenfor
schung für das Innovationsgeschehen im Maschinenbau kaum eine Rolle spielt. Das 
Innovationsgeschehen im Maschinebau orientiert sich stark an herkömmlichen 
Strukturen und hat sich noch gar nicht auf die Entwicklung wissensbasierter Produk
tion eingestellt. (Kalkowski, Manske, 1993)

Diese hier nur kurz umrissenen Sachverhalte sind dafür verantwortlich, daß die un
bestreitbar hohe technologische Kompetenz der deutschen Wirtschaft sich nur be
dingt beschäftigungssichemd auswirkt. Sie sichert zwar der deutschen Wirtschaft ei
ne hohe Wettbewerbsfähigkeit, ist aber nicht mit so großen Vorsprüngen verbunden, 
daß sich die Wirtschaft dem harten Preiswettbewerb entziehen kann. Sie vermindert 
also den hohen Produktivitätsdruck und den damit einhergehenden Arbeitsplatzab
bau kaum und schafft kaum neue Beschäftigung in neuen Industrien.

Offensichtlich reicht unter solchen Bedingungen eine hohe technologische Lei
stungsfähigkeit und eine Orientierung an Spitzentechnologien nicht aus, um die Be-
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schäftigung auf dem jetzigen Niveau zu sichern, von der Schaffung neuer Arbeits
plätze gar nicht zu sprechen. Insofern ist durchaus richtig, was der Bericht zur tech
nologischen Leistungsfähigkeit der deutschen Wirtschaft sagt, daß ’’auch Sektoren 
außerhalb der in der Öffentlichkeit geführten ’’Spitzentechnologie-Diskussion” . In
novationsmöglichkeiten besitzen, die nicht von vornherein als gering geachtet wer
den sollten” und daß ’’diese höherwertigen Technologien zudem breite Beschäfti
gungsmöglichkeiten (bieten)”. (NIW/DIW/ISI/ZEW, 1995:15)

Das zeigt gerade auch das Beispiel Japans, das ja  häufig als Beleg für die überragen
de Bedeutung von Spitzentechnologien für Wettbewerbsfähigkeit, Wachstum und 
Beschäftigung dient. Japanische Industrie hat ihre wirtschaftlichen Erfolge, nicht 
zuletzt auch ihre Exporterfolge, in den 1970er und 1980er Jahren keineswegs aus ei
ner technologischen Führungsposition, sondern aus einem Aufholprozeß heraus er
zielt. Sie hat große Erfolge in Bereichen erzielt, in der sie keineswegs eine führende 
Rolle bei der Wissens- und Technologieentwicklung einnahm und die außerhalb der 
Hochtechnologie-Branchen lagen. Auch in der Mikroelektronik hat die japanische 
Industrie schon aus dem Aufholprozeß heraus wirtschaftliche Erfolge erzielt und 
dann auf der Basis dieser Erfolge auch eine technologische Spitzenposition erzielt. 
(Kodama, 1991). Daraus kann man lernen, daß eine hohe technologische Kompetenz 
allein nicht genügt. Ebenso wichtig sind eine rasche und breite Umsetzung neuer 
Technologien und die Entwicklung neuer Produkte und neuer Märkte sowie eine in- 
novationsgestützte Diversifizierung von Unternehmen. Dabei spielen Technologie- 
Fusionen, also die Verbindung unterschiedlicher Technologien wie etwa der Elek
tronik und der Mechanik zur Megatronic eine Rolle, die häufig wichtiger ist, als der 
eigentliche technologische Durchbruch. Für die Bundesrepublik Deutschland ist 
hierfür sicherlich der Umweltschutzbereich ein anderes klassisches Beispiel. 
(Kodama, 1991; vgl. Hirooka, Hagiwara, 1991)

Betrachtet man in dieser Perspektive die Entwicklung in der deutschen Wirtschaft 
insgesamt, dann drängt sich die Vermutung auf, daß die massiven Beschäftigungs
probleme in Deutschland weniger Probleme der technologischen Kompetenz per se 
sind, sondern Probleme der Diffusion von Innovationen, der Diversifizierung von 
Unternehmen und der Entwicklung neuer Produkte und neuer Märkte. Die durchaus 
hohe technologische Kompetenz schlägt sich also vor allem deswegen wenig in neu
en Arbeitsplätzen nieder, weil sie vor allem für die kontinuierliche Entwicklung 
etablierter Produktlinien in herkömmlichen Märkten genutzt wird. Für diese Vermu
tung sprechen auch die Ergebnisse einer Untersuchung des ifo Institutes für Wirt
schaftsforschung aus dem Jahre 1993, die zeigt, daß sich die Unternehmen in 
Deutschland ihr Wissen über neue Produkte und Prozesse überwiegend selbst als Er
fahrungswissen aneignen. Rund die Hälfte davon ist Marktwissen. Die Quote des aus 
dem eigenem Unternehmen bezogenen Wissens steigt mit der Untemehmensquote. 
Während kleine Unternehmen mit weniger als 49 Beschäftigten etwa die Hälfte ihres 
Wissens aus dem eigenen Unternehmen beziehen, steigt diese Quote bei Untemeh-
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men über 1000 Beschäftigte auf mehr als 80 %. Dabei beträgt bei den großen Unter
nehmen der Anteil des Wissens aus der eigenen Forschung etwa 35 % während der 
überwiegende Teil des aus dem Unternehmen gezogenen Wissens Erfahrungswissen 
aus Märkten und Produktion ist. Es liegt auf der Hand, daß die starke Dominanz von 
Erfahrungswissen Unternehmen stark in ihre traditionellen Produktlinien und Markt
bezüge einbindet. (Reinhard, Schmalholz, 1996)

3 Innovationssysteme: Die Vernetzung von Innovationsprozessen

In wirtschaftspolitischen Debatten wird immer wieder darauf hingewiesen, daß In
novation in erster Linie eine Sache der Unternehmen ist. Das ist zwar insofern rich
tig, als die Weichenstellungen für innovative Entwicklungen in erster Linie in den 
Unternehmen getroffen werden müssen. Man darf dabei jedoch nicht übersehen, daß 
Innovationsprozesse in Unternehmen und ganzen Wirtschaftszweigen maßgeblich 
von Strukturen und Prozessen in ihrem Umfeld beeinflußt werden, die weniger tech
nologischer Natur sind. Vor diesem Hintergrund und den oben dargestellten Sach
verhalten greifen Maßnahmen, die sich in erster Linie an einer Stärkung der Innova
tionsfähigkeit in technologischer Hinsicht orientieren unter Beschäftigungsgesichts
punkten zu kurz.

Die neuere Literatur, nicht zuletzt auch die neue Wachstumstheorie (z. B. Römer, 
1993; Weder, Grubel, 1993), zeigen, daß die Innovationsfähigkeit von Unternehmen 
nicht nur von Organisationsstrukturen und sozialen Prozessen in Betrieben und Un
ternehmen bestimmt wird, sondern, daß auch zwischen- und überbetriebliche Struk
turen und Prozesse sowie Rahmenbedingungen eine bedeutende Rolle spielen. In 
Anbetracht eines raschen Innovationstempos, hohen Innovationsrisiken und einer 
hohen Komplexität des Innovationsgeschehens können viele Unternehmen ihre In
novationsfähigkeit nur noch in Kooperation mit anderen Unternehmen sowie mit 
Forschungseinrichtungen sichern und sind auf vielfältige Innovationsanstöße aus ih
rem Umfeld angewiesen. Faktoren, wie öffentliche Infrastruktureinrichtungen, insbe
sondere für Forschung, Entwicklung und Bildung; staatliche Regulationen und Lei
stungsprogramme; das Arbeitskräftepotential; Märkte und Kundenbeziehungen, 
Dienstleistungsangebote, und viele nicht näher faßbare Faktoren (persönliche Bezie
hungen, Erfahrungswissen etc.), die man mit dem Begriff ’’Innovationsmilieu” be
zeichnen kann, bilden zusammen ein komplexes Innovationssystem, das eine wichti
ge Rolle für den Innovationserfolg von Unternehmen und ganzen Wirtschaftszwei
gen spielt. (Bianchi, Quere, 1995; Camagni, 1991; Freeman, 1991; Gordon, 1990, 
1995; Lehner, Nordhause-Janz, 1992; Maillat u. a., 1993; Lundvall, 1992; Nelson, 
1993; Rehfeld, 1994; Römer, 1993; Weder, Grubel, 1993)

Innovationssysteme kann man in unterschiedlichen Bezügen bestimmen. Im Prinzip 
kann man jedem Unternehmen, daß innovativ handelt, ein eigenes Innovationssy
stem zuschreiben, aber auch Innovationssysteme für bestimmte Technologie- oder
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Produktionsketten oder auch für ganze Wirtschaftszweige identifizieren. Zudem las
sen sich auch räumlich organisierte Innovationssysteme in Regionen oder in nationa
len Bezügen bestimmen. Je nach dem Innovationsgeschehen, daß man untersuchen 
oder beeinflussen will, hat man es also mit unterschiedlichen Innovationssystemen 
zu tun.

Die einschlägige Forschung beschäftigt sich schon seit einigen Jahren aus unter
schiedlichen Perspektiven mit Innovationssystemen. Im Zentrum der Betrachtung ei
nes Forschungsstranges steht dabei die "Einbettung" von Unternehmen in ein Netz 
von produktions- und innovationsbezogenen Austauschbeziehungen, sogenannten 
"Produktionsclustem" (Porter, 1990). Produktionscluster sind organisierte und spon
tane Austauschbeziehungen, die Unternehmen in enge und kontinuierliche produkti
ons- und innovationsorientierte Kommunikation einbinden. Solche Produktionsclu
ster, die regional oder sektoral ausgerichtet sein können, schaffen für Unternehmen 
eine spezifische Menge von Innovationsanstößen (und auch von Innovationshemm
nissen), die für kleine und mittlere Unternehmen häufig ganz entscheidend sind, die 
aber für große Unternehmen attraktive Umfelder markieren können. (Freeman, 1991; 
Kilper, Latniak, 1996; McKelvey, 1994; Porter, 1990; Rehfeld, 1994)

In diesem Zusammenhang rücken regionale oder sektorale Innovationsnetze und die 
Herausbildung innovativer Milieus stärker in das Interesse von Forschung und Poli
tik. Erfolgreiche Innovationsprozesse erfordern immer mehr die systematische Nut
zung spezifischer Produktions-, Innovations- und Marktpotentiale unterschiedlicher 
Regionen. Die Entwicklung und die globale Vernetzung von regionalen Innovati
onsnetzen, die eng auf das Unternehmen zugeschnitten sind, bildet heute bereits ein 
wichtiges Strategieelement von multinationalen Unternehmen, die in einem harten 
Innovationswettbewerb stehen und die ihre Untemehmensstrategie konsequent auf 
die kontinuierliche Gewinnung von Vorsprüngen ausrichten. Dabei wird die Fähig
keit, innovative Milieus zu entwickeln und diese Milieus global zu vernetzen, zu ei
ner wichtigen Bedingung der Attraktivität von Standorten für innovative Unterneh
men. (Camagni, 1991; Lundvall 1992; Marceau 1994; Naschold, 1994; Nelson 1993; 
Nordhause-Janz/Rehfeld 1995; Porter 1991; Rehfeld 1994)

Wir haben es hier, wie Gordon (1996 a, b) zeigt, mit einem sich anbahnenden Stra
tegiewechsel bei multinationalen Unternehmen zu tun, der für Beschäftigung durch 
Innovation außerordentlich wichtig ist. Die Globalisierung der Wirtschaft wird ge
genwärtig noch dominiert durch Transnationalisierungstrategien vieler multinationa
ler Unternehmen, die durch den Aufbau von weltweit standardisierten Produkti
onsstrukturen und ein eher uniformes globales Marketing gekennzeichnet sind. Diese 
heute noch dominierenden Transnationalisierungsstrategien vieler Unternehmen 
zwingen Regionen in einen Standortwettbewerb mit anderen Regionen, wobei die 
relevanten Standortfaktoren zumeist relativ leicht an vielen anderen Standorten re
produzierbar sind. Auch spezifische Eigenschaften regionaler Märkte spielen kaum
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eine Rolle. Unternehmen können deshalb Standortentscheidungen fast beliebig tref
fen. In den neuen Strategien von multinationalen Unternehmen, die einem scharfen 
Innovationsdruck und häufig auch noch hohen Anforderungen an ihre Kundenorien
tierung ausgesetzt sind, wird die systematische Nutzung spezifischer Produktions-, 
Innovations- und Marktpotentiale unterschiedlicher Regionen im Rahmen dezentra
lisierter Produktions- und Innovationsstrukturen und eines differenzierten Marke
tings zu einem zentralen Element. Deshalb sind für diese neuen Globalisierungsstra
tegien spezifische regionale Bedingungen und Eigenschaften, die eng auf das jewei
lige Unternehmen zugeschnitten sind sowie für diese Unternehmen einschlägige 
Produktions- und Innovationsnetze, entscheidend.

Kooperationsfähigkeit wird vor diesem Hintergrund zu einer strategischen Schlüs
selgröße sowohl aus der Perspektive einzelner Regionen als auch aus Sicht einzelner 
Unternehmen. A uf der anderen Seite markiert die mangelnde Bereitschaft zur Ko
operation und ihr Ausschluß aus Innovationsprozessen für viele Unternehmen, ins
besondere für kleine und mittlere Unternehmen, eine wichtige Innovationsschwäche. 
Deshalb hat die Innovationsforschung Kooperationen in den letzten Jahren eine star
ke Aufmerksamkeit geschenkt und unterschiedliche Formen und Intensitäten von In
novationskooperation (z. B. Gemeinschaftsforschung, Forschungskooperation, oder 
das Poolen von Forschungskapazitäten im Rahmen von Netzwerken) untersucht.

Zwei Ergebnisse dieser Forschung sind in unserem Zusammenhang besonders inter
essant. Erstens, Innovationskooperationen gewinnen vor allem da eine existentielle 
Bedeutung, wo es um komplexere Innovationsstrategien, insbesondere um integrierte 
Innovationen in Form von maßgeschneiderten Einzellösungen für Kunden und für 
komplexe Systemlösungen geht. Diese Innovationsstrategien sind für die entwickel
ten Volkswirtschaften im allgemeinen und für wichtige Felder von Beschäftigung 
durch Innovation besonders wichtig. Zweitens, nicht nur für die Bundesrepublik 
zeigt sich, daß Innovationskooperationen in unterschiedlichen Formen für die mei
sten wettbewerbsstarken technologieintensiven Unternehmen mit hoher Innovations
fähigkeit selbstverständlich sind, während gerade technologiefolgende und vor allem 
innovationspassive Unternehmen hier ihre großen Schwierigkeiten haben, (v. Ban- 
demer u. a., 1994; Beise u.a., 1995; Beizer, 1993; Beizer, Hilbert, 1996; Davidow, 
Malone, 1992; European Commission, 1995; Hilbert u.a., 1991; Lageman , 1995; 
Lehndorf, Rehfeld, 1996; Lehner, Nordhause-Janz, 1992; OECD, 1993b; Ploug- 
hman, 1994; Semlinger, 1993; Wehner, Endres, 1996)

Das deutsche Innovationssystem weist stark segmentierte Strukturen auf und be
günstigt damit eher eine hohe technologische Kompetenz in herkömmlichen Pro
duktlinien und Märkten. Das markiert eine wichtige Schwachstelle des deutschen In- 
novationssystemes. In vielen Unternehmen sind schon die innerbetrieblichen Struk
turen stark segmentiert, so daß beispielsweise die für ein ”design-to-manufacturing” 
und eine rasche Umsetzung von Innovationen in der Produktion wichtige Vernetzung
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von F&E, Konstruktion und Produktion schwach ist. Segmentiert sind aber vor allem 
die innovationsrelevanten Beziehungen zwischen Unternehmen. Zwar gibt es hier 
vor allem bei den forschungs- und entwicklungsintensiven Unternehmen intensive 
Austauschbeziehungen mit Kunden und Lieferanten, die jedoch überwiegend an her
kömmlichen Produktlinien und Marktbezügen orientiert sind, sich stark auf konkrete 
Produktentwicklungen konzentrieren und sich zumeist in engen sektoralen Grenzen 
bewegen. Auch die staatliche Forschungs- und Technologieförderung und die Trans
ferstrukturen in Deutschland orientieren sich an den üblichen Hersteller-Anwender- 
Beziehungen. Noch problematischer sind die Beziehungen zwischen Unternehmen 
und Hochschulen und Forschungseinrichtungen, die sich auf wenige große Unter
nehmen konzentrieren und die viele kleine und mittlere Unternehmen ausschließen. 
Die Hochschulen und viele Forschungseinrichtungen tragen mit ihren stark speziali
sierten Strukturen und Orientierungen ein übriges zu der Segmentierung des Innova- 
tionssystemes bei.

Insgesamt resultiert aus diesen Sachverhalten eine spezifische Segmentierung, die 
Austauschprozesse und das Innovationsgeschehen auf herkömmliche Produktlinien 
und Märkte konzentriert und die das Innovationsgeschehen stark auf die großen Un
ternehmen ausrichtet. Das führt auch dazu, daß sich staatliche Forschungs- und 
Technologieprogramme und unternehmerische Strategien häufig darauf beschänken, 
bekanntes Wissen zu nutzen und deshalb auch nur Innovationsanstöße von relativ 
geringer Reichweite leisten. Die Wissenschaftsbindung staatlicher Politik und wirt
schaftlicher Strategien ist also häufig gering, was wiederum ein eher konservatives, 
auf herkömmliche Produktlinien und Märkte konzentriertes Innovationsverhalten 
begünstigt. (Beise u. a., 1995; Grupp, Schmoch, 1992; Keck ,1993; NIW/DIW/- 
ISI/ZEW, 1995; Reinhard, Schmalholz, 1996)

Vor diesem Hintergrund gewinnt der Aufbau leistungsfähiger regionaler Innovati
onsnetze und deren globale Verknüpfung eine entscheidende Bedeutung. Dabei 
müßten Unternehmen und Infrastrukturen bezogen auf strategische Produkt- und 
Marktentwicklungen so miteinander vernetzt werden, daß sie ein leistungsfähiges 
Produktionscluster bilden. Das ist jedoch so allgemein kaum gezielt steuerbar. Als 
operationale Annäherung geht es deshalb hier vor allem darum, Unternehmen und 
Infrastruktureinrichtungen in über längerfristig angelegte strategische Projekte suk
zessiv in ein kooperatives Beziehungsgeflecht einzubinden. Dazu kann man interes
sante Anregungen aus Japan holen, wo Kooperation und Vernetzung schon seit eini
gen Jahren ein zentrales Element der Wirtschafts- und Innovationspolitik sind. Da es 
sich um wenig bekannte und in der Literatur noch wenig dokumentierte Beispiele 
handelt, werden sie im folgenden ausführlicher dargestellt.
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3.1 Systemorientierte Innovationsstrategien: Beispiele aus Japan

Zwischenbetriebliche Verflechtungen und Kooperationen gelten in vielen Analysen, 
die sich mit den Erfolgsgeheimnissen der japanischen Wirtschaftsentwicklung be
schäftigen, als ein wesentliches Merkmal, das einerseits grundlegende nationale In
dustriestrukturen beschreibt und andererseits als ein wichtiger Erfolgsfaktor angese
hen wird. Im Vordergrund derartiger Analysen stehen hierbei häufig die Bezie
hungen von Unternehmen innerhalb und zwischen der sogenannten keiretsu oder 
aber Beziehungen zwischen Großunternehmen und ihren meist mittelständisch 
strukturierten Zulieferuntemehmen (Ernst/Laumer 1989; Sydow 1991). Weit weni
ger Aufmerksamkeit als diese historisch gewachsenen, von japanischen Großkonzer
nen dominierten Untemehmensverflechtungen haben bislang zwischenbetriebliche 
Kooperationsformen in der mittelständischen Wirtschaft Japans und deren syste
matische Förderung durch das MITI sowie den regionalen staatlichen Ebenen, den 
Präfekturen gefunden. Ein zentrales Element stellt in diesem Zusammenhang die 
Förderung sogenannter "Small Business Associations" seitens der Small and Medi
um Enterprise Agency (SMEA) des MITI sowie darauf aufbauende Fördermaßnah
men im Bereich des Technologietransfers und der Förderung zwischenbetrieblicher 
F&E-Kooperationen dar.

Bereits in den fünfziger Jahren, hat die SMEA mit dem Aufbau eines umfangreichen 
Fördersystems für mittelständische Unternehmen begonnen (SMEA 1990). Eine we
sentliche Besonderheit des japanischen Fördersystems für mittelständische Unter
nehmen stellen in diesem Zusammenhang Maßnahmen zur Förderung zwischenbe
trieblicher Kooperationen in der mittelständischen Wirtschaft dar. Der wichtigste 
Grundstein hierfür wurde bereits Ende der fünfziger Jahre mit Verabschiedung des 
"Law on the Organization o f Small Business Associations" gelegt (SMEA 1990). 
Ursprüngliche Zielsetzung der SMEA war es, über verbilligte Kreditmöglichkeiten 
mittelständischen Unternehmen Anreize zu bieten, sich in sogenannten 
"Assocations" zusammenzuschließen und vordringlich in den Bereichen Kapital- und 
Kreditbeschaffung, Erwerb von Produktionsanlagen (Grundstücke, Gebäude) und 
Einkauf zusammenzuarbeiten. Einzige Voraussetzung zur Anerkennung einer As
sociation ist eine vertraglich abgesicherte Kooperationsvereinbarung zwischen min
destens 4 mittelständischen Unternehmen. Die Anerkennung wird dabei in aller Re
gel von den Präfekturen, also auf der regionalen Ebene erteilt.

Die folgenden Ausführungen beruhen auf Interviews mit Vertretern der Small and Medium 
Enterprise Agency (SMEA) des MITI, der Präfekturverwaltung in Kanagawa, des Liaison 
Council im Kanazawa Industrial Complex, verschiedenen Small Business Associations im 
Kanazawa Industrial Complex sowie den Geschäftsleitungen verschiedener mittelständischer 
Unternehmen im Kanazawa Industrial Complex, die die Autoren 1992 während eines Japan- 
Aufenthalts durchgefuhrt haben.



80

Die jeweilige Association stellt eine Art Dachgesellschaft dar, in die die jeweiligen 
Mitgliedsfirmen als Kapital Grundstücke und Finanzmittel einbringen. Mit Unter
zeichnung der Kooperationsvereinbarung ist die Association für einen befristeten 
Zeitraum alleiniger Besitzer des eingebrachten Kapitals. Die Beantragung von Kredi
ten erfolgt somit in aller Regel nicht durch die jeweiligen Einzelunternehmen, son
dern durch die Association, da sie über die notwendigen Banksicherheiten, insbe
sondere Immobilien, verfügt. Insbesondere der erleichterte Zugang zu stark verbillig
ten staatlichen Kreditmitteln sowie die Verbesserung der Kreditwürdigkeit der ein
zelnen Unternehmen ist in den vergangenen Jahren ein wesentlicher Anreiz für mit
telständische Unternehmen in Japan gewesen, sich zu derartigen Kooperationsver
bünden zusammenzuschließen.

Entsprach dieses Verhalten bis in die siebziger Jahre auch der ursprünglichen Inten
tion der SMEA durch Kooperation zur Verbesserung der Kapital Struktur mittelstän
discher Unternehmen beizutragen, so hat sich mit Beginn der achtziger Jahre eine 
grundlegende Änderung in den Zielsetzungen der SMEA ergeben. Zwar unterstützt 
die SMEA nach wie vor die Bildung derartiger klassischer Associations, das 
Schwergewicht der Förderung hat sich jedoch in zunehmendem Maße auf die Förde
rung technologieorientierter Kooperationsverbünde verlagert. Neben dem verstärkten 
Aufbau regionaler Technologietransfereinrichtungen stehen dabei insbesondere För
dermaßnahmen im Vordergrund, die auf die Initiierung von F&E-Kooperationen 
mittelständischer Unternehmen aus unterschiedlichen Industrie- und Wirtschaftsbe
reichen abzielen. In diesem Zusammenhang sind zwei unterschiedliche Maßnahmen
bündel zu unterscheiden, die sich zum einen auf konkrete Projektförderungen und 
zum anderen eher auf die Unterstützung eines regelmäßigen, technologiebezogenen 
Informationsaustausch von Unternehmen beziehen.

Horizontale F&E-Kooperationen: igyoshu koryu: Konzentration auf wenige Pro
duktgruppen bei gleichzeitig hohen Abhängigkeiten von wenigen Einzelkunden sind 
Merkmale, die die Marktsituation vieler mittelständischer Unternehmen in Japan 
kennzeichnen. Die SMEA hat daher seit Anfang der achtziger Jahre in verstärktem 
Maße begonnen, Diversifizierungsbemühungen mittelständischer Unternehmen in 
technologisch zukunftsträchtige Produktfelder zu fordern. Gerade in diesen Berei
chen spielt technologisches Querschnittswissen eine zunehmend wichtige Rolle, so 
etwa im Mechatronicbereich, bei neuen Werkstoffen und Oberflächentechnologien 
etc. Gleichzeitig übersteigen die finanziellen und technologischen Anforderungen, 
die an F&E-Vorhaben in derartigen Technologiefeldem gestellt werden, häufig die 
Kapazitäten einzelner mittelständischer Unternehmen. Die SMEA hat daher im 
Rahmen ihrer f&e-orientierten Mittelstandsforderung einen besonderen Stellenwert 
auf die Initiierung von F&E-Kooperationen gelegt. Zielgruppe sind dabei mittel
ständische Unternehmen aus unterschiedlichen Branchen, die auf der Grundlage 
konkreter F&E-Projekte gemeinsam Produktneuentwicklungen betreiben wollen. 
Neben der unterschiedlichen Branchenzugehörigkeit der Kooperationspartner müs
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sen als weitere Fördervoraussetzung ein projektbezogener Kooperationsvertrag zwi
schen mindestens 4 Unternehmen vorliegen. Nach Anerkennung eines derartigen, als 
igyoshu koryu bezeichneten Kooperationsverbundes, können die Unternehmen zeit
lich befristet zinsgünstige Darlehen und staatliche Zuschüsse erhalten2.

Regionaler Informationstransfer: "Technology Market Exchange Plaza": Ergänzt 
werden diese direkten Fördermaßnahmen im F&E-Bereich durch eher weiche Maß
nahmen, die den Technologietransfer zwischen Unternehmen verstärken und konkre
te zwischenbetriebliche F&E-Projekte anregen sollen. A uf der Ebene von Regionen 
unterstützt die SMEA durch finanzielle Zuschüsse einen fest institutionalisierten und 
in in regelmäßigen Zeitabständen durchgeführten Informationsaustausch von Unter
nehmen. Diese als "Technology Market Exchange Plaza" bezeichneten Technologie
transfermaßnahmen werden auf der regionalen Ebene von den Präfekturen initiiert 
und koordiniert, während die Koordinationsfunktion auf regionsübergreifenden und 
auf der nationalen Ebene von der Japan Small Business Corporation wahrgenommen 
wird. (SMEA 1990)

Faßt man die bisher dargestellten Maßnahmen der zwischenbetrieblichen Kooperati
onsforderung in Japan zusammen, so zeigt sich, daß im Gegensatz zu vielen anderen 
westlichen Industrieländern die japanische Mittelstandspolitik bereits zu einem frü
hen Zeitpunkt die Bedeutung des Faktors Kooperation für die Steigerung der 
Wettbwerbsfähigkeit mittelständischer Unternehmen erkannt und die Zusammenar
beit von Unternehmen durch entsprechende Fördermaßnahmen initiiert und unter
stützt hat. Obwohl eine letztendliche Bewertung der Wirksamkeit der Kooperations
förderung durch die SMEA mangels geeigneter Untersuchungen nur schwer möglich 
ist, weisen der hohe Verbreitungsgrad der "small business associations"3 und die in 
aller Regel positiveren wirtschaftlichen Entwicklungen der in derartigen Kooperati
onsverbünden zusammengeschlossenen mittelständischer Unternehmen auf entspre
chende positive Wirkungen hin. Eine noch wichtigere, wenngleich ebenso schwer 
meßbare Funktion erhalten die von der SMEA unterstützten zwischenbetrieblichen 
Kooperationen jedoch im Kontext der aktuelleren, f&e-bezogenen Fördermaßnah
men. Dies soll im folgenden am Beispiel der Region Kanagawa verdeutlicht werden.

Nach Auskunft des der SMEA und der Präfektverwaltung in Kanagawa sind die Zuschüsse 
auf bis zu 3 Jahre befristet und betragen insgesamt maximal 19 Millionen Yen. Insgesamt 
wurden zum Zeitpunkt der Erhebung (1991) in Japan 70 als igyoshu koryu offiziell anerkannte 
Untemehmenskooperationen registriert. Wobei seit Ende der achtziger Jahre eine deutlich 
steigende Tendenz zu verzeichnen war.

Nach Angaben der SMEA wurden Ende der 80er Jahre in Japan insgesamt 48.203 mittelstän
dische Kooperationsverbünde mit insgesamt mehr als 3 Millionen Einzeluntemehmen gezählt.
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Die Präfektur Kanagawa ist mit rund 8 Millionen Einwohnern die drittgrößte Präfek
tur Japans. Bedingt durch ihre unmittelbare Nähe zum Großraum Tokyo und dem 
Einschluß Yokohamas als größte regionale Stadt, liegt sie in einer der wirtschaftlich 
wichtigsten Regionen Japans. Bei dem 12 km südlich von Yokohama gelegenen 
"Kanazawa Industrial Complex" (KIC) handelt es sich um eines der größten Indu- 
striareale Japans. Innerhalb dieses Industriegebietes sind insgesamt 400 mittelständi
sche Unternehmen angesiedelt, von denen rund 200 in insgesamt 15 Small Business 
Associations zusammengeschlossen sind. Der überwiegende Teil dieser Asscociati- 
ons ist in der Metallverarbeitenden Industrie und im Maschinenbau tätig.

Das 227 ha große Industriegebiet wurde von der Stadt Yokohama im Rahmen eines 
mehrjährigen Landgewinnungsprojektes für die ausschließliche Ansiedlung mittel
ständischer Unternehmen zur Verfügung gestellt. Bei der Ansiedlung der Unterneh
men legte die Stadtverwaltung ein besonderes Gewicht darauf, mittelständische Un
ternehmen, die in vergleichbaren Branchen tätig waren, zur Bildung einer Small Bu
siness Association anzuregen, um so Zugang zu zusätzlichen Fördermitteln des MITI 
zu erhalten. Hierzu wurden im Vorfeld mit um- und ansiedlungswilligen Unterneh
men zahlreiche Veranstaltungen durchgeführt, um Kontakte zwischen Unternehmen 
aus vergleichbaren Branchen herzustellen. Alle 15 im KIC angesiedelten Associati
ons sind letztendlich im Rahmen dieser Aktivitäten der Stadt Yokohama entstanden.

Ähnlich wie in den einzelnen Associations wurde mit dem sogenannten "Kanazawa 
Industrial Complex Liaison Council" eine organisatorische Einheit geschaffen, die 
mit der Durchführung von Aufgaben betraut wurde, die den gesamten KIC betreffen. 
Hierzu zählen in erster Linie Infrastrukturmaßnahmen, die Lösung von Sicherheits
problemen und allgemeine organisatorischen Fragen. Darüber hinaus betreibt der 
Liaison Council eine aktive Marketingpolitik für seine Mitgliedsfirmen. Neben Re
präsentationsaufgaben im Ausland gehören hierzu vor allen Dingen die Initiierung 
und Organisation von Firmenpräsentationen bei regional ansässigen Groß
unternehmen. Ein weiterer wichtiger Schwerpunkt liegt, wie weiter unten noch dar
gestellt wird, in der Förderung von Forschungs- und Entwicklungskooperationen 
zwischen den im Kanazawa Industrial Complex angesiedelten Unternehmen und de
ren Einbindung in regionale F&E-Kooperationsnetzwerke. Bevor hierauf jedoch aus
führlicher eingegangen wird, sollen am Beispiel zweier Small Business Associations 
unterschiedliche zwischenbetriebliche Kooperationsstrukturen und -felder dargestellt 
werden.

Fallbeispiel 1: Die "Yokohama Electric Machinery & Precision Equipment Indu
strial Complex Association (YEMPEC)"

In der YEMPEC haben sich 15 mittelständische Unternehmen aus der Elektrotechnik 
(11 Unternehmen) und der Präzisionswerkzeugindustrie (4 Unternehmen) mit insge
samt rund 600 Beschäftigten zusammengeschlossen. Der 1979 erfolgten Gründung 
der Association ging eine fast zweijährige Vorbereitungsphase voraus, in der unter
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Moderation der Stadt Yokohama betriebliche Kontakte zwischen den Unternehmen 
aufgebaut wurden, betriebsspezifische Probleme diskutiert und letztendlich die Ein
zelheiten des Kooperationsvertrages, der zur Bildung und Anerkennung der As
sociation durch die Präfekturverwaltung führte, festgelegt wurden.

Zum Zeitpunkt der Gründung war die Entwicklung aller Einzelunternehmen durch 
Flächenprobleme an ihren ursprünglichen Standorten gefährdet. Notwendige Erwei
terungsinvestitionen konnten aufgrund der begrenzten Flächenkapazitäten und stark 
gestiegener Grundstückspreise in der Region Tokyo und Yokohama nicht durchge
führt werden. Die Aussicht, ein ausreichendes Flächenangebot im KIC zu günstigen 
Finanzierungsbedingungen zu erhalten, waren die wesentlichsten Motive für die 
Unternehmen, sich zu einer Association zusammenzuschließen. Insgesamt hat die 
Association im Zuge des Umsiedlungsprozesses mehr als 2 Mrd. Yen aus staatlichen 
Programmen zur Förderung von Small Business Associations und anderen Mittel
standsprogrammen erhalten. Dies entspricht rund 60 % der von den Unternehmen 
bzw. der Association insgesamt getätigten Investitionssumme. Der jährliche Zinssatz 
dieser Fördermittel beträgt 2,7 % und muß innerhalb von 15 Jahren von der Associa
tion zurückgezahlt werden. Innerhalb dieses Zeitraums müssen die Unternehmen ihre 
vertraglich fixierte Kooperationsvereinbarung innerhalb der Association aufrechter
halten.

Nach Auskunft der Geschäftsführung der YEMPEC wollen jedoch alle Unternehmen 
auch nach Ablauf der 15 Jahre ihre Kooperationsbeziehungen im Rahmen der As
sociation weiterführen. Als wichtigste Gründe hierfür wurden vor allen Dingen fol
gende Kooperationsvorteile 4 genannt:

• Die Association ist mittlerweile bei regionsansässigen Großunternehmen, die 
für den Großteil der Mitgliedsfirmen zu den wichtigsten Kunden gehören, ein
geführt. Hierzu haben die Aktivitäten des Liaison Councils in den ersten Jahren 
wesentlich beigetragen.

• Im Rahmen einer Association haben Unternehmen einen leichteren Zugang zu 
privaten und staatlichen Finanzmitteln, da eine Reihe staatlicher finanzieller 
Fördermittel an die Einbindung in eine Association gebunden sind und die As
sociation über größere Banksicherheiten verfügt als die jeweiligen Einzelfir
men.

Nach Auskunft der Präfekturverwaltung von Kanagawa ist dies für die überwiegende Mehr
zahl der Associations durchaus typisch. Ca. 70-80 % der bestehenden Small Business As- 
sociations bleiben auch nach Ablauf des an öffentliche Fördermittel gebundenen Kooperati
onszeitraumes (10-15 Jahre) bestehen.
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• Das MITI und die SMEA hat in den vergangenen Jahren einen Schwerpunkt auf 
die Initierung von zwischenbetrieblichen Kooperationen in zahlreichen Techno
logie- und F&E-Fördermaßnahmen gelegt. Im Rahmen dieser als yugyoka (Fu
sionierung, Gruppenbildung) bezeichneten Politik werden Small Business As
sociations in besonderem Maße unterstützt.

Tabelle 2: Über traditionelle Zusammenarbeit hinausgehende Kooperationsfelder in der
YEMPEC

Q uelle : s ch riftlich e  B efrag u n g  d e r M itg lied sfirm en  d e r  Y E M P E C , m ü n d lich e  In te rv iew s m it F irm en v ertre te rn  un d  der 
G esch ä fts le itu n g  d e r  A sso c ia tio n

Diese insgesamt positive Einschätzung der Kooperationsbeziehungen innerhalb der 
Association beruhen jedoch zum größten Teil auf Erfahrungen, die im Rahmen der 
Zusammenarbeit im Finanzierungsbereich gesammelt wurden. Weitere Kooperati
onsfelder sind innerhalb der Association wesentlich geringer entwickelt. Erste Ver
suche, die zwischenbetriebliche Kooperation innerhalb der Association auch auf an
dere Felder auszudehnen, wie etwa auf den F&E-Bereich, werden erst seit 1-2 Jahren 
unternommen (Tabelle 2). Nennenswerte weitere Kooperationsbereiche bilden etwa 
die Produktion und die Weiterbildung. Im Produktionsbereich ist dies bislang auf 
Fälle beschränkt geblieben, in denen einzelne Unternehmen Engpässe in ihren Pro
duktionskapazitäten zu verzeichnen hatten. Einzelne Produktionsschritte, wie etwa 
Dreh- oder Fräsarbeiten, wurden dann an Mitgliedsfirmen der Association als Unter
auftrag vergeben, die über die notwendigen Produktionskapazitäten verfügten. Al
lerdings haben sich in diesem Bereich nach Einschätzung der YEMPEC noch keine 
stabilen Kooperationsstrukturen entwickelt.

Gleiches gilt für den Bereich der Weiterbildung, in dem bislang eher unregelmäßig 
und beschränkt auf den Managementbereich gemeinsame Seminare veranstaltet wer-
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den und ein sporadischer Informationsaustausch mit ausländischen Kunden, insbe
sondere aus Süd-Korea, stattfindet. Kooperationsbeziehungen im F&E-Bereich be
finden sich demgegenüber erst in einem Anfangsstadium. Drei Unternehmen der As
sociation haben hierzu einen regelmäßigen Informationsaustausch über spezifische 
technologische Probleme begonnen, sind jedoch über weitere regionale Aktivitäten 
in F&E-Kooperationsbeziehungen eingebunden.

Fallbeispiel 2: Die "Kanazawa Machinery and Metal Complex Cooperative As
sociation (KMMC) "

Im Unterschied zur YEMPEC lassen sich in der KMMC weitaus intensivere Koope
rationsbeziehungen der Mitgliedsfirmen feststellen. Die Association besteht aus 20 
mittelständischen Unternehmen mit insgesamt rund 800 Beschäftigten und wurde 
1981 gegründet. Auch hier kam die Gründung durch Aktivitäten der Stadt Yokoha
ma zustande. Ausschlaggebendes Motiv zur Beteiligung an der KMMC war für die 
jeweiligen Unternehmen vergleichbare Standortprobleme, wie sie bei den Unterneh
men der YEMPEC zu verzeichnen waren.

Tabelle 3: Branchenverteilung der Unternehmen in der KMMC
Branche A n za h l d e r U ntern eh m en

M eta llve ra rbe itung 9

Straßenfahrzeügbau ................  6

Werk z e ug m äse hin en 6a u 3

Elektrotechnik" 1

Bau, Siäfilbäu " " 1

Begünstigt durch den Einbezug einer im Baubereich tätigen Firma in die Association 
haben die Unternehmen jedoch bereits in der Gründungsphase der Association durch 
den Entschluß, die notwendigen Fabrikationshallen in Eigenregie zu planen und zu 
bauen, mit dem Aufbau intensiver Kooperationsbeziehungen begonnen. Nach Ein
schätzung der Geschäftsführung der KMMC hat dieser gemeinsame Planungs- und 
gegenseitige Abstimmungsprozeß wesentlich zum frühzeitigen und verbesserten ge
genseitigen Problemverständnis der Mitgliedsuntemehmen beigetragen. Er ist zudem 
als ein entscheidender Grund dafür anzusehen, daß fast die Hälfte der Mitgliedsfir
men bereits kurz nach Umsiedlung in den KIC einer von der Geschäftsführung initi
ierten Vereinbarung über eine Zusammenarbeit im Produktionsbereich zustimmten. 
Dies bezieht sich sowohl auf den Austausch von Produktionskapazitäten, als auch 
auf die gemeinsame Einwerbung und Bearbeitung von Kundenaufträgen. Gleichzei
tig unterhalten die Mitgliedsfirmen untereinander gegenseitige Geschäftsbe
ziehungen, d. h. soweit dies von der Angebotsstruktur her möglich ist, werden Vor
produkte, Komponenten und Ausrüstungsgüter von Mitgliedsfirmen der KMMC be
zogen.
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Tabelle 4: Über traditionelle Zusammenarbeit hinausgehende Kooperationsfelder in der
KMMC

k o o p e ra ti nsbe  reich
k M  M t1, Produktion FuE W eiterbildung M arketing Einkauf Verkauf V erlneb Sonstiges
U nternehm en:
k  1
K2

K4

K5 .......
K7

K9
K 10
K l 1
K l 2 1
K 13
K I4
K l 5
K 16

K 18
K19 .
K20

k oopera tionen 5 4 6 0 1 IJI
Q uelle : sch riftlich e  B efrag u n g  d e r M itg lied sfirm en  d e r Y E M P E C , m ü n d lich e  In te rv iew s m it F irm en v ertre te rn  un d  der 
G e sch ä fts le itu n g  d e r A ssoc ia tion

Wie aus Tabelle 4 ersichtlich wird, bildet der F&E-Bereich einen weiteren Koopera
tionsschwerpunkt innerhalb der KMMC. Insgesamt wurden bis zum Erhebungszeit
raum vier gemeinsame F&E-Projekte in den Bereichen Handhabungstechnik, neue 
Werkstoffe und Oberflächentechnik durchgefuhrt. Bei jedem der durchgeführten 
Projekte wurde von den jeweils beteiligten Firmen ein gemeinsames Entwick
lungsteam gebildet. Die Finanzierung erfolgte aus Eigenmitteln der beiteiligten Fir
men und aus dem eigens für gemeinsame F&E-Projekte gebildeten Forschungs- und 
Entwicklungsfond der Association. Ebenso wie im vorherigen Fallbeispiel soll die 
KMMC auch nach Ablauf des ursprünglichen Associationsvertrages weitergeführt 
werden. Zukünftige Schwerpunkte der Zusammenarbeit innerhalb der KMMC sollen 
nach Auskunft der Geschäfitsleitung in einer Intensivierung der F&E-Kooperationen 
auch mit Unternehmen, die nicht der Association angeschlossen sind, liegen, sowie 
in der gemeinsamen Vermarktung der Forschungsergebnisse.

Vergleicht man die Praxis der zwischenbetrieblichen Kooperation in den beiden dar
gestellten Associations, so zeigen sich insbesondere in der Rolle und dem Selbstver
ständnis der Geschäftsleitungen der Associations deutliche Unterschiede. Während 
sich im Falle der YEMPEC die gemeinsamen Aktivitäten bislang überwiegend auf 
die dem Associationsgedanken zugrundeliegenden klassischen Kooperationsbereiche 
(Nutzung von Finanzierungsvorteilen) beschränkt hat, so verfolgte die Geschäftslei
tung der KMMC von Beginn an weitergesteckte Kooperationsziele. Sie übernahm 
zum einen im Gegensatz zur YEMPEC eine aktive Promotorenrolle und baute zwi
schenbetriebliche Kooperationsbeziehungen in der Association sukkzessive über
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unterschiedliche Felder auf. Unterstützt wurde eine derartige Strategie durch die 
größere Branchenheterogenität in der Association. Zwar gehört ein Großteil der Un
ternehmen der Metallindustrie an, das Produktsortiment der Unternehmen weist je 
doch ein größeres komplementäres Potential auf. Dies hat sicherlich zur Kooperati
onsbereitschaft im Produktionsbereich beigetragen und wichtige Grundlagen für das 
aktive Kooperationsverhalten in dem sensiblen F&E-Bereich geschaffen.

Einen wesentlichen Beitrag ist zudem der aktiven Rolle der Stadt Yokohama zuzu
schreiben, die sich - von Anfang an - an dem Gedanken des vom MITI propagierten 
yugyoka orientiert hat. Gleichwohl zeigen die unterschiedlichen Kooperationsmuster 
in den beiden Associations, daß eine eher an der Setzung von Rahmenbedingungen 
orientierte Kooperationsförderung zwar wichtige Grundlagen schaffen kann, für die 
Etablierung zwischenbetrieblicher Kooperationsbeziehungen in sensibleren betrieb
lichen Bereichen, wie etwa bei gemeinschaftlicher Forschung und Entwicklung, eine 
aktive und kontinuierliche Promotorentätigkeit von zentraler Bedeutung ist. Dies gilt 
insbesondere dann, wenn es darum geht mittelständische Unternehmen in regionale 
technologieorientierte Netzwerke einzubinden. Dies soll abschließend an zwei Bei
spielen aus der Region dargestellt werden.

Fallbeispiel 3: Yokohama Hi-tec Co. Ltd.

Bei der Yokohama Hi-tec Co. Ltd. handelt es sich um ein Gemeinschaftsunterneh
men eines großen japanischen Stahluntemehmens NKK und insgesamt 160 mittel
ständischen Einzeluntemehmen und Small Business Associations aus dem KIC 5. 
Das Unternehmen wurde 1984 auf Initiative des Liaison Councils des KIC und der 
Stadt Yokohama gegründet. NKK war bis zu diesem Zeitpunkt einer der größten 
Auftragnehmer bei der Errichtung des KIC. Nach den Vorstellungen des Liaison 
Councils und der Stadtverwaltung von Yokohama sollte NKK im Rahmen des Ge
meinschaftsunternehmens eine Koordinatorenrolle für zwischenbetriebliche Koope
rationsaktivitäten innerhalb des KIC übernehmen. Hierzu zählen neben der Initiie
rung und Koordinierung zwischenbetrieblicher Kooperationen im Bereich Produkti
on und Vertrieb vor allen Dingen auch die Entwicklung und Durchführung gemein
schaftlicher Forschungs- und Entwicklungsprojekte.

Während, begünstigt durch die Nutzung der umfangreichen Kunden- und Vertriebs
kanäle der NKK, sich der Umfang zwischenbetrieblicher Kooperationen im Produk-

5 Die oben dargestellte KMMC ist insgesamt als Association an der Hi-tec Co. Ltd. beteiligt, 
während aus der YEMPEC lediglich die drei Unternehmen beteiligt sind, die innerhalb der 
Association erste Schritte zur Durchführung gemeinschaftlicher F&E-Projekte unternommen 
haben.



tions- und Vertriebsbereich relativ rasch entwickelt hat6, lassen sich im F&E-Bereich 
erst seit 1989 nennenswerte Erfolge nachweisen. Ein wesentlicher Grund hierfür ist 
in der gewandelten Rolle der NKK innerhalb der Hi-Tec Co. Ltd zu sehen. Bis Mitte 
1989 hatte NKK einen Schwerpunkt seiner Geschäftstätigkeiten im Baubereich 
(Stahlbaukonstruktionen). Mit dem Ende 1989 gefaßten Konzembeschluß, sich wei
testgehend aus diesem Geschäftsbereich zurückzuziehen und in verstärktem Maße in 
neue Produktfelder zu diversifizieren, verlagerte das Unternehmen in erheblichem 
Maße seine Aktivitäten innerhalb der Hi-tec Co. Ltd. von einem general contractor 
für die beteiligten mittelständischen Unternehmen hin zu einem Koordinator im 
F&E-Bereich. Zum Zeitpunkt der Erhebung wurden im Rahmen der Hi-tec Co. Ltd. 
5 Forschungs- und Entwicklungsprojekte durchgeführt, an denen neben NKK insge
samt mehr als 30 Unternehmen aus dem KIC beteiligt waren. Bei einem Großteil der 
an diesen Projekten beteiligten mittelständischen Unternehmen des KIC handelt es 
sich um Unternehmen, die innerhalb ihrer jeweiligen Associations zumindest erste 
Erfahrungen in gemeinschaftlicher F&E vorweisen können. Dies unterstreicht noch
mals die große Bedeutung der innerhalb der jeweiligen Associations verfolgten Ko
operationsstrategien.

Fallbeispiel 4: Yokohama Technology Market Plaza (YTMP)

Bei dem YTMP handelt es sich um eine regionale von der Stadt Yokohama und der 
Präfekturverwaltung Kanagawa gegründete Institution, deren Hauptaktivität auf die 
Förderung und Organisation des zwischenbetrieblichen Technologietransfers ausge
richtet ist. Insgesamt bestehen in der Präfektur 3 weitere derartige Einrichtungen, die 
alle im Rahmen des bereits erwähnten Förderprogrammes der SMEA entstanden 
sind. In der seit Ende 1988 tätigen Einrichtung sind insgesamt 26 Unternehmen des 
KIC aus unterschiedlichen Industriebereichen, einschließlich der Hi-tec Co. Ltd., or
ganisiert. Aus den oben dargestellten Small Business Associations sind insgesamt 4 
Unternehmen beteiligt, 3 davon aus der KMMC.

Längerfristiges Ziel der Präfekturverwaltung und der Stadt Yokohama ist es, mittel
ständischen Unternehmen der Region ein branchenübergreifendes Forum zu bieten, 
über das zwischenbetriebliche F&E-Projekte angeregt werden. Die bisherigen Tätig
keiten des YTMP haben sich in den ersten 1 1/2 Jahren darauf konzentriert, eine 
Vertrauensbasis zwischen den Unternehmen aufzubauen. Hierzu wurden gegenseiti
ge Betriebsbesichtigungen durchgeführt und jeweilige technologische Probleme zwi
schen den Betrieben diskutiert. Auf dieser Basis wurden im Rahmen regelmäßiger 
Treffen zwischen den Unternehmen Möglichkeiten für konkrete gemeinsame F&E- 
Tätigkeiten diskutiert. Zum Zeitpunkt der Erhebung war dieser Prozeß noch nicht

Nach Auskunft des Liaison Councils betrug das durch die Hi-tec Co. Ltd. abgewickelte Auf
tragsvolumen im Zeitraum von 1985-1990 ca. 5 Mrd. Yen.
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endgültig abgeschlossen. Von den am YTMP beteiligten interviewten Firmen wur
den die erwarteten Erfolgsaussichten für die Durchführung konkreter zwischenbe
trieblicher Kooperationsprojekte unterschiedlich beurteilt. Während ein Unterneh
men in dieser Hinsicht eher skeptisch war und den YTMP als "Schwatzbude" be- 
zeichnete, waren die anderen Unternehmen eher vorsichtig optimistisch. Positiv 
wurde insbesondere beurteilt, daß über den YTMP zwischenbetriebliche Kontakte 
intensiviert werden konnten, die über den engeren Bereich der jeweiligen Associati- 
ons innerhalb des KIC hinausgehen.

Diese tendenziell eher skeptische Einschätzung der bisherigen Aktivitäten innerhalb 
des YTMP sowie die dargestellten Kooperationsmuster und -Voraussetzungen legen 
den Schluß nahe, das gängige Japanbild eines durchorganisierten und hoch koopera
tiven Wirtschaftssystems mit etwas kritischeren Augen zu sehen. Feststellbar ist in 
der Region Kanagawa ein dichtes Netzwerk zwischenbetrieblicher Kooperationen, 
das aber von mittelständischen Unternehmen mit unterschiedlicher Intensität genutzt 
wird. Dies gilt insbesondere für Kooperationen in den sensibleren betrieblichen Be
reichen, insbesondere bei der Durchführung gemeinsamer F&E-Projekte.

Auch in Japan läßt sich der für mittelständische Unternehmen durchaus typische 
Hang zum Einzelkämpfertum feststellen. Allerdings zeigen sich auch deutliche Un
terschiede im generellen Kooperationsverhalten gegenüber Erfahrungen aus der 
Bundesrepublik. So zeigt die große Verbreitung der japanischen Small Business As- 
sociations das japanische mittelständische Unternehmen zwischenbetrieblichen Ko
operationen wesentlich aufgeschlossener sind. Dies heißt nicht, daß Kooperations
vereinbarungen quasi über Nacht entstehen. Vielmehr sind auch hier, wie die Dar
stellung der beiden Associations gezeigt hat, langwierigere Prozesse des gegenseiti
gen Kennenlemens und der Vertrauensbildung notwendig, die zudem durch die akti
ve Rolle eines Dritten (Stadtverwaltung Yokohama) in entscheidendem Maße unter
stützt worden sind.

Die SMEA hat durch ihre frühzeitige Kooperationsförderungspolitik hierzu wichtige 
Grundlagen gelegt. Dies jedoch weniger im Sinne einer zentralen Steuerungsinstanz. 
Vielmehr lassen sich die Maßnahmen, so auch das Selbstverständnis innerhalb der 
SMEA, als "Hilfe zur Selbsthilfe"7 verstehen. Dabei bedient sich die SMEA neben 
der Vermittlung grundlegender Prinzipien und Ziele der jeweiligen Fördermaßnah
men, eher klassischer Finanzinstrumente gepaart mit Infrastrukturmaßnahmen. Die 
konkrete Nutzung und Ausfüllung der jeweiligen kooperationsbezogenen Förder
maßnahmen ist dann jedoch in erheblichem Maße von regionalen Promotoren ab
hängig. Dies gilt sowohl für die an klassischen Entwicklungshemmnissen mittel
ständischer Unternehmen ansetzende Kooperationsförderung der SMEA, als auch für

Interview mit der SMEA.
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die neueren Aktivitäten der SMEA im Rahmen der Förderung zwischenbetrieblicher 
F&E-Projekte. Gerade in diesen Bereichen spielen aktive Promotoren auf regionaler 
und der Untemehmensebene sowie die in eher traditionellen, und weniger sensiblen 
Feldern bislang gemachten Erfahrungen mit zwischenbetrieblichen Kooperationen 
eine entscheidende Rolle für deren Zustandekommen und erfolgreiche Umsetzung. 
Insofern ist es auch wenig verwunderlich, daß in der Beispielregion die Träger neuer 
Kooperationsfelder sich zum überwiegenden Teil aus den aktiven Unternehmen der 
klassischen Kooperationsverbünde rekrutieren. Wie die Beispiele jedoch auch zei
gen, sind von einer auf zwischenbetriebliche Kooperation angelegten staatlichen 
Förderpolitik keine schnellen Erfolge zu erwarten. Gerade hier ist eine Politik des 
langen Atems eine notwendige, aber auch erfolgversprechende Strategie.

3.2 Innovationssysteme: Perspektiven fü r  Forschung und Politik

Die Erkenntnisse der neueren Innovationsforschung über Innovationsnetze haben 
bisher kaum Eingang in die industriepolitsche Praxis in Europa und Deutschland ge
funden. Die Industriepolitik in Deutschland und in der Europäischen Union insge
samt operiert mit engen Innovationskonzepten und konzentriert sich größtenteils auf 
Forschung und Technologieentwicklung. Das fällt unter anderem im Vergleich mit 
den U.S.A. auf, wo Innovationspolitik sehr viel stärker auf die Entwicklung von 
Märkten abgestellt ist. Sowohl die Bundesregierung als auch die Einzelstaaten nut
zen ihre Beschaffung und ihre Regulierungskompetenz häufig mit erheblichem Er
folg, um die Entwicklung neuer Märkte zu unterstützen und Leitmärkte zu schaffen. 
In Europa haben dagegen nachfragepolitische Instrumente in der Wirtschafts- und 
Industriepolitik stark an Bedeutung verloren. Neuere Forschungsergebnisse sprechen 
dafür, daß diese Entwicklung wieder umgekehrt wird. Dies muß nicht unbedingt hei
ßen, daß die Instrumente der keynesianischen Politik der 1960er und 1970er Jahre 
unreflektiert auf die heutige Situation übertragen werden. Ein Rückblick auf die 
Wirkung und die Grenzen der Nachfragepolitik dieser Jahre kann allerdings hilfreich 
bei der Beantwortung der Frage sein, wie eine Nachfragepolitik aussehen könnte, die 
die Entwicklung neuer Märkte stimuliert.

Die Gestaltung von Innovationssystemen und die Nutzung von öffentlicher Beschaf
fung und staatlicher Regulierung für die Entwicklung von neuen Märkten und von 
Leitmärkten gewinnt insbesondere als Reaktion auf die Globalisierung der Wirt
schaft eine besondere Bedeutung für die Politik. Im Zuge der Globalisierung vergrö
ßern sich die Handlungsspielräume und strategischen Alternativen der Unternehmen 
beträchtlich. Es besteht durchaus die Gefahr, daß Politik (insbesondere regionale 
Politik) gegenüber global operierenden Unternehmen ohnmächtig wird. Deshalb 
müssen mit globalen Untemehmensstrategien auch neue politische Konzepte entwik- 
kelt werden, die insbesondere die Abhängigkeit von innovativen Unternehmen von
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neuen Marktstrukturen und von regionalen Innovationssystemen als ’’Einfallspforte” 
nutzen.

A uf dem gegenwärtigen Forschungsstand ist jedoch kaum möglich, konkret zu sa
gen, wie das geschehen soll. Obwohl es bereits einiges an Forschung über Innovati
onsnetzwerke und innovative Milieus, insbesondere auch im regionalen Kontext 
gibt, stoßen wir hier doch auf ein in unserem Zusammenhang wichtiges Defizit an 
Forschung. Die einschlägige Forschung liefert zwar vieles an theoretischen Überle
gungen und empirischen Beschreibungen von regionalen Innovationsnetzwerken, 
aber wenig an umsetzbaren Konzepten. Noch weniger operationales Wissen gibt es 
darüber, wie gewachsene Innovationssysteme aufgebrochen und verändert und wie 
neue Innovationssysteme aufgebaut werden können. Das ist jedoch in unserem Zu
sammenhang eine zentrale Frage.

Die Faktoren und Zusammenhänge, die man mit dem Begriff Innovationssysteme 
umschreibt, bilden sich über lange Zeiträume heraus. Sie sind von den Bedingungen, 
die in diesen Zeiträumen vorherrrschen, stark geprägt. Sie reagieren, vor allem wenn 
die prägenden Bedingungen über lange Zeit konstant geblieben sind, auf Wandel 
zumeist träge. Gewachsene Innovationssysteme von Unternehmen oder Regionen 
erweisen sich deshalb in Zeiten eines raschen Wandels häufig als Innovations
hemmnis. Die Verbesserung der Innovationsfähigkeit in Unternehmen oder regiona
len Wirtschaftsstrukturen und die Umorientierung des Innovationsgeschehens von 
herkömmlichen Geschäfitsfeldem und Märkten setzt in der Regel voraus, daß die ge
wachsenen Strukturen und Abläufe des jeweils relevanten Innovationssystemes auf
gebrochen und neue aufgebaut werden. Das gilt besonders für Deutschland, wo sich 
immer mehr zeigt, daß überkommene Strukturen das eigentliche Innovations- und 
Beschäftigungshemmniss bilden.
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Martin Baethge/V. Baethge-Kinsky

Kapitel I I I

Der implizite Innovationsmodus: Zum Zusammenhang von 
betrieblicher Arbeitsorganisation, human ressources deve
lopment und Innovation

1 Produktion und Innovation: Neue Anforderungen an die Gestaltung indu
strieller Produktion

1.1 Innovationswettbewerb als neue Problemlage und der Wandel in der Betrach
tungsperspektive sozialwissenschaftlicher Forschung

In seinem Standardwerk ’’The Competitive Advantage of Nations” attestiert Porter 
die Humankapitalausstattung ihrer Unternehmen als wichtigen Wettbewerbsvorteil 
der deutschen Wirtschaft. Er konzediert der Bundesrepublik als zentrale Ressource 
eine große Zahl qualifizierter Beschäftigter, insbesondere im wissenschaftlichen und 
technischen Bereich und fugt als großen Vorteil hinzu, daß deutsche Arbeitskräfte 
auf ’’Spezialgebieten nicht nur besser ausgebildet sind als ihre Kollegen in den mei
sten anderen Ländern, sondern auch eine bessere theoretische Grundlage haben, auf 
der sie sich weiterbilden können. Das fordert die Fähigkeit, Güter von steigender 
Qualität und Differenziertheit herzustellen” (Porter 1991, S. 392). Freilich vergißt er 
nicht kritisch hinzuzufügen: ’’Die historische Schwäche der deutschen Wirtschaft 
liegt in ihrer Unfähigkeit, Positionen in neuen Branchen zu schaffen. In neuerer Zeit 
zeigt sich ein Nachlassen der Fähigkeit, auf neuen wissenschaftlichen Gebieten zu 
entscheidenden Durchbrüchen zu kommen” (Porter 1991, S. 402). Porter führt dies 
auf die viele Branchen bedrohende Unfähigkeit zurück, ’’innovativ zu bleiben, was 
auf den Mangel an Qualifikation und Fachwissen auf neuen Wissensgebieten wie 
Halbleiter, Computer, Software und Biotechnik zurückgeht” (S. 736), also auf 
schwerwiegende Engpässe in den zentralen zukunftsweisenden High-Tech- 
Bereichen. Hier liegt ein Problem, das auch hierzulande kaum noch geleugnet wird.

Das in Porters Analyse auftauchende Spannungsverhältnis zwischen dem traditionel
len Erfolgspfad der bundesrepublikanischen Wirtschaft, den man mit Sorge/Streeck 
(1988) als ’’diversifizierte Qualitätsproduktion” bezeichnen kann, und den neuen An
forderungen an ’’radikale Innovation” (Gerybadze/Meyer-Krahmer/Reger 1996), in 
der mitzuhalten ein Gebot des globalen Wettbewerbs für die großen Wirtschaftsna
tionen zu sein scheint, bildet den Hintergrund für die hier vorgelegte Literaturstudie.
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In ihrem Zentrum steht die doppelte Frage an den Stand der Forschung: Was wissen 
wir über die qualitativen Beschäftigungswirkungen innovativer Produktionsorgani
sation (und - darin eingeschlossen - was über diese selbst)? Und wie sind die domi
nanten bisherigen Muster der Produktionsorganisation in der Bundesrepublik im 
Lichte der Anforderungen des globalen Innovationswettbewerbs zu beurteilen, mit 
welchen Problemen und Schwächen sind sie behaftet?

Den realen Problemlagen entsprechend hat sich auch der Fokus der wissenschaftli
chen Auseinandersetzung mit der Entwicklung industrieller Produktion gewandelt: 
Noch bis in die 80er Jahre hinein standen die Dynamik der Rationalisierung und de
ren Folgen für die Lebensbedingungen und Arbeitssituation der Beschäftigten im 
Vordergrund der Forschung. Die sozialwissenschaftlichen Disziplinen bezogen sich 
unter dem Vorzeichen von (allenfalls gebrochener) Prosperität und der Frage, wie 
man der Masse der industriell Beschäftigten humane Arbeitsbedingungen und Chan
cen der persönlichen und beruflichen Entfaltung bieten könne1, auf den Wandel in
dustrieller Produktion. Ins Zentrum der jüngeren sozialwissenschaftlichen Debatte 
dagegen ist der Blick auf ’’Innovationsschwächen” der deutschen Industrie getreten, 
die dafür verantwortlich gemacht werden, daß ’’fast über Nacht aus den Vorzeige- 
Zentren der Wirtschaft Sorgenkinder (wurden)” (Schumann u. a. 1994) und insbe
sondere der Einstieg in wachstumsstarke neue Märkte verschlafen wurde (Jür
gens/Naschold 1994; Wittke 1995). Unter Rückbezug auf eine heute in Dimensionen 
von ’’Qualität”, ’’Preis” und ’’Innovationsgeschwindigkeit” gefaßte globalisierte 
Konkurrenz (Dörre 1996) wird allenthalben die Sicherung von ausreichender Be
schäftigung am Produktionsstandort ’’Deutschland” davon abhängig gemacht, ob und 
wie schnell es gelingt, mit ’’innovativen Organisationskonzepten” (neue Konzepte 
der Betriebs-, Wissens- und Arbeitsorganisation) die bestehenden Schwächen zu 
überwinden.

In bezug auf sie unterscheiden sich Problemdiagnosen und Therapievorschläge in 
ihrer Radikalität und Reichweite: Wesentliche Ursachen für ’’mangelnde Produktivi- 
täts- und Innovationsdynamik” sehen etwa Jürgens/Naschold (1994) in der mangeln
den Reformierung von Basisinstitutionen des deutschen Produktionsregimes (’’Sy
stem betrieblicher Mitbestimmung und Entlohnung”, ’’Institution der Beruflichkeit 
und Fachausbildung”). In Abgrenzung dazu sehen Kern und Sabel die Probleme in 
der Verknüpfung von betrieblichen Konzepten der Unternehmens- und Arbeitsorga
nisation mit dem Berufsprinzip: Das zur Krisenbewältigung vorhandene verbesserte 
Qualifikationspotential würde nur unzureichend genutzt, weil betriebliche Konzepte 
der Arbeitsorganisation nicht vom Berufsprinzip als Orientierungsrahmen der Auf
gabenzuweisung abrückten. Dies würde sowohl auf der horizontalen als auch auf der

1 Hierfür stehen nicht nur die HdA-Programme der 70er und frühen 80er Jahre, sondern auch 
noch die Interpretationen der Entwicklung in den 80er Jahren (vgl. Kern/Schumann 1984; 
Malsch/Seltz 1987).
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vertikalen Achse Demarkationslinien von Tätigkeiten stabilisieren und Abgren
zungsstrategien zwischen unterschiedlichen Beschäftigtengruppen begünstigen, wel
che sich in ’’Blockadeverhalten” ausdrücke und zu Wissens- und Zeitverlusten führe 
(Kern/Sabel 1994).

Viele sozialwissenschaftliche Beiträge schließlich beschäftigen sich vorrangig mit 
der Entwicklung von innovativen Konzepten der Betriebs- und Arbeitsorganisation 
und ihrer Umsetzung: Hierzu zählt die Auseinandersetzung mit Ansätzen und Pro
zessen der industriellen Restrukturierung in Gestalt neuer Unternehmensorganisati
on, veränderter zwischenbetrieblicher Beziehungen (Netzwerke) sowie neuartiger 
Kooperationsformen zwischen Industrieunternehmen und (halb)öffentlichen ”Inno- 
vations-Institutionen” (Forschungs- und Entwicklungsinstitutionen, Agenturen für 
Technik-Transfer, Bildungseinrichtungen). Betrachtet werden hier Prozesse der ’’De
zentralisierung” (Faust u. a. 1994), ’’Segmentierung” (Schweitzer 1992; Wamecke 
1992), ’’Reduktion von Entwicklungs- und Fertigungstiefe” (Sauer/Döhl 1994) und 
der ’’Wissenslogistik” (Lullies u. a. 1993; Oehlke 1996). Diese werden im Zusam
menhang mit den durch sie entstehenden neuen Formen und Problemen inner- und 
überbetrieblicher Netzwerke ausgeleuchtet. Das zentrale Thema ist hier, über welche 
Koordinationsmechanismen (hierarchische, marktförmige, ’’vertrauensbasierte” Ko
ordination) die dauerhafte Funktionalität von Netzwerkstrukturen im Sinne der Of
fenheit, Flexibilität und Innovativität sichergestellt werden kann (Sydow 1992; Sau
er/Döhl 1994; Wamecke 1995; Fischer/Gensior 1995; Pohlmann 1995).

Einen zweiten Schwerpunkt von Forschung und wissenschaftlicher Debatte bildet 
die Auseinandersetzung mit Konzepten und Prozessen der Einführung neuer Formen 
der Arbeitsorganisation. Im Zentrum stehen dabei Perspektiven und Formen der 
Überwindung sowohl horizontaler als auch vertikaler Arbeitsteilung. Der Gegen
stand ist durch Themen wie ”Gruppenarbeit” (Gerst u. a. 1995), ’funktionsinte
grierte Teams” (Schumann u. a. 1994), ’’Projektmanagement” (Faust u. a. 1994) und 
’’Projektgruppen” (Kalkowski u. a. 1995) Umrissen. Das zentrale Thema ist hier, 
welche Bedingungen der Arbeitsorganisation (Aufgabenzuweisung, Kooperations
modi, Handlungsspielräume, Leistungsstimulantien) gegeben sein müssen, damit 
sich das vorhandene Produktivitäts- und Innovationspotential der Beschäftigten ent
falten kann (Schumann u. a. 1994; Lullies u. a. 1993).

1.2 Expliziter und impliziter Innovationsmodus als Analysekonzept

Wir nehmen die jüngere sozialwissenschaftliche Forschung (schwerpunktmäßig seit 
Ende der 80er Jahre) zum Wandel industrieller Produktion und Arbeitsorganisation 
auf und reinterpretieren sie unter dem Gesichtspunkt, was in den jeweiligen Produk
tionskonzepten oder -modellen über das, was man den Innovationsmodus nennen 
könnte, ausgesagt wird. Innovation meint an dieser Stelle noch sehr allgemein die 
Gesamtheit von betrieblichen Aktivitäten, die zur Optimierung oder E n ^ e rü n g v ö h  
Produkten und Prozessen im Interesse der Verbesserung der ÄBsatzcHäncen getätigt
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werden; sie reichen von einfachen Rationalisierungs- oder (Produkt-YVerbesserungs- 
Vorgängen bis zur Einführung völlig neuer. ProdukteoderVerfahreri.

In bezug auf das betriebliche Innovationsgeschehen unterscheiden wir - im Anschluß 
an Nonakas (1995) Differenzierung von impliziten und expliziten Wissen - zwischen 
explizitem und implizitem Innovationsmodus. Unter explizitem Innovationsmodus 
verstehen wir die Gesamtheit der Aktivitäten, die seitens des Managements intentio
nal auf die Verbesserung/Erneuerung von Produkten und Prozessen gerichtet sind, 
sowie die betriebliche Organisation dieser Aktivitäten. Der Begriff ’’impliziter Inno
vationsmodus” trägt demgegenüber den Sachverhalt Rechnung, daß es vielfältige 
unentdeckte innovationsrelevante Handlungen und Organisationsformen in einem 
Betrieb gibt. Sie bestehen in allgemeinen Verhaltensmustem und eingeschliffenen 
informellen Kommunikationsweisen, die möglicherweise einen größeren Einfluß auf 
die Innovationsfahigkeit eines Unternehmens haben als formelle Organisationsstruk
turen (vgl. Clark/Fujimoto 1992 und in Erweiterung ihres Konzepts Lippert/Jür- 
gens/Drüke 1996). Von der modernen Innovationstheorie wissen wir, daß Innovation 
ein ganzheitlicher Prozeß ist, der auf der Gesamtheit der organisatorischen und hu
manen Ressourcen beruht, die ein Betrieb oder Unternehmen mobilisieren kann (Al- 
bach 1994). Hierauf zielt der Begriff im Sinne der verborgenen Innovationspromoto
ren oder -hemmnisse.

In Zusammenhang mit unserer Fragestellung erscheint eine Reanalyse der For
schungsliteratur unter einer solchen Perspektive insofern angemessen, als Produkti
onsmodelle oder -formen durch institutionalisierte Organisations-, Kommunikati- 
ons- und Verhaltensstrukturen definiert sind, die über das jeweilige Produktionsmo
dell hinausweisen und Bedingungen fü r  Veränderungen und Innovationen setzen, z. 
B. durch die etablierten Formen der Arbeitsteilung und der Kooperation, durch Mu
ster der Personalrekrutierung und -entwicklung (einschließlich der Qualifizierungs
strategien), durch die eingeschliffenen Denktraditionen von Management und Mitar
beitern. All diese Punkte sind nicht von heute auf morgen zu ändern und können in- 
novationshemmend oder -fordernd weiterwirken.

Auch wenn der gegenwärtige Stand der Innovationsforschung es nicht erlaubt, posi
tiv treffsichere Rezepte für die betriebliche Organisationsgestaltung abzugeben, de
ren Befolgung eine schnelle Optimierung des Innovationspotentials garantierte, so 
wird man negativ doch mit einiger Wahrscheinlichkeit etwas darüber sagen können, 
daß wie immer geartete Innovationen wenig wahrscheinlich sind, wenn bestimmte 
organisatorische und qualifikatorische Voraussetzungen fehlen. Eine neue Studie des 
ISI (Karlsruhe) demonstriert mit einem breiten Betriebssample, daß es durchgängig 
positive Zusammenhänge zwischen der Einführung neuer, moderner Formen der Ar
beitsorganisation (Gruppenarbeit, Abbau von Hierarchie, Selbstorganisation, Dezen
tralisierung von Verantwortung usw.) und Produktivitätssteigerungen gibt (Lay/Dre
her/Kinkel 1996). Bei allem Respekt gegenüber der Unsicherheit, solche statisti
schen Zusammenhänge kausalgenetisch einlinig aufzulösen, wird man die Befunde
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der Karlsruher Studie doch in der Richtung interpretieren können, daß betriebliche 
Organisationsformen von Arbeit mehr oder weniger an Innovationsaffinität aufwei
sen.

Im folgenden wird es darum gehen, die vorfindbare Literatur und Empirie zum Wan
del von Produktionsarbeit unter der Perspektive von Innovationsaffinität zu reanaly- 
sieren und nach Innovationshemmnissen und Innovationspromotoren in der betrieb
lichen Organisation abzuklopfen. Wir unterscheiden die betriebliche Organisation in < 
drei Dimensionen: dem Kompetenz-, dem Kooperations- und dem Statusmodell'.

• Das Kompetenzmodell, dessen Kern wir in institutionalisierten Zuschreibungen 
von Aufgaben/Verantwortungen zu Qualifikationen/Zertifikationsinhabem se
hen, gibt darüber Auskunft, welche Beschäftigtengruppen welche Funktionen 
wahrzunehmen haben und welche Qualifikationen für die Ausübung unter
schiedlicher Funktionen im Regelfall vorausgesetzt werden, womit sich sowohl 
die Art der Nutzung des von den jeweiligen Beschäftigtengruppen repräsentier
ten Wissens als in der Regel auch Zugang bzw. Ausschluß von Information und 
Wissenserweiterung verbindet.

• Das Kooperationsmodell, dessen Grundlage betrieblich institutionalisierte Re
geln und eingeschljffene Gewohnheiten der Alltagskommunikation bilden, legt 
fest, wer mit wem in welcher Weise zu kooperieren hat; je  nachdem wie sehr 
die Regeln der Kooperation auf formale Kompetenzen abstellen, wird sich 
Schnelligkeit und Flexibilität der Kooperation verändern.

• Das !^kitusmodeU\drückt als abgestuftes System von Privilegien und rewards 
(Einkommen, Aufstieg u. a.) aus, welche betriebliche Wertschätzung welche 
Tätigkeiten bzw. Tätigkeitsgruppen erfahren und welche Macht welche Ak
teursgruppen im betrieblichen Alltag haben. Lippert/Jürgens/Drüke. (1996,
S. 243) haben unseres Erachtens zu Recht darauf hingewiesen, daß die betrieb
lichen Macht- und Herrschaftsbedingungen ’’den Prozeß des Wissenstransfers 
entscheidend beeinflussen” und so Innovationsabläufe fördern oder hemmen. 
Zum Status rechnen wir im folgenden auch die beruflichen Entfaltungschancen 
und den Grad der Sicherheit oder Unsicherheit, der sich mit unterschiedlichen 
betrieblichen Positionen verbindet, da wir davon ausgehen, daß sie die Bereit
schaft, Wissen einzusetzen und weiterzugeben, beeinflussen.

1.3 Produktionsmodelle und ihre Innovationsmodi

Nach Sichtung der einschlägigen Literatur lassen sich in der Entwicklung industriel
ler Produktion Typen von Produktionsmodellen ausmachen, die - in historischer Per
spektive - im wesentlichen Phasen eines Transformationsprozesses widerspiegeln, in 
welchem Produkt- und Marktbezüge geschäftspolitische Strategien generieren und
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diese wiederum spezifische Strukturen der Unternehmensorganisation sowie der 
Belegschaft erzeugen.2 Man wird sie nicht als strenge historische Abfolge begreifen 
dürfen, sondern eher als dominante Organisationsmuster, neben denen immer auch 
die anderen Typen - unter Umständen modifiziert - weiterbestehen. Die Produkti
onsmodelle wollen wir unter dem Gesichtspunkt des mit ihnen verknüpften Innova
tionsmodus (Organisation, Produkt- und Prozeßbezug von Innovation, Richtung und 
Tempo von Innovation, unentdeckte Blockaden) im weiteren beschreiben. Wir unter
scheiden drei Produktionsmodelle oder -typen:

• ’’Taylorisierte (Massen-)Produktion”,

• ’’Diversifizierte Qualitätsproduktion”,

• ’Tnnovationszentrierte Produktion”,

wobei wir die beiden ersten Typen eng miteinander verbunden sehen und in Form 
fließender Übergänge als traditionellen deutschen Produktionstyp darstellen (vgl. 
Kapitel 2). Bei der ’’innovationszentrierten Produktion” unterscheiden wir eine eher 
’’inkrementeile” von einer ’’radikalen” Innovationsvariante.

1. Das Modell der taylorisierten Massenproduktion basiert auf einem Produkt- 
und Marktbezug, der auf Skalenerträge für eingeführte Konsum-Produkte ab
zielt und einen weitgehend anonymen ’’Verkäufermarkt” mit tendenziell steige
rungsfähigen Absatzchancen voraussetzt (Lutz 1984; Wittemann 1996). A uf der 
Ebene der Unternehmens- und Arbeitsorganisation spiegelt sich die geschäfts
politische Strategie in der Herausbildung von Großunternehmen wider, wie wir 
sie in der Vergangenheit für die Eisen- und Stahlindustrie (Wittke 1995), die 
Elektro- (Wittke 1996), Automobil- und die Chemische Industrie (Schumann u. 
a. 1994) beobachten konnten. Die Unternehmen waren zur Seite der Wertschöp- 
fungskette. hochgradig vertikal integriert, sie enthielten möglichst alle Prozeß
stufen. Zugleich waren die Untemehmensfunktionen streng hierarchisiert und 
departementalisiert: Zentralabteilungen für Forschung und Entwicklung sowie 
Konstruktion, Produktionsplanung, Anlagenplanung und -herstellung (Betriebs
mittelbau), Instandhaltung und -Setzung, Qualitätskontrolle3 mit tiefen Gliede
rungen auf der einen, die Produktion auf der anderen Seite. In der betrieblicheni_ 
Arbeitsorganisation schlugen sich tayloristische Gestaltungsprinzipien in hier- 
archisch-funktional gegliederten Zuständigkeiten und Aufgabenstellungen nie-

2 Daß die Belegschaftsstrukturen nicht nur als Resultat, sondern auch als Voraussetzung dieser 
Modelle begriffen werden können (und müssen), braucht an dieser Stelle nicht weiter ausge
führt werden.

3 Daß die Nomenklatur auch immer etwas über die Intention von Organisationslösungen aus
drückt, macht nicht nur der Begriff "Qualitätskontrolle" deutlich, sondern auch der in der 
ehemaligen DDR verwandte Begriff des "Ratiomittelbaus" als Synonym für die Herstellung 
von Maschinen, Werkzeugen und Vorrichtungen als Mittel der Rationalisierung.
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der: In der Vertikalen hieß dies Konzentration von Planung-, Steuerungs- und 
Optimierungsaufgaben bei den technischen Angestellten der Zentralabteilungen 
und/oder nochmals hierarchisch definierte Zuständigkeit für die verbliebenen 
Produktionsaufgaben auf dem ”shop floor” der Produktion: Der Meister und - in 
abgeschwächter Form - der Vorarbeiter/Einrichter mit Kompetenzen der Perso
nalsteuerung und des Eingriffs in den Produktionsablauf, demgegenüber auf 
einfachste Herstellungsfunktionen bzw. simples ’’Beladen” von Maschinen 
(’’Bandarbeiter” sowie ’’Maschinenbediener”) reduzierte direkte Produktionsar
beit (Kern/Schumann 1970). In der Horizontalen hieß dies Trennung von ”di- 
rekten” und ’’indirekten” Produktionsaufgaben nach ’’austührender Herstel- 
lungsarbeit” in der Produktion und ’’indirekter Gewährleistungsarbeit” in den 
Fachabteilungen des Betriebsmittelbaus, der Instandhaltung und -setzung und 
der ’’Qualitätskontrolle” (vgl. Kern/Schumann 1970; Mickler 1981).

Der Innovationsmodus des Produktionsmodells ’’tayloristische (Massen-) Pro
duktion” drückte sich zur Seite des Produkts eher als Abwehr von Innovatio
nen4 aus. Innovationen konzentrierten sich auf den Produktionsprozeß und 
suchten diesen über Forcierung von Technisierung und organisatorische Zer
gliederung nach dem Prinzip der Trennung von Hand- und Kopfarbeit, von pla
nender und ausführender Arbeit zu effektivieren. Welche Rolle das Innovation
stempo spielte, wissen wir nicht genau. Aber die hierarchische Konzentration 
von Innovationsfunktionen bei Spezialisten in separierten Planungs- und Be
treuungsbereichen (Arbeitswirtschaft, Betriebsmittelbau)5 läßt vermuten, daß 
das Innovationstempo auch deshalb eine nachrangige Rolle spielte, weil es bei 
dieser Art von Innovation nicht so sehr um die Erschließung unterschiedlicher 
Innovationspotentiale ging, sondern mehr um die Durchsetzung von Herr
schaftsansprüchen der Hierarchie gegenüber den Produktionsarbeitern (Wittke 
1990).

In der Belegschaftsstruktur spiegelt sich dieser Innovationsmodus in Form einer 
Pyramide der Aufgabenverteilung wider - mit einer breiten Masse ’’Jeder
manns”- und Anlemarbeit am Fuß, darüber einem vergleichsweise schmalen 
Feld an Facharbeit und an der Spitze wenigen Arbeitsplätzen, die den Techniker 
und Ingenieur erfordern (Lipsmeier 1994).

Dieses Produktionsmodell muß in bezug auf mögliche positive Beschäftigungs
effekte als überholt gelten: Zum einen schwindet der Markt für derart hoch 
standardisierte Produkte, zum anderen ist es in aller Regel auf Konsumgüter
produktion (z. B. Zuckerindustrie) ausgerichtet, die in Form hochautomatisier-

4 So verweist Wittke auf die Produktion unzähliger, ungenutzter Patente, die vor allem verhin
dern sollten, daß andere Unternehmen in "eigene" Geschäftsfelder einbrachen (Wittke*1996).

5 Vgl. Wolf u. a. 1992.
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ter Produktion für Beschäftigungsexpansion keine große Rolle mehr spielt. Der 
skizzierte Innovationsmodus setzte jedoch - aus heutiger Sicht - vor allem ne
gative Bedingungen für die Übersetzung neuer Anforderungen des Marktes in 
Entwicklungs- und Produktionsstrategien: Das Arbeitsvermögen wurde breit- 
flächig dequalifiziert (Kern/Schumann 1970), Kommunikation und Kooperation 
waren auf jeweils abgeschottete Bereiche von Innovation und Produktion 
(’’Kragenlinie”) begrenzt (Wittke 1995) und es hatten sich ’’antagonistisch” ori- 
entierte Denk- und Verhaltenstraditionen von Management (’’technokratische 
Bomierung”) und Mitarbeitern (Mißtrauen gegenüber Innovationskonzepten) 
eingeschliffen (Kern/Schumann 1984: Schumann u. a.19941. ’ ’

2. Mit den ausgehenden 70er Jahren gewann mit der ”diversifizierten Qualitäts
produktion'' (Sorge/Streeck 1988) ein anderes Produktionsmodell an Gewicht, 
das insbesondere für die Massenproduzenten in den großbetrieblich verfaßten 
Kembranchen der Elektro-, Automobil- und Chemieindustrie als neue Antwort 
auf einen verschärften Qualitäts- und Preiswettbewerb auf in- und ausländi
schen Märkten interpretiert werden kann. Für die Einzel- und Kleinserienferti
ger etwa des Werkzeugmaschinenbaus beschreibt dieses Modell vor allem die 
Reaktion eines traditionell schon im Qualitätswettbewerb stehenden Produkti
onstyps auf einen verstärkten Preiswettbewerb in angestammten Märkten, in die 
nun auch - insbesondere in Gestalt der japanischen Industrie - nach und nach 
weitere Nationen und Unternehmen eindrangen. Der Marktbezug der von den 
deutschen Unternehmen eingeschlagenen Strategie läßt sich dahingehend fas
sen, daß man beide Wettbewerbsfaktoren (Preis und Qualität) in eine ’’Aus
weichbewegung” integrierte: Angesteuert wurden hochpreisige Marktsegmente, 
in denen die Ausrichtung auf technische Exzellenz (’’Qualität”) beibehalten 
werden konnte, die nun aber mit tendenziell sinkenden Stückzahlen identischer 
Produkte verbunden wurde.6

In der Perspektive der Unternehmens- und Arbeitsorganisation führte dies bei 
den Produktionstypen ’’Einzelfertiger” und ’’flexibilisierte Massenproduktion” 
zu einer lediglich modifizierten Fortschreibung der jeweiligen Ausgangsstruktu
ren einer tendenziell arbeitsteiligen Organisation: Im Werkzeugmaschinenbau 
im Rahmen traditionell begrenzter, in den Branchen Automobilindustrie, Che
mieindustrie und Elektroindustrie auf dem vergleichsweise hohen Ausgangsni
veau funktionaler und hierarchischer Arbeitsteilung (Schumann u. a. 1994). Die 
relative Nähe dieses Produktionsmodells zur taylorisierten Massenproduktion 
geht darauf zurück, daß sich die Innovationsaktivitäten zwar erweiterten und

6 In der Automobilindustrie hieß dies Verbesserung der Ausstattung, im Werkzeugmaschinen
bau Konzentration auf "High Tech"-Produkte wie Bearbeitungszentren und Flexible Ferti
gungssysteme auf CNC-Basis. Vgl. Schumann u. a. 1994, Jürgens/Naschold 1994.
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veränderten, der Innovationsmodus aber insgesamt dem der taylorisierten Mas
senproduktion verhaftet blieb.

Dies hieß für die Massenproduzenten-. Kundenansprüchen wurde stärker als 
bisher Rechnung getragen, gleichzeitig suchte man weiterhin skalenökonomi
sche Erträge zu sichern. Dies führte zu einer spezifischen Kombination von 
Produkt- und Prozeßinnovation: Auf der betrieblichen Ebene wurde versucht, 
eine Eingrenzung von Produktinnovationen (Produktvariation) und Flexibilisie
rung der Produktionstechnik (Flexible Automatisierung) mit Ansätzen arbeits
organisatorischer Integrationslösungen wie ’’Teamkonzepten” für begrenzte Be
reiche zu verbinden (Kem/Schumann 1984). A uf der Untemehmensebene 
machte man erste, zumeist noch tastende Versuche der Dezentralisierung und 
der Extemalisierung, indem man innerbetrieblich über die räumliche Dezentra
lisierung indirekter Abteilungen (z. B. der Instandhaltung) und sporadische 
Formen des Wissensaustauschs (’’Qualitätszirkel”) Kooperations- und Kom- 
munikationsprozesse dort zu verbessern trachtete, wo Markt- und Produktions
logik aufeinander prallten. Die Ansätze zur Reduzierung der Fertigungstiefe 
spiegelten vielfach Überlegungen, Teile des Wertschöpfungsprozesses auszu- 
gliedem, die andernorts günstiger gefertigt werden konnten.

Ähnlich verhielt es sich bei den Einzel- und Kleinserienfertigem'. Prozeßinno
vation drückte sich hier im Einsatz flexibler Automationstechnik in Verbindung 
mit arbeitsorganisatorischen Lösungen aus, bei denen man häufig so viel Ar
beitsteilung wie möglich praktizierte. Diese Richtung wurde nur dort einge
schränkt, wo die Komplexität von Produktionsprozessen eine eindeutige Ar
beitsteilung erschwerte.7 Produktinnovationen wurden selten mit organisatori
schen Integrationslösungen beantwortet. Wichtig ist in beiden Fällen, daß dem 
Faktor Innovationsgeschwindigkeit nur begrenzt Rechnung getragen wurde. In
novationen blieben sequentiell8, kleinschrittig und verdankten ihre Existenz und 
Ausgestaltung wesentlich den Ideen, Wissensbeständen und Denkmustem der 
jeweils damit befaßten betrieblichen ’’Innovationsspezialisten” (Kalkowski u. a.
1995). Diese Strukturen wurden nur dort angetastet, wo ein sequentieller Inno
vationsprozeß nicht mehr durchzuhalten war: Etwa im Bereich von technischen 
Produktionsanlagen, die nicht mehr ’’schlüsselfertig” übergeben werden konn
ten, so daß Inbetriebnahme und Betriebsphase zusammenfielen. Oder im Fall 
von komplexen Produkten, bei denen aufgrund langer Entwicklungszeiten keine 
fertigungssicheren Unterlagen übergeben werden konnten (Kem/Sabel 1994).

7 So wurde bei vielen Werkzeugmaschinenbauern die Einführung der CNC-Technologie in der 
mechanischen Fertigung mit einem Organisationskonzept verknüpft, das die Programmier
kompetenz zwischen Planungs- und Produktionsbereich aufspaltet. Vgl. Schumann u. a. 1994.

8 Erst Planung des Produkts oder der Anlage, dann Übergabe der Anlagen bzw. Fertigungsun
terlagen an die Produktion.
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An diesen Stellen setzten Integrationskonzepte an - und blieben meistens auf sie 
begrenzt.9

Gleichwohl finden sich im Resultat in all diesen Industrien Arbeitsstrukturen, in 
denen das Gewicht qualifizierter Arbeit gestiegen und vor allem ’’Jedermanns
arbeit” kaum noch zu finden ist (Wittke 1993). Es kann kein Zweifel bestehen, 
daß insbesondere in den Bereichen flexibel automatisierter Produktion mit kon
sequent auf die Nutzung von ’’Produktionsintelligenz” (Kern/Schumann 1984) 
abgestellten Konzepten positive Bedingungen (’’Reprofessionalisierung”) für 
Innovation durch Produktionsarbeiter gesetzt wurden. Gleichwohl blieben 
’’Schwerfälligkeiten” des Innovationsgeschehens erhalten, in denen die mitge
schleppten Kooperations-, Organisations-, Personalentwicklungs- und Verhal
tensstrukturen fortwirken. Diese Last drückt sich in ’’arbeitspolitischem Kon
servatismus” (Schumann u. a. 1994), ’’mangelnder Querfunktionalität” 
(Kem/Sabel 1994) wie auch ’’mangelnder Kundenorientierung” (Jürgens/Na
schold 1994) aus.

Mit Auslaufen der 80er Jahre treten die Schwächen dieses Produktionsmodells 
im Bereich des Innovationsmodus deutlich hervor: Die Diagnose ’’Over- 
Engineering” bezeichnet etwa für den Maschinenbau einen allzu wenig von 
Kundenbedürfnissen beeinflußten, statt dessen von betrieblichen Entwick
lungstraditionen und organisatorischer Arbeitsteiligkeit geprägten Innovations
modus (Kalkowski u. a. 1995). Die zunehmende Globalisierung von Produkt- 
und Arbeitsmärkten wie auch Kapazitätsüberhänge in den von deutschen Un
ternehmen vorrangig bedienten Produktbereichen läßt nun die Innovationsfa- 
higkeit des Produktionsmodells immer deutlicher in den Vordergrund treten. 
Man kann die entstehenden Organisationsformen von Arbeit unter dem Begriff 
’’innovationszentrierte Produktion” bündeln, wobei zwei Varianten zu beachten 
sind: eine, die sich auf den Typus inkrementeile Innovation bezieht, und eine, 
die stärker auf ’’radikale” oder ’’Basis-Innovationen” abzielt.

3. Die Variante ’’inkrementeile Innovation" bildet sich bei jenen Unternehmen 
heraus, die - wie weite Teile der Metall-, Elektro- und Chemieindustrie - bislang 
in hochpreisige Marktsegmente ausgewichen waren und sich jetzt neue Kunden 
und Absatzmärkte zu erschließen suchen: durch Kostenreduzierung, durch ver
stärkte Orientierung der Qualitätsstandards an Kundenwünschen, durch Erwei
terung des eigenen Leistungspakets über Dienstleistungen (Service, Finanzie
rung), durch schnellere Befriedigung von Kundenwünschen und durch deutliche 
Beschleunigung der Innovationszyklen (Jürgens/Naschold 1994; Schumann u. 
a. 1994). Für die Unternehmen, die sich in diesen Geschäftsfeldem bewegen, 
gilt, daß das Kernprodukt (z. B. Auto) im wesentlichen erhalten bleibt.

9 Vgl. Hirsch-Kreinsen u. a. 1990, der dieses Phänomen in anderer Form benennt, nämlich in 
der Begrenzung der Aufgabenintegration auf "Schlüsselkräfte".
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Der Innovationsmodus ist dadurch gekennzeichnet, daß er zwar im wesentlichen 
inkrementeil bleibt, der wachsenden Bedeutung des Innovationstempos aber 
durch organisatorische Maßnahmen Rechnung trägt, die über den Weg der ’’Pa
rallelisierung” von Innovationsprozessen ebenso Beschleunigung ermöglichen 
wie durch eine stärkere Verbindung von Innovations- und Produktionsprozeß. 
Diese Inkrementalität wird zudem dort aufgebrochen, wo ein erweitertes Lei
stungspaket dies verlangt.

Zu den organisatorischen Ansätzen zählen vor allem:

• der forcierte Abbau von vertikaler und horizontaler Arbeitsteilung zur Re
duzierung von ’’Schnittstellen”, an denen Zeit- und Wissensverluste entste
hen (Kem/Sabel 1994);

• die Dezentralisierung von Aufgaben und Verantwortlichkeiten im Sinne der
vollständigen Zuständigkeit dezentral agierender Produktionseinheiten für 
Produkt und Produktion (Kem/Sabel 1994);

• die Nutzung aller Kostenvorteile, die sowohl in der Produktion als auch in 
Forschung und Entwicklung durch Outsourcing erreicht werden können;

• die dezidierte Übergabe von Innovationsaufgaben an die Mitarbeiter in der 
Produktion mit entsprechenden zeitlichen Spielräumen (Schumann u. a.
1994);

• die systematische Organisation von inner- und überbetrieblichem Wissen- 
stransfer - bis hin zur Öffnung der Unternehmen zur Seite öffentlicher Inno
vationseinrichtungen (Oehlke 1996). \

Auf der Ebene der Unternehmens- und Betriebsorganisation der in ’’Volumen
märkten” agierenden Hersteller generiert dieser Produktionstyp der Tendenz 
nach eine Unzahl von klein- und mittelbetrieblich strukturierten ’’Centern” (vgl. 
Wamecke 1992) innerhalb und außerhalb der Unternehmen (Zulieferer), die mit 
allen für eine autonome Reaktion auf Marktveränderungen notwendigen Funk
tionen der Entwicklung, Marktbeobachtung und Produktion ausgestattet sind 
bzw. Zugriff darauf haben (Kem/Sabel 1994). Auf der Ebene der Arbeitsorgani- 
sation heißt dies sowohl in der vertikalen als auch in der horizontalen Achse 
’’Teamstrukturen” mit hoher arbeitsorganisatorischer Integrationsdichte (Schu
mann u. a. 1994), bei allerdings nur begrenzt festgeschriebenen Funktionsprofi
len und realen Aufgabenstellungen (Baethge u. a. 1995). Bei den in ’’Nischen
märkten” - gleichwohl global - agierenden Einzelfertigem heißt dies auf der 
Ebene der Betriebsorganisation vor allem das ’’Schleifen von Bastionen taylo- 
ristischer Rationalisierung” wie etwa der ’’Arbeitsvorbereitung” (Schumann u. 
a. 1994) und eine auf Kontinuität gerichtete. Kooperation mit anderen Unter
nehmen in Fragen von Service und Vertrieb (globale Präsenz) sowie mit priva
ten, halböffentlichen und öffentlichen Institutionen - wie etwa Universitäten,
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Großforschungseinrichtungen, Agenturen für Technik-Transfer und Bildungs
trägern - zur Erschließung weiterer Innovationsressourcen (Oehlke 1996). Auf 
der Ebene der Arbeitsorganisation kommt es zur Formalisierung von bis dato 
eher ’’verdeckt” gehaltener Integration: etwa eine bewußte Gestaltung der Ar
beitsorganisation, die dem tatsächlichen Innovationsbeitrag (Optimierung des 
Produktionsprozesses in der Fertigung, konstruktive Verbesserung des Produkts 
in der Montage) der jeweiligen Beschäftigtengruppen Rechnung trägt. Wie die 
Ausgestaltung all dieser Kooperationsprozesse im einzelnen aussehen könnte, 
darüber wissen wir vor allem im Bereich der kleinen und mittleren Industrieun
ternehmen noch sehr wenig, da die sozialwissenschaftliche Forschung - mit 
wenigen Ausnahmen (Hilbert/Sperling 1990; Kotthoff/Reindl 1990) - sehr stark 
auf die Entwicklung in den Großunternehmen ausgerichtet war.

Bei der Belegschaftsstruktur verweist der hier skizzierte Produktionstyp ten
denziell auf eine Veränderung in der Qualifikationshierarchie, in welcher der 
Anteil gering qualifizierter Beschäftigter fällt, eine Durchmischung qualifizier
ter und wenig qualifizierter Arbeitsanteile in allen Aufgabenfeldem wahr
scheinlich (Schumann u. a. 1994) und fachliches Spezialistenwissen nur mehr 
Voraussetzung, aber nicht hinreichende Bedingung für kompetentes Handeln in 
wechselnden Feldern ist.

4. Die Variante ”radikale Innovation” ist bisher eher Konzept als bereits an Bei
spielen positiv beschreibbare Realität. Gegenüber der innovationszentrierten 
Produktion ist sie im Marktbezug neu ausgerichtet: Es geht nicht um den Wett
bewerb in bestehenden Märkten, sondern um den Wettbewerb in der Erschlie
ßung/Entwicklung neuer Märkte fü r  neue Produkte unter der besonderen Beto
nung des Faktors ’’Markteintritt’'. Der an der Halbleiterfertigung demonstrierte 
Modus ”sprunghafte Innovation” (Wittke 1996) unterscheidet sich von dem 
zuvor skizzierten Produktionstyp vor allem dadurch, daß er sich an keinen- 
oder nur wenigen greifbaren - Markt-, Produkt- und Prozeßlogiken orientieren 
kann. Dieser Typ scheint nicht so sehr in der Perspektive betrieblicher Arbeits
organisation von der anderen Variante ”innovationszentrierter Produktion" 
unterscheidbar, als vielmehr in der Untemehmensorganisation und Beleg
schaftsstruktur: Das hohe Risiko der ’’Innovation” wird durch Kooperationspro
jekte zu mildem gesucht, bei denen in ähnlichen Geschäftsfeldem tätige Unter
nehmen und Abnehmer produktbezogene Entwicklungs- und Fertigungsge
meinschaften bilden. In diese Netzwerkstrukturen mit hoher Kommunikations
dichte sind - wie das Beispiel ’’Silicon Valley” zeigt - zumeist auch noch Insti
tute von Hochschulen eingebunden, so daß man von ’’nach außen geöffneten 
Betrieben” sprechen könnte (vgl. Voskamp/Wittke 1994). Das Besondere an 
diesem Typ scheint zu sein, daß sich in ihm Belegschaften konkurrierender 
Unternehmen mischen und die hier neu entwickelten Produkte und Fertigungs
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technologien der bestehenden beruflichen Struktur des Ausbildungssystems al
lenfalls begrenzt entsprechen (Wittke 1995, 1996).

Tatsächlich wird man eingestehen müssen, daß es ein Patent-Rezept für das 
Hervorbringen radikaler Innovation nicht gibt. Man kann an historischen und 
aktuellen Beispielen Elemente und Momente herausarbeiten, die dabei gewirkt 
und sich dafür als günstig erwiesen haben. Ob in anderen Konstellationen die 
gleichen Momente die gleiche Wirkung haben würden, dafür ist keine Garantie 
zu übernehmen.

Die Logik der Argumentation zum Verhältnis von Produktionsmodellen und 
(implizitem) Innovationsmodus ist aus den am weitesten entfalteten Formen 
von innovativer Produktionsorganisation, insbesondere von Konzepten ’’radika
ler Innovation”, abgeleitet. Der analytische Bezug auf die fortgeschrittensten 
Formen innovativer Produktionsorganisation bedeutet nicht, daß diese den ’’ge
heimen Fluchtpunkt” der Produktionsgeschichte darstellen und alle Industrie
produktion letztlich auf diese Form hinausläuft. Vor einem solchen teleologi
schen Mißverständnis ist zu warnen. Es bleiben große Bereiche, in denen Inno
vation weiterhin als Entwicklung neuer Produkte im Rahmen von bereits be
kannten Produktspektren oder -familien und/oder inkrementeller Verbesserung 
von Prozessen und Produkten abläuft. Der Beschleunigung der Optimierungs
prozesse kommt hier zum Bestehen in der verschärften Konkurrenz das ent
scheidende Gewicht zu. Zur Sicherstellung der Beschleunigung aber bedarf es 
Organisations- und Kommunikationsformen, Verhaltensweisen und Qualifika
tionen, die den Konzepten stark innovationszentrierter Produktion in vielem 
ähnlich sind.

2 Das Kompetenz-, Kooperations- und Statusmodell in der traditionellen 
deutschen Produktionsverfassung (’’taylorisierte [Massen-jProduktion” 
und ’’diversifizierte Qualitätsproduktion”)

2.1 Die starre Abschottung der Funktionsbereiche

Auch wenn die sozialwissenschaftlichen Studien zur ’’taylorisierten Produktion” wie 
auch zur ’’diversifizierten Qualitätsproduktion” das Innovationsthema nicht explizit 
behandeln, lassen sich ihre Befunde zur Kompetenz-, Kooperations- und Statusor
ganisation dahingehend interpretieren, daß ein enger Zusammenhang zwischen ex
klusiver Definition und Zuordnung von Innovationskompetenz, hochgradiger Sta
tusdifferenzierung und daran geknüpften ungleichen Beschäftigungsbedingungen 
bestand.

Mit Innovationsfunktionen, die sich im wesentlichen auf technische und organisato
rische Prozeßrationalisierung bezogen, waren nach betrieblichem Verständnis in der 
Regel nur die hauptamtlichen ’’Produkt”- (Entwickler, Konstrukteure) und ’’Prozeß
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modelliere!-” (Anlagenplaner, Ablaufplaner) in den separierten Stabsabteilungen der 
Massenproduzenten etwa des Automobilbaus oder in den technischen Büros jenes 
Teils des Maschinenbaus betraut, der einen vergleichsweise großen Markt (’’Volu
menmarkt”) bediente (W olfu. a. 1992). Als die eigentlichen ’’Innovatoren” gaben sie 
auf der Grundlage vorgelegter Absatzplanungen den in aller Regel zumeist langfri
stigen Produkt- (Design, funktionale Merkmale) bzw. Prozeßrahmen (gewähltes 
Produktionsverfahren, technisches Layout von Produktionsanlägen) vor.

Eine ähnliche Organisation finden wir auch in anderen als den genannten Branchen. 
Die in Zement-, Mineralöl- und Elektrizitätsindustrie angesiedelte Studie von Mick- 
ler u. a. (1976) zeigt plastisch die Verbindung von Planungsabläufen und Zuordnung 
von Innovationsaufgaben zu technischen Fachkräften mit Ingenieurausbildung in den 
Stabsabteilungen: Danach bildet in der Regel die von der Absatzplanung ausgearbei
tete Bedarfsprognose, die entweder eine Marktlücke nach Absatzmenge und Pro
duktzusammensetzung erkennen läßt oder auf konsolidierten Märkten den in der Zu
kunft zu erwartenden Nachfragezuwachs ausweist, den Ausgangspunkt für einen 
Anlagenneubau. Nach der prinzipiellen Genehmigung des Neubauprojekts durch die 
Konzemspitze übernahmen Ingenieure der technischen Abteilung die Aufgabe der 
technischen Konzeptionierung, d. h. sie wählten das Prozeßverfahren aus; anschlie
ßend nahmen sie dann die technische Detailplanung vor, d. h. legten das Anlagende
sign (Automationsniveau, verbleibende Mechanisierungslücken) fest (Mickler u. a. 
1976).

An dieser Form der Kompetenzverteilung, insbesondere in der Trennung von Inno- 
vations- gegenüber den Produktions- und Gewährleistungsfunktionen, ändert sich 
auch insofern wenig, als Qualitätsaspekte ein höheres Gewicht erhalten und man von 
einem Übergang zur ’’diversifizierten Qualitätsproduktion” sprechen kann. Deren 
wesentliche Merkmale entsprechen ohnehin vorrangig dem Produktionstyp ’’Einzel- 
und Kleinserienfertiger”.

Beim Produktionstyp ”Einzel- und Kleinserienfertiger’' etwa des (Werkzeug-)Ma- 
schinenbaus hatte sich infolge einer traditionell starken Kundenbindung und geringer 
Anteile von ’’Wiederholfertigung” nach Lutz (1987) lange Zeit ein Kompetenz-, Ko- 
operations- und Statusmodell mit einer vergleichsweise wenig ausdifferenzierten 
Kompetenzverteilung, enger Kooperation zwischen Produktion und vorgelagerten 
Bereichen der Konstruktion sowie begrenzter Statusdifferenzierung erhalten.

Die Produktion war dadurch gekennzeichnet, daß hier Facharbeiter produzierten und 
sowohl in der mechanischen Fertigung als auch in der Montage immer auch rudi
mentäre Innovationsfunktionen (z. B. Einfahren und Erproben von Maschinen/Anla
gen unter Echtbedingungen in der Fertigung, Beiträge von Monteuren zur Produk
tentwicklung) wahrgenommen haben (Mickler 1981).

Mit der Entwicklung zur diversifizierten Qualitätsproduktion schlugen diese Einzel- 
und Kleinserienfertiger einen neuen Weg ein: ’’Technokratische Bornierung” von



Teilen des Managements führte vielfach zu Versuchen, über neue Automationstech
nik in Teilen der Produktion (Mechanische Fertigung) und EDV-technische Vernet
zung des Gesamtbetriebs (”CIM”) in Verbindung mit der Ausdifferenzierung der 
vertikalen und horizontalen Arbeitsteilung den gesamten Produktionsprozeß be
herrschbar zu machen (Kern/Schumann 1984). In der Hoffnung, durch arbeitsteilige 
Gestaltung und Beherrschung der Produktion, Produktivitätserträge zu erzielen, ver
band man den Einsatz neuer Prozeßtechnologien mit der Zuordnung der neu entste
henden bzw. auf eine neue technische Basis gestellten Planungs- und Steuerungs
funktionen an Beschäftigte außer- und oberhalb des ”shop floors”.

Eine tendenziell gegenläufige Bewegung findet sich im Produktionstyp "Volumen- 
hersteller” aus Metall-, Elektro- und Chemieindustrie, welcher den traditionell ho
hen Grad vertikaler und horizontaler Arbeitsteilung reduzierte, ohne sich jedoch von 
den Gestaltungsprinzipien und Strukturen betrieblicher Organisation der taylorisier- 
ten Massenproduktion ganz zu verabschieden.

Die Unternehmensorganisation wird zwar dezentralisiert, d. h. indirekte Funktionen 
werden räumlich näher an die wertschöpfenden Bereiche herangeführt. Jedoch bleibt 
dies vor allem auf die operativen Funktionen der Instandsetzung von Anlagen oder 
der Qualitätsprüfung beschränkt; die Produktplanung, die Planung technischer In
vestitionen oder die Entwicklung von Routinen eines umfassenden Qualitätsmana
gements bleiben in einer Branche wie der Automobilindustrie hiervon abgekoppelt 
(Wittke 1993).

Die Arbeitsorganisation wird in der Automobil- und Chemischen Industrie vor allem 
in den automatisierten Produktionsbereichen und -abschnitten, in denen die Anfäl
ligkeiten flexibler Automationstechnik den Einsatz qualifizierten Personals (Fachar
beiter) zur Absicherung des Produktionsprozesses fast zwingend erfordert, ein
schneidend geändert. Dort - beispielsweise in Preßwerk und mechanischer Fertigung 
der Automobilindustrie oder in Raffinerien - wird produktionsinteme Arbeitsteilung 
reduziert, kommen die Facharbeiter in den Genuß von Schulungen für die spezielle 
Technologie, experimentiert man mit neuen Lohnformen usw. In nichtautomatisier- 
ten, d. h. weiterhin durch manuelle Arbeit geprägten Bereichen wie etwa der Auto
mobilmontage trägt man zwar durch job rotation und ’’Selbstprüfung” erweiterten 
betrieblichen Ansprüchen an Einsatzflexibilität und Qualität Rechnung, direkt auf 
Qualifikationsentfaltung der Beschäftigten angelegte Gestaltungsprinzipien für 
Technik und Arbeitsorganisation finden sich jedoch allenfalls im Sinne von zaghaf
ten Pilotprojekten. Nur dort, wo erweiterte Ausstattungsumfänge mit der Kurztaktig- 
keit des ’’Bandes” kollidieren, findet eine Erweiterung der Arbeitsumfänge statt (Jür
gens u. a. 1989).
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2.2 Die langsame Lockerung strikter Kompetenzabgrenzungen

Das Ausfullen des durch die Funktionsteilung definierten Rahmens in der betriebli
chen Realität, die konkrete Umsetzung geplanter Prozeßinnovationen in gesicherte 
Produktionsabläufe oblag (Fach-)Arbeitem und Meistern. Das Kompetenzmodell der 
taylorisierten Produktion ist bekannt:

Facharbeiter in den indirekten Bereichen des Betriebsmittelbaus und der Instandhal
tung erstellten einen Teil des Anlagen-Equipments selbst, sie bauten ganze Anlagen 
bzw. Maschinen oder rüsteten diese Anlagen mit neuen Vorrichtungen (z. B. 
Spannmittel für die Werkstückaufnahme) und Werkzeugen aus; zugleich waren sie 
für das ’’Einfahren” der Anlagen und die Störungsbeseitigung verantwortlich 
(Kern/Schumann 1970; M ickleru. a. 1976).

Eine ähnliche, jedoch stärker auf die Sicherung der laufenden Produktion gerichtete 
Aufgabe der ’’Gewährleistung” hatten die Meister zu übernehmen:

Frieling/Maier beschreiben die Funktion des Meisters in der Massenproduktion wie 
folgt: ’’Der traditionelle Meister in der großbetrieblich organisierten Massenproduk
tion steuerte den Personaleinsatz, überwachte die Qualität, verfolgte Fehlteile und 
Engpässe, veranlaßte Materialbestellungen, verteilte Aufträge, betreute Mitarbeiter 
und wies sie ein und hielt den Kontakt zu den vor- und nachgelagerten Bereichen” 
(Frieling/Maier 1980, S. 46 f.).

Die Produktionsarbeiter waren in diesem Kompetenzmodell vorrangig auf ’’Herstel
lungsfunktionen” begrenzt. Dies bedeutet, daß sie in aller Regel bis ins Detail vor
geplante manuelle Arbeitsverrichtungen der Produkterstellung und -Verpackung (bei 
geringfügig technisierter Produktion) oder der Ausfüllung von ’’Mechanisierungs
lücken” (bei technisierter Produktion) auszuüben hatten. Im Falle nicht oder allen
falls geringfügig technisierter Produktionsabschnitte wie etwa in der Automobil- 
Montage, der Packerei der Margarineindustrie oder eines pharmazeutischen Betrie
bes hieß dies, daß die Arbeiter am ’’Fließband” mit der Ausführung hochgradig zer
legter manueller Operationen der Bearbeitung, Montage, Verpackung und Sortierung 
befaßt waren.

Gerade Fließbandtätigkeiten beschränkten sich typischerweise auf die Ausführung 
weniger Handgriffe. Diese Handgriffe wurden repetitiv wiederholt, so daß etwa ein 
Verpacker am Packband einer Margarinefabrik auf 110 Margarinebecher pro Minute 
kam, ein Verpacker in der pharmazeutischen Abteilung eines chemischen Werkes 
zwischen 35 und 60 Ampullen pro Minute in Schachteln unterbrachte oder ein Arbei
ter am Endmontageband eines Automobilwerks den gleichen Vorgang alle 45 Se
kunden von neuem begann (Kern/Schumann 1970, S. 76).

ln technisierten Produktionsbereichen (z. B. Preßwerk und mechanische Fertigung in 
der Automobilindustrie, chemische Produktion) wiederum war das Gros der Produk
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tionsarbeiter vielfach nur mit einfachen manuellen Arbeitsoperationen befaßt. Als 
Maschinen- und Anlagenbediener fungierten sie im wesentlichen als ’’Lückenbüßer 
der Mechanisierung”:

Nach den Ergebnissen der Studie ’’Industriearbeit und Arbeiterbewußtsein” hatte 
diese Gruppe im wesentlichen manuelle Handlingsaufgaben (Zuführung und Ab
nahme von Gegenständen, Ein- und Ausschalten von Anlagen) auszuführen, welche 
bei einer auf Eliminierung menschlicher Eingriffe angelegten technischen wie orga
nisatorischen Gestaltung von Prozeßinnovationen übrig geblieben waren. Diese Ar
beit hatte wegen der zeitlichen Anbindung an den Maschinentakt häufig ebenso re- 
petitiven Charakter wie Bandarbeit; die Taktzeiten betrugen etwa an einfachen Ein
zelmaschinen in der mechanischen Fertigung eines Automobilwerks zwischen 35 
Sekunden und etwas mehr als zwei Minuten (Kern/Schumann 1970).

Im Kompetenzmodell der taylorisierten Massenproduktion war für die Produktions
arbeiter eine Beteiligung an Innovationsprozessen als Bestandteil alltäglicher Arbeit 
nicht vorgesehen. Dies hieß freilich nicht, daß die Produktionsarbeiter selbst im 
Rahmen dieses Produktionsmodells außerstande gewesen wären, Prozeßabläufe un
ter Rückgriff auf eigene Erfahrungen besser zu organisieren - im Gegenteil: Gerade 
die frühen industriesoziologischen Untersuchungen aus den 60er Jahren verweisen 
auf gleichsam beiläufige Prozeßverbesserungen (Entwicklung eines Bearbeitungs
programms mit kürzeren Laufzeiten, Anwendung von Hilfsmitteln als Erleichterung 
von Montagearbeit), welche allerdings vorrangig im Sinne der (individuellen) Bela
stungsreduzierung eingesetzt wurden (Kern/Schumann 1970). Dies lag unter ande
rem daran, daß in den Betrieben derartige Innovationspotentiale nur indirekt und 
diskontinuierlich über das betriebliche Vorschlagswesen aufgegriffen und - aufgrund 
von Widerständen von Vorgesetzten - selektiv genutzt wurden:

In seiner Schilderung der Sozialgeschichte der Daimler-Benz AG schildert Osswald 
die Entwicklung des betrieblichen Vorschlagswesens als einer Mitte der 50er Jahre 
geschaffenen Möglichkeit für alle Mitarbeiter, über Einreichung von Verbesse
rungsvorschlägen ihre Ideen zur Weiterentwicklung einzubringen. Diese Ideen wur
den jedoch vielfach lange Zeit von Führungskräften blockiert und fristeten ein 
Schattendasein. Auch nach einer im Jahr 1971 erfolgten dringlichen Aufforderung 
der Untemehmensspitze an die Führungskräfte, diese Haltung aufzugeben, verblieb 
die Beteiligungsquote bei ca. 4 % der Mitarbeiter; dies möglicherweise auch deshalb, 
weil das Management das betriebliche Vorschlagswesen in erster Linie als ein Füh
rungsinstrument (’’Motivation”) begriff (Osswald 1986).

Der vergleichsweise geringe Stellenwert, der dem in der unmittelbaren Produktions
arbeit anfallenden Innovationswissen zugemessen wurde, wird auch darin deutlich, 
daß man - wenn möglich - die technisch-organisatorische Arbeitsteilung ohne Rück
sicht auf die Qualifikations- und Innovationsaffinität von Produktionsarbeitsplätzen 
weiter vorantrieb und auf kompensatorische Maßnahmen der Qualifikationsentwick
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lung insbesondere bei den un- und angelernten Produktionsarbeitern etwa in Form 
betrieblicher Weiterqualifizierung weitgehend verzichtete:

Die schon zitierten Studien von Kern/Schumann (1970) und Mickler u. a. (1976) 
verweisen anhand von Fällen technischer Modernisierung der Produktion auf die of
fenkundigen Bemühungen, durch ’’narrensichere Technikgestaltung” ein Höchstmaß 
an Unabhängigkeit des Betriebes vom Qualifikationspotential der Produktionsarbei
ter sicherzustellen - und die verbleibenden qualifizierten Eingriffe auf wenige Mitar
beiter zu konzentrieren. Das Resultat dieser Entwicklung ist ein Typ von Produkti
onsarbeiter in automatisierten Prozessen, welcher als ein ’’Automationshirte” ohne 
Eingriffsbefugnisse dasteht.

Entsprechend bescheiden nehmen sich die Qualifizierungsmaßnahmen für die Pro
duktionsarbeiter aus. Eine im Jahre 1970 bei Erwerbstätigen durchgeführte Reprä- 
sentativuntersuchung des IAB zeigt, daß nur 5,3 % der als Un- und Angelernte täti
gen Arbeiter in den letzten fünf Jahren Kurse oder Maßnahmen der beruflichen 
Weiterbildung besucht hatten, während dieser Anteil bei den Facharbeitern 13,5 %, 
bei den als Gewerblichen geführten Vorarbeitern und Meistern wie auch einfachen 
Angestellten um die 22 % beträgt (Brinkmann u. a. 1972; ähnlich Lenhardt 1974).

Eine gewisse Lockerung der strikten Kompetenzabgrenzungen mit ihren qualifikato- 
risch negativen Folgeerscheinungen läßt sich dort beobachten, wo Qualitätsaspekte 
größeres Gewicht hatten bzw. der Weg zur diversifizierten Qualitätsproduktion be
schritten wurde. Doch auch beim Produktionstyp Einzel- und Kleinserienfertiger 
entstanden in diesem Rahmen eine Fülle neuer ’’mittlerer Positionen”, deren Inhaber 
einen beträchtlichen Teil der traditionell bei den Produktionsfacharbeitem bzw. den 
Meistern angesiedelten Planungs- und Steuerungskompetenzen übernehmen sollten; 
beispielhaft läßt sich dies an Prozessen der Einführung von EDV-gestützten Produk- 
tionsplanungs- und Steuerungssystemen oder von computergesteuerten Werkzeug
maschinen im Maschinenbau veranschaulichen:

Steuerungsdisponenten trafen seitdem wesentliche Entscheidungen über sächliche 
und personelle Kapazitätsmaßnahmen, dispositive Arbeitsverteiler legten die Reihen
folge der Bearbeitung, die Eilteilebehandlung und somit die Prioritäten bei der Abar
beitung fest und wurden durch die Ausübung der Steuerungsfiinktionen praktisch zu 
Weisungsvorgesetzten der Arbeiter in der Werkstatt (Manske/Wobbe-Ohlenburg 
1984; Manske 1991).

Mit Einführung der NC-Maschinen entstand die der Fertigungsplanung verwandte 
Funktion des NC-Programmierers, der detailgenau die Fertigung im Programm an
tizipiert. Dieser Programmierer erzeugte nun Geometrie- (Vorgabe der durch die 
Maschinen herzustellenden Werkstückkonturen) und Technologiedaten der Bearbei
tung für ein computergesteuertes Bearbeitungsprogramm (Werkzeugbeschreibung; 
Schnittdaten für den Werkzeugeingriff), welche die bisherigen Planungsarbeiten des 
Arbeiters an der Maschine durch das NC-Programm weitgehend ersetzen sollen
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(W olf u. a. 1992). Dieser Typus von Arbeit erfuhr mit der raschen Verbreitung der 
CNC-Technologie eine deutliche Aufwertung (Bergmann u. a. 1986).

Freilich operierte das Kompetenzmodell mit weniger strikten Abgrenzungen von 
Kompetenzfeldem, da sich die Vorstellungen zur Verlagerung von Planungs- und 
Dispositionsaufgaben aus der Werkstatt heraus nicht so umsetzen ließen wie vorge
sehen - sowohl für den Bereich der mechanischen Fertigung als auch für den der 
Montage:

A uf der einen Seite traten in der mechanischen Fertigung im Zusammenhang mit der 
Einführung neuer Maschinen (-Systeme) immer wieder Anlaufprobleme auf. Des
halb wurden an bestimmten Stellen der Produktion ’’Schlüsselkräfte” eingesetzt, die 
Aufgaben der Planung und Maschineneinrichtung übernahmen. Auf der anderen 
Seite erwiesen sich die Zerspanungsprobleme häufig als derart komplex, daß die im 
Büro entwickelten Programme zumindest einer Korrektur ’’vor Ort an der Maschine” 
(Optimierung) bedurften, welche durch das Maschinenpersonal vorgenommen wur
de. In beider Hinsicht wurden die damit verbundenen Kompetenzen unter den Vor
behalt der Vorläufigkeit gestellt, wurden also weder durch arbeitsorganisatorisch 
’’offizialisierte” Handlungsspielräume abgesichert noch durch Qualifizierung unter
mauert (Bergmann u. a. 1986, Kern/Schumann 1984, Hirsch-Kreinsen u. a. 1990).

Etwas anders verhielt es sich in der Montage, deren ’’Rationalisierungssperrigkeit” 
eine Zerstückelung der vergleichsweise umfangreichen Arbeitsinhalte und den Ein
satz von Un- und Angelernten von vornherein verhinderte oder doch zumindest be
grenzte: Hier versuchte man, über die Ausgliederung von Aggregaten (’’Baugruppen
montage”) sowie die Teilung von Montagesequenzen (Fügung mechanischer Teile, 
Verdrahtung auf der einen und ’’Inbetriebnahme” auf der anderen Seite) immer auch 
ein Mehr an Arbeitsteilung zu realisieren - ohne Rücksicht auf den Verlust an Quali
fizierungschancen in der Arbeit. Da die Maschinen selten vor Produktionsbeginn 
fertig entwickelt waren, die ’’Konstruktionszeichnungen” unvollständig blieben und 
die Komplexität und Individualität des Produkts einen planerischen Durchgriff - als 
Voraussetzung für größere Arbeitsteilung - unrealistisch erschienen ließen, beließ 
man es im großen und ganzen beim Facharbeitereinsatz (Kern/Schumann 1984).

Die etwas ambivalente Besonderheit dieses Kompetenzmodells liegt darin, daß über 
die Neuzuordnung von Innovations-, Gewährleistungs- und Herstellungsfunktionen 
die von den Facharbeitern traditionell im Produktionsalltag erbrachten Innovations
und Gewährleistungsbeiträge faktisch entwertet wurden. Dies zeigt sich insbesonde
re daran, daß die arbeitsorganisatorische Einengung der zeitlichen und sachlichen 
Spielräume, welche in der Vergangenheit eine experimentelle Aneignung und Wei
terentwicklung neuer Produkt- und Produktionstechnologie gestattet hatten, von kei
nerlei nennenswerter kompensatorischer betrieblicher Weiterbildung von Produkti- 
onsfacharbeitem begleitet wurde:
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Bei der Bewältigung des technischen Wandels unter erschwerten Bedingungen ver
ließ man sich auf die Anpassungsfähigkeit des Facharbeiters über leaming by doing 
oder selbst initiierte Weiterbildung oder setzte auf Rekrutierung von Jungfacharbei
tern, die im Rahmen ihrer Erstausbildung zumindest Grundqualifikationen theoreti
scher und praktischer Natur hatten sammeln können (Hirsch-Kreinsen u. a. 1990).

Mit ähnlichem Resultat vollzieht sich bei den Volumenfertigern die allenfalls be
grenzte Auflösung des Kompetenzmodells der tayloristischen Massenproduktion. 
Dies heißt in den wesentlichen Zügen: Fortschreibung exklusiver Zuordnung von 
Innovationsaufgaben zu den in Stabsabteilungen angesiedelten Produkt- und Pro
zeßmodellierern, Umsetzung in gesicherte Prozeßabläufe durch Meister, Techniker 
sowie Facharbeiter auf der mittleren Ebene sowie Übernahme von Herstellungsfunk
tionen durch un- und angelernte Produktionsarbeiter. Dieses Kompetenzmodell wird 
bei den Volumenherstellem in der diversifizierten Qualitätsproduktion nur ansatz
weise - und zwar im Hinblick auf Aufgaben der Sicherung der Produktionsabläufe - 
durchbrochen:

In den hochtechnisierten Prozessen entwickelt sich an manchen Stellen das Kompe
tenzprofil eines Automationsarbeiters, der über Eingriffe in den Prozeß anfallende 
Störungen beseitigen soll. Gleichwohl bewegt sich sein Interventionshandeln häufig 
in einer ungesicherten Grauzone, da seine Eingriffsbefugnisse nicht durch das Ziel 
der Störungsbeseitigung und/oder seine eigene Ausbildung definiert werden, sondern 
durch einen zwischen Produktion und Instandhaltung ausgehandelten Katalog, in 
dem einzelne ’’erlaubte” Operationen (z. B. Wechsel eines Schalters) akribisch auf
geführt werden (Schumann u. a. 1989).

Auch das Kompetenzmodell der diversifizierten Qualitätsproduktion sieht keine di
rekte, d. h. im Zuschnitt von Arbeitsaufgaben berücksichtigte Beteiligung der Pro
duktionsarbeiter an Innovationsprozessen vor. Die neue Qualität des Kompetenzmo
dells besteht vor allem in Ansätzen einer direkten Neuzuordnung von ’’Gewährlei
stungsfunktionen”. Produktionsarbeiter übernehmen Funktionen der Sicherung von 
Produktionsabläufen, für die bislang ausschließlich Beschäftigte der ’’mittleren Ebe
ne” (Meister, Techniker, ’’indirekte” Facharbeiter) zuständig waren. Die sukzessive 
Übertragung dieser Funktionen erfolgt ohne Kompensation d. h. Erweiterung des 
Kompetenzprofils der Beschäftigten auf der mittleren Ebene (Antoni 1992).

2.3 Fortdauer eines hierarchischen Kooperationsmodells

Da Innovationsfunktionen in beiden betrachteten Produktionsmodellen vertikal ein
seitig, wenn auch abgestuft, produktionsfem verortet waren, blieb nicht nur die ’’Pro
duktionsintelligenz” (Kern/Schumann 1984) als mögliche Quelle für Innovations
prozesse weitgehend verschlossen. Gleichzeitig etablierte bzw. stabilisierte sich eine 
Koooperationsstruktur, in der die Beziehungen zwischen Beschäftigten(-gruppen) 
durch eine Unzahl von Über- und Unterordnungsverhältnissen strukturiert wurde,
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welche die betrieblichen Abläufe schwerfällig machten und Barrieren gegen schnelle 
querfunktionale Kooperation aufbauten. Der insbesondere in der taylorisierten Pro
duktion stark ausgeprägte Formalisierungsgrad äußerte sich in einer Vielzahl von 
Hierarchiestufen auf den jeweiligen Ebenen bzw. in den jeweiligen Bereichen: In 
manchen Automobilwerken existieren etwa in der Produktion mehrere Leitungsebe
nen (Bereichsleiter, Hauptabteilungsleiter, Abteilungsleiter, Unterabteilungs- oder 
Gruppenleiter, Meister), und selbst unterhalb dieser Ebenen existieren mit Vorarbei
ter/Einrichter und den "Werkern” zumeist noch mindestens zwei weitere, durch hier
archische Abstufung geprägte Gruppen von Beschäftigten (Stahlmann 1993).

Wenn in der Literatur diese Beziehungen insgesamt auch wenig ausgeleuchtet wur
den, so finden sich doch etwa für die unmittelbare Produktion, d. h. für die untere 
Ebene, empirische Befunde, die antagonistische Kooperations- und Kommunikati
onsmuster als charakteristische Merkmale dieses Über- und Unterordnungsverhält
nisses ausweisen.

Alle Befunde zur Beziehung zwischen Meistern und Produktionsarbeitern in der 
Massenproduktion verweisen auf ein im Regelfall bestehendes Distanzverhältnis, 
welches sich im Changieren zwischen latenter und direkter Opposition äußerte: Der 
Fall latenter Opposition zeigte sich etwa darin, daß die Arbeiter versuchten, ihre 
Leistungsreserven zu verdecken, während Meister und Zeitkalkulatoren Anstrengun
gen unternahmen, diese mehr oder weniger heimlich aufzudecken. Der Fall offener 
Opposition trat immer dann ein, wenn die Meister bei der Zeitaufnahme, in der Zu
weisung von Arbeitsplätzen (mit unterschiedlich günstigen Akkordbedingungen) 
oder der Vergütung von unverschuldeten Zeitverlusten (Maschinenausfall, fehlendes 
Material) einen Interessenausgleich herbeifuhren mußten - zwischen betrieblichen 
Kostensenkungsbemühungen und Lohninteressen der Arbeiter bzw. zwischen den 
Interessen der jeweiligen Arbeiter ihres Bereichs. Ein Ausgleich wurde hier auf der 
Grundlage asymmetrischer Machtbeziehungen gefunden - der Meister zog sich im 
zweifelsfall auf seine Anweisungsbefugnis zurück - (Wiedemann 1964; Stahlmann
1993).

Gleichzeitig verweist die horizontale Differenzierung von kaufmännischen und 
technischen Funktionen sowie deren weitere fachlich-funktionelle und vertikale Auf
spaltung (z. B. zwischen Entwicklung, Instandhaltung, Betriebsmittelbau, Qualitäts
sicherung in nochmaliger hierarchischer Gliederung) darauf, daß in der taylorisierten 
Produktion die Bearbeitung von auftretenden Produktionsproblemen (fehlendes Ma
terial, technische Störungen an Produktionsanlagen) auf der Basis bürokratischer 
Regeln zur Einhaltung von Dienstwegen gelöst wurde. Kooperations- und Kommu
nikationsprozesse spielten sich dann auch eher im Rahmen von Abteilungs- und 
Unterabteilungsgrenzen gemäß funktionaler Gliederung und fachlicher Spezialisie
rung ab, was ingesamt zu schwerfälligen und wenig flexiblen Kooperationsformen 
führte:
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Wenn etwa bei Anlagenstörungen die Instandhaltung gerufen wurde, so konnte es 
passieren, daß ein Spezialist aus der mechanischen Instandhaltung auftauchte, der 
entweder dieses Problem abwies (’’das ist ein elektrisches Problem”) und zurück in 
seine Werkstatt ging, oder - bei erklärter Zuständigkeit - dieses Problem zu lösen 
suchte. Wenn überhaupt, griff er hierbei auf Unterstützung durch Vorgesetzte und 
Kollegen der eigenen Abteilung zurück, mit denen er sich besprach oder gemeinsam 
vor Ort das Problem anging. Intensive, querfunktionale Kooperations- und Kommu
nikationsprozesse mit Fachkollegen anderer Abteilungen außerhalb der Produktion 
waren selten - ebenso wie mit den vor Ort tätigen Produktionsarbeitern, denen der 
’’Fachmann” eher seine überlegene Qualifikation demonstrierte. Fehlende querfunk
tionale und gleichberechtigte Kooperation und Kommunikation wurden durch das 
Arbeitseinsatzkonzept in der Produktion tendenziell zementiert: Produktionsarbeiter 
wurden bei einer Anlagenstörung entweder ganz von ihrem Arbeitsplatz abgezogen 
oder hatten allenfalls dem herbeigerufenen Instandhalter ’’zur Hand zu gehen”; ihr 
eigenes Wissen war nicht gefragt (Kern/Schumann 1970).

Das Erbe tayloristischer Betriebsorganisation wirkt auch in der diversifizierten 
Qualitätsproduktion fort, ja  dehnt sich auf die herkömmlicherweise wenig taylori- 
sierte Einzel- und Kleinserien tHügurig^in 'der Weise "äüsTHiß'uber die "Etablierung“ 
einer neuen ’’mittleren Ebene” traditionell eher horizontal definierte Arbeitsbezie
hungen in hiearchisch akzentuierte Über- und Unterordnungsverhältnisse überführt 
wurden. Dies hat insgesamt zu einer Verschlechterung der direkten Kooperationsbe
ziehungen zwischen der Werkstatt (Produktion) und dem technischen Büro (Kon
struktion, Produktionsplanung) geführt: Die Produktion insgesamt, insbesondere 
aber die Produktionsarbeiter wurden vielfach unabgesprochen mit neuen Konstrukti
onszeichnungen, Bearbeitungsprogrammen und Terminvorgaben oder Produktions
anlagen konfrontiert, die sie umzusetzen, einzuhalten bzw. zu betreiben hatten 
(Manske/Wobbe-Ohlenburg 1984; Kern/Schumann 1984). Dies führte dazu, daß die 
Beteiligten zwar häufiger miteinander sprechen mußten, Probleme in der laufenden 
Produktion aber je  nach Stellung entweder ’’denen da unten” oder ’’denen da oben” 
angelastet und selten wirklich offen erörtert wurden.

Diese Art der Arbeitsbeziehungen kommt in den empirischen Studien meist indirekt 
in der Art zum Ausdruck, in der sich Programmierer und Arbeiter auf den von ihnen 
jeweils geleisteten Produktionsbeitrag beziehen und darüber zugleich die Bedeutung 
der eigenen betrieblichen Position wie der des Gegenparts zu definieren suchen. So 
stellt eine Studie der TU Darmstadt fest, daß die Programmierer sich in einer den 
Arbeitern an den CNC-Maschinen überlegenen Position sehen. Gemäß ihrer Selbst
wahrnehmung waren sie diejenigen, die für das Testen und Einfahren neuer Pro
gramme zuständig waren und die zugleich die Aufgabe hatten, den Produktionsarbei
ter an der Maschine zu instruieren, was an wesentlichen Prozeßproblemen zu erwar
ten sei und wie er damit umzugehen habe. ’’Eigenmächtige” Änderungen des Pro
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gramms durch die Maschinenführer wurden deshalb mit einem gewissen Mißtrauen 
registriert (Bergmann u. a. 1986).

Mit Blick auf mögliche Innovationshemmnisse erscheint uns an diesem Beispiel be
deutsam, daß die Häufigkeit von Kooperationsanlässen allein nicht schon die..Ge
währ für eine vorbehaltlose, schnelle Kommunikation bietet. Das Reklamieren von 
’’Kompetenzclaims” erfolgt unter den Bedingungen komplexer Produktionsprozesse 
und -probleme, die praktisch ständig gegenseitige Abstimmung und Absprache er
fordern; der Grund hierfür dürfte in den skizzierten Ansätzen einer Neustrukturie
rung des Kompetenzmodells liegen, das auf beiden Seiten ein ’’gewohnheitsmäßiges 
Mißtrauen” eingeschliffen hat: Mißtrauen der ’’Experten” gegenüber der Begründung 
des Programmeingriffs von Produktionsarbeitern; Mißtrauen der Produktionsarbei
ter, ob sich hinter dem Expertenanspruch nicht vor allem der Versuch des Betriebes 
verbirgt, den Facharbeiter überflüssig zu machen.

Auch bei den Volumenherstellern zeichnet sich das Kooperationsmodell keineswegs 
durch einen grundlegenden Neuzuschnitt der Kooperationsbeziehungen aus. Verän
derungen im Sinne einer verbesserten Kooperation und intensivierten Kommunikati
on beschränkten sich vor allem auf Arbeitszusammenhänge, die durch gemeinsame 
Bereichszugehörigkeit (Betriebsorganisation) und Homogenität des Aufgabenprofils 
(bereichsinteme Arbeitsorganisation) gekennzeichnet waren. Alle darüber hinausge
henden Ambitionen scheiterten: Arbeitsteilungsstrukturen mit hierarchischen Kom- 
munikations- und Kooperationsmustem wurden in der Produktion reproduziert, quer
funktionale Kooperation zwischen Angehörigen der Produktion und indirektem Per
sonal fand nur eingeschränkt statt, antagonistische Kooperationsmuster von Meistern 
und Produktionsarbeitern blieben häufig erhalten oder stabilisierten sich.

Die im Zuge der Dezentralisierung geschaffene größere räumliche Nähe von indirek
tem Personal, d. h. die Zuordnung von Instandhaltungs-, Qualitätssicherungs- und 
logistischem Personal zu bestimmten Produktionsabschnitten führte zwar zu einer 
verstärkten räumlichen Assoziation unterschiedlicher Beschäftigtengruppen; gleich
wohl hatte dies weniger einen verstärkten Erfahrungsaustausch auf der Basis gleich
berechtigter Kooperation und Kommunikation zur Folge, als eine verbesserte Prä
senz der ’’Indirekten” bei auftretenden Produktionsstörungen (Kem/Sabel 1994).

Schließlich waren auch Blockaden weiterführender Reorganisationsprozesse durch 
die Meister zu beobachten; sie suchten den Produktionsarbeitern zu demonstrieren, 
daß auf ihre Organisationsfähigkeit nicht verzichtet werden kann - und nahmen hier
für auch eine Verschlechterung der gegenseitigen Kooperationsbeziehungen in Kauf. 
(Antoni 1994; Gerstu. a. 1995).



2.4 Privilegienstruktur und Machtungleichgewichte: Zum Status- und Hierar
chiemodell

Die Entgegensetzung von Innovationsfunktionen und Herstellungsfunktionen in den 
beiden zur Diskussion stehenden Produktionsmodellen (Veltz 1988) findet sich in 
einem Status- oder Hierarchiemodell wieder, welches eine ungleiche Verteilung von 
günstigen Arbeitsbedingungen zementierte. Die vergleichsweise günstigsten Bedin
gungen in der taylorisierten Produktion galten für die ”hauptamtlichen Produkt- und 
Prozeßmodellierer a u f der oberen Ebene Sie besaßen Möglichkeiten der berufli
chen Identifikation mit einer inhaltlich anspruchsvollen und kreativen Tätigkeit, 
konnten ihre Vorstellungen qua hierarchischer Legitimation durchsetzen, ihr Ein- 
kommen frei aushandeln, genossen beträchtliche Freiheiten in der Durchführung der 
Arbeit und hatten einen - wenn auch mitunter langen - ’’Normalarbeitstag”. Wie we
nig ihnen bei der Ausführung ihrer Tätigkeit betriebliche Grenzen gesetzt wurden, 
wird an retrospektiven Schilderungen deutlich, in denen kritisch auf die ’’Verliebtheit 
von Konstrukteuren in eigene Konstruktionsstile” hingewiesen wird (Kalkowski u. a.
1995).

Mit gewissen Abstrichen boten sich auch den Beschäftigten a u f der mittleren Ebene, 
den Meistern, den ’’Planem” und den Facharbeitern in den indirekten Bereichen, 
welche die Innovationsideen praktisch umzusetzen hatten (Anlagen- und Ablaufop
timierung), noch vergleichsweise günstige Arbeitsbedingungen, ohne daß sich diese 
zu einem ähnlich geschlossenen Bild formierten: In der Regel mußten Meister, Pla
ner und ’’indirekte” Facharbeiter keine Schichtarbeit leisten, bezogen ein weitgehend 
festes Salär (Zeitlohn, Gehalt) oder hoben sich aufgrund des Angestelltenstatus (mit 
entsprechendem Kündigungsschutz) von der unteren Ebene der Produktionsarbeit ab 
(Miekler 1981; Springer 1984).

Gleichwohl scheinen bei diesen Beschäftigtengruppen die Einschränkungen eines 
Produktionsmodells durch, in welchem die spezifische Ausrichtung von Prozeßinno- 
vationen (Forcierung von Technisierung und Arbeitsteilung mit dem Ziel zentraler 
Beherrschung und Steuerung des Produktionsprozesses) die fachliche Kompetenz
basis von technischen Sachbearbeitern (Jürgens 1983), Instandhaltungsfacharbeitem 
(Kern/Schumann 1970; Mickler 1981) oder - wie aus der folgenden Anmerkung her
vorgeht - Industriemeistern antastete.

Alle Untersuchungen über die Massenproduktion zeigen, daß sich mit der Durchset
zung tayloristischer Fertigungs- und Organisationsstrukturen die Meisterfunktion 
wesentlich veränderte: Aufgrund der Funktions- und Arbeitsteilung wurden planen
de, steuernde und kontrollierende Tätigkeiten vom Produktionsbereich weg in 
Stabsabteilungen ausgelagert. Fachliche, technische, organisatorische und diszipli
narische Aufgaben, die bislang beim Meister gelegen hatten, wurden teilweise oder 
vollständig von Fachabteilungen wie Arbeitsvorbereitung, Fertigungssteuerung,
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Materialwirtschaft und Personalwesen übernommen (Wiedemann 1964; Stahlmann
1993).

Gegenüber diesen beiden Gruppen erwies sich die untere Ebene, die im wesentlichen 
auf die manuelle oder maschinelle Herstellung von Produkten oder Produktteilen 
beschränkte Produktionsarbeiterschaft, gleich in mehrfacher Hinsicht durch das be
schriebene Kompetenz- und Kooperationsmodell in ihren Entwicklungsbedingungen 
beeinträchtigt. Ob im Extremfall der kurzzyklischen Bandarbeit oder bei inhaltlich 
etwas anspruchsvollerer Arbeit der Anlagenüberwachung: Für die mit solchen Arbei
ten beauftragten Ungelernten bzw. Angelernten bedeuteten Zentralisierung und Hier- 
archisierung von ’’theoriebasierter” Innovationskompetenz in aller Regel, daß ihre 
eigene Qualifikationsbasis permanent von Entwertung bedroht war und sie die ver
gleichsweise größten Belastungen in der Arbeit zu tragen hatten.

Alle frühen Untersuchungen zeigen für die Massenproduktion ein einheitliches Bild 
der Produktionsarbeit: Die mitgebrachten (Eingangs-)Qualifikationen verkümmerten 
ebenso wie die angehäuften praktischen Erfahrungen, das Gros der Produktionsarbei
ter galt als austauschbar (’’Jedermannsarbeiter”) und hatte sich in einem durch an
dernorts ausgedachte Innovationen bedrohten und belastenden Arbeitsalltag einzu
richten (Kem/Schumann 1970; Mickleru. a. 1976).

Innerhalb der diversifizierten Qualitätsproduktion hat sich beim Produktionstyp 
"Einzel und Kleinserienfertiger” ein Statusmodell herausgebildet, welches sicherlich 
nicht die für das Modell der taylorisierten Massenproduktion gezeichneten Züge ei
ner hochgradig ungleichen Verteilung von günstigen Arbeitsbedingungen aufweist. 
Die hohe Komplexität der Produkte und die Erfahrungsbasiertheit der Produktions
prozesse haben weitgehend Dequalifizierungsprozesse verhindert und der Produkti
onsfacharbeit eine stabile Basis bewahrt - von wenigen Ausnahmen abgesehen.

Nach einer Untersuchung des ISF München gefährdete die Ausdünnung der Produk
tionsarbeit von vorbereitenden, steuernden, dienstleistenden und kontrollierenden 
Funktionen die selbsttätigen Qualifizierungsleistungen der Arbeitssysteme, d. h. eine 
in der technisch-organisatorischen Ausgestaltung der Arbeitsplätze und in den star
ken Kooperationsbezügen begründete Weiterqualifizierung im Arbeitsprozeß, wo
durch Erosionstendenzen qualifizierter Produktionsarbeit verstärkt wurden (Hirsch- 
Kreinsen u. a. 1990).

Die Parallelen dieses Produktionstyps zu den Massenproduzenten bzw. Volumen- 
herstellem ergeben sich dadurch, daß auch hier die Innovations- im wesentlichen 
Rationalisierungsrisiken darstellen, welche nunmehr vor allem für die neu entstan- 
dende bzw. wachsende Statusgruppe auf der ’’mittleren Ebene” abgesichert werden. 
Solange betriebliche Prosperität Beschäftigungswachstum sicherte, blieb dieses Mo
dell in bezug auf die Status- und beruflichen Entfaltungsinteressen der Facharbeiter 
ambivalent: Auf der einen Seite konnten einzelne Facharbeiter noch in die neuen
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Positionen aufrücken (W olf u. a. 1992), auf der anderen Seite blieb das Gros von In- 
novations- und Optimierungsprozessen weitgehend ausgeschlossen.

Bei den Volumenherstellern wiederum hat das skizzierte Kompetenz- und Koopera
tionsmodell dazu geführt, daß auch in der diversifizierten Qualitätsproduktion zen
trale Bedingungen der Kompetenzentfaltung unberücksichtigt blieben. Technikge
staltung und Arbeitsorganisation, so könnte man die Botschaft aller kritischen Unter
suchungen zusammenfassen, ließen die spezifischen Bedingungen für die Entfaltung 
und Weiterentwicklung der Produktionsintelligenz außer acht und leisteten damit 
einer Verödung der vorhandenen, aber wenig aktivierten Qualifikationspotentiale 
weiter Vorschub. Wesentlich verantwortlich ist für die Kritiker ’’technozentrischer 
Produktionsgestaltung” (Brödner 1985; Minssen 1993) das Kompetenzmodell selbst, 
in welchem die Innovationsspezialisten nach wissenschaftlich-technischen Prinzipi
en Prozeßinnovationen entwickeln und vorantreiben und damit der Entfaltung von 
Produktionsintelligenz zunehmend die Basis entziehen.

Hierfür stehen die Befunde der Studie von Böhle/Rose, nach denen die fortschreiten
de technische Mediatisierung der Arbeit zur Folge hat, daß die Arbeitskräfte zuneh
mend nur mehr mit einer nach wissenschaftlich-technischen Prinzipien gestalteten 
Informations- und Eingriffsstruktur konfrontiert werden: Speziell stehen in ihren 
Augen räumlich abgeschottete Leitwarten für eine Entwicklung, in der technisch
wissenschaftliche Planungen und Vorgaben nahezu umfassend in die Mikrostruktur 
der Beziehung von Mensch und konkreten Produktionsabläufen eindringen. ’’Subjek- 
tivierendes Arbeitshandeln” als Ausdruck von wesentlich auf sinnlichen Wahrneh
mungen beruhender Produktionsintelligenz fände unter diesen Bedingungen immer 
weniger Ansatzpunkte (Böhle/Rose 1992).

In ähnlicher Richtung zielen die vielen Befunde zur Entwicklung von Organisations
konzepten bei manueller Arbeit in der Produktion. Sie verweisen darauf, daß die 
Durchsetzung neuer Organisationskonzepte mit Gestaltungsansätzen aus dem taylo- 
ristischen Fundus eine Dequalifizierung der Produktionsarbeiter fast zwangsläufig 
nach sich ziehen mußte.

Nach den Befunden von Springer besaßen Ende der 80er Jahre - je  nach Produkti
onsabschnitt - zwischen 20 % und 45 % der Produktionsarbeiter in der Automobilin
dustrie einen einschlägigen Lehrabschluß, d. h. sie hatten eine Ausbildung in einem 
Metall- oder Elektroberuf erfolgreich abgeschlossen; weitere 10 % bis 17 % verfüg
ten über einen dualen Ausbildungsabschluß in anderen Berufsfeldem. Demgegen
über erforderten nur zwischen 6 und 12 % der Arbeitsplätze eine qualifizierte Aus
bildung, während für immerhin bis zu 64 % der Arbeitsplätze galt, daß sie - ohne 
fachliche Ausbildung - auf der Basis einer kurzen Anlernzeit zu bewältigen waren 
(Springer 1991).

Fassen wir zusammen: Die mit diesen Produktionsmodellen verbundenen Innovati
onsrisiken, die im wesentlichen Rationalisierungsrisiken waren, wurden für die ein-
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zelnen Statusgruppen unterschiedlich abgesichert bzw. abgemildert. Die wohl wich
tigste Absicherung für alle lag im Erfolg und der Expansion der Industrieproduktion, 
der intern stabile Beschäftigung und extern den fordistischen wohlfahrtsstaatlichen 
Kompromiß sicherstellte und ausbaute. Rationalisierungseffekte wurden lange Zeit 
durch Expansion des Produktionsvolumens überkompensiert, so daß die Gefahr der 
Arbeitslosigkeit für die unteren Beschäftigtengruppen im Zaum gehalten werden 
konnte. In der Wachstumsphase konnte zudem durch eine Art ’’Produktivitätspakt” 
zwischen Unternehmen und Betriebsräten/Gewerkschaften über die Instrumente der 
Rahmen- und Flächentarifverträge sowie über Rationalisierungsschutzabkommen 
und Betriebsvereinbarungen eine Beteiligung am Produktivitätswachstum sicherge
stellt werden. In diesem Produktivitätspakt ging es nicht allein um Lohnerhöhungen, 
sondern um einen Ausgleich dafür, daß die Entwicklung in der Produktion zu ver
gleichsweise belastenden Arbeitsbedingungen führte. Zuschläge für Schichtarbeit, 
für Arbeit an Sonn- und Feiertagen wie auch die verstärkte Betonung von Aspekten 
der physischen Vemutzung (Lärm, Schmutz, körperliche Anstrengung) bei der Fest
legung des Grundlohns für entsprechende Arbeitsplätze belegen diesen Sachverhalt 
(Schmiede/Schudlich 1981).

Die Status- und beruflichen Entfaltungsinteressen von Facharbeitern und anderen 
Beschäftigten auf der mittleren Ebene wurden in der Expansionsphase nicht nach
drücklich negativ beeinflußt. Eher galt das Gegenteil: Es entstanden Aufstiegsposi
tionen im Meister- und Technikerbereich, in die vielfach Facharbeiter aufrücken 
konnten. Zudem konnten sich diese Gruppen zu einem Gutteil auf ihr angesammeltes 
betriebliches Erfahrungswissen, ihr individuelles ’’Geheimwissen” (Kniffe und 
Tricks) stützen, das sie in ihren Positionen nicht einfach ersetzbar machte.

Die Probe auf die Tragfähigkeit des Modells kam erst, als unter den Vorzeichen en
ger werdender Wachstumsmargen der traditionelle Verteilungskompromiß unsicher 
wurde und gleichzeitig eine aktive Beteiligung auch der Arbeitergruppen am Pro- 
duktivitäts- und Rationalisierungsprozeß gefordert wurde. In dieser Situation kam es 
zu vielfältigen Formen von Blockadeverhalten, selbst dort, wo erweiterte Partizipati
onsangebote, Kommunikations- und Kooperationsmöglichkeiten einen neuen Hand
lungsrahmen boten: Arbeitspolitischer ’’Konservatismus” bei Produktionsarbeitern 
(Dörre/Neubert 1993), Kompetenzgerangel zwischen Produktionsarbeitern und Be
schäftigten aus den Fachabteilungen (Kem/Sabel 1994) einerseits wie auch zwischen 
Produktionsarbeitern und Meistern (Antoni 1994) verweisen auf eine ungewöhnliche 
Breite der Abwehr von neuen Gestaltungsangeboten, die in den Augen der Betroffe
nen vor allem eine Erhöhung von Statusrisiken bedeuteten.

Viele Produktionsarbeiter, die in manuellen Bereichen ’’Rationalisierung in Eigen
regie” betreiben sollten, wiesen ein betriebliches Angebot der Mitsprache oder Be
teiligung an Optimierungsprozessen aus der Sorge zurück, daß die Verbesserung des 
Produktionsprozesses letztlich in Form verschärfter Leistungsvorgaben als ’’Bume
rang” auf sie selbst zurückzuschlägt (Dörre/Neubert 1993).
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"Indirekte” Facharbeiter suchten über Kompetenzdemonstrationen ebenso beste
hende Besitzstände (Zeitlohn, hohes betriebliches Fachansehen, Zugang zu breiten 
Schulungsangeboten, Perspektiven für berufliche Weiterentwicklung und Aufstieg) 
zu wahren, wie ungeklärte Risiken abzuwehren (Kern/Sabel 1994).

Im gleichen Maße, wie bislang von ihnen wahrgenommene Funktionen durch Pro
duktionsarbeiter übernommen werden sollten, formierte sich auch bei Technikern 
und Meistern Widerstand: Der Grund hierfür liegt darin, daß die Abgabe von Ferti- 
gungs- und Personalsteuerungsaufgaben an die Produktionsarbeiter häufig nicht 
durch eine Erweiterung von Aufgabenstellungen (z. B. Innovationsbeteiligung) 
kompensiert wurde; vielmehr operierten die Betriebe mit eher unklaren Beschrei
bungen der Aufgaben und zugeordneten Kompetenzen/Befugnissen und dachten so
gar über eine ’’Abschaffung des Meisters” nach (Kädtler u. a. 1996).

Die Innovationsrisiken bekamen nun in zweifacher Hinsicht größeres Gewicht als im 
Nachkriegs-Taylorismus: Zum einen konnten die Rationalisierungseffekte generell 
nicht mehr durch Expansion des Produktionsvolumens neutralisiert oder überkom
pensiert werden, womit die Frage der Beschäfitigungssicherheit neu aufgeworfen 
war. Zum anderen gefährdeten die Reorganisationsprozesse die Status- und berufli
chen Entfaltungsinteressen von Facharbeitern und anderen Beschäftigten auf der 
mittleren Ebene insofern beträchtlich, als der lange Zeit gültige Automatismus einer 
engen Verbindung von Rationalisierung, relativem Anstieg ’’mittlerer Positionen” 
und darauf ausgerichteten Rekrutierungspräferenzen ins Wanken geriet (Vgl. Fischer 
1993; Drexel 1993; Schumann u. a. 1994). Damit entfielen nicht nur für die Be
schäftigten auf der unteren Ebene, sondern auch für die potentiellen bzw. realen Ra
tionalisierungspromotoren auf der mittleren Ebene wesentliche Anreize, produktiv 
an der Neugestaltung der Arbeitsorganisation mitzuwirken.

3 Das Kompetenz-, Kooperations- und Statusmodell der ’’innovations- 
zentrierten Produktion”

3.1 Die Öffnung der Grenzen und die Verallgemeinerung der Innovationsfunkti
on

Die Differenz des Modells ’’innovationszentrierter Produktion”10 zu den vorgängig 
beschriebenen Produktionsmodellen läßt sich zunächst negativ als fortschreitende

10 Die im weiteren skizzierten Linien der Kompetenz-, Kooperations- und Statusorganisation in 
der ’’innovationszentrierten Produktion” haben aus unserer Sicht einen anderen Ergebnisstatus 
als die der vorgängig beschriebenen Produktionsmodelle und -typen. Für jene ließ sich auf
grund der Materiallage - ex post - ein vergleichsweise klar konturiertes und empirisch fundier
tes Bild zeichnen, welches die Organisationsstrukturen ganzer Branchen oder doch zumindest 
unterschiedlicher Untemehmenstypen widerspiegelt. Insofern beziehen sich die von uns für 
jene Produktionsmodelle bzw. -typen vorgenommenen Interpretationen auf eine weitgehend
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Aufweichung des Zusammenhangs von exklusiver Zuordnung von Innovationskompe
tenz, hierarchisch geprägter Kooperation und hochgradiger Statusdifferenzierung 
bestimmen. Die Basis hierfür wird durch Konzepte der Unternehmens-, Betriebs
und der Arbeitsorganisation (’’neue Produktionskonzepte”) gelegt, deren Inkubation 
schon in der ’’diversifizierten Qualitätsproduktion” wirkte, ohne jedoch zu einem 
radikalen Bruch mit den fortwirkenden Gestaltungsprinzipien tayloristischer Pro
duktion zu führen. Merkmal der neuen Konzepte ist, daß sie sich grundlegend an der 
Fähigkeit zur schnellen - wenn möglich antizipativen - Reagibilität der Organisation 
auf veränderte Marktkonstellationen und sich verändernde Kundenwünsche (schnelle 
Umsetzung von Kundenwünschen in die Entwicklung und Produktion eines Produkts 
mit modifizierten oder erweiterten Leistungsmerkmalen) orientieren (Kern/Sabel 
1994; Jürgens/Naschold 1994; Schumann u. a. 1994). Im Interesse einer besseren 
Marktgestaltung wird darauf geachtet, daß Innovations- (Designentwicklung, Pro
duktionsanlauf) und Produktionsphasen (’’laufende Produktion”) soweit ineinander
greifen, daß sie praktisch nicht mehr als zeitlich und sachlich diskrete betriebliche 
Abläufe gefaßt werden: Ziel ist die Parallelisierung der Innovationschritte (’’simul- 
taneous engineering”), die breite Erschließung von Innovationspotentialen über for
cierten innerbetrieblichen Wissensaustausch ebenso wie über die Intensivierung und 
Veritetfgimg von Kooperationen entlang der gesamten, denJJntemehmenszusam- 
rnenhang übergreifenden Wertschöpfungskette.

Betriebsorganisatorisch verbinden sich diese Ziele mit dem Prinzip vertikaler Desin
tegration: Die Untemehmensorganisation wird so zugeschnitten, daß überschaubare 
Produktionseinheiten mit der Fähigkeit zu autonomen Marktreaktionen entstehen. 
Während dieses Prinzip beim Produktionstyp Einzel- und Kleinserienfertiger etwa 
des Werkzeugmaschinenbaus aufgrund kleinerer Betriebsgrößen und des geringeren 
Formalisierungsgrades betrieblicher Organisation nur geringfügige Änderungen 
nach sich zieht (Schumann u. a. 1994), wandelt sich die Großbetriebs-Organisation 
der ’’Volumenfertiger” zu einem ’’hierarchie-reduzierten” Gebilde von klein- und 
mittelbetrieblich strukturierten Produktionseinheiten (Center) und personell und 
funktional ausgedünnten Stabsabteilungen. Die Produktions-Center werden mit allen

geschlossene Informationskette darüber, wie Kompetenzen zugeordnet und ausgefiillt wurden, 
in welchen Formen und Bahnen sich Kooperationen vollzogen und wodurch sich die Be
schäftigungsbedingungen unterschiedlicher Gruppen auszeichneten. Das Bild der ”inno- 
vationszentrierten Produktion” kann hingegen noch nicht so geschlossen gezeichnet werden, 
weil es für dieses Modell weder auf der Branchen-, noch auf der Untemehmensebene in sich 
geschlossene und erforschte Beispiele gibt. Insofern unterliegt die im folgenden vorgenom
mene Interpretation von Befunden zur jüngeren Entwicklung industrieller Produktion bei 
"Volumenherstellern" und ’’Einzel- bzw. Kleinserienfertigern” in der Metall-, Elektro- und 
Chemischen Industrie einem anderen Ergebnisstatus: sie benennt - ohne Anspruch auf Voll
ständigkeit - neue Elemente mehr eines Konzepts als bereits eines Modells ’’innovationszen- 
trierter Produktion”.
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für eine autonome Reaktion auf Marktveränderungen notwendigen Funktionen der 
Marktbeobachtung, Entwicklung und Produktion ausgestattet.

Neben den operativen Instandhaltungs- und Qualitätssicherungsaufgaben werden den 
dezentralen Produktionseinheiten auch kaufmännische Funktionen (Disposition) und 
eigenständige Gestaltungsaufgaben (Fertigungsplanung, teilweise auch Produktent
wicklung) zugeordnet (Faust u. a. 1994), so daß Kaufleute, technische Experten und 
Produktionsverantwortliche unter dem Dach der Jeweiligen PfödükfwmemJieil~W. — 
festen Teams zusammengelaBTwir3en7^TcTiel^Feme^esninm!e~'Pf5güKfgnIppg~~' 
verantwortlich zeichnet und sich gemeinsam um die Umsetzung'von ÄüfirägerT(MiP 
terialbestellung, Produktmodifikationen, zeitliche Einplanung "von Aufträgen) kum~~ 
mert. Das Center kann auf Abteilungs- oder - wie in einem Beispiel aus der Elektro
industrie - a u f ’’Meisterebene” angesiedelt sein (Baethge/Baethge-Kinsky 1995). Auf 
Center-Strukturen zielende Reorganisationskonzepte reduzieren die betrieblichen 
Hierarchiestufen. Dies betrifft sowohl höhere als auch untere (Vorarbeiterstellen) 
Leitungsebenen (Behrens u. a. 1996).

Maßgeblich für den Verbleib von Funktionen und Aufgabenbündeln in den Zentral
bereichen sind auschließlich Auslastungs- und Koordinationsgesichtspunkte. Aus 
Auslastungsgründen bleiben etwa in der Automobilindustrie Abteilungen wie Werk
zeugbau, Instandhaltung oder Qualitätssicherung teilweise erhalten; ihre Leistungen 
werden nun aber ’’nachfrageinduziert”, d. h. über Aufträge durch die Produktionsein
heiten abgerufen (Kem/Sabel 1994; Faust u. a. 1994). Als Instanzen der Koordinati
on des gesamtbetrieblichen Wertschöpfungsgeschehens bleiben vor allem die tradi
tionellen Stabsabteilungen Forschung und Entwicklung, Marketing oder Einkauf 
sowie Engineering-Abteilungen erhalten. Deren interne funktionale Ausdifferenzie
rung wird ebenso wie ihr Umfang (nach kaufmännischen und technischen Funktio
nen) zugunsten einer gemeinsamen Produkt- oder Produktgruppenorientierung wei
ter reduziert (Faust u. a. 1994).

In enger Verbindung mit dieser Neugestaltung der Betriebsorganisation richten ins
besondere die Volumenhersteller ihre Konzepte der Technik- und Arbeitsorganisati
on neu aus: Die einschneidensten arbeitsorganisatorischen Veränderungen liegen 
darin, daß die Unternehmen Funktionen der Prozeßinnovation (wie auch teilweise 
der Produktinnovation) in die Produktionsarbeit integrieren und ein dementspre
chend erweitertes und verändertes Konzept der Arbeitsorganisation von Produkti
onsarbeit verfolgen.

In der Chemie-, Elektro- und Automobilindustrie wird die Produktionsarbeit nun flä
chendeckend über ’’strukturinnovative Konzepte der Gruppenarbeit” neu definiert, 
welche die bisherige hierarchisch-funktionale Begrenzung der Produktionsarbeit auf 
Herstellungsfunktionen (teilweise um Gewährleistungsaufgaben erweitert) dauerhaft 
aufheben. Derartige Konzepte stellen weder zeitlich befristete Lösungen für eine 
’’Übergangsphase” dar, noch beschränken sie sich auf besonders störanfällige ”High- 
Tech”-Prozesse; sie erstrecken sich vielmehr auf alle Produktionsprozesse und
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-abschnitte - z. B. auch auf ”Bandarbeits”bereiche in der Endmontage (Vos- 
kamp/Wittke 1991; Schumann u. a. 1994; Kuhlmann 1996). Ähnliches gilt auch für 
die Einzel- und Kleinserienfertiger des Werkzeugmaschinenbaus: Hier beschreibt 
das Prinzip der ’’Werkstattprogrammierung” ein Konzept, das auf weitgehende Be
teiligung der Produktionsarbeiter an Innovationsprozessen zielt (Schumann u. a. 
1994).

Die neue Qualität der arbeitsorganisatorischen Konzepte liegt nach jüngeren Studien 
darin, daß sie Produktionsarbeit als Aufgabe fortwährender Innovation definiert. 
Seinen Ausdruck findet dies in der Bereitstellung zeitlicher und materieller Ressour
cen für Innovations- und Qualifizierungsprozesse (Zeiten, Budgets) sowie einer Neu
fassung der Lohn-Leistungssysteme: Leistungsstandards werden nicht mehr durch 1 
die Hierarchie festgesetzt. und .an,ausgebrachten,-Stückzahlen festgemachti--sondern 
im Sinne von Zielvereinbarungen zwischen Gruppe und Vorgesetzten ausgehandelt j 
und korrigiert (Schumann u . a. 1994; Kuhlmann 1996).

Die besondere Qualität neuer Organisationsprinzipien liegt in ihrer Betonung yon 
Formen querfunktionaler Kooperation, über welche die qua Betriebs- und Arbeitsor
ganisation formal definierten horizontalen und vertikalen Abgrenzungen beruflich 
definierter Kompetenzbereiche immer wieder verflüssigt werden und beide, Volu
menhersteller und Kleinserienfertiger, vor allem von einer zentralen, sequenziellen 
Planung und Umsetzung von Prozeß- (und Produkt-)innovationen abrücken.

Die Produktionsgestaltung (Technisierung, Arbeitsorganisation) wird von den Un
ternehmen nicht mehr zentral geplant und hierarchisch durchgesetzt, sondern als ein 
Prozeß mit partizipativen Elementen organisiert. Die Konsultationen aller Beschäf
tigtengruppen dienen der Erschließung der spezifischen Erfahrungen im und mit dem 
Produktionsprozeß. Hierdurch sucht man Schwachstellen der Automations- und In
formationstechnologie auszuschalten wie auch optimale Nutzungsmöglichkeiten 
durch das Personal sicherzustellen (Schumann u. a. 1994). Die Organisationsformen 
hierfür sind dezentral veranstaltete workshops im betreffenden Produktionsabschnitt.
Sie werden entweder von Mitarbeitern aus den Stäben einberufen oder durch die 
Produktionsarbeiter selbst angeregt, nachdem sie ein Problem definiert und zu deren 
Lösung Experten angefordert haben (Binkelmann u. a. 1993; Gerst u. a. 1995; 
Kuhlmann 1996).

Zur Reduzierung der Zeiten für einzelne Innovationsschritte (Entwicklung des Pro
duktdesigns, Entwicklung des Prozeßdesigns, Produktionsanlaufphase) und deren 
Parallelisierung werden etwa in der Automobilindustie oder bei Einzelfertigem des 
Maschinenbaus Formen der ’’Projektorganisation” eingeführt. Sie dienen dazu, früh
zeitig alle beteiligten Bereiche und Funktionen (Marktbereiche, technische Abteilun
gen, Produktion) einzubeziehen und den Wissensaustausch zu intensivieren (Lullies
u. a. 1993, Wittke 1995, Kalkowski u. a. 1995). Die Intensivierung und Verstetigung 
geht über das Feld betrieblicher Kooperation hinaus. So werden entlang der gesam
ten Wertschöpfungskette von Endherstellern und Zulieferern im Vorfeld von Pro-
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dukt- und Prozeßinnovationen betriebsübergreifende Projektteams gebildet. Gleich
zeitig wird die Zusammenarbeit mit Forschungseinrichtungen oder auch mit Betrie
ben, die in ähnlichen Geschäftsfeldem agieren, im Sinne eines Innovationsnetzwer
kes intensiviert (Kalkowski 1996).

Schließlich etablieren sich als dauerhafte Lösung ’’querfunktionale Produktion
steams”. In ihnen werden Angehörige unterschiedlicher Berufsgruppen (z. B. Ferti
gungsmechaniker, Schlosser, Elektriker und Elektroniker in der Automobilindustrie) 
zusammengefaßt, denen gemeinsam die Aufgabe des Produzierens, der Prozeßopti
mierung und -Verbesserung zugewiesen wird (Schumann u. a. 1994).

3.2 Die vorsichtige Auflösung traditioneller Kompetenzmodelle und Koopera
tionsformen

Über die hier skizzierten betriebs- und arbeitsorganisatorischen Konzepte wird ein 
neues Kompetenzmodell installiert: In diesem Modell sind alle Beschäftigten im 
Rahmen ihrer alltäglichen Arbeit und auf^ejr_Grundlage ¿hrer jggzifischen qualifika- 
torischen Ressourcen (Wissen, Erfahrung) in die betrieblichen Innovationsprozesse 
involviert. Aktiviert werden neben den technischen Qualifikationen auf der Basis 
von kognitiv-theoretischem (Ingenieur-)Wissen (Bohle 1995), den ökonomischen 
Qualifikationen der Kaufleute auch das als Produktionsintelligenz bezeichnete 
Amalgam von technisch-fachlichen und sinnlich-erfahrungsbasierten Bestandteilen 
der (Fach-)Arbeiterqualifikation selbst.

Als Novum weisen die jüngeren industrie- und arbeitssoziologischen Studien aus der 
Automobil-, Chemie- und Elektroindustrie wie auch der Einzelfertigung des Ma
schinenbaus nach, daß dort Produktionsintelligenz generell als eine eigenständige 
Quelle von Innovationswissen, die wesentlich auf ’’tätiger Erfahrung” basiert (Schu
mann u. a. 1994), zu aktivieren versucht wird.

Mit anderen Begriffen verweist die vielfältige, zum Teil auf empirische Untersu
chungen gestützte Literatur zur ’’Lernenden Organisation” bzw. zu ’’Organisationa- 
lem Lernen” auf die zunehmende Erschließung dieser subjektiv gebundenen-Innova- 
tionspotentiale, die bislang als ’’verborgene Wissensschätze” (’’tacit skills”) ein 
Schattendasein fristeten (Fatzer 1993; Nonaka/Takeuchi 1995; Gherardi u. a. 1995).

Die Ausdehnung der Innovationsaufgabe auf alle Beschäftigten führt freilich nicht 
zur Vereinheitlichung von Kompetenzprofilen in dem Sinne, daß alle Beschäftigten 
die gleichen Aufgaben ausüben und über die entsprechenden Qualifikationen verfü
gen. Das neue Moment dieses Modells liegt darin, daß die in den vorgängigen Pro
duktion stypen bestehende Zuordnung von bestimmten Grundfunktionen und 
-kompetenzen (Innovations-, Gewährleistungs- und Herstellungsfunktionen) zu ein
zelnen Beschäftigtengruppen erhalten bleibt, die strikte Arbeitsteilung aber zugun
sten einer verstärkten Überlappung gelockert wird:
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• Produktmodellierer (Konstrukteure und Entwickler), Marktstrategen (Einkäufer 
und Vertriebsspezialisten) sowie die Prozeßmodellierer (Ingenieure und Tech
niker im Bereich der Anlagen- und Prozeßplanung) üben weiterhin im Kern vor 
allem Innovationsfunktionen, d. h. Aufgaben der Produktentwicklung, der 
Marktanalyse und Auftragsakquisition oder Prozeßentwicklung aus (Kalkowski
u. a. 1995; Faust u. a. 1994). Sie sollen ihre Aufgaben jedoch verstärkt unter der 
Perspektive des gesamten Wertschöpfungsprozesses (Folgekosten von spezifi
schen Innovationsvorschlägen, Koordinations- und Herstellungsprobleme) 
wahrnehmen:

So sind Konstrukteure und Software-Entwickler im Maschinenbau dazu ange
halten, das neue oder modifizierte Produkt im Sinne einer ’’fertigungsgerechten 
Konstruktion” (bzw. Entwicklung) auf die Produktionsgegebenheiten abzu
stimmen (Kalkowski u. a. 1995), wird die Wertanalyse als Instrument der Be
trachtung von Folgekosten alternativer Entwürfe bei Einzelfertigem und Volu
menherstellern institutionalisiert oder werden Aufgaben der Inbetriebnahme 
von Maschinen durch Konstrukteure bei Einzelfertigem übernommen (Schu
mann u. a. 1994).

Auch für die Produktions- und Anlagenplaner in der Automobilindustrie wird 
die Innovationsfunktion unter der Perspektive des Untemehmensnetzwerkes 
neu definiert. Die Aufgabe der Planung und Durchführung von Innovationsvor
haben wird nunmehr vorrangig durch Gesichtspunkte einer optimalen Kooordi- 
nation und Integration technischer Systeme und organisatorischer Abläufe be
stimmt (Sauer/Döhl 1994). Im Rahmen dieser Neufassung der Innovationsauf
gabe werden die Mitarbeiter aus zentralen Stäben (Engineering, Qualitätssiche
rung, Logistik usw.) zu Spezialisten mit Beratungsfunktion für die operativen 
Einheiten (Faust u. a. 1994).

In der innovationszentrierten Produktion wird auch das Kompetenzprofil der 
Beschäftigten a u f der ’’mittleren ” Ebene (Meister, Techniker und Facharbeiter 
in den indirekten Bereichen) neu akzentuiert. 1 Sie nehmen nun die Gewährlei- 
stungsfunktionen, d. h. Aufgaben der Sicherung der Produktionsabläufe in re
duziertem Ausmaß war. Erweitert wird ihr I^ömpetenzp'ofir^ 
vationsfunktionen, die weder durch die Produkt- und Prozeßmodellierer in den 
Stäben, noch die Produktionsarbeiter hinreichend abgedeckt werden:

11 Der Begriff der ’’mittleren Ebene" bezieht sich hier auf die ursprüngliche Verortung dieser 
Beschäftigtengrappen im Kompetenz- und Hierarchiemodell der ’’taylorisierten Produktion’”; 
er wird hier nur als Bezugspunkt benutzt, um für diese Beschäftigtengruppen Linien der Ver
änderung aufzuzeigen. Wie wir in der später folgenden Skizze des Hierarchie- und Statusmo
dells der ’’innovationszentrierten Produktion” zu zeigen versuchen werden, lösen sich gerade 
bei diesen Tätigkeiten die statusbezogenen Merkmale (Position) zunehmend auf.
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Die Aufgaben des Meisters konzentrieren sich insbesondere auf die Vermittlung 
von markt- u^^roduktionsöTcon^Tschen Anföfdcrühgen irrrSinneeinei^(theo- 
retischen) Mitplanung und~pfäktisd'ien- Gestaitung' der'kom plexenProdukti- 
onswirklichkeit. Über die Teilnahme und Mitsprache in übergreifenden Pla
nungsrunden sind sie in Fragen von Produkt- und Prozeßinnovation stärker in
volviert. Gleichzeitig reduzieren sich direkte Eingriffe in das Arbeitshandeln 
der Produktionsarbeiter und personelle Kontrollaufgaben zugunsten einer stär
ker auf Rahmenbedingungen (Materialverfügbarkeit, Personalentwicklung) 
zielenden Absicherung der Prozeßabläufe (Faust u. a. 1994; Kädtler u. a. 1996; 
Reindl 1996b).

In ähnlicher Weise verändert sich auch das Kompetenzprofil der nach wie vor 
als ”Indirekte ” gefaßten {Fach-) Arb eit er in den separierten Abteilungen (Be
triebsmittelbau, Instandsetzung, Qualitätssicherung, Logistik) wie auch der de
zentral eingesetzten Techniker bei den Volumenherstellem: Sie nehmen nur 
noch den Rest an Gewährleistungsfunktionen (regelrechte Reparaturen an aus
gewechselten Anlagenteilen, umfangreiche und aufwendige Qualitätsdokumen
tation) wahr, für deren Ausübung in den kleinen Produktionseinheiten die ge
eigneten Instrumente fehlen bzw. deren dezentrale Bereitstellung nicht lohnt 
(Schumann u. a. 1994). Erweitert wird ihr Aufgabenprofil durch Innovations
aufgaben wie die Vorplanung komplexer Bearbeitungsprozesse oder systemati
sche Qualitätsanalysen.

• Durch ein neues Profil ist in diesem Modell auch die Produktionsarbeit be
stimmt, die nun nicht mehr allein als Herstellungsarbeit gefaßt, sondern durch
gängig um ’’Gewährleistungs-” und Innovationsaufgaben erweitert ist. Dabei 
variieren die jeweiligen Kompetenzprofile nicht nur im Gewicht von Herstel- 
lungs-, Gewährleistungs- und Innovationsfunktion, sondern auch in bezug auf 
den inhaltlichen Beitrag zum Innovationsprozeß nach Prozeß-, Produkt- bzw. 
Marktmerkmalen:

In der automatisierten Produktion der Chemie-, Elektro- und Automobilindu
strie greifen als ’’Systemregulierer” oder ’’Problemloser” bezeichnete Produkti
onsarbeiter nicht nur in den Prozeß mit dem Ziel der schnellen Störungsbeseiti
gung (’’Regulierung”) ein, sondern suchen auftretende Bearbeitungsprobleme 
über systematische Ursachenforschung und -behebung ebenso dauerhaft zu lö
sen wie Probleme (Anfälligkeiten) der Anlagentechnik (Voskamp/Wittke 1991; 
Schumann u. a. 1994). In der manuellen Produktion der Automobilindustrie 
richtet sich die Innovationsaufgabe der Produktionsarbeiter auf die ständige 
Verbesserung der internen Abläufe (Gerst u. a. 1995; Kuhlmann 1996).

Bei den Einzel- und Kleinserienfertigem (des Werkzeugmaschinenbaus) steht in 
der automatisierten Produktion weniger die Verbesserung der Anlagentechnik 
als vielmehr die Lösung von Prozeßproblemen im Sinne einer immer wieder
kehrenden Innovationsaufgabe im Vordergrund (Schumann u. a. 1994). Im Be-
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reich der manuellen Produktion drückt sich die Einheit von Herstellen und In
novieren darin aus, daß Produktionsarbeiter oder Mitarbeiter aus Service und 
Vertrieb im weltweiten Einsatz direkten Kundenkontakt erfahren und organisie
ren müssen: Zur Aufgabe gehört, daß sie systematisch Fehlerquellen am eige
nen Produkt zu korrigieren, Kundenwünsche aufzunehmen und in den Betrieb 
zurückzuspielen haben (Schumann u. a. 1994).

Das hier skizzierte Kompetenzmodell überlappender Innovations-, Gewährleistungs
und Herstellungsfunktionen zielt auf die betriebliche Verbindung und Bündelung 
unterschiedlicher Qualifikationstypen (technische, ökonomische Qualifikationen, 
theoretisch-kognitives Wissen, an spezifische Erfahrungskontexte gebundene Pro
duktionsintelligenz). Es bildet die Basis dafür, daß in der inovationszentrierten Pro
duktion die bislang nach ’’Machtaspekten” strukturierten Über- und Unterord
nungsverhältnisse reduziert werden und an deren Stelle ein Konzept aufgabenbezo
gener horizontaler Kooperationsverhältnisse tritt. Hierauf verweist sowohl der arr 
Beginn dieses Abschnitts skizzierte organisatorische Abbau von Hierarchiestufen al: 
auch die dezidiert auf Intensivierung von Kooperation und Kommunikation Hin an- 
gelegten Formen temporärer wie fester teamartiger, querfunktionaler Zusammenar
beit.

Die Befunde neuer Studien zeigen vor allem, daß ein Großteil heutiger Arbeitspro
zesse in der Produktion regelhaffäls~TeamarberrvorT"SpeziäKsten^üslänterecKie3II^ 
chen Berufsgruppen (z. B. Fertigungsmechaniker, Schlosser,^ Elektriker"und*ElSI^' 
troniker in der Automobilindustrie) und Abteilungen (Produktion, Stabsabteilungen, 
andere indirekte Bereiche) gefaßtsm 3 (Wittke 19^TTE*cBnminh ü. ä. 1994)7 ~

Wesentliches Kennzeichen der Kooperationsverhältnisse scheint zu sein, daß in ih
nen an die Stelle latenter Widersprüche offen ausgesprochene Konflikte und ausge
handelte Lösungen zwischen Beschäftigtengruppen treten. Für alle Beschäftigten 
gilt, daß das dem "Über- und Unterordnungsmodell” zugehörige bipolare Verhal
tensmuster von ’’anweisen” und ’’ausführen” ersetzt wird durch ’’überzeugen kön
nen” und ’’sich überzeugen lassen”:

In den einschlägigen Studien wird auf die entsprechenden neuen Tätigkeitsbeschrei
bungen hingewiesen: So müssen Meister in ihrer Koordinations- und Vermittlerrolle 
überzeugen und verhandeln können (Kädtler u a. 1996), die Prozeßmodellierer in 
den Stabsabteilungen müssen sich vom bisherigen Anweisungs- und Kontrollver- 
ständnis, aber auch vom langjährig gepflegten Expertendünkel lösen (Faust u. a.
1994). Die Kooperation von Produktionsfacharbeitern mit den Experten aus den Pla- 
nungs- und Instandsetzungsbereichen, mit denen sie den Innovationsprozeß voranzu
treiben haben, wird als Situation geschildert, in der Probleme erörtert, Lösungen 
ausgehandelt und persönliche Positionen begründet werden (Wittke 1993; Schumann
u. a. 1994; Gerst u. a. 1995).
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Praktisch alle Beschäftigtengruppen stehen damit vor dem Problem erweiterter Ko- 
operations- und Kommunikationsbezüge, in denen die selbstverständlichen Hand
lungsmuster und Verkehrsformen (Herangehensweise an Probleme, Kommunikati
onsstile) der beruflich-funktionalen Milieus, in denen sie bislang agierten, keine oder 

ß nur noch begrenzte Gültigkeit besitzen.

3.3 Die Aufweichung des beruflichen Statusmodells

Uber die genauen Konturen eines auf ’’innovationszentrierte Produktion” zugeschnit- 
I tenen Statusmodells gibt die empirische Literatur nur wenig Auskunft. Die funktio- 
1 nale Aufweichung der traditionellen beruflichen Demarkations- und Statuslinien er- 
\ weitert für einzel ne. BeschäftigtmgruppmJaerufliche und betriebliche Entfaltungs- 
j chancen. A uf der anderen Seite schafft sie breitflächig neue Unsicherheit. War in-

i
nerhalb der diversifizierten Qualitätsproduktion durch die exklusive Zuordnung von 
beruflicher Kompetenz zu Funktionen eine gewisse Sicherheit für beruflich ein
schlägige Beschäftigtengruppen gegeben (Kern 1996), so weichen die am Be
rufsprinzip orientierten Allokations-, Arbeitsorganisations- und Karrieremuster ten
denziell auf (Kem/Sabel 1994). Die Zuordnung von bestimmten Kompetenzen zu 
Funktionen und von Positionen und Laufbahnen zu Qualifikationstypen verliert an 
^  Stabilität. Betroffen hiervon sind neben den Produktionsarbeitern auch die bislang 
auf der mittleren Ebene eingesetzten Beschäftigten mit Meister- oder Technikerqua
lifikation (Fischer 1993; Drexel 1993). Doch könnte dies selbst die ’’Innovatoren” 
treffen, wenn etwa in der Personalforderung Gesichtspunkte individueller Produkti
onserfahrung (d. h. als Facharbeiter) an Gewicht gewinnen sollten.

Dezentralisierung und partielle Enthierarchisierung des betrieblichen Positions- und 
j Statusgefüges gehören unabdingbar zum innovationszentrierten Produktionsmodell. 
j Sie durchzusetzen und zu praktizieren, ist nicht einfach und gegebenenfalls mit In- 
J teressg|iverletzungen in Form von Privilegien- und Statuseinbußen gerade bei den 
I Gruppen verbunden, die traditionell die Hauptbeauftragten für Innovation waren und 

auf deren Kompetenz und Engagement man auch weiterhin angewiesen ist. Je mehr 
sich das Innovationsgeschehen von exklusiven Gruppen auf die Organisation als 

j ganze verschiebt und gleichzeitig räumlich und zeitlich dynamisiert wird, desto un
abweisbarer wird ein neues betriebliches Motivationsmanagement und Steuerungs- 
regime, das eine neue Balance zwischen Differenzierung und Entdifferenzierung 
setzt.

Wir wissen, daß das alte statusdistributive Steuerungssystem in den Großbetrieben 
die Bedürfnisse und beruflichen Perspektiven der hochqualifizierten Gruppen in For
schung und Entwicklung, den herkömmlichen Zentren betrieblicher Innovation, 
längst nicht mehr trug (vgl. Baethge/Denkinger/Kadritzke 1995). Die Behebung der 
Mängel und Motivationshemmer in der alten (und weitgehend heute noch praktizier- 
ten) Statusordnung - zu geringe Berücksichtigung beruflich-inhaltlicher Interessen, 
mangeJImfteÖ betriebliche Informations- und Entscheidungssystem,



bürokratisch verkrustete Kommunikations- und Kooperationsformen - könnte der 
Schlüssel für ein neues Steuerungsregime sein, dessen Prinzipien besser die Berufs
interessen der Beschäftigten mit den Anforderungen innovationszentrierter Produkti
on verknüpfen. Allerdings ist das nicht zum Nulltarif zu haben. Beruflich-inhaltliche 
Erweiterungen lassen sich nicht einfach gegen materielle Bedingungen ausspielen, 
eine lediglich symbolische Politik verfehlt das Problem. Vorbehaltloses Engagement 
und Einbringen des individuellen Kreativitätspotentials in das Bemühen um Steige
rung der betrieblichen Innovationskapazität und Produktivität bedarf nicht nur besse
rer informationeller Einbindung und realer Partizipation bei Entscheidungen, son
dern der Sicherheit, daß Engagement im Endeffekt nicht zu Lasten der eigenen be
ruflichen Bestands- und Entfaltungsinteressen geht. Auf der Tagesordnung steht 
damit nichts weniger als die Schaffung einer (neuen) institutionellen Vertrauensbasis 
in den Betrieben (vgl. Kern 1996).

Im gewerblichen Bereich hat diese aktuell wohl eine noch höhere Bedeutung als auf 
den höheren Ebenen von F&E und anderen Stabsabteilungen, obwohl sie auch dort 
ein zunehmendes Gewicht erhält (vgl. Baethge/Denkinger/Kadritzke 1995). Der 
strategischen Neubewertung von ’’Produktionsintelligenz” (Schumann u. a. 1994), 
die nicht mehr nur als ’’nützliche Vorstufe zu systematisiertem Wissen” (Böhle
1995), sondern als integriertes Moment des Innovationsprozesses gilt, entsprechen 
Vorkehrungen zum Abbau von Statusdifferenzen zwischen unterschiedlichen Arbei
terkategorien wie zwischen Arbeitern und Angestellten, die als Ansatz für ein neues 
Steuerungsregime gelten können.

Als Indiz für den Abbau gravierender Differenzen kann die Durchmischung qualifi
zierter und routinisierter Arbeitsanteile insbesondere bei Gewerblichen (Baethge u. 
a. 1995) gewertet werden. In der gleichen Richtung sind auch die Entwicklungen zu 
deuten, daß zunehmend ’’Indirekte” wie Instandhalter oder Meister in Schichtzusam
menhänge eingebunden und gleichzeitig auch im Rahmen der Produktion ’’Gleitzeit
modelle ” eingeführt werden (Bellgardt 1987; Hoff u. a. 1993), die lange Zeit nur für 
Angestelltenarbeit entwickelt und angewendet wurden. Zu nennen sind hier auch 
Tendenzen in der Chemischen Industrie, über die betriebliche Überlappung von 
Lohn- und Gehaltstarifen (Schumann u. a. 1994) die Drift der Entgeltdifferentiale 
(Tessaring 1994) unterschiedlicher Beschäftigtengruppen zu begrenzen.

Ungeklärt bleibt, inwieweit diese Schritte einer Bereinigung des statusdistributiven 
Steuerungsregimes ausreichen, um ’’Kooperationsbarrieren” aufzulösen.
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3.4 Exkurs: Zum Kompetenz-, Kooperations- und Statusmodell der ’’radikalen 
Innovation” -  die verstärkte Öffnung nach außen in einem globalen setting

Die Besonderheit dessen, was gegenwärtig unter dem Begriff ’’radikale Innovation” 
diskutiert wird12, liegt - so könnte man den Stand der Innovationsforschung resümie
ren - in der besonderen Betonung des Faktors ’’Markteintritt” in der Erschließung 
neuer Märkte fü r  neue Produkte, einem Unterfangen, bei dem sich die Unternehmen 
zumindest in der Anfangsphase weder auf eingespielte Marktlogiken (nach Kunden
bedürfnissen strukturierte Märkte), auf fixierte Produktdesigns (marktgängige An
wendungen), noch auf eingespielte Produktionsverfahren (Verfahrenstechnologien) 
zurückgreifen können (Gerybadze u. a. 1996; Wittke 1996). Für die Unternehmen 
sind damit mehrere Aufgaben gleichzeitig gestellt, die es in enger Verbindung zu 
lösen gilt:

1. Erkundung von Bedürfnissen in unstrukturierten, gleichwohl attraktiven und 
zukunftsweisenden Märkten: Die Exploration solcher Bedarfsprofile orientiert 
sich an sogenannten ”Lead-User-Märkten”; diese sind dadurch gekennzeichnet, 
daß hier in bestimmtem Umfang Erst- oder doch zumindest potentielle Anwen
der für entwickelte Basistechnologien und hohe Standards für Marktzugang und 
-Organisation existieren. Diese Aufgabe erfordert Investitionen in Kundenbin
dung, Marktforschung, Distributions- und Servicesysteme (Gerybadze u. a.
1996).

2. Erschließung von Optionen strategischer Forschung (Grundlagenforschung), 
anwendungsorientierter Entwicklungen und deren Übersetzung in Produkt- und 
Prozeßinnovationen: Diese Erschließung kann unter Rückgriff auf ’’Inhouse- 
Forschung” ebenso geschehen wie durch den Rückgriff auf ’’externe Innovato
ren und Produzenten”. Voraussetzung scheint in jedem Fall zu sein, daß die an 
den unterschiedlichen ’’globalen Intelligenzzentren” gehandelten Optionen er
kundet und das entsprechende Wissen in den ’’lokalen” Kontext des Unterneh
mens transferiert (’’global lernendes Unternehmen”) wird (Gerybadze u. a.
1996).

.12 Was in Ansätzen schon für den Produktionstyp der "innovationszentrierten Produktion" galt, 
gilt in gesteigertem Maße für den Produktionstyp der "radikalen Innovation": Die empirische 
Forschung zur betrieblichen Organisation "radikaler Innovation" und den dadurch induzierten 
Veränderungen für Qualifikation und Beschäftigung steht eher noch in den Anfängen; ein 
Großteil der jüngeren Forschung zu diesem Produktionstyp ist historisch angelegt oder be
zieht sich auf transnationale Strategien des Innovationsmanagements, weniger auf die lokalen 
d. h. nationalen Strategien und deren Überführung in betriebs- und arbeitsorganisatorische 
Konzepte (Grünbuch zur Innovation 1994; Gerybadze u. a. 1996). Insofern kann es an dieser 
Stelle nur darum gehen, Entwicklungslinien des Kompetenz-, Kooperations- und Statusmo
dells anzudeuten und mögliche Konsequenzen für Qualifikation und Beschäftigung aufzuzei
gen.
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3. Die Ausbalancierung bzw. Minimierung von ”Innovationsrisiken Die ’’radi
kale Innovation” ist in aller Regel mit hohen Risiken und Belastungen behaftet 
(Unsicherheit des Markterfolgs, finanzieller Aufwand für F&E im Bereich von 
High-Tech-Produkten, mangelnde Untemehmenserfahrung im angezielten Ge
schäftsfeld). Zur Ausbalancierung und Minimierung dieser Risiken und Bela
stungen suchen die Unternehmen nach Möglichkeiten fiskalischer Konsolidie
rung: Durch ’’Streuung von Innovationsengagement” bei gleichzeitiger Ein
grenzung der finanziellen Aufwendungen für F&E-, Distributions- und Produk
tionsaktivitäten in einzelnen ’’innovationsträchtigen Feldern” (Gerybadze u. a.
1996).

Soweit heute erkennbar, suchen die Unternehmen diese Ziele betriebsorganisato
risch vor allem über Konzepte horizontaler Desintegration zu verwirklichen: Man 
engagiert sich im Auf- und Ausbau weltweiter Marketing-, Vertriebs- und Service-, 
Forschungs- und Produktionskompetenz-, gleichzeitig wird die Untemehmensorgani- 
sation - zumindest an den divisional bestimmten Schnittstellen zu neuen Geschäfts
feldern - aufgelöst, entstehen ’’virtuell integrierte Unternehmen” (Voskamp/Wittke
1994) und Netzwerke institutioneil und regional verteilter Kompetenzzentren:

Seit Mitte der 80er Jahre nimmt national wie international die Zahl von F&E- 
Kooperationen sowie von strategischen Allianzen im Bereich von Marketing, Ver
trieb und Service sowie Produktion zu. Hierzu zählen beispielsweise die Entwick- 
lungs- und Fertigungsgemeinschaft von Siemens, IBM und Toshiba im Bereich der 
Halbleiter (Speicherchips), wie die Entwicklungsgemeinschaft von IBM, Motorola 
und Apple bei Mikroprozessoren. Hier werden Entwickler unterschiedlicher Betrie
be - losgelöst von den Strukturen des Entsendeuntemehmens - für mehrere Jahre in 
feste gemeinsame Arbeitszusammenhänge eines Projekts gefaßt. Trotz der ’’Projekt- 
förmigkeit” des Vorhabens werden die Rahmenbedingungen der Kooperation hoch
gradig rechtlich abgesichert (Wittke 1995).

Wie demgegenüber die Beziehungen in den Netzwerken institutioneil verteilter 
Kompetenzzentren (z. B. zwischen Unternehmen, öffentlichen Forschungseinrich
tungen und Bildungsinstitutionen) geregelt sind und inwieweit sie mehr als eine 
(zeitlich befristete) Kooperation mit dem Ziel des Zukaufs ’’externer Kompetenz” 
darstellen, läßt sich bislang nicht genau erkennen. Gleichwohl deuten Befunde aus 
jüngerer Forschung (Baethge/Baethge-Kinsky 1995b) an, daß die institutioneilen 
Abgrenzungen zwischen ’’innen” und ’’außen” sich aufzulösen beginnen: In einem 
Unternehmen der Elektroindustrie besteht eine derart enge Kooperation mit einer 
Fachhochschule, daß an dieser nicht nur ständig Forschung und Entwicklung für das 
Unternehmen bearbeitet wird, sondern Vorlesungs- und Seminarveranstaltungen für 
angehende Ingenieure direkt im Unternehmen stattfinden.

Damit zeichnen sich im Umfeld von Großunternehmen Ansätze eines von ihnen ge
tragenen Konzepts oder Modells ’’radikaler Innovation” ab, welches die bislang 
markierten institutioneilen Grenzen und definierte Aufgabenteilungen und Koopera
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tionsbeziehungen zwischen Wirtschaft und Staat wie auch innerhalb der Wirtschaft 
nachhaltig in Frage stellt: So gerät die institutionelle Zuordnung von Grundlagenfor
schung versus ’’anwendungsbezogener” Entwicklung oder von ’’Forschung für eine 
wissensbasierte Produktion” vs. ’’Ausbildung für eine produktionsorientierte Wis
senschaft” im Sinne einer halbwegs eindeutigen Verortung (hier Staat, dort Wirt
schaft) zunehmend ins Schwimmen. In Fluß geraten jedoch auch die zwischen Wirt- 
schafitsuntemehmen bestehenden institutioneilen Abgrenzungen: Immer weniger ist 
trennscharf zu bestimmen, wo die Grenzen zwischen ’’vorwettbewerblicher” Koope
ration und ’’marktvermittelter” Konkurrenz liegen; die Grenzen verschieben sich 
tendenziell in der Richtung, daß insbesondere der Innovationsbereich der Unterneh
men auf vorwettbewerbliche Kooperation hin orientiert werden muß, so daß sich an 
diesen Stellen die Unternehmen ’’nach außen öffnen” (Voskamp/Wittke 1994).

Inwieweit ein Modell ’’radikaler Innovation” im Umfeld industrieller Klein- und 
Mittelbetriebe eine spezifisch andere Untemehmensorganisation impliziert, ist ge
genwärtig nur schwer abzuschätzen. Hierzu läßt sich nur aus dem Umstand, daß eine 
dünne Eigenkapitaldecke in den letzten Jahren das FuE-Engagement dieser Unter
nehmen hat zurückgehen lassen und die Infrastruktur von Kompetenzzentren (For
schungseinrichtungen, Transferagenturen) stärker auf die Bedürfnisse von Großun
ternehmen ausgerichtet zu sein scheint, indirekt ableiten, daß die überbetriebliche 
Mobilisierung von materiellen und immateriellen Innovationsressourcen zumindest 
ebenso an die ’’Öffnung” der Unternehmen im Sinne der Bildung von "Innovations- 
netzwerken” gebunden ist, wie wir dies für die Großbetriebe aufgezeigt haben.

Ob sich im Kontext ’’radikaler Innovation” neue Konzepte der Arbeitsorganisation 
etablieren, die sich noch einmal von denen der ’’innovationszentrierten Produktion” 
abheben, läßt sich gegenwärtig kaum genau bestimmen. Es spricht jedoch einiges 
dafür, daß sich der Typus ’’radikale Innovation” weitaus weniger mit ’’funktionsinte
grierten Konzepten” der Arbeitsorganisation (d. h. Zusammenfassung direkter und 
’’indirekter” Funktionen in einem Aufgabenprofil) verbindet, als wir dies bei innova- 
tionszentrierter Produktion für den Typus ’’inkrementeller Innovation” als konstitutiv 
ansehen. Die notwendige Erschließung von innovations-relevantem oder potentiell 
relevantem Wissen zielt stärker auf die Forcierung von Formen ’’teamförmiger Ko
operation” mit Öffnungen nach außen.

Im Zusammenhang von Projekten ’’radikaler Innovation” wird immer wieder auf die 
besondere Bedeutung ’’hybrider Organisationsformen” (multifunktionale, interdis
ziplinäre Projekte, strategische Projekte, Technologieplattformen) hingewiesen, die 
quer zur Aufbau- und Statusorganisation liegen (Gerybadze u. a. 1996). Für die Be- 

.. Setzung dieser Projekte kann jedoch anscheinend weniger von klaren Vorstellungen 
zum optimalen Zuschnitt von unterschiedlichen Funktions- und Kompetenzbündeln 
ausgegangen werden, eher von Kemfunktionen und -kompetenzen, die die einzelnen 
(zu entsendenden) Mitarbeiter einbringen könnten (Wittke 1995).
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Nimmt man die Entwicklungen in der Halbleiterindustrie als einen Anhaltspunkt für 
die arbeitsorganisatorischen Bedingungen der Produktion bei radikaller Innovation, 
so zeigt sich nach den Ergebnissen einer jüngeren Studie (Baethge/Baethge-Kinsky 
1995b) folgendes: Hier übernehmen die Produktionsarbeiter schwerpunktmäßig 
Aufgaben der Anlagenbedienung. Aufgaben der Prozeßsicherung und -Optimierung 
werden von Vorarbeitern, Meistern oder von ’’indirekten. Personal” (Instandhalter) 
mit Facharbeiterqualifikation oder Ingenieuren übernommen. Diese Zuordnung von 
Innovations-, Gewährleistungs- und Herstellungsfunktionen beschreibt jedoch in er
ster Linie ’’Kemaufgaben”, wenn der Produktionsprozeß stabil läuft, was angesichts 
ständiger Veränderungen an Produktspezifikationen und am Produktionsprozeß 
selbst eher die Ausnahme, denn die Regel ist. Dies bedeutet, daß die Normalsituation 
als ständiger ’’Produktionsanlauf’ gefaßt werden kann, der zuvorderst sicherzustellen 
hat, daß überhaupt das Produkt in der gewünschten Funktionalität am Ende des Pro
zesses herauskommt. Um die Beschäftigten auf dem ”shop floor” auf dieses Ziel, 
welches nur über schnelle, querfunktionale Kooperation erreicht werden kann, zu 
verpflichten, wird an Produktionsarbeiter und ’’Indirekte” ein Prämienlohn gezahlt, 
der in erster Linie an die Qualität, in zweiter Linie an die Stückzahlausbringung an 
den entsprechenden Produktionsanlagen gekoppelt ist.

Wie lassen sich die hier skizzierten ’’Umrisse” der betriebs- und Arbeitsorganisation 
im Hinblick auf ein mögliches Kompetenz-, Kooperations- und Statuskonzept ’’radi
kaler Innovation interpretieren?

Wenn wir es richtig sehen, ist es der Wesenszug ’’radikaler” Innovation, daß für die
sen Typ kein spezifisches berufsfachlich geprägtes Kompetenzkonzept existiert, 
welches auf mehr als einer vorläufigen Zuordnung von Qualifikation(stypen) zu 
Aufgabenbündeln beruht. Die Ursache dafür sehen wir in der Diskrepanz zwischen 
den systemischen Bedingungen, unter denen öffentliche und betriebliche Bildungs
institutionen berufliche Qualifikationen erzeugen und vermitteln, und den durch "ra
dikale Innovation erzeugten Ungewißheiten über berufliche Kompetenzbündel: An
ders als beim Produktionstyp ’’inkrementelle Innovation”, in welchem betriebliche 
Arbeitsteilungskonzepte auf ein durch ’’bekannte” Märkte, Produkte und Verfahren
stechnologien strukturiertes, verfügbares berufliches Cluster von Qualifikation (z. B. 
Mechanik, Elektrik) und Qualifikationsniveaus bezogen werden können, zeichnet 
sich ’’radikale Innovation” dadurch aus, daß die Konturen dieses Qualifikationsclu
sters erst im und über den Prozeß der Strukturierung von Märkten, der Entwicklung 
von Produktdesigns und hierauf bezogenen Prozeßentwicklungen (Verfahren) ent
stehen. Aktuell bestimmte Anforderungen müssen daher zumindest anfänglich durch 
Ansammlung spezialisierter Qualifikationen und zusätzlicher Qualifizierung abge
deckt werden:

Nach Auskunft des Personalleiters des schon erwähnten Unternehmens der Halblei
terproduktion galt dies auf allen Ebenen: Dies hat dazu geführt, daß im Schichtplan 
für die Produktionsarbeiter jede Woche anderthalb Stunden für Weiterbildungsver-
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anstaltungen eingeplant sind, in denen sie auf neue Produktspezifikationen und Ver
änderungen an den Produktionsprozessen vorbereitet werden. Für die indirekten Be
reiche hat dieser Betrieb das Rekrutierungs- und Qualifizierungsproblem im Bereich 
gewerblicher Arbeit nur dadurch gelöst, daß er Elektriker oder Mechaniker oder 
Chemikanten ausbildete und/oder rekrutierte und diesen eine Zusatzausbildung 
vermittelte. - Ein ähnliches Problem scheint auch bei den Ingenieurqualifikationen 
bestanden zu haben.

Sowohl bei den gehobenen wie auch bei den Facharbeiterqualifikationen hat das 
Unternehmen daher erst in jüngster Zeit - nachdem sich mögliche sinnvolle Schnei
dungen abzeichneten - neue Wege beschritten:

Im Bereich der Ingenieurausbildung wurde in Zusammenarbeit mit einer Fachhoch
schule ein neuer Studiengang entwickelt; die mit anderen Unternehmen wie auch 
dem Bundesinstitut für Berufsbildung initiierte Entwicklung eines neuen Facharbei
terberufes unter dem Namen ’’Mikrotechnologe”, der Kemqualifikationen aus dem 
Bereich der Elektrik, Mechanik und Chemie umfaßt, steht kurz vor dem Abschluß.

In bezug auf das Kooperationskonzept betonen die skizzierten betriebs- wie arbeits
organisatorischen Konzepte als hervorstechendes Merkmal die generelle Verbreite
rung des räumlichen Rahmens, in welchem dichte ’’querfunktionale” Kooperations
und Kommunikationsprozesse stattfinden - bis hin zur Intemationalisierung:

Gerade bei international angelegten joint ventures auf dem Gebiet der Halbleiter
technik müssen ’’Innovationsspezialisten”, die aus unterschiedlichen Betrieben und 
Institutionen entsandt werden, Zusammenarbeiten. ’’Offene Kommunikation” ver
langt hier nicht nur ’’Weltoffenheit” gegenüber fremd erscheinenden methodischen 
Ansätzen, sondern auch, daß man bereit ist, sich auf die möglicherweise kulturell 
geprägten Besonderheiten der Kooperation einzulassen.

Diese Veränderung von Kooperationsformen aufgrund der Intemationalisierung des 
räumlichen Rahmens trifft wahrscheinlich noch stärker für das Produktions-, vor al
lem aber das Instandhaltungspersonal zu: Da das Anlagenequipment bei ’’radikaler 
Innovation” in aller Regel nicht durch nationale Anbieter abgedeckt wird, müssen 
die Facharbeiter Einweisungen bei den Herstellern in den entsprechenden Ländern 
durchlaufen.

4 Neue Qualifikationsprofile als Herausforderung für die betriebliche Perso
nal- und Qualifizierungspolitik

Die im Vergleich mit der Vergangenheit höhere Dynamik von Produkt-, gegebenen
falls auch von Prozeßinnovationen, das schnellere Ausloten von Marktentwicklun
gen und die Umsetzung in Produkt- und Vermarktungsstrategien, das stärker syste
matische Aufgreifen externer (weltweit verfügbarer) Wissensangebote - dies alles ist 
für innovationszentrierte Produktion typisch und stellt die Personal- und Qualifizie
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rungspolitik der Unternehmen vor neue Anforderungen. Die Mobilisierung des intern 
vorhandenen Qualifikationspotentials insbesondere im gewerblichen Bereich, das 
durch eine restriktive Arbeitsorganisation bis dato brachgelegen hatte, mit Hilfe ei
ner lemintensiven Arbeitsorganisation und erweiterter Kompetenzprofile stellt die 
eine, in den aktuellen Reorganisationsprozessen zu bewältigende, Aufgabe dar. Die 
andere bezieht sich auf die langfristige Sicherstellung des erforderlichen Qualifikati
onsbedarfs, welche die bisherigen Formen der Personalrekrutierung und das betrieb
liche Qualifizierungswesen (Aus- und Weiterbildung) recht grundlegend verändern 
könnte.

Gegenüber herkömmlichen, sich eher naturwüchsig ergebenden Qualifizierungsfor
men wird heute immer stärker auf systematische Methoden der Ermittlung von Qua- 
lifikationsbedarfen und Beschaffung bzw. Herstellung von Qualifikationspotential in 
einer Weise abgestellt, welche an den Grundlagen der tradierten, eher ’’internen” 
Muster in der betrieblichen Personal- und Qualifizierungspolitik rüttelt. Offensicht
lich kommt es unter der Hand durch die Steigerung der Innovationsgeschwindigkeit, 
durch die explosionsartige Erhöhung des verfügbaren Wissens und die schnell vor
anschreitende Veränderung der dominanten Qualifikationstypen (Richtung ’’Wis
sensarbeiter” oder ’’Symbolanalytiker” - vgl. Reich 1993) zu einer Neudefinition des 
Verhältnisses von interner und externer Wissensentwicklung und dementsprechend 
von internen und externen Rekrutierungs- und Qualifizierungsformen. Ein Blick auf 
die gewandelten Qualifikationsprofile macht die Notwendigkeit der Reorganisation 
des Verhältnisses von Erfahrungs- und Wissens-, von Fach- und sozialen Qualifika
tionen schnell deutlich.

Die Befunde der einschlägigen sozialwissenschaftlichen Untersuchungen der letzten 
Jahre zeigen, daß generell an alle Beschäftigtengruppen erweiterte Anforderungen an 
formale Qualifikationen der Abstraktionsfahigkeit und des Systemdenkens gestellt 
werden. Dies betrifft nicht nur die ’’hauptamtlichen Produktmodellierer ’’ d. h. Kon
strukteure und Entwickler, für die dies bis zu einem gewissen Grade schon immer 
gegolten hat, sondern sowohl die Prozeßmodellierer d. h. die Planer als auch die 
Produktionsarbeiter, welche in hochkomplexen, durch beschleunigten Produkt- und 
produktionstechnischen Wandel geprägten Arbeitszusammenhängen agieren:

Im Maschinenbau müssen sich Konstrukteure und Software-Entwickler aufgrund 
eines engeren bereichsintemen Austausches und verstärkter Kooperation mit der 
Produktion nicht einfach nur betriebsextem verfügbare Methoden und anwendungs
bezogenes Wissen (z. B. über Neu-Entwicklungen im Bereich von Antrieben und 
Steuerungen) individuell aneignen und umsetzen. Vielmehr müssen sie deren An
wendungsfähigkeit (sinnvoller Einsatz bei den vorhandenen Produktionsgegebenhei
ten) prüfen. Dies verlangt ein Abstraktions- und Vorstellungsvermögen, welches 
nicht nur auf das Produktdesign, sondern den gesamten Produktionsprozeß gerichtet 
ist. Neu und offensichtlich nicht leicht zu bewältigen ist die Notwendigkeit, die 
Technikfixierung ihres Denkens aufzugeben (Kalkowski u. a. 1995).



Für die verbleibenden ’’Prozeßmodellierer’' bei den großbetrieblich organisierten 
Volumenherstellem etwa der Automobilindustrie verbindet sich mit ihrer netz- 
werkübergreifenden Tätigkeit und der Übersetzung von abstrakten Systemerforder
nissen und Informationen in die betriebliche Realität ein Neuzuschnitt des Kompe
tenzprofils, der besonders Abstraktions- und Analysefähigkeiten betont (Faust u. a.
1994).

Schließlich gilt insbesondere für die als ’’Systemregulierer” oder ’’Problemloser” be- 
zeichneten Produktionsfacharbeiter, daß theoretisch-methodische Kompetenzen wie 
Abstraktions- und Problemlösungsfahigkeit ebenso unabdingbar sind wie Experi
mentier- und Lernfähigkeit. Der Grund hierfür liegt in den auf Anlagen- oder Pro
zeßprobleme gerichteten Innovations- und Instandhaltungsaufgaben, deren Lösung 
sich nicht über reine Anschauung erschließt. Das Arbeitshandeln ist daher von der 
zeitaufwendigen Analyse der Fehlfunktionen komplexer Systeme geprägt, die me
thodische Fähigkeiten im Sinne verfügbarer Problemlösungsstrategien und ein be
trächtliches Abstraktionsvermögen verlangt (Wittke 1993; Schumann u. a. 1994).

Wir haben es also mit einer betrieblichen Produktions- und Arbeitsrealität zu tun, bei 
der schnellere Abfolgen von Innovationszyklen bestehende Wissensbestände entwer
ten und auf Innovationshandeln fokussierte Aufgabenstellungen den Kreislauf von 
Entwertung bestehender und Erwerb neuer Wissensbestände und Kenntnisse noch
mals forcieren (Wittke 1993; Baethge/Baethge-Kinsky 1995a). Die eine Seite dieser 
Realität besteht in der generellen Erhöhung des Gewichts von Abstraktions- und 
Analysefahigkeit sowie einer kontinuierlichen selbständigen Erweiterung der eige
nen Kompetenzen im Qualifikationsprofil. Die andere, gleichsam komplementäre 
Seite besteht darin, daß sich die fachliche Kompetenzbasis in Richtung a u f Verbrei
terung beruflicher Spezialkenntnisse verändert. Neue Qualifikationsdimensionen er
öffnen sich vor allem für die Arbeiter, die in der betrieblichen Produktion der Groß
unternehmen mit globalen Wettbewerbsbedingungen konfrontiert werden oder die 
selbst als Mitarbeiter von Klein- und Mittelbetrieben über Vertriebs- und Serviceein
sätze weltweit eingesetzt werden. Die neuen Anforderungen bestehen darin, daß die 
’’traditionelle” Facharbeiterqualifikation auf eine breitere technisch-fachliche Basis 
gestellt und um kaufmännische und allgemeine kulturelle Qualifikationen (Kenntnis
se der Landes- oder einer dort geläufigen Fremdsprache wie auch der Sitten und Ge
bräuche) erweitert wird (Baethge/Baethge-Kinsky 1995b; Andretta/Baethge 1996). 
Die Erweiterung auf kaufmännische Kenntnisse bezieht sich dabei sowohl auf die 
Notwendigkeit, die Aussagekraft betriebswirtschaftlicher Daten verläßlich einschät
zen zu können als auch auf ein Verständnis für den Einfluß von Marktprozessen auf 
betriebliche Abläufe; die kulturellen Qualifikationen dienen sowohl der selbständi
gen Bewegung als auch der Verständigung in fremden Ländern.

So läßt sich - im Unterschied zu traditionellen Berufsbildern mit ihrer vergleichswei
se engen Fixierung auf bestimmte stoffliche Verfahren (z. B. Drehen, Fräsen, Boh
ren; Mechanik, Elektrik) beim Systemregulierer eine Verbreiterung seiner fachlichen
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Kenntnisse feststellen. Je nach Produktionsbereich umfaßt dies Kenntnisse über di
verse Zerspanungsarten (mechanische Fertigung des Werkzeugmaschinenbaus) oder 
Kenntnisse über das Ineinandergreifen von Mechanik und Elektrik/Elektronik (für 
Störungsdiagnosen und -behebung in den Produktionssystemen der Chemischen In
dustrie und der Automobilindustrie). Berufliche Spezialkenntnisse und -fertigkeiten 
im Sinne eines festen Kanons verlieren an Bedeutung und bilden in gemischten 
Teams eher Ausgangspunkt eines die traditionell fachlich-fakultativen Grenzen 
sprengenden Prozesses der Entwertung bestehender und des Erwerbs neuer Wissens
bestände und Kenntnisse (Schumann u. a. 1994; Baethge/Baethge-Kinsky 1995a, b). 
Gleichzeitig erfordert die Einschätzung ökonomischer Kennziffern (Leistungsver
gleiche), die die Basis für Zielvereinbarungen abgeben, ökonomische Grundkennn- 
tisse, welche die Grenzen einer bislang in technischen Dimensionen gefaßten Fach
arbeiterqualifikation aufweichen (Andretta/Baethge 1996).

Die Produktmodellierer, d. h. die Mitarbeiter aus Konstruktion/Entwicklung sowie 
die "Marktstrategen”, müssen aufgrund funktionaler Entspezialisierung (z. B. Auf
hebung von nach Produktgruppen und stofflichen Merkmalen strukturierten Arbeits
vollzügen) und aufgrund von Kooperationsformen des Projektmanagements (Kal- 
kowski u. a. 1995) über erweiterte fachliche Kenntnisse (technischer oder kaufmän
nischer Art) und über weitere, die eigenen Kembestandteile technischen bzw. kauf
männischen Wissens ergänzende Grundkenntnisse verfügen. Insbesondere die Ver
mittlung von markt- und produktionsökonomischen Anforderungen scheint auch 
vom Meister eine beträchtliche Breite technisch-fachlicher und ökonomischer Qua
lifikationen zu verlangen (Faust u. a. 1994; Reindl 1996b). Die (Fach-)Arbeiter in 
den separierten Abteilungen (Betriebsmittelbau, Instandsetzung, Qualitätssicherung, 
Logistik) der Großunternehmen scheinen hingegen nicht mit einem verbreiterten An
forderungsprofil konfrontiert. Die meisten Untersuchungen betonen vielmehr eine 
auf Verfestigung berufsfachlicher Spezialisierung verweisende Vertiefung von 
Kenntnissen (Schumann u. a. 1994; Faust u. a. 1994).

Weitere wesentliche Veränderungen betrieblicher Kompetenzprofile zeichnen sich 
im Hinblick auf geforderte Verhaltenskompetenzen ab. In den Vordergrund treten für 
alle Beschäftigten Fähigkeiten zum ”Verhandeln” und zur "Selbstorganisation”. 
Erweiterte bzw. geänderte Verhaltenskompetenzen werden nicht nur Bestandteil des 
Kompetenzprofils der neuen Produktionsfacharbeiter, sondern auch des Profils der 
Meister und der "Prozeßmodellierer" in den Stäben der Großunternehmen:

Produktionsfacharbeiter, die in teamförmiger Kooperation innerhalb der Produktion 
arbeiten und sich im Rahmen forcierter Rückkopplungsschleifen mit Technikern und 
Ingenieuren (etwa des Engineering) verständigen, benötigen Dialog- und Konflikt
fähigkeit; sie müssen Selbstverantwortung übernehmen, wenn Probleme erörtert, Lö
sungen ’’ausgehandelt”, eigene Positionen begründet und Entschlüsse individuell 
umgesetzt werden (Schumann u. a. 1994; Gerst u. a. 1995). Ähnliches gilt auch für 
den Inbetriebnehmer oder den Servicetechniker des Maschinenbaus, der sich mit
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Kollegen aus der Montage, mit den Konstrukteuren in den technischen Büros sowie 
vor Ort mit den Kunden auseinandersetzen muß (Schumann u. a. 1994).

Ohne soziale und fachliche Kompetenz zur Bewältigung einer verstärkt ökonomisch 
bedingten Kontingenz kann auch der Meister seine neue Rolle nicht ausfüllen. Zu 
seinen Fähigkeiten zählt vor allem, überzeugen und verhandeln zu können (Kädtler
u. a. 1996, Reindl 1996b).

In der neuen Rolle als ’’Lieferanten” müssen Mitarbeiter in den Stäben geradezu (un- 
temehmensinteme) ’’Verkaufsstrategien” für ihre Dienstleistung anwenden, was neue 
Kooperations- und Kommunikationsanforderungen” erwarten läßt (Faust u. a. 1994).

Auch wenn die neuen Qualifikationsanforderungen zum Teil dadurch abgedeckt 
werden können, daß latente Qualifikationspotentiale mittels einer lemaktiven Ar
beitsorganisation erschlossen werden, bleibt die Frage, ob und inwieweit der erfor
derliche Qualifikationsbedarf langfristig noch über die bisherigen Formen der Perso
nalrekrutierung und das betriebliche Qualifizierungswesen (Aus- und Weiterbildung) 
sichergestellt werden kann und wird. Die Frage stellt sich umso nachdrücklicher, je 
wichtiger der Typus ’’radikale Innovation”, die Nutzung weltweiten Wissens und das 
Agieren in globalen Arenen werden. Die Zunahme der Kooperation und Kommuni
kation in interinstitutionellen und transnationalen Kontexten verweist immer mehr 
auf die Verallgemeinerung von Fähigkeiten und Kenntnissen der Informationsbe
schaffung und -Verarbeitung sowie der Orientierung und Verständigung, die sich 
immer weniger allein auf den kulturellen Raum der einzelnen lokalen Unternehmung 
beziehen, die in der Vergangenheit den Horizont für die Aus- und Weiterbildung der 
mittleren Ebene (Facharbeiter/Fachangestellte) abgegeben hat.

Hier liegt die zentrale Herausforderung für ein in seiner Grundstruktur internes 
Qualifizierungssystem mit dem ihm entsprechenden dominanten Modus interner 
Weiterentwicklung von Humanressourcen. Wenn unsere Diagnose stimmt, daß der 
gegenwärtige Strukturwandel für hochentwickelte Volkswirtschaften einen Wandel 
der Kernkompetenzen der Industrieunternehmen von Produktions- zu Innovations
und Marktkompetenzen, von unmittelbar prozeßgebundenen Herstellungskompeten
zen zu wissensgenerierenden und -kombinierenden Fähigkeiten mit sich bringt, gerät 
das interne, berufsbezogene Qualifizierungssystem in Turbulenzen (vgl. Baethge 
1996; Kem/Sabel 1994). Die Frage, die sich aufdrängt und hier nur aufgeworfen, 
aber nicht befriedigend beantwortet werden kann, lautet: Gibt es Ansätze für eine 
Transformation des internen, berufsbezogenen Qualifizierungssystems, die seine 
Stärken erhält und seine Schwächen beseitigt? Da man institutionalisierte Qualifizie
rungssysteme nicht von heute auf morgen verändern kann, ist die Frage in der Tat 
nur in der Transformationsperspektive oder als Frage danach, ob und wie das Quali
fizierungssystem seine in der Vergangenheit hohe Adaptionsfähigkeit erhalten kann, 
richtig gestellt.
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Die Stärke und hohe Adaptionsfähigkeit des internen, berufsbezogenen Qualifizie
rungssystems lag bisher begründet in der engen Kopplung von Bedarf und Qualifi
zierung und in der relativ breiten beruflichen Spezialisierung der Fachausbildung, 
die den Unternehmen wie auch der Wirtschaft als ganzer ein Flexibilitätspotential 
auf einem hohen durchschnittlichen Kompetenzniveau verschafften. Seine Schwäche 
lag darin, daß die konkrete Ausprägung der Qualifizierung dann doch immer zu stark 
intern prozeß- bzw. funktionsgebunden blieb, damit oft übergreifende externe Ent
wicklungen zu wenig aufnahm und Wissensbezüge sowohl hinsichtlich Markt- als 
auch Technikveränderungen zu eng berücksichtigte, und schließlich mit einer be
rufsbezogenen Arbeitsorganisation verbunden war, die sich für eine innovationsori- 
entierte Produktion heute in vielem als dysfunktional erweist (vgl. Kapitel 3).

Auf der betrieblichen Ebene lassen sich erste Ansatzpunkte für eine Transformation 
ausmachen. Im Bereich gewerblicher Arbeit verfugen die Betriebe nach wie vor 
grundsätzlich über gute Möglichkeiten, auf die neuen Qualifikationsanforderungen 
reagieren zu können, da sie - anders als bei vorwiegend schulischen Qualifikation
stypen - die notwendigen theoretischen und Erfahrungsqualifikationen prinzipiell in 
der Gestaltung der eigenen Erstausbildung sichern können. Insbesondere (aber nicht 
nur) in bezug auf gewerbliche Arbeit existieren damit in aller Regel mehrere, gleich
zeitig beschrittene Wege der Qualifikationssicherung, zu denen die Kombination von 
betrieblicher Aus- und Weiterbildung, die Weiterbildung des vorhandenen Personals 
sowie die Außenrekrutierung von neuem Personal und (möglicherweise) anschlie
ßender Qualifizierung zu zählen sind. Unter Rückbezug auf jüngere Arbeiten (Schu
mann u. a. 1994; Dybowski u. a. 1995) und erste Ergebnisse aus laufender Forschung 
(Baethge/Baethge-Kinsky 1995b) lassen sich hier ansatzweise neue Rekrutierungs
und Qualifizierungsstrategien identifizieren:

Ein erster Ansatz ist die Neufassung des Verhältnisses von betrieblicher Erstausbil
dung und Weiterbildung'. Eine ganze Reihe von Volumenfertigem konzentriert sich 
in der Erstausbildung auf einzelne, in ihrem Qualifikationsprofil breit angelegte 
Ausbildungsberufe und ’’entspezialisiert” die Ausbildung damit noch über das durch 
die Neuordnung der Metall- und Elektroberufe gegebene Maß hinaus. Sie verbinden 
dies mit einer auf den späteren betrieblichen Einsatz zielende Organisation von ’’Pra
xis- bzw. praxisnahen Erfahrungen”. Die Betriebe suchen hierdurch zum einen den 
Spagat zwischen ’’Breite” und ’’Tiefe” der Ausbildung zu minimieren, zum anderen 
auf möglichst hohem Niveau die Verbindung von Theorie und Praxis zu gewährlei
sten. Dies schließt erste Versuche ein, in der eigenen Ausbildung kaufmännische und 
technische Kenntnisse und Zusammenhänge zu vermitteln (Dybowski 1995). Der 
eigentliche Ausbildungsberuf nimmt hier den Charakter eines ’’Grundberufs” an, der 
um betrieblich relevantes Formal- und Erfahrungswissen erweitert wird. Wie hier die 
genaue Schnittstelle zwischen allgemeinen Basis- und betrieblich vermittelten Zu
satzqualifikationen aussieht, ist bislang noch nicht ausgelotet.
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Ein zweiter Ansatz zielt auf eine zunehmend vorausschauende, mitunter potentialori
entierte Qualifizierungspolitik (Staudt 1993) in bezug auf die vorhandene, besonders 
die gewerbliche Belegschaft: Hier wird den Beschäftigten sowohl die Möglichkeit 
zur Auffrischung und Erweiterung ihrer theoretischen Wissensbestände als auch de
ren praktischer Erprobung und Anwendung gegeben. Nach ersten Eindrücken aus 
laufender Forschung (Baethge/Baethge-Kinsky 1995b) ermitteln Betriebe mit einer 
’’innovativen” Arbeitsorganisation den Weiterbildungsbedarf auch in der Produktion 
und stellen für dessen Deckung Etats zur Verfügung - bis hin zur Praxis, den Grup
pen bzw. jedem einzelnen ein festes Zeit- und Kostenkontingent zuzuweisen, wel
ches - nach Absprache - abgerufen bzw. eingeklagt werden kann. Gleichwohl gilt 
vielfach noch, daß der Qualifizierungsetat als erster bei Kostensenkungsvorgaben 
reduziert wird (Baethge u. a. 1996).

In einem Unternehmen (aus der Stahlindustrie) werden über die Personalabteilung in 
jährlichem Rhythmus aufgrund absehbarer Entwicklung von technisch
organisatorischen Innovationen, erwarteter Fluktuation und angestrebter Persona
lentwicklung Weiterbildungsplanungen (Umfang und Budget) vorgenommen. Dar
über hinaus besitzt auch der Leiter der dezentralen Produktionseinheit einen frei ver
fügbaren Weiterbildungsetat, der direkte Maßnahmekosten ebenso einschließt wie 
Ausfallzeiten. A uf diesen Etat können seine Mitarbeiter in weitgehend freier Verfü
gung anteilig zurückgreifen. Im Schnitt heißt dies pro Mitarbeiter, daß er vier Tage 
fachliche Qualifizierung nach eigenen Gusto planen und wahmehmen kann.

Ein dritter Ansatz bezieht sich auf ein neues Muster der betrieblichen Humanres- 
sourcen-Entwicklung. Sein Kennzeichen ist die Verbindung von verstärkt externer 
Rekrutierung und ausgedehnter Einarbeitung, über die "betriebsfremdem Personal” 
systematisch ein über den zugewiesenen Arbeitsplatz hinausgehender Erfahrungshin
tergrund geliefert wird; dieses Muster kann bei Neueinstellungen von Facharbeitern 
ebenso beobachtet werden wie bei Hochschulabsolventen:

Aus einem Automobilbetrieb wird berichtet, daß dieser seinen neu eingestellten 
Facharbeitern in einem mehrwöchigen Durchlauf einen umfassenden betrieblichen 
Erfahrungshintergrund lieferte (Baethge/Baethge-Kinsky 1995). Im Maschinenbau 
läßt man offensichtlich neu eingestellte ’’Software-Ingenieure” einen Rundlauf durch 
die betrieblichen Bereiche und Abteilungen absolvieren, mit denen sie es später di
rekt zu tun haben werden (Kalkowski u. a. 1995). Untersuchungen über ’’Studien
gänge im Praxisverbund” scheinen zudem zu belegen, daß immer häufiger die Au
ßenrekrutierung von (Fach-)Hochschulabsolventen an die verbindliche Ableistung 
betrieblicher Praxiseinsätze gekoppelt wird (Konegen-Grenier 1994).

Das bislang unausgeleuchtete Problem liegt darin, daß in beiden Fällen indirekt die 
Frage nach den Perspektiven eines auf duale Ausbildung gegründeten institutionellen 
Musters eines internen Arbeitsmarktes gestellt wird: Im ersten Fall verband sich die
ses Konzept mit einer gleichzeitigen Reduzierung im Bereich der industriellen Er
stausbildung von Facharbeitern, im zweiten Fall mit einer Reduzierung der betriebli
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chen Facharbeiterförderung. Inwieweit dies nur einen zufälligen Zusammenhang 
bzw. ein ’’Übergangsproblem” markiert, ist gegenwärtig offen. Möglicherweise ist 
dies als Hinweis darauf zu verstehen, daß selbst ein Kompetenzmodell, welches in 
hohem Grade auf die Verknüpfung theoretischer Kompetenz und praktischer be
trieblicher Erfahrungen setzt, nicht von vornherein einen Push für die industrielle 
Facharbeiterausbildung und hierauf gestützte Karrieremuster bedeutet. Im Gegenteil 
deutet sich an, daß die in der industriellen Facharbeiterausbildung angelegte Vermitt
lung beruflicher Denk- und Handlungsmuster (kognitive Schemata, Verhaltensmu
ster) von den Betrieben als zunehmend dysfunktional gegenüber den Anforderungen 
der ’’innovationszentrierten Produktion” begriffen wird (Kem/Sabel 1994; 
Baethgel996).
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Stephan von Bandemer/Volker Beizer 

Kapitel I V

Innovationsstrategien, Wachstum und Beschäftigung

1 Einleitung: Die Organisation von Innovationen als Voraussetzung von 
Wachstum und Beschäftigung

Innovationen bilden einen der wesentlichen Motoren wirtschaftlicher Entwicklung. 
Gerade in industrialisierten Volkswirtschaften mit hohen Löhnen und ausgebauten 
sozialen Sicherungssystemen müssen Innovationen für die Entwicklung neuer Pro
dukte sowie Produktivitätssteigerungen genutzt werden, um bei einer Globalisierung 
der Produktion im internationalen Wettbewerb konkurrenzfähig zu bleiben. Sowohl 
der Wohlstand der westlichen Industrienationen als auch ein Aufholen von Schwel
len- und Entwicklungsländern ist nur dadurch zu erreichen, daß im Rahmen der in
ternationalen Arbeitsteilung einerseits die Bereitstellung von Produkten und Dienst
leistungen dorthin verlagert werden, wo sie am günstigsten produziert werden kön
nen und daß diese Verlagerungen andererseits durch neue Produktentwicklungen und 
Produktionsmethoden kompensiert werden.

Der Zusammenhang von Innovationen, Wachstum und Beschäftigung läßt sich auf 
der Grundlage makroökonomischer Erklärungen in zwei wesentliche Mechanismen 
zusammenfassen1:

• Prozeßinnovationen reduzieren die Produktionsstückkosten, so daß Produktivi
tät, Gewinne und Löhne steigen können. Dies ermöglicht neue Investitionen 
und Nachfrage, die in wachsender Beschäftigung resultieren;

• Produktinnovationen fuhren direkt zu neuer Nachfrage und Beschäftigung, die 
ihrerseits die Nachfrage wiederum verstärkt.

Die volkswirtschaftlichen Zusammenhänge von Innovation, Wachstum und Be
schäftigung suggerieren jedoch einen Automatismus, den es kritisch zu hinterfragen 
gilt. Denn es kann weder davon ausgegangen werden, daß Innovationen überhaupt 
stattfmden, noch daß Innovationen in den Betrieben oder auch Regionen in einer 
Volkswirtschaft reibungslos generiert und in entsprechende praktische Anwendun-

Der internationale Warenhandel und Kapitalmobilität, unterschiedliche Verdrängungs- und 
Anpassungsmechanismen, technologische ‘spillover’ Effekte u. a. verkomplizieren diese 
Aspekte wesentlich, verändern jedoch nicht die allgemeine Aussage. Als wichtige intervenie
rende Variablen können sie in den folgenden Abschnitten (teilweise) berücksichtigt werden.
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gen umgesetzt werden. Um diese mikro- und meso-ökonomischen Prozesse der In
novationsgenerierung bezüglich des Zusammenhangs von Innovation und Beschäfti
gung genauer zu analysieren, sind daher zumindest zwei Fragenkomplexe zu behan
deln:

• Welches sind die treibenden Kräfte von Innovationen, die Wachstums- und Be
schäftigungseffekte versprechen, und wie wird die Durchführung dieser Inno
vationen organisiert?

• Wie ist das Paradoxon zu erklären, daß sich in den OECD Ländern in den letz
ten Jahren trotz technologischen Fortschritts das Produktivitätswachstum ver
langsamt hat und erhebliche Beschäftigungsprobleme entstanden sind?

Die Frage nach den treibenden Kräften und der Organisation von Innovationen wird 
im folgenden zunächst anhand der ‘neuen’ Wachstumstheorie, die die Generierung 
und Verwendung von Wissen in den Mittelpunkt ökonomischer Erklärungsmodelle 
stellt, theoretisch eingeordnet, um damit einen Bezugsrahmen für die folgende Kate- 
gorisierung des Innovationsgeschehens zu schaffen. Vor diesem Hintergrund werden 
Rahmenbedingungen und Innovationsstrategien sowie Ansätze zur Organisation und 
zum Management von Innovationen diskutiert. Hinsichtlich der Rahmenbedingun
gen wird nach dem Kontext (regional, sektoral, technologisch etc.), in dem Innova
tionen stattfinden, gefragt. Bei den Innovationsstrategien steht die Frage im Mittel
punkt, welche Anstöße und Motive für Innovationen (Technologien, Nachfrage, 
Netzwerkbeziehungen, Wettbewerbsziele etc.) die entscheidenden Impulse setzen 
und damit Innovationen vorantreiben. ‘Last but not least’ geht es um die zwischenbe
triebliche Organisation und das innerbetriebliche Management von Innovationen, 
die sozusagen die Umsetzungsbedingungen beschreiben. Ziel dieser Analyse ist es, 
einen Rahmen zu schaffen und beispielhaft zu illustrieren, der dazu beitragen soll, 
besser zu verstehen, wie Anreize zu mehr Investitionen in die Humanressourcen, 
Technologien und Informationsnetze geschaffen und organisiert werden können.

Bei dieser Analyse von Innovationen werden immer auch die daraus resultierenden 
Beschäftigungspotentiale mit berücksichtigt. Da jedoch in den vergangenen Jahren 
die Beschäftigungspotentiale, die zumindest theoretisch von Innovationen ausgehen, 
in der Praxis häufig nicht realisiert wurden, wird der zweite Fragenkomplex schließ
lich vor dem Hintergrund der internationalen Diskussion über das sogenannte 
‘Produktivitätsparadoxon’ analysiert. Dieses Phänomen kann zumindest teilweise 
das Auseinanderfallen von Innovation und Beschäftigung erklären.
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2 Neue Wachstumstheorie: Innovationen als treibende Kraft

In der internationalen Diskussion wird in letzter Zeit verstärkt die Bedeutung von 
‘Wissen’ als zentraler Innovations-, Wachstums- und Beschäftigungsmotor betont2. 
Das ‘know how’ um die optimale Zusammensetzung von Arbeit und Kapital und 
dessen Organisation wird hier als wichtiges Entwicklungselement hervorgehoben.

Während die klassische Wachstumstheorie auf die Kapitalbildung als Grundlage für 
wirtschaftliche Entwicklung setzte, berücksichtigten fortgeschrittenere Modelle den 
Faktor Arbeit und dessen Zusammensetzung nach Qualifikationen, Lemkurven und 
‘economies o f scale’. Innovationen gelten in diesen Modellen noch als exogene 
Faktoren, d. h. sie sind Folge der Wachstumsprozesse und nicht deren Motoren. 
Demgegenüber hebt die ‘neue’ Wachstumstheorie Innovationen als endogene 
Wachtumsfaktoren hervor, d. h. neben den Faktoren Kapital und Arbeit wird techni
scher Wandel und das damit verbundene Wissen zu einer eigenständigen Erklä
rungsvariablen. Gerade das Wissen um die Zusammensetzung von Arbeit und Kapi
tal und dessen Entwicklung können danach Produktivität, Wachstum und Beschäfti
gung erklären3. Römer illustriert dies am Beispiel der PC-Entwicklung. Während 
frühere PC-Generationen nahezu die gleiche physische Zusammensetzung aufweisen 
wie heutige und die in die Produktion eingeflossene Arbeitsleistung sich ebenfalls 
kaum verändert hat, ist die Leistungsfähigkeit heutiger Rechner durch bessere 
Kenntnisse über die optimale Zusammensetzung der Produktionsfaktoren und der 
Produktionsmethoden um ein Vielfaches gestiegen. Zwar ersetzten Innovationen 
nicht die Poduktionsfaktoren Kapital und Arbeit, aber sie bilden eine entscheidende, 
komplementäre Größe.

Zugleich haben Innovationen als drittem Produktionsfaktor neben Kapital und Ar
beit die Eigenschaft, die Gewinnerwartungen von Unternehmen wesentlich zu stei
gern. Da das mit den Innovationen verbundene ‘know how’ in der Produktion nicht 
aufgebraucht wird, sondern als Blaupause langfristig ohne zusätzliche Kosten ver
fügbar ist, entstehen aus betrieblichen Innovationen Wettbewerbsvorteile. Daraus

Für jüngste internationale Studien der OECD oder der Europäischen Union vgl. OECD 1996 
(in Bearbeitung): Technology, Productivity and Job Creation, Paris, Januar 1996; für die EU 
vgl. zusammenfassend: Europäische Kommission, Grünbuch zur Innovation, Kapitel II.5. In
novation, Wachstum und Beschäftigung, Brüssel, Febr. 1996. Ausführlicher, v. Bandemer 
1996: Typology of Partnerships in the European Research and Innovation System, Gelsenkir
chen, September 1996, mit weiterführenden Literaturhinweisen.

Grossmann/Helpmann 1989; Römer 1990; Römer 1994; für einen Überblick über und Ver
gleich von unterschiedlichen empirischen Studien zum Einfluß von Innovationen auf das 
Wachstum vgl. OECD 1996, part 2 p. 11.
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resultieren entsprechende Marktanreize, betriebliche Innovationen zu tätigen. Empi
risch kann dies durch den hohen Anteil privater Forschungs- und Entwicklungsaus
gaben untermauert werden (vgl. BMBF 1996).

Volkswirtschaftlich betrachtet entsteht demgegenüber eine ambivalente Situation. 
Aufgrund des Charakters von Innovationen als ‘Nicht-Rivalisierende-Güter’ kann 
das erzeugte Wissen zu einem gesellschaftlichen Lernen und einem entsprechend 
höheren gesellschaftlichen Wohlstand führen. So ist es beispielsweise im Sinne einer 
effizienten Verwendung von F&E Ressourcen sinnvoll, Doppelforschung zumindest 
zu begrenzen sowie wechselseitig von unterschiedlichen Erkenntnissen zu profitie
ren. Während aus betrieblicher Perspektive also die Wettbewerbsvorteile für eine 
Internalisierung der Innovationen plädieren, sprechen volkswirtschaftlich betrachtet 
die Vorteile der Wissen-‘spillovers’ für eine kollektive Nutzung der Innovationen 
(Lucas 1988). Eine rein volkswirtschaftliche Betrachtungsweise würde daher die be
trieblichen Innovationsanreize ausschalten und eine rein betriebliche Betrachtungs
weise würde das gesamtwirtschaftlich mögliche Innovationsniveau deutlich reduzie
ren. Beide Perspektiven führen danach zu niedrigeren Wachstums- und Beschäfti
gungseffekten als es unter optimalen Bedingungen erreichbar wäre.

Patentrechte und Innovationsvorsprünge können die betrieblichen Innovationen teil
weise schützen, ohne sie langfristig der gesellschaftlichen Nutzung zu entziehen. So 
kann die Nutzung der ‘spillover’ dann über Lizenzen organisiert werden, wenn das 
erzeugte Wissen mit einem vertretbaren Aufwand kodifizierbar und damit handelbar 
wird. Wenn der Nutzen für die Lizenzen für den Erwerber höher ist als ihre Kosten, 
so entsteht ein volkswirtschaftlicher Zusatznutzen, der idealer Weise zu einem Op
timum von betrieblichem und volkswirtschaftlichen Nutzen der Innovationen führt.

Je höher jedoch die Bedeutung von Wissen für die Innovationen wird, desto größer 
wird auch der Anteil von implizitem und Prozeßwissen (tacit knowledge). Diese sind 
praktisch nicht patentierbar bzw. lizensierbar. Aus der Anhäufung solchen Wissens 
entstehen dann technologische oder sektorale Spezialisierungsvorteile, die ohne zu
sätzliche Kosten verfügbar sind (Griliches 1994). Solche Vorteile können von einem 
sehr allgemeinen Verständnis von Innovationsprozessen bis hin zu spezifischen 
Kenntnissen der Entwicklung anderer Branchen reichen, die z. B. Voraussetzung für 
Technologiefusionen sind. Da ihre Entstehung in erheblichem Umfang an Erfahrung 
und persönliche Kommunikation gebunden ist, können sie auch nur sehr bedingt 
durch den Einsatz von IuK Technologien übermittelt werden, so daß auch regionale 
Spezialisierungsvorteile an Gewicht gewinnen (Glaeser 1992).

Gerade eine solche Spezialisierung verspricht wirtschaftliche Vorteile, die es zu 
entwickeln gilt. Entsprechend der ‘neuen’ Wachstumstheorie ist daher die Organisa
tion der Erzeugung und der Verwendung des Wissens eine der wesentlichen Fakto
ren wirtschaftlicher Entwicklung. Sie lenkt den Blick stärker auf unterschiedliche 
ökonomische Strukturen, Institutionen, Politiken und Innovationssysteme, die die 
Wissensproduktion inner- und zwischenbetrieblich strukturieren sowie der Förde-
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rung von Wachstum und Beschäftigung dienen. Innovationspartnerschaften, die Nut
zung von Patenten und Lizenzen, wirtschaftliche Macht- und Abhängigkeitstruktu
ren, Forschungs-, Wettbewerbs- und Handelspolitik rücken in den Mittelpunkt. So 
analysieren etwa Römer (1993) oder Weder/Grubel (1993), wie Innovationen kol
lektiv zwischen Unternehmen organisiert werden können. Kalff u. a. (1996) beschäf
tigen sich mit der Rolle von Patenten und den Machtverhältnissen im Rahmen von 
Innovationspartnerschaften. Unterschiedliche Ansätze für eine strategische Handels
politik auf der Grundlage der ‘neuen’ Wachstumstheorie behandeln etwa Blet- 
schacher und Klodt (1992) 4.

Vor dem Hintergrund dieser Analysen geht es im folgenden um die Frage, wie die 
Kapazität der Wirtschaft für die Wissensverbreitung durch Kooperationen und Tech
nologietransfer erweitert werden kann und welche organisatorischen und Manage
mentvoraussetzungen dafür auf der betrieblichen Ebene geschaffen werden müssen. 
Dabei kann es nicht um die Bereitstellung von Patentrezepten zum Anstoß von Inno
vationen gehen, sondern es wird ein Analyserahmen geschaffen und beispielhaft il
lustriert, der zu einem besseren Verständnis der Innovationsprozesse in einer wis
sensbasierten Ökonomie und damit ihrer Gestaltbarkeit beitragen soll. In Abschnitt 3 
werden verschiedene Kontexte, verfolgte Strategien und unterschiedliche überbe
triebliche Organisationsstrukturen von Innovationsprozessen dargestellt und in Ab
schnitt 4 zu einer Typologie von Innovationspartnerschaften verdichtet5. Demgegen
über stehen die innerbetrieblichen, eher betriebswirtschaftlich orientierten Organisa
tionsstrukturen, die die Voraussetzung für die Generierung und betrieblichen Ver
wendung von Innovationen bilden. Deren Bedingungen werden im 5. Abschnitt dis
kutiert. Der abschließende Abschnitt geht auf die Gründe für Produktivitäts- und 
Wachstumshindernisse ein, die dazu führen, daß trotz Innovationen in den OECD- 
Ländem nur geringe Beschäftigungseffekte beobachtet werden können.

3 Überbetriebliche Organisation von Innovationen

Mit der Formulierung "no business is an island" beschreiben Hakansson und Snehota 
(1990), daß Unternehmen keineswegs in einem isolierten Mikrokosmos agieren, 
sondern in einer Vielzahl von Beziehungen zu anderen Unternehmen, zu staatlichen 
Einrichtungen, Verbrauchern und zu entsprechenden Verbänden stehen. Die Umwelt 
von Unternehmen ist also ein wichtiger Fokus unternehmerischen Handelns; sei es, 
daß Entscheidungen in der Untemehmensumwelt auf das einzelne Unternehmen

Für einen Überblick zur ‘neuen’ Wachstumstheorie sowie entsprechenden empirischen Arbei
ten vgl. Mankiw, 1995; Grossman/Helpman, 1994; Verspagen, 1992; für einen Überblick über 
Studien zum Zusammenhang von Technologie und Wachstum s. Fagerberg 1994 sowie Moh- 
nen 1990.

Handels- und wettbewerbspolitische Konsequenzen bleiben hier unberücksichtigt. Für eine 
kurze aktuelle Übersicht vgl. Ormerod 1996, 119-128.



160

rückwirken, sei es, daß das Unternehmen versucht, seine Umwelt zu beeinflussen. 
Dies gilt nicht nur für die Geschäftsbeziehungen, also die Beziehungen zu Kunden 
oder Zulieferern. Dies gilt auch für Informationen, Anregungen und Impulse in den 
Bereichen Innovation und Technologie.

Ansätze für die Organisation von entsprechenden Innovationsumfeldem werden im 
folgenden in Kontexte, Strategien und Gestaltungsformen (govemance structures) 
unterschieden. Dabei geht es zunächst um die Einordnung betrieblicher Verhaltens
weisen in das Forschungs- und Innovationssystem. Ziel dieses Abschnittes ist es, 
nicht einzelbetriebliche Gewinnentwicklung, sondern volkswirtschaftliche Innovati
on- und Wachstumspotentiale und damit verbunden Beschäftigungschancen zu iden
tifizieren.

3.1 Die Kontexte überbetrieblicher Lerneffekte

Spätestens seit dem Erscheinen von Michael Porters (1990) “The Competitive Ad
vantage o f Nations” finden sogenannte Innovationscluster öffentliche Aufmerksam
keit. Solche unterschiedlich geformte Gruppierungen von Unternehmen unterstützen 
die Ausnutzung der von der ‘neuen’ Wachstumstheorie hervorgehobenen Wissen- 
‘spillover’ lind ermöglichen auf der Grundlage einer Kooperation der Unternehmen 
die Internalisierung dieser externen Effekte. Die Innovationsforschung hat sehr un
terschiedliche Formen und Ausprägungen solcher Cluster identifiziert und analy
siert6. Untersuchungen über die Rolle des regionalen Umfelds bei betrieblichen In
novationen (zusammenfassend: Kilper/Latniak 1996) weisen daraufhin, daß die Ko
operation von verschiedenen Unternehmen und wirtschaftsfordemden bzw. - 
unterstützenden Einrichtungen wie z. B. Transferstellen, Technologiezentren, For
schungseinrichtungen einen deutlichen Beitrag zur Steigerung der Innovationsaktivi
täten geleistet haben. Entsprechende Beispiele können in Baden-Württemberg 
(Herrigel 1990), im Dritten Italien (Becattini 1991), in England (Pyke 1988), Frank
reich (Lorenz 1988), aber auch in den USA (Scott 1988) und Japan (Friedman 1988) 
gefunden werden. Die Vorgefundenen Cluster können folgendermaßen kategorisiert 
werden7.

• Geografische Cluster, die lokal, regional, national oder global ausgerichtet sein 
können;

• Horizontale Cluster, die sich an den gemeinsamen Produktionsaktivitäten, etwa 
eines Sektors, ausrichten;

Für einen Überblick vgl. Maureen Me Kelvey, How do National Systems of Innovation Dif
fer? A Critical Analysis of Porter, Freeman, Lundvall and Nelson, in: Geoffrey Hodgson, Er
nesto Screpanti (eds.), Rethinking Economics, Elgar, 1994, S. 117-137.

vgl. D. Jacobsen A.P. de Man, Clusters, Industriebeleid en ondememingsstrategie; ESB, 22-2- 
1995; Übersetzung und Zusammenfassung des Konzeptes durch Paul Kalff, TNO, NI.
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• Vertikale Cluster, die sich an den Produktionsketten orientieren;

• Laterale Cluster, die in unterschiedlichen Sektoren engagiert, gleichwohl je
doch auf ähnliche Kompetenzen oder Aktivitäten angewiesen sind (z. B. Distri
butionslogistik);

•  Technologische Cluster, die gleichermaßen an der Entwicklung bzw. Nutzung 
bestimmter Querschnittstechnologien interessiert sind (z. B. Mikroelectronik);

• Forschungs- und Innovationscluster, deren Gemeinsamkeit die Forschungsin
tensität bildet (z. B. Technologieparks);

• Netzwerk Cluster, in denen unabhängig von spezifischen Projekten Kooperation 
als ein zentrales Innovationsinstrument betrachtet wird.

Die jeweils unterschiedlichen Kriterien für die Bildung von Clustern können ent
sprechend variierende Anforderungen an die Untemehmensstrategien wie auch un
terstützende politische Programme und damit für Innovations- und Wachstumsent
wicklung haben. Insofern ist für ein vertieftes Verständnis der Relevanz und Bedeu
tung der unterschiedlichen Cluster ein Abgleich mit den unter 3.2 behandelten Un
temehmensstrategien und den anschließend diskutierten organisatorisch-politischen 
Strukturen erforderlich.

3.2 Innovationsgenerationen und -Strategien

Die Anstöße für und die Organisation von Innovationen können sehr unterschiedlich 
motiviert sein. Erfolgreiche betriebliche Innovationen lassen sich nicht lediglich 
durch demand-pull (Marktnachfrage) oder technology-push erklären (Dosi 1988, 
Freeman 1982). Tatsächlich sind die Anstöße und Organisationsformen wesentlich 
differenzierter. Auch das klassische lineare Innovationsmodell, von der Forschung 
über die Entwicklung , die Produktion zur Vermarktung, verkürzt die festzustellen
den und erforderlichen Innovationsstrategien und Verhaltensweisen erheblich. Denn 
je  nach Entwicklungsstand, Marktposition, Technologieintensität etc. der Unterneh
men und ihres Umfeldes variieren auch die Verhaltensweisen.

Der britische Innovationsforscher Roy Rothwell (1993) kommt auf der Grundlage 
der Auswertung verschiedener Strategien und Verhaltensweisen bei Innovationen zu 
fünf unterschiedlichen Kategorien, die er als aufeinanderfolgende Innovationsgene
rationen beschreibt. Diese gegenüber der obigen dichotomen Charakterisierung we
sentlich differenzierteren Kategorien eignen sich dazu, die Komplexität des Innova
tionsverhaltens von Unternehmen besser zu erfassen. Allerdings werden diese Diffe
renzierungen aufgrund der empirischen Erkenntnisse hier nicht wie bei Rothwell als 
aufeinanderfolgende Generationen interpretiert, sondern vielmehr als gleichberech
tigte Strategien, die jeweils spezifische Verhaltensweisen in unterschiedlichen Inno
vationssituationen beschreiben. Rothwell unterscheidet die folgenden Strategien:
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• ‘Technology P ush’ (angebotsorientiert): hier entscheiden die technologischen 
Potentiale der Unternehmen über deren Innovationen, die dann über Marketing
aktivitäten an die Kunden herangetragen werden;

• ‘Market P u ll’ (nachfrageorientiert): hier entscheidet die Marktnachfrage über 
die Innovationsaktivitäten der Unternehmen, die das Nachfragepotential nicht 
selber wecken, sondern z. B. über Marktforschung ermitteln;

• Interaktive Innovationen (iterativ angebots- und nachfrageorientiert): hier wer
den ‘market pull’ und ‘technology push’ parallel eingesetzt, miteinander ab
geglichen und aufeinander abgestimmt. Die Unternehmen verlassen sich nicht 
nur auf die eigenen Potentiale, sondern gleichen diese mit den Marktsignalen ab 
und entwickeln sie weiter;

• Integrierte Innovationen (maßgeschneiderte Einzellösungen): gemeinsam mit 
Zulieferern, Kunden, Konkurrenten, Forschungseinrichtungen, Ingenieurbüros 
etc. werden Probleme definiert und maßgeschneiderte Lösungen entwickelt;

• Systemintegrierte Innovationen (maßgeschneiderte Systemlösungen): über die 
integrierten Innovationen hinausgehende Strategien, die eine ständige, über 
elektronische Datenkommunikation sichergestellte, dauerhafte Zusammenarbeit 
mit Zulieferern, Kunden, Konkurrenten, Forschungseinrichtungen, Ingenieurbü
ros etc. verfolgen.

Während die ersten drei Strategien nicht notwendigerweise systematisch auf Zu
sammenarbeit mit anderen Akteuren setzen, bauen die beiden letzten Innovations
strategien gezielt auf Kooperation. Dies schließt allerdings kooperatives Verhalten 
auch bei den ersten drei Varianten nicht aus. So können Detaillösungen im Rahmen 
von ‘technology push’ Strategien auf Erkenntnisse von anderen Unternehmen oder 
Universitäten ebenso beruhen wie bei ‘market pull’ Strategien gegebenenfalls mit 
Kunden oder Marktforschungsagenturen kooperiert werden kann oder sogar muß. 
Eine systematische Zuordnung zu unterschiedlichen Kooperationsformen erfolgt 
weiter unten in Abschnitt 4.

Ein weiteres wichtiges Kriterium zur Unterscheidung von Innovationen sind das 
Ausgangsniveau und die Perspektive der innovierenden Unternehmen. Je nachdem, 
ob Unternehmen sich an die Spitze des Wettbewerbs setzen wollen, lieber als Nach
ahmer auftreten oder Nachzügler sind, verändert sich auch die Innovations- und Ko
operationsstrategie. Mythelka unterscheidet drei grundsätzliche Strategien aufgrund 
der Ausgangssituation der Unternehmen8:

Lynn Mythelka, unveröffentlichte Stellungnahme im Rahmen des Projektes “Typology of 
Partnerships in the European Research and Innovation System” , v. Bandemer 1996. Die un
terschiedlichen Strategien können auch in ein und dem selben Unternehmen anzutreffen sein. 
So entwickeln viele Unternehmen beispielsweise ein Innovationsportfolio mit Bereichen, in
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• “Catch-up” Innovationen: Die Ausgangssituation dieser Unternehmen fallt ge
genüber den Spitzenuntemehmen deutlich ab. Eine Kooperation mit Marktfüh- 
rem kommt daher in der Regel nicht in Betracht. Technologische Zusammenar
beit erfolgt allenfalls mit Lieferanten oder mit Forschungseinrichtungen im 
Rahmen von Technologietransfer. Darüber hinaus erhalten jedoch Weiterbil
dung, Arbeitsorganisation und Prozeßinnovationen als Voraussetzung zum 
Aufholen einen wichtigen Stellenwert.

• “Keep-up” Innovationen: Die Ausgangssituation dieser Unternehmen ent
spricht dem Durchschnitt der Branche. Sie kooperieren bei Innovationen mit 
Kunden, Zulieferern, teilweise auch mit Wettbewerbern oder vollziehen Durch
bruchsinnovationen in weniger strategischen Bereichen aus Kostengründen le
diglich nach. Cash-flow-Management, Personalentwicklung und Qualitätsma
nagement haben eine wichtige Bedeutung für die Optimierung der Betriebser
gebnisse.

•  “Get-ahead” Innovationen-. Die Technologiefuhrer zielen auf Durchbruchsin
novationen. Bei sehr hohem Innovationsaufwand kommt es zwar zu Koopera
tionen mit Wettbewerbern, wichtiger ist jedoch die Zusammenarbeit mit kom
plementären “get-ahead” Anbietern, deren Produktinnovationen frühzeitig in 
die eigenen Entwicklungen eingebunden werden müssen (z. B. technology fusi- 
on).

Diese Strategien können praktisch auch im selben Unternehmen zum Einsatz kom
men, wenn etwa in bestimmten Bereichen die Technologieführerschaft angestrebt, in 
anderen Segmenten dagegen beispielsweise aus Kostenerwägungen eher das keep-up 
favorisiert wird. Auch Produktzyklen und -lebenszeiten spielen dabei eine gewichti
ge Rolle und machen eine Mischung aus cash-cows und Investitionen in die Zukunft 
erforderlich. Gleichwohl wird die dominierende Perspektive auch das Innovations
verhalten eines Unternehmens insgesamt wesentlich bestimmen müssen, da die stra
tegische Ausrichtung sich an den Kemkompetenzen und nicht so sehr an Randberei
chen zu orientieren hat.

Die unterschiedlichen Strategien bringen entsprechend verschiedene Konsequenzen 
für die Organisation von Innovationen und deren Wachstums- und Beschäftigungsef
fekte mit sich. Bei den “catch-up” Unternehmen überwiegen die Prozeßinnovationen 
und der Technologietransfer. Unter beschäftigungspolitischen Gesichtspunkten sind 
die Innovationen insofern wichtig, als sie negative Beschäftigungseffekte vermeiden 
oder abmildem können. Die get-ahead Unternehmen schaffen in der Regel wenige, 
hoch qualifizierte Arbeitsplätze. Allerdings legen sie den Grundstein für größere Be
schäftigungseffekte in der Zukunft. Die keep-up Innovateure bieten das größte Be-

denen sie aufwendige Durchbruchsinnovationen verfolgen und anderen, in denen sie Innova
tionen eher von anderen Unternehmen adaptieren.
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schäftigungspotential und sorgen zugleich für den für Zukunftsinnovationen erfor
derlichen cash-flow.

3.3 Gestaltungsformen von Innovationspartnerschaften (Governance)

In der internationalen Forschung über Innovationspartnerschaften wie in der Politik 
werden in der Regel Begriffe wie “collective”, “co-operative” und “collaborative re- 
search” als Synonyme genutzt9. Diese undifferenzierte Verwendung verkennt jedoch 
die Unterschiede der Gestaltungsvarianten und -bedürfnisse, die sich je  nach Inno
vationsstrategie oder Clusterausprägung ergeben. Trotz der in Wissenschaft und 
Praxis undifferenzierten Verwendung lassen sich klare Abgrenzungen zwischen den 
Begriffen und Zuordnungen von politischen Programmen vornehmen10:

• Collective Research entspricht der sogenannten Gemeinschaftsforschung, wie 
sie in der Bundesrepublik etwa in der “Arbeitsgemeinschaft industrieller For
schungsvereinigungen (AIF)” oder in Frankreich in den “Centres Techniques 
Industriels (CTI’s)” organisiert wird. Dabei handelt es sich um die Organisation 
von Unternehmen in industriellen Verbänden, die Forschungsprojekte von 
branchenweitem Interesse oder entlang von Querschnittstechnologien organisie
ren und die Ergebnisse ihren Mitgliedern vermitteln.

• Co-operative Research korrespondiert mit der gemeinschaftlichen Auftragsfor
schung, bei der Unternehmen bei der Vergabe von Aufträgen von bilateralem 
Interesse an Forschungsinstitute kooperieren. Entgegen der Gemeinschaftsfor
schung handelt es sich hierbei nicht um in Verbänden organisierte Forschung 
für ganze Sektoren oder technologische Cluster, sondern um wenige unabhän
gige Unternehmen beispielsweise in einer Produktionskette. Die gemeinsame 
Auftragsforschung kann etwa im Forschungskooperationsprogramm des BMBF 
aber auch in vielen Programmen des vierten Rahmenplans für Forschung und 
Entwicklung der EU (z. B. ESPRIT, BRITE/EURAM, insbesondere CRAFT) 
gefunden werden.

• Collaborative Research kennzeichnet schließlich die zwischenbetriebliche For
schungszusammenarbeit, bei der Unternehmen ihre internen F&E Ressourcen 
poolen, ohne dabei in der Regel auf externe Forschungseinrichtungen zurück
zugreifen. Auch für diese Kooperationsform gibt es einige Beispiele im For

Vgl. etwa das CRAFT Programm der Europäischen Union (Co-operative/Collective Research 
Action for Tchnology) für die wissenschaftliche Auseinandersetzung siehe die beiden euro
päischen Forschungsverbünde FEICRO und EACRO.

Für einen Überblick über entsprechende politische Programme in den Mitgliedsländern der 
EU vgl. v. Bandemer u.a 1994: Evaluation Study of co-operative/collective research for SMEs 
at European level with specific reference to the CRAFT scheme of the BRITE-EURAM II 
programme, Brussel
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schungskooperationsprogramm des BMBF oder in Europäischen Programmen. 
Prototypisch kann diese Art der Kooperation jedoch in den skandinavischen 
Netzwerkprogrammen vorgefunden werden.

Diese grundsätzlich verschiedenen Formen der Zusammenarbeit werden im folgen
den differenzierter beschrieben, um vor dem Hintergrund der internationalen For
schung unterschiedliche Ausprägungen und Konsequenzen der Organisation von In
novationen zu demonstrieren.

3.3.1 Co-operative Research - Die Zusammenarbeit von Unternehmen und For
schungseinrichtungen

Aufgrund der zunehmenden Beschleunigung des technisches Fortschritts und des 
Strukturwandels der Wirtschaft insgesamt sah die Politik seit Beginn der achtziger 
Jahre eine ihrer Aufgaben darin, die Innovationskraft der Wirtschaft durch eine ge
zielte Technologiepolitik zu fördern. Dies sollte dazu beitragen, den technologischen 
Vorsprung der Wirtschaft und damit die (inter)nationale Wettbewerbsfähigkeit zu 
sichern. Vor diesem Hintergrund wurde nicht nur ein großzügiger Ausbau der Hoch
schul- bzw. Forschungseinrichtungen gefördert, sondern auch nach geeigneten Maß
nahmen gesucht, den Transfer von Wissen aus diesen Einrichtungen in die Wirt
schaft zu unterstützen. Im Zuge dessen wurden an (fast) allen Hochschulen und For
schungseinrichtungen Transferstellen angesiedelt. Ihre Aufgabe ist es, nachfragen
den Unternehmen Kontakte zu geeigneten Hochschullehrern bzw. Forschem zu 
vermitteln. Insbesondere kleinen und mittleren Unternehmen, die über keinerlei ei
gene Forschungs- und Entwicklungskapazitäten verfugen, sollte es hierdurch mög
lich gemacht werden, ihre technologische Lücke zu schließen. Denn infolge des 
Strukturwandels werden höhere technische Anforderungen auch an Unternehmen 
dieser Größe gestellt (Doctor/Stokman 1989).

In der Praxis hat sich allerdings gezeigt, daß Hochschulen und Forschungseinrich
tungen einen vergleichsweise unbedeutenden Part im Rahmen der Innovationsaktivi
täten der Unternehmen spielen (OECD 1993). Eine Untersuchung des Institutes Ar
beit und Technik kommt beispielsweise, zu dem Ergebnis, daß nur 3,3 % aller be
fragten Unternehmen Hochschulen bzw. Forschungseinrichtungen als Informations
quelle nutzen. Bei staatlichen Transferstellen sind es sogar nur 0,4 %, allerdings ste
hen Wirtschaftförderungen mit 1,8 % und private Transferstellen mit 0,8 % auch 
nicht viel besser da (Widmaier 1991). Andere Untersuchungen wie z. B. die der 
OECD (1993) kommen zu vergleichbaren Größenordnungen. Um diese Resultate 
besser bewerten zu können, muß es allerdings differenzierter betrachtet werden.

Ein Differenzierungsmöglichkeit besteht hinsichtlich der Untemehmensgröße. Hier 
hat sich herausgestellt, daß große Unternehmen die Potentiale und Ressourcen von 
Hochschulen und Forschungseinrichtungen deutlich häufiger nutzen als ihre kleinen 
und mittleren Pendants. Eine Untersuchung in den Niederlanden kommt beispiels-
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weise zu dem Ergebnis, daß mehr Großunternehmen (41,4 %) mit Hochschulen und 
Forschungseinrichtungen Zusammenarbeiten als dies bei Kleinuntemehmen der Fall 
ist, wo nur 6,6 % mit diesen Einrichtungen kooperieren (Kleinknecht u. a. 1991, 
Kleinknecht/Reijnen 1992). Die Ursache hierfür mag zum einen darin liegen, daß 
Großunternehmen ein umfassenderes bzw. offeneres Informationsverhalten an den 
Tag legen und auch die notwendigen Ressourcen haben, einen "technology gatekee- 
per" (Macdonald/Williams 1994) zu beschäftigen. Ein weiterer Grund dürfte sein, 
daß Großunternehmen z. B. in Forschungs- und Entwicklungsabteilungen Hoch
schulabsolventen beschäftigen, die ihrerseits wiederum den Kontakt zu den Hoch
schulen halten bzw. leichter darauf zurückgreifen können.

Aber auch innerhalb der Gruppe der kleinen und mittleren Unternehmen variiert die 
Neigung zur Zusammenarbeit mit Hochschulen und Forschungseinrichtungen erheb
lich; sie ist in der Regel davon abhängig, welche Rolle Spitzentechnologien für diese 
Unternehmen spielen (McKinsey 1987, Rothwell 1991). Dabei können drei Katego
rien von kleinen und mittleren Unternehmen unterschieden werden:

• technologieintensive kleine und mittlere Unternehmen (get-ahead): Dies sind 
hochinnovative Unternehmen, die eine eigene FuE-Abteilung haben und in ho
hem Maß Hochschulabsolventen beschäftigen. Sie sind auf die Kontakte zu 
Hochschulen und Forschungseinrichtungen angewiesen, um ihre technologische 
Spitzenposition halten zu können;

• technologiefolgende kleine und mittlere Unternehmen (keep-up): Innovationen 
sind für diese Unternehmen wichtig; sie nehmen aber keine Vorreiterrolle ein, 
sondern präferieren eher eine me-too-Strategie. Aktiv technologiefolgende Un
ternehmen haben eine FuE-Abteilung und versuchen, Technologien weiterzu
entwickeln bzw. anzupassen; passiv technologiefolgende Unternehmen betrei
ben keine eigenständige technologische Entwicklung;

• technologiepassive kleine und mittlere Unternehmen (catch-up): Hierbei handelt 
es sich in erster Linie um Betriebe, deren Bestreben dahin geht, mit den neue
sten Arbeitsmitteln zu arbeiten.

Während Großunternehmen und technologieintensive kleine und mittlere Unterneh
men eigene Kontakte zu Hochschulen und Forschungseinrichtungen haben bzw. die 
technologiepassiven diese nicht benötigen, sind insbesondere die technologiefolgen
den kleinen und mittleren Unternehmen die "Problemkinder" der Innova- 
tionsforderung: Weder das Informationsangebot für diese Unternehmen noch die In
formationsnachfrage dieser Unternehmen ist klar Umrissen (Bartels 1993, Gibb 1993, 
Semlinger 1993). Hinzu kommt, daß diese Unternehmen kaum in der Lage sind, ihre 
(Unterstützungs-) Bedürfnisse zu definieren. Oakey und White (1993:147) haben z. 
B. festgestellt, daß Unterstützung in diesen Unternehmen häufig nicht bedeutet, 
"enhancing the success of decision makers who already perceive a problem, but, per- 
haps more importantly, with informing managers who do not know that they have a
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problem." Es ist daher auch nicht erstaunlich, daß Rothwell und Dodgson (1991:131) 
zu dem Ergebnis kommen "there was no evidence in the material surveyed that there 
are infrastructural deficiencies ... that particularly inhibit a SME's access to external 
technology and technical expertise. The most important factors determining a SME's 
propensity and ability to access external sources of technology are internal to the 
firm, most notably the employment o f qualified scientists and engineers and the out- 
ward-lookingness o f the management." Van den Kroonenberg (1993) unterstützt da
her auch Ansätze, die Innovationsfähigkeit kleiner und mittlerer Unternehmen durch 
eine Förderung der Beschäftigung von Hochschulabsolventen zu stärken.

Auf der anderen Seite bestehen auch auf Seiten der Hochschulen und Forschungs
einrichtungen Vorbehalte, mit technologiefolgenden kleinen und mittleren Unter
nehmen zusammenzuarbeiten, denn

• Projekte mit Großunternehmen werfen ein höheres Prestige ab,

• Projekte mit Großunternehmen sind zumeist umfangreicher und daher mit höhe
ren Einnahmen verbunden,

• Großunternehmen vergeben häufig langfristige Verträge an wissenschaftliche 
Berater,

• Projekte mit Großunternehmen (bzw. technologieintensiven Unternehmen) ha
ben in der Regel ein höheres technologisches Niveau,

• aufgrunddessen sind solche Projekte mit Lemeffekten verbunden, die dann wie
derum der Hochschule bzw. dem Lehrstuhl zu Gute kommen,

• der Verwaltungsaufwand bei Projekten mit Großunternehmen ist - relativ gese
hen - aufgrund des höheren Projektvolumens geringer.

Aber auch an den Transferstellen an Hochschulen und Forschungseinrichtungen wird 
kritisiert, daß sie Ihrem Auftrag - der Innovations- und Technologieförderung - nur 
unzureichend nachkommen (Corvers/Dankbaar/Hassink 1994, Kuhlmann 1991):

• Transferstellen arbeiten mit Personal, das kaum Praxiserfahrung hat und daher 
die "Sprache" der Wirtschaft kaum spricht.

• Die Ausstattung der Transferstellen mit Personal- und Finanzmittel ist sehr 
knapp bemessen.

• Viele Transferstellen haben die Aufgabe zugewiesen bekommen, Drittmittel 
einzuwerben, und konzentrieren ihre Aktivitäten daher auf finanzstarke Großun
ternehmen.

• Transferstellen können häufig Anfragen kleiner und mittlerer Unternehmen an 
den Lehrstühlen nicht plazieren, da diese mit ihren eigenen Kontakten zu Un
ternehmen ausgelastet sind.
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Als größtes Manko wird den Transferstellen häufig in Rechnung gestellt, daß sie ei
ne "tu-es-oder-laß-es-bleiben"-Haltung einnehmen (Shapira/Roessner/Barke 1992, 
Staudt/Bock/Mühlemeyer 1991): Sie verstehen sich zwar als Mittler zwischen Hoch
schulen und Unternehmen, nehmen diese Position aber nur dann wahr, wenn ein 
Unternehmen die Initiative ergreift.

Die Ergebnisse zeigen, daß die vorhandene Hochschul- und Forschungsinfrastruktur 
bzw. die Transferinfrastruktur in erster Linie die Innovationsaktivitäten von großen 
Unternehmen bzw. von technologieintensiven kleinen und mittleren Unternehmen 
fordert, die diese weitgehend von sich aus unterhalten und managen können. Die 
Unternehmen, die sich bei Innovationen eher zurückhalten, also die technologiefol
genden Unternehmen, werden mit dem gegenwärtigen Transfersystem kaum erreicht. 
Dies hat inzwischen dazu geführt, daß neue Transferstrategien entwickelt wurden, 
um auch die Innovationsfähigkeit dieser Gruppe kleiner und mittlerer Unternehmen 
zu stärken. Projekte wie z. B. InnovatieCentra (Niederlande), Manufacturing Techno
logy Centers (USA), Wissenschaft vor Ort (Hamm/Unna) oder ähnlichen Einrichtun
gen in Belgien oder Norwegen verfolgen eine kundenorientierte Strategie, in dem sie 
zunächst einmal ein Problembewußtsein in den Unternehmen für Innovationen 
schaffen und erst dann ein abgestimmtes Unterstützungsangebot machen. Diese 
Transferstrategie hat durchaus zu Erfolgen geführt (Belzer/Hilbert/Schönfeld 1995). 
Einschränkend muß allerdings hinzugefügt werden, daß sie auch vergleichsweise 
personal- und kostenintensiv ist.

Zusammenfassend kann festgehalten werden, daß die Zusammenarbeit zwischen 
Unternehmen und Forschungseinrichtungen dort gut funktioniert, wo die Nachfrage 
nach Innovationen sowie deren Produktion ohnehin geleistet wird. Die Forschungs
einrichtungen können hier “mitspielen”, sitzen aber nicht im “driver’s seat”. Dort wo 
in Unternehmen keine oder nur geringe eigene Innovationskapazitäten vorhanden 
sind und wo ein Technologietransfer für die Unternehmen wichtige Impulse geben 
könnte, sind die Forschungseinrichtungen eher desinteressiert und tragen wenig zu 
den Innovationsprozessen bei.
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3.3.2 Collektive Research - Offene Formen der Forschungs- und Entwicklungskoop
eration

Im Gegensatz zu der unter 3.3.1 diskutierten Auftragsforschung handelt es sich bei 
collective research, für den etwa in Frankreich die Centres Techniques Industriels 
(CTI) oder in der Bundesrepublik die Einrichtungen der Arbeitsgemeinschaft Indu
strieller Forschungsvereinigungen (AIF) stehen, um offene Formen der Forschungs
kooperation. Sie sind insofern offen, als die Teilnahme Dritter an den Projekten nicht 
ausgeschlossen wird und die Nutzung der Ergebnisse grundsätzlich allen interessier
ten Unternehmen zugänglich ist.

Der Grundgedanke der Gemeinschaftsforschung besteht darin, daß viele Forschungs
fragen von allgemeinem branchen- oder technologieweitem Interesse sind. Die Lö
sung dieser übergreifenden Problemstellungen würden ein einzelnes Unternehmen 
häufig überfordem. Zudem wäre die Nutzung der Ergebnisse lediglich durch ein 
Unternehmen volkswirtschaftlich eher unsinnig, denn ganze Branchen oder Techno
logiezweige können gemeinsam von ihnen profitieren. Unmittelbar einleuchtend ist 
dies bei der gemeinsamen Entwicklung von Normen. In der anwendungsnahen For
schung bestehen jedoch ähnliche Konstellationen, etwa wenn Hersteller bestimmter 
Produkte gemeinsam Produktionsverfahren verbessern, deren Umsetzung durch die 
Hersteller der Produktionsanlagen umgesetzt werden oder im Fall gemeinsamer 
Entwicklung von Umweltschutztechnologie zur Erfüllung untemehmensübergreifen- 
der umweltpolitischer Auflagen.

In der Bundesrepublik wird die Gemeinschaftsforschung durch die AIF mit über 
hundert Mitgliedsvereinigungen, die einige zigtausend Mitgliedsfirmen vertreten, 
organisiert. In einem von unten nach oben (bottom-up) organisierten Verfahren wer
den die für die Unternehmen wichtigen Forschungsfragestellungen definiert und in 
entsprechenden Gremien beschlossen. Die Forschungsarbeiten können dann in eige
nen Forschungseinrichtungen oder im Rahmen der Fremdvergabe durchgefuhrt wer
den. Die Ergebnisse werden veröffentlicht und allen Mitgliedsfirmen zugänglich 
gemacht. Allerdings können auch Firmen, die nicht Mitglied einer Forschungsverei
nigung sind, von den Ergebnissen profitieren.

Als anwendungsnahe, vorwettbewerbliche Form der Forschungsorganisation kann 
die industrielle Gemeinschatsforschung viele Probleme der im Rahmen der ‘neuen’ 
Wachstumstheorie festgestellten Kollektivgutprobleme von Innovationen lösen. Sie 
wird daher auch von einigen Vertretern der ‘neuen’ Wachstumstheorie als generelles 
Organisationsprinzip der Forschungsorganisation propagiert (z. B. Römer 1993). Für 
den vorwettbewerblichen Bereich von Forschungskooperation bestätigen auch em
pirische Untersuchungen diesen gesamtwirtschaftlichen Nutzen der Ge- 
meinschftsforschung (Lagemann u. a. 1995).

Gleichwohl bestehen auch im Rahmen der Gemeinschaftsforschung Defizite bei der 
Beteiligungs- und Nutzungsstruktur durch die Unternehmen:
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• Die beteiligten Firmen können die Gemeinschaftsforschung dazu nutzen, natio
nale Forschungskartelle gegenüber dem internationalen Wettbewerb zu errich
ten. Die Forschung ist in solchen Fällen nicht auf die Lösung von Kollektivgut
problemen der Forschung, sondern an der Sicherung von Wettbewerbsvorteilen 
(durch Wettbewerbsbeschränkung) orientiert, so daß die Erkenntnisse nach 
Möglichkeit intemalisiert werden.

• Soweit die generelle Verfügbarkeit der Forschungsergebnisse gesichert ist, be
steht das Risiko von Trittbrettfahrer Verhalten, d. h. Firmen beteiligen sich 
nicht in den Forschungsvereinigungen, nutzen aber deren Ergebnisse.

• Neben den aktiven Teilnehmern in den Vereinigungen, die an der Forschung 
mitwirken und sich entsprechend engagieren, werden eine Reihe von Mitglie
dern entweder nur als passive Konsumenten an der Forschung partizipieren oder 
selbst an den Ergebnissen gänzlich desinteressiert sein.

Die Zielgenauigkeit der Gemeinschaftsforschung ist daher eine der wichtigsten, zu 
lösenden Aufgaben. Wie empirische Erhebungen gezeigt haben, “beteiligt sich je 
weils ein relativ kleiner, überschaubarer Kreis von Unternehmen regelmäßig an den 
Aktivitäten der Gemeinschaftsforschung. Hierunter sind sowohl kleinere und mitte- 
lere Unternehmen als auch Großunternehmen ... zu finden; Großunternehmen sind 
weit überdurchschnittlich vertreten. Bei den regelmäßig aktiv partizipierenden klei
nen und mittleren Unternehmen handelt es sich fast ausnahmslos um stark innovati- 
onsorientierte Unternehmen, die auch F&E in eigener Regie betreiben” (Lagemann 
1995: 103).



Abbildung: Vorzugsadressaten und Teilnehmer in der industriellen Gemeinschaftsforschung

Auch an Gemeinschaftsforschung kann sich naturgemäß nur eine begrenzte Zahl der 
Unternehmen aktiv beteiligen. Damit das Ziel einer breiten Diffusion von For
schungsergebnissen in die Unternehmen erreicht wird, sind daher adäquate Transfer- 
und Diffusionsaktivitäten der Forschungsvereinigungen essentiell. Da die Vereini
gungen in der Regel gerade zu diesem Zweck (Organisation von Forschung und Er
gebnistransfer) von den Mitgliedsfirmen gegründet wurden, bestehen hierfür auch 
bessere Anreize als etwa bei der kooperative Auftragsforschung.

3.3.3 Collaborative Research - Forschungskooperation zwischen Unternehmen

Während Akteure und Einrichtungen aus dem Informationsumfeld - und hierbei ins
besondere die Hochschulen und Forschungseinrichtungen - von der Mehrzahl der 
Unternehmen nur selten bei Innovationsaktivitäten hinzugezogen werden, sieht dies 
beim Wirtschaftsumfeld ganz anders aus: So bezeichnen kleine und mittlere Unter
nehmen in Nordrhein-Westfalen zu 86,7 % Kunden, zu 60,7 % Konkurrenten und zu 
35,5 % Zulieferer als wichtigste Informationsquellen bei Innovationen (Staudt u. a. 
1991). Daß sich eine Zusammenarbeit bei Innovationen durchaus lohnt, zeigt z. B. 
eine Untersuchung des IAT (Belzer/Nordhause-Janz 1991). Während von den nicht-



172

kooperierenden Unternehmen knapp die Hälfte keine Innovationen durchführten, 
waren es bei den Unternehmen, die im FuE-Bereich kooperierten, nur 17,7 %. Zu 
ähnlichen Ergebnissen kommt z. B. eine Untersuchung im Bodenseeraum 
(Altenweger 1990).

Auch die Daten des "Grünbuchs zur Innovation" der Europäischen Gemeinschaft 
zeigen, daß innovative Unternehmen bei Produkteninnovationen (seit 1992) über- 
weigend mit externen Partner kooperiert haben (Ausnahme: Italien).

Einschränkend muß allerdings hinzugefügt werden, daß diese Ergebnisse nicht un
eingeschränkt geteilt werden: Die Untersuchung von Simon (1996) über "hidden 
Champions" kommt bspw. zu dem Resultat, daß außergewöhnlich erfolgreiche Klein- 
und Mittelbetriebe nur selten bei Innovationen kooperieren.

Insgesamt lassen sich drei unterschiedliche Ansatzpunkte der Zusammenarbeit zwi
schen Unternehmen bei Innovationsaktivitäten festmachen:

• die Zusammenarbeit mit Kunden,

• die Zusammenarbeit mit Zulieferuntemehmen und

• die Zusammenarbeit mit anderen Unternehmen (Konkurrenten, branchenfrem
de).
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Tabelle: Durchschnittlicher Anteil von Produkten (am Gesamtumsatz innovativer Unter
nehmen), die 1992 verändert wurden, mit technischer Zusammenarbeit und ohne

Land Unternehmen mit techn. 
Zusammenarbeit

Unternehmen ohne 
techn. Zusammenarbeit

B 82 18

DK 77 23

F 97 3

D 91 8

IRL 56 44

I 42 58

NL 72 28

N 55 45

E 70 30

(Quelle: Europäische Kom m ission 1995)

Da es sich bei den ersten beiden Punkten um eine ähnliche Vorgehensweise, nur aus 
einem ändern Blickwinkel, handelt, werden im folgenden zwei Punkte behandelt: 
Innovationen mit einem "Lead-User" und Technologiekooperationen.

Innovationen mit einem Lead-User
Das Konzept des Lead-Users basiert im wesentlichen auf den Arbeiten von Hippel 
(1980, 1986, 1988; vgl. auch Kleinaltenkamp/Staudt 1991). Hintergrund ist die Be
obachtung, daß nicht alle Innovationsprozesse herstellerdominiert verlaufen, d. h. auf 
den Aktivitäten Unternehmens interner FuE basieren und auf einer sorgfältigen 
Marktforschung und -beobachtung beruhen. Innovationsprozesse können auch an
wenderdominiert sein, der potentielle Anwender ist Auslöser eines Innovationspro
zesses beim Hersteller.

Zwischen Hersteller und Anwender findet ein interaktiver Lernprozeß statt: Der 
Lead-User spürt eine Problemstellung bzw. einen Trend auf, bespricht dies mit ei
nem geeigneten Hersteller und beide versuchen, gemeinsam und unter Nutzung ihres 
jeweiligen Rnow-hows die Aufgabe zu lösen. Beide Seiten profitieren von dieser 
Vorgehensweise: Der Lead-User erhält frühzeitig eine innovative Technologie o. ä., 
wodurch er seinen technologischen Vorsprung sichern kann. Der Hersteller entwik- 
kelt ebenfalls seine technologische Basis weiter und kann zudem ein Referenzprojekt 
vorweisen. Besonders im Investitionsgüterbereich hat sich diese Innovationsstrategie 
bewährt.
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Empirische Untersuchungen zeigen darüber hinaus, daß bei einer Lead-User- 
Strategie das Risiko des Scheitems sehr gering ist: Biegel (1987) kommt beispiels
weise zu dem Ergebnis, daß die Erfolgsquote bei kundeninitiierten Projekten in der 
Chemischen Industrie bei 85,7 % lag, während sie bei Laborentwicklungen nur eine 
Größenordnung von knapp 32 % erreichte. Zudem waren bei Lead-User-Projekten 
der FuE-Aufwand geringer und die Rentabilität deutlich höher als bei untemeh- 
mensinternen Projekten.

Technologie-Kooperationen
Im Bereich der Technologieentwicklung besteht die zentrale Herausforderung für 
Unternehmen nicht mehr allein darin, neue Technologien zu entwicklen oder vor
handene Technologien weiterzuentwickeln, sondern auch darin, durch die Kombina
tion unterscheidlicher Technologien neue Produkte zu entwickeln bzw. neue Märkte 
zu besetzen. Der japanische Innovationsforscher Kodama (1991) spricht in diesem 
Fall von "Technologiefusionen". Seiner Meinung nach werden Technologiefusionen 
in Zukunft zur dominierenden Innovationsstrategie. Beispiele für derartige Fusionen 
sind z. B. der Einsatz von Elektronik im Maschinenbau, bei Automobilteilen oder im 
Bereich von Kommunikation und Medien.

Aber auch im Bereich der Zukunftstechnologien (IuK-Technologien, Bio- und Gen
technologie, neue Materialien) sind Investitionen und FuE-Aufwand bzw. Know- 
how-Bedarf so hoch, daß Innovationen nur noch im Rahmen von Kooperationsbe
ziehungen gelöst werden können. Dies führt dazu, daß in den sogenannten 
"Zukunftsbranchen" die Kooperationsaktivitäten bei der Technologieentwicklung 
("stratégie technology alliances") deutlich stärker ausgeprägt sind als in traditionel
len Branchen: Hagedoom und Schakenraad (1991) konnten nachweisen, daß zwi
schen 1985 und 1989 weltweit 1088 Allianzen im Bereich Informationstechnologien, 
306 im Bereich Neue Materialien und 528 im Bereich Biotechnologie gebildet wur
den. Zum Vergleich: Im Nahrungsmittelgewerbe waren es 28, in der Automobilbran
che 143 und in der Chemischen Industrie 235.

Auch wenn die traditionellen Branchen möglicherweise inzwischen Technologieko
operationen als Innovationsinstrument verstärkt nutzen, muß davon ausgegangen 
werden, daß gerade im Bereich der Schlüsseltechnologien Innovationskooperationen 
aufgrund der Komplexität der Aufgabenstellungen und der Höhe der benötigten In
vestitionsmittel unerläßlich sind.

4 Typen von Forschungs- und Innovationspartnerschaft und Wettbewerbs
fähigkeit

Auf der Grundlage von empirischen Erhebungen lassen sich die im vorangegangenen 
Abschnitt beschriebenen Dimensionen zu Typen von Forschungs- und Innova
tionspartnerschaften zusammenführen. Dies geschieht im folgenden auf der Grund
lage von 116 Interviews, die in 112 Firmen in den Mitgliedsländern der Europäi-
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sehen Union geführt wurden". Die Differenzierung der Typen ermöglicht einerseits 
eine verbesserte Feinsteuerung der Innovationspolitik und andererseits eine Zuord
nung von Innovationsaktivitäten zu unterschiedlichen Wettbewerbs- und Wachstum
sebenen als Ansatzpunkte für eine Unterstützung von Beschäftigung.

Als wichtigstes differenzierendes Merkmal von Innovationen haben sich auf der Ba
sis einer Clusteranalyse der Ergebnisse der empirischen Erhebung die Innovations
generationen in Anlehnung an Rothwell herausgestellt. Diesen Innovationsstrategien 
lassen sich entsprechende Cluster und Gestaltungsformen von Forschungs- und In- 
novationspartnerschaften, wie sie oben beschrieben wurden, zuordnen.

4.1 Die Unterscheidung der Typen von Forschungs- und Innovationspartner
schaften

Für die Differenzierung der Typen von Forschungs- und Innovationspartnerschaften 
wurden die 4. und die 5. Innovationsgeneration aus Vereinfachungsgründen zu einer 
Kategorie zusammengefaßt und bei den geografischen Clustern wurden lediglich 
regionale und internationale Kooperationsformen unterschieden. A uf dieser Grund
lage können die im folgenden vorgestellten sieben Typen unterschieden und ideal
typischen Programmen zur InnoationsfÖrderung zugeordnet werden.

4.1.1 Die 'Technology Push ’/Transfer Innovationpartnerschaft

Dieser Typ ist ausgesprochen technologieorientiert. Er zielt auf das technologische 
Potential der beteiligten Firmen, die auf hohe Forschungsintensität, und die Zusam
menarbeit in horizontaler wie lateraler Hinsicht setzen. Das dominierende Gestal
tungsprinzip der Zusammenarbeit ist der Technologietransfer, d. h. die Unternehmen 
tauschen ihre jeweiligen Technologien bzw. Kompetenzen untereinander aus. Die 
Zusammenarbeit konzentriert sich dabei auf wenige Unternehmen; Forschungsein
richtungen oder Industrieverbände spielen kaum eine Rolle. Die Innovationen stär
ken die Wettbewerbsfähigkeit der beteiligten Firmen.

Dieser Typ von Innovationspartnerschaften ist bei europäischen Förderprogrammen 
weit verbreitet. BRITE-EURAM oder ESPRIT wären typische Beispiele auf europäi
scher Ebene, aber auch die deutsche Verbundforschung die die wechselseitigen 
Komplementaritäten zwischen Unternehmen, aber auch mit Forschungseinrichtun
gen nutzt. Die technologischen Kompetenzen werden in der Regel innerhalb der 
Partnerschaft genutzt und zwischen den Partnern übertragen; ein ausdrücklicher 
Transfer für ganze Sektoren oder Bereiche ist dagegen nicht explizit vorgesehen.

Vgl. ausführlich v. Bandemer 1996. Berücksichtigt sind alle 11 Mitgliedsländer der EU von 
1994.
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4.1.2 Die ‘Technology Push’ kollektive Innovationspartnerschaft

Auch dieser zweite Typ setzt auf die Unterstützung der technologischen Potentiale 
der Unternehmen. Dabei steht jedoch nicht die zwischenbetriebliche Kooperation im 
Mittelpunkt, sondern ein organisierter Informationsaustausch und ‘know how’ 
Transfer zwischen Forschungsinstituten und Unternehmen ganzer Sektoren bzw. 
Technologiebereiche. Damit zielen die Innovationen darauf, in bestimmten Berei
chen das technologische Niveau insgesamt und auf diesem Weg auch die Wettbe
werbsfähigkeit einer Volkswirtschaft zu stärken.

Das niederländische “Collectivity Programme” ist ein typischer Fall für derartige 
Partnerschaften. Es setzt insbesondere auf KMUs mit geringen oder gar keinen eige
nen Forschungskapazitäten. Anforderungen an die Projekte sind, daß sie der gesam
ten Volkswirtschaft nutzen, jedem interessierten Unternehmen der Zugang ermög
licht wird und exclusive Nutzungsrechte für maximal zwei Jahre beansprucht werden 
können.

4.1.3 Die ‘Market Pull ’/Auftragsforschung in Innovationspartnerschaften

Bei diesem Typ handelt es sich nicht um technologische Führer, sondern um Unter
nehmen, die sich eng am Markt orientieren. Um Marktanforderungen gerecht zu 
werden, kooperieren die Firmen eines Sektors bei der Zusammenarbeit mit For
schungseinrichtungen, die dabei helfen, technologische Defizite zu kompensieren. 
Auf diesem Weg können die Unternehmen den Marktanforderungen gerecht werden 
und ihre Wettbewerbsposition sichern, ohne eigene größere Forschungskapazitäten 
aufbauen zu müssen.

Auf europäischer Ebene unterstützt das CRAFT Programm Forschungs- und Innova- 
tionsparterschaften dieses Typs. Häufig sind es insbesondere Forschungseinrichtun
gen, die neuere technische Entwicklungen an die Unternehmen herantragen, um de
ren spezifischen Anforderungen gerecht zu werden. Antragsberechtigt sind aller
dings nur die Unternehmen, um so sicher zu stellen, daß eine größtmögliche 
Marktnähe gewährleistet wird. Um den damit verbundenen “bottom up” Ansatz zu 
unterstützen sind entsprechende Programme in der Regel auch nicht an bestimmten 
Technologiefeldem sondern problemorientiert ausgerichtet, d. h. Ausgangspunkt 
sind nicht technische Potentiale, sondern vom Markt aufgeworfene Fragestellungen.

4.1.4 Die zwischenbetrieblichen ‘Market Pull ’ Innovationspartnerschaften

In diesem Typ kooperieren forschungs- und technologieintensive Unternehmen mit
einander, um schnell und effizient auf Marktanforderungen reagieren zu können. Die 
Kooperation stärkt die Wettbewerbsfähigkeit der beteiligten Unternehmen gegenüber 
der Konkurrenz, indem sie durch das Poolen der jeweils eigenen Forschungskapazi
täten schneller am Markt präsent sein können.
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Dieser Innovationstyp liegt besonders häufig nicht öffentlich geförderten Innovati
onspartnerschaften zu Grunde. Da das Zustandekommen der Kooperationen jedoch 
keineswegs einfach ist, versuchen Programme wie EUREKA oder das deutsche For
schungskooperationsprogramm entsprechende Initiativen zu unterstützen. Insbeson
dere im Fall von EUREKA steht eine besonders marktnahe Forschungsförderung im 
Mittelpunkt.

4.1.5 Komplementarität von Markt und Technik in der Gemeinschaftsforschung

Dieser Typ von Innovationspartnerschaften zielt auf kollektive Lösungen von Inno
vationsaufgaben im Wechselspiel von Markt und Technik. Die Kooperation erfolgt 
im Rahmen von Branchen oder Technologiezweigen, in denen die Marktanforderun
gen von den Unternehmen mit technischen Potentialen von Forschungseinrichtungen 
durch Industrieverbände abgestimmt werden. Als kollektive Innovationspartner
schaften werden bei diesem Typ die Verbesserung der Wettbewerbs- und Wachs
tumsbedingungen ganzer Sektoren bzw. Technologiefelder in einer Volkswirtschaft 
verfolgt.

Beispiele solcher Programme liefern die französischen “Centres Techniques Indu- 
striels” (CTI) oder die “Arbeitsgemeinschaft Industrielle Gemeinschaftsforschung” 
in der Bundesrepublik. Teilweise findet dieser Typ auch in der FEICRO auf europäi
scher Ebene eine Plattform, wenngleich die Unterschiede zur in der EACRO orga- 
nissierten Auftragsforschung teilweise fließend sind. Darin kommt auch zum Aus
druck, daß auf europäischer Ebene der Unterschied zwischen Gemeinschaftsfor
schung und Auftragsforschung noch wenig ausgeprägt ist (Co-operative und col- 
lective Research werden hier zumeist als Synonym genutzt; vgl. Abschnitt 3).

4.1.6 Innovationspartnerschaften in integrierten Netzwerken

Dieser Typ von Innovationspartnerschaften stellt die Kooperation als wesentliches 
Element in den Mittelpunkt der Entwicklung. Die Zusammenarbeit erhält einen stra
tegischen Charakter, der dazu dient, in den verschiedenen möglichen Gestaltungs
formen die unterschiedlichsten Ressourcen systematisch miteinander zu verknüpfen. 
Die Kooperation schließt daher Forschungseinrichtungen, Verbände, Wettbewerber, 
Zulieferer und Kunden je nach Bedarf mit ein und verfolgt eine Steigerung der Wett
bewerbsposition und der Wachstumsbedingungen aller beteiligten Akteure durch die 
allgemeine Schaffung von Synergien.

Dieser Typ von Innovationspartnerschaften hat sich zunächst in den “Industrial Di- 
stricts” im Norden Italiens herausgebildet. Prominenteste politische Förderprogram
me dieses Typs sind in den Skandinavischen Ländern vorzufmden, wo insbesondere 
das dänische Netzwerkprogramm als Vorbild für etliche Nachahmer diente. Diese 
Programme zielen unabhängig von Forschungsaufgaben auf die Bildung von zwi
schenbetrieblichen Kooperationen, stoßen diese durch entsprechende Moderation an
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und fördern ihre Initialisierung. Mittlerweile gilt insbesondere das norwegische 
Netzwerkprogramm als Erfolg, wohingegen sich beim dänischen Programm mittel
fristig Probleme der über die Initialisierungsprojekte hinausgehenden Stabilisierung 
der Netzwerke gezeigt haben. Durch stärkere regionale Verankerung scheinen diese 
Schwierigkeiten in Norwegen geringer zu sein.

4.1.7 Innovationspartnerschaften in vertikalen Netzwerken

Dieser Typ von Innovationspartnerschaften zielt auf die Optimierung der Pro
duktions- und Zulieferketten. Er ist dementsprechend in vertikalen Clustern or
ganisiert, in denen die beteiligten Unternehmen ihre wechselseitigen Anforderungen 
aufeinander abstimmen und sich bei Bedarf gegenseitig mit ‘know how’ Transfer 
unterstützen. Die Kooperation dient damit der Unterstützung von Wettbewerbsfähig
keit und Wachstum der in die Produktionskette eingebundenen Unternehmen.

Dieser Typ von Partnerschaft lag beispielsweise der nordrhein-westfälischen Auto- 
mobilzulieferinitiative zu Grunde. Kemgedanke ist, durch die Unterstützung der Ko
operation zwischen Zulieferern und Herstellern innerhalb der Branche Innovations
zeiten zu verkürzen, schneller am Markt und insgesamt wettbewerbsfähiger zu sein.

Durch die unterschiedlichen Funktions- und Organisationsmechanismen sowie die 
jeweils spezifische Ausrichtung dieser Typen können nicht nur die Entstehungs- und 
Entwicklungsbedingungen der Kooperationen differenziert definiert, sondern auch 
deren Wirkung auf Wachstum und Wettbewerb analysiert werden. Die Innovations
typen bieten damit einerseits unterschiedliche Grundlagen für die Organisation der 
Wissensdiffusion und Generierung im Spannungsfeld betrieblicher und volkswirt
schaftlicher Anforderungen. Andererseits dienen sie dazu, politische Programme 
zielgerichtet maßzuschneidem und die beschäftigungspolitischen Potentiale diffe
renzierter zu erfassen.

4.2 Die Wachstums- und Beschäftigungspotentiale der Innovationstypen

Die im Rahmen der ‘neuen’ Wachstumstheorie aufgezeigte Aufgabe der Organisa
tion von Wissensspillovem und des damit verbundenen Ausgleichs zwischen be
trieblichen und volkswirtschaftlichen Wachstums- und Beschäftigungsbedingungen 
wird durch die beschriebenen Typen von Innovationspartnerschaften je  nach Zielset
zung in unterschiedlichen Formen - sozusagen auf die jeweiligen Anforderungen hin 
maßgeschneidert - gelöst. Dieser Abschnitt beschränkt sich darauf, die Wachstums
und Beschäftigungspotentiale der unterschiedlichen Typen zu skizzieren12.

Für eine Analyse der internen und externen (politischen) Steuerungsmechanismen der unter
schiedlichen Partnerschaften vgl. v. Bandemer 1996.
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Hinsichtlich der Auswirkungen der Typen auf die Wettbewerbsfähigkeit und damit 
verbunden das Wachstumspotential können vier Wettbewerbsebenen unterschieden 
werden13:

• Wettbewerbsfähigkeit von Unternehmen;

• Wettbewerbsfähigkeit von Branchen/Sektoren

• Wettbewerbsfähigkeit in technologischen Feldern

• Wettbewerbsfähigkeit von Regionen.

Am häufigsten haben die Innovationstypen eine hohe Bedeutung für die Wettbe
werbsfähigkeit von (einer begrenzten Zahl) von Unternehmen. Dies gilt vor allem für 
die ‘Technology Push’/Transfer, die zwischenbetrieblichen ‘Market Pull’, und die 
beiden Netzwerk Innovationspartnerschaften. Diese Typen korrespondieren auch am 
ehesten mit den ‘get-ahead’ Innovationen, d. h. sie schaffen kurzfristig wenige, aber 
hochqualifizierte Arbeitsplätze und legen den Grundstein für die Erschließung künf
tiger Wachstumspotentiale.

Sektorale und technologiefeldspezifische Vorteile bieten insbesondere die kollektiv 
ausgerichteten Typen der Gemeinschaftsforschung. Dabei ist der ‘Technology Push’ 
Typ allerdings eher daran orientiert, technologische Defizite aufzuholen. Er ist daher 
eher den ‘catch up’ Innovationen zuzuordnen, verfolgt in starkem Maße Prozeßinno- 
vationen und dient eher der Sicherung als der Schaffung von Arbeitsplätzen. Der 
durch die Marktanreize und technischen Potentialen geprägte Typ der Gemein
schaftsforschung hat ebenfalls einen sehr hohen Anteil an Prozeßinnovationen, je 
doch finden diese eher im Bereich der ‘keep up’ Innovationen statt und sorgen damit 
potentiell für entsprechen hohe Beschäftigungseffekte.

Die Wettbewerbsfähigkeit von Regionen ist für keine der Innovationspartnerschaften 
ein explizites Ziel. Allerdings haben die unterschiedlichen Typen auch unterschiedli
che Effekte auf die regionale Wettbewerbsfähigkeit. Dies ergibt sich einerseits aus 
regionalen Spezialisierungen, durch die Regionen in Folge der allgemeinen Innova
tionsentwicklung in stärkerem oder geringerem Maße betroffen sind. Zum anderen 
haben die ‘Market Pull’ Auftragsforschung sowie die komplementäre Gemein
schaftsforschung eine stärkere regionale Orientierung als die anderen Typen. Die 
beschäftigungspolitischen Effekte hängen hier von der jeweiligen regionalen Spe
zialisierung ab.

Trotz dieser erkennbaren beschäftigungspolitischen Potentiale besteht allerdings 
vielfach eine gewisse Ernüchterung über das Niveau an neuen Beschäftigungsmög-

vgl. für eine ähnliche Differenzierung J. S. Metcalfe u. a., Evaluation of the Impact of Euro
pean Community Research Programms upon the Competitiveness of European Industry - 
Concepts and Approaches, CEC, Science Research and Development, EUR 14.198 EN, Brus
sels, 1992.
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lichkeiten in Folge der Innovationen. Einen Erklärungsansatz hierfür ergibt die For
schung zu Innovationszyklen, die die Verteilung der unterschiedlichen hier diskutier
ten Innovationstypen und die davon abhängigen Beschäftigungseffekte im Zeitablauf 
zu erklären vermag14. Diese Perspektive kann die hier diskutierten Innovationstypen 
von der Ebene eines makroökonomischen Datensatzes ergänzen. Einen zweiten In
terpretationsansatz, der nicht auf der Ebene der gesamtwirtschaftlichen Entwick
lungslinien, sondern auf der Ebene der jeweiligen Innovationen (also dem gleichen 
Aggregationsniveau wie die Erklärung der Innovationstypen) argumentiert, bietet 
das Konzept des Produktivitätsparadoxons, das Beschäftigungsblockaden bei Inno
vationen zu erklären hilft. A uf diese Argumentation wird im abschließenden Ab
schnitt noch näher eingegangen. Zuvor sollen jedoch noch die innerbetrieblichen 
Managementstrukturen von Innovationen diskutiert werden.

5 Innovationsmanagement: innerbetriebliche Faktoren der Innovationsor
ganisation

Während auf der makroökonomischen Ebene Innovationen als Synonym für neue 
Produkte oder neue Prozesse gelten, müssen Innovationen auf der mikroökonomi
schen Ebene deutlich differenzierter betrachtet werden. Eine der inzwischen ältesten, 
aber umfassendsten Definitionen von Innovation liefern Myers und Marquis (1969): 
"Innovation ist nicht nur eine einzelne Handlung, sondern ein umfassender Prozeß 
miteinander in Beziehung stehender Subprozesse. Sie ist weder allein die Konzepti
on einer neuen Idee, noch die Erfindung eines neuen Geräts, noch die Entwicklung 
eines neuen Marktes. Der Prozeß wird durch das Zusammenwirken all dieser Fakto
ren bestimmt, die integriert auf ein gemeinsames Ziel hinarbeiten."

Diese Definition des Innovationsbegriffs macht deutlich, daß die schlichten Glei
chungen, neue Idee gleich neues Produkt bzw. neue Idee gleich neuer Prozeß we
sentlich zu kurz greifen. Vielmehr ist offentsichtlich, daß eine Reihe von Vorausset
zungen erfüllt sein müssen, viele Prozesse ablaufen müssen und eine Menge Koordi
nationsleistung erforderlich ist, bis aus einer oder mehreren Ideen ein neues Produkt 
oder ein neuer Prozeß entwickelt worden sind, die dann auch einsatztauglich und 
marktreif sind.

Vor diesem Hintergrund ist es nicht erstaunlich, daß gerade unter der mikroökono
mischen Perspektive das Innovationsmanagement zunehmend interessant geworden 
ist (z. B. Bierfelder 1989, Trommsdorf 1990, Walker/Henry 1991). Es geht also nicht 
allein um die Fragestellung, ob ein Unternehmen innovatiA ist oder nicht. Im Mittel
punkt des Interesses steht vielmehr, welche Voraussetzungen erfüllt sein müssen,

Vgl. für eine aktuelle Diskussion dieses Erklärungsansatzes P. Caracostas, Long Cycles, 
Technology and Employment: Current Obstacles and Outlook, in: STI Review, No 15, 1995, 
pp. 75-104 and Luec Soete, Structural Change and Employment Growth: The Challenges 
Ahead, in: STI Review, No 15,1995, pp. 237-271.
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damit ein Unternehmen innovativ ist. Anders gesagt: Unter dem Begriff des Innova
tionsmanagements sind "alle mit der Entwicklung, Einführung bzw. Umsetzung und 
Durchsetzung von technischen und sozialtechnischen, unternehmenssubjektiv neuen 
Produkten und Prozessen verbundenen Initiativen betrieblicher Leitungs- und Füh
rungspersonen" (Trommsdorff 1990:5; ähnlich Hauschildt 1986) zu verstehen.

Zudem geben empirische Untersuchungen und Befunde Hinweise darauf, daß Defizi
te beim Innovationsmanagement zu suboptimalen Innovationsaktivitäten bzw. zu 
geringen Innovationserfolgen führen:

• In vielen Untersuchungen über Innovationsverhalten und Untemehmensgröße 
(z. B. Albach 1984, Bartel 1990, Hilbert/Sperling 1990, Hippel 1988, Ro- 
thwell/Zegveld 1982, Vikoren 1990) werden kleinen und mittleren Unterneh
men Vorteile gegenüber großen Unternehmen bei der Durchführung von Inno
vationen aufgrund informeller Kommunikationsstrukturen, höheren Reaktions
geschwindigkeiten, einem engagierten Unternehmertum sowie einer höheren 
Kundenorientierung bescheinigt.

• Eine Studie im Auftrag des (damaligen) Bundesministerium für Forschung und 
Technologie (1993) kommt zu dem Ergebnis, daß der Forschungsstandort 
Deutschland eine ähnliche Qualität besitzt wie der Forschungsstandort Japan. 
Was allerdings fehlt, ist die Umsetzung der Ergebnisse in die wirtschaftliche 
Nutzung.

• Eine Untersuchung der Kienbaum Untemehmensberatung (1993) kommt zu 
dem Ergebnis, daß der Umsatzanteil von Innovationen (je 100 DM Umsatz) in 
Deutschland zwischen den Perioden 1973-77 und 1988-92 von 40,28 DM auf 
37,58 DM gesunken ist. Noch schlimmer sieht es aus, wenn man lediglich die 
Durchbruchsinnovationen betrachtet. Hier sank der Umsatzanteil (je 100 DM 
Umsatz) im angesprochenen Zeitraum von 5,28 DM auf 3,61 DM. Mehr noch: 
Stellt man die sehr innovativen und die weniger innovativen Unternehmen ge
genüber, dann weisen die erstgenannten eine wesentlich höhere Umsatzrendite 
und eine deutlich geringere ‘Floprate’ bei Innovationen aus. Als Grund für die
ses Mißverhältnis bzw. das Absinken der Innovationsrate werden unzureichen
de innovationsfördemde Organisations- und Führungsaktivitäten benannt.

5.1 Erfolgs- und Problemfaktoren beim Innovationsmanagement

Diese Beispiele geben einen Hinweis darauf, daß ein richtiges Innovationsmanage
ment nicht nur eine innovationsfördemde Wirkung haben, sondern auch den Innova
tionserfolg massiv begünstigen kann. Damit geraten die untemehmensintemen Stell
größen ("organizational setting") in den Mittelpunkt des Interesses, die innovations- 
fordemd sind. Hierbei können folgende Bereiche unterschieden werden: Strategi
en/Kompetenzen, Aufbau- und Ablauforganisation, Personal und Führung sowie
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Unternehmenskultur (vgl. Nier/Schusser 1990, Thom 1994, Trommsdorff 1990, 
Vrakking 1990).

Strategien/Kompetenzen
Bevor mit den Innovationsaktivitäten begonnen werden können, müssen die strategi
sche Ausrichtung bzw. die strategischen Ziele klar sein. Dabei sind folgende Fragen 
zu klären: Wo will das Unternehmen in Zukunft hin, welche Vision von der Zukunft 
liegt vor? Welchen Stellenwert haben Innovationen für den langfristigen Untemeh- 
menserfolg? In welche Richtung will das Unternehmen mit seinen Innovationsaktivi
täten vorstoßen? Diese Fragen tragen dazu bei, die Bereiche, in denen Innovations
aktivitäten gestartet werden sollen, einzugrenzen. Anderweitig besteht die Gefahr, 
z. B. zu neuen Produkten zu kommen, die dann aber nicht zu den Geschäftsfeldern 
des jeweiligen Unternehmens passen.

Aufgrund der schlechten Erfahrungen, die viele Unternehmen mit Diversifikationen 
in neue Geschäftsbereiche - sei es durch Akquisition, sei es durch den Aufbau neuer 
business units - gemacht haben (ManagerMagazin 6/95), wird in der aktuellen Litera
tur hervorgehoben, daß Unternehmen sich bei Innovationsaktivitäten auf ihre Kem- 
und Kompetenzbereiche beschränken sollten (Gomez 1993, Hamel/Pralahad 1995). 
Kenntnisse über Kernkompetenzen sind deshalb wichtig, damit zum einen neue 
Markt- und Wachstumschancen nicht ungenutzt bleiben und zum anderen Ressour
cen und Aktivitäten nicht in eine falsche Richtung abfließen. Die Festlegung der 
Kemkompetenzen kann somit als Voraussetzung für die weiteren Innovationsschritte 
angesehen werden.

Aufbau- und Ablauforganisation
Die Frage, welche Formen der Aufbau- und Ablauforganisation innovationsfordemd 
sind, ist sehr schwierig zu beantworten. Der Grund hierfür ist, daß Innovationsaktivi
täten nicht aus einer einzigen Handlung oder einer sachlich festgelegten Aufeinan
derfolge von Handlungen wie z. B. bei der Produktion bestehen. Innovationsaktivitä
ten müssen als ein Prozeß angesehen werden, der - grob gesagt - die Phasen der Ide
enentwicklung, der Ideenumsetzung und der Markteinführung umfaßt (u. a. Thom 
1994). Hier tritt nun das "organisatorische Dilemma" zu Tage (Osterloh 1993). Auf 
der einen Seite ist Dynamik und Innovationsfähigkeit erwünscht (Ideenentwicklung), 
auf der anderen Seite Ordnung und Stabilität (weiteren Phasen) - es besteht also ein 
Zielkonflikt.

Von Interesse sind hier vor allem die Phasen Ideenbildung und Ideenumsetzung: In
novationen sind zu Beginn der Phase der Ideenbildung ein schlecht strukturiertes 
Problem, d. h. es bestehen keine festgelegten Lösungsstrukturen. Desto mehr Frei
raum die Organisationsmitglieder nun bei der Entwicklung neuer Lösungsmöglich
keiten haben, je  mehr Kreativität sie also entwickeln können, desto größer ist auch 
die Chance, daß wirklich neue Lösungsvorschläge gemacht werden.
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Ganz anders stellt sich die Situation in der Umsetzungsphase dar: Je straffer und 
zielgerichteter die Organisation ist, desto größer ist auch die Wahrscheinlichkeit, daß 
Innovationen schnell und erfolgreich z. B. in neue Produkte umgesetzt werden kön
nen.

Hier haben wir es mit einem durchaus bekannten, aber keineswegs gelösten Problem 
von Innovations- und Organisationstheorie (und auch der Organisations- und Inno
vationspraxis, s. u.) zu tun, das bereits bei Bums und Stalker (1961) beschrieben 
wird: Den Vor- und Nachteilen von mechanistischen und organischen Unter
nehmensstrukturen. Es gibt zwar durchaus Ansatzpunkte, dieses Dilemma durch or
ganisatorische Maßnahmen wie z. B. Task Forces, Projektmanagement, Matrix
organisationen o. ä. aufzulösen. Osterloh (1993) kommt allerdings zu dem Ergebnis, 
daß dies neue Probleme hervorruft. Z. B. dadurch, daß unterschiedliche Organisati
onsformen innerhalb einer Organisation auch unterschiedliche Verhaltensweisen 
voraussetzen, was einzelne Individuen überfordem könnte. Darüber hinaus könnte 
das organisationale Lernen erschwert werden.

Personal und Führung
Um die Innovationsfahigkeit des Unternehmens zu verbessern, ist es notwendig, die 
Innovationsbereitschaft des einzelnen Mitarbeiters zu fördern bzw. anzuregen. An
ders gesagt: Der Mitarbeiter muß ausreichend für die Innovationsaktivitäten moti
viert und qualifiziert werden. Die Qualifizierung kann durch ein entsprechendes 
(fachliches) Weiterbildungsangebot oder durch die Vermittlung bestimmter Techni
ken (Brainstorming o. ä.) erreicht werden. Die Verbesserung der Motivation kann 
zum einen durch eine Erhöhung der materiellen Anreize (Prämien, Aufstiegsmög
lichkeiten) erfolgen, zum anderen aber durch eine bessere Gestaltung der physikali
schen Umgebung (z. B. Büro- bzw. Arbeitsplatzausstattung) und der sozialen Umge
bung (z. B. Art der Zusammenarbeit) (Schneider 1993). Allerdings ist bei allen An
strengungen, die Innovationsbereitschaft zu stärken, zu bedenken, daß es auch hier 
eine Dilemmasituation gibt (Thom 1994). A uf der einen Seite ist das Know-how der 
Beschäftigten bei Innovationsprozessen unverzichtbar, auf der anderen Seite be
fürchten diese - insbesondere bei Prozeßinnovationen -, durch ihre Mitarbeit ihre ei
gene Freisetzung zu beschleunigen.

Die Aufgabe der Führung beim Innovationsmanagement besteht zum einen darin, für 
die Rahmenbedingungen zu sorgen, die die Innovationsbereitschaft der Mitarbeiter 
stärken. Hierzu gehört auch, durch den geeigneten Führungsstil hierzu beizutragen: 
In der Innovationsliteratur herrscht dabei Einigkeit darüber, daß - zumindest in den 
schlecht strukturierten Phasen des Innovationsprozesses - ein kooperativer und par- 
tizipativer Führungsstil zu den besten Ergebnissen führt. Der Grund: Entscheidungs
prozesse werden moderiert und personelle Widerstände können durch Beteiligung 
abgebaut werden (Trommsdorff 1990). Eine weitere Aufgabe der Führung besteht 
darin, als Machtpromotor zu fungieren (Witte 1973), d. h. den Innovationsprozeß 
durch die hierarchische Stellung und Befähigung zu fördern. Hierdurch kann den
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Fachpromotoren (Experten) der Rücken freigehalten werden, um ihre Arbeit mög
lichst widerstandsfrei und problemlos zu erledigen.

Unternehmenskultur
Eine der ersten Untersuchungen, die die Bedeutung sogenannter "weicher" Faktoren 

1 für den Erfolg von Unternehmen untersucht hat, war die von Peters/Waterman 
! (1982) mit dem Titel "In search of excellence". Weitere Untersuchungen bestärkten 
[ dieses Ergebnis: Auch z. B. eine neuere Untersuchung von Thom (1994) kommt zu 
| dem Resultat, daß eine funktionierende Untemehmenskultur sehr wichtig für den 

späteren Innovationserfolg ist.

Die Unternehmenskultur vermittelt das Werte- und Bezugssystem eines Unterneh
mens, sie verleiht Führung und Beschäftigten eine gemeinsame Handlungs- und 
Zielorientierung. Hierdurch leistet sie einen Beitrag, um Abstimmungs- und Koordi
nationsprobleme in einem Unternehmen zu reduzieren. Sie fordert die Identifikation 

i der Beschäftigten mit "ihrem" Unternehmen und hat somit einen motivations- und 
| innovationsfördemden Effekt. Insbesondere die folgenden Eigenschaften einer Un- 
V ternehmenskultur können sich positiv auf die Innovationsbereitschaft auswirken: Of

fenheit hinsichtlich neuen Ideen und Informationen, Delegation von Verantwortung 
und Reduzierung von Kontrolle, Vertrauen und fairer Umgang miteinander, gemein
same Ziele und Werte sowie eine von allen Beschäftigten geteilte Zukunftsorientie
rung.

Deutlich wird, daß das Management von Innovationen ein überaus komplexer und 
schwierig durchzuführender Prozeß mit vielen beinflussenden Variablen ist. Insbe
sondere die unterschiedlichen Anforderungen, die im Verlauf des Innovationsprozes
sen an Führung und Beschäftigte gestellt werden, lassen viele Unternehmen schei
tern bzw. erst gar nicht an Innovationsaktivitäten herangehen. Anders ist es nicht zu 
erklären, daß die Kienbaum-Studie (1993) ein erhebliches Innovationsdefizit und 
damit ein erhebliches Manko im Innovationswettbewerb bei deutschen Unternehmen 
feststellen konnte. Vor allem im Bereich der Kreativität bzw. der Organisation von 
Kreativität sind unübersehbare Probleme festzumachen. Nicht ohne Grund äußert der 
Projektleiter dieser Studie: "Wir lösen die Probleme von morgen mit der Mentalität 
von gestern und den Werkzeugen der 60er Jahre" (WamS 19.12.93). Anders gesagt: 
Ein unzulängliches Innovationsmanagement - insbesondere in der schlecht struktu
rierten Phase der Ideenfindung - führt auch zu unzureichenden Innovationserfolgen.

5.2 Innovationsmanagement und neue Management- und Organisationskonzepte

Der fortschreitende Strukturwandel, die Globalisierung der Märkte und die Interna
tionalisierung der Konkurrenz stellt Unternehmen verstärkt vor Anforderungen wie 
größere Variantenzahlen und -Vielfalt, stärkere Kundenorientierung und ein hohes 
Maß an Reaktions- und Innovationsfähigkeiten. Dabei ist nicht mehr allein die Inno-
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vation selbst der Maßstab für den Erfolg, sondern auch die Zeit, die zwischen Ideen
findung und Markteinführung benötigt wurde (Stalk/Hout 1991).

Unter diesen Bedingungen erweisen sich die traditionellen tayloristischen Konzepte, 
deren Betonung auf Stabilisieren und Optimieren liegen, sehr schnell als unzuläng
lich. Gefragt sind vielmehr Konzepte, die auf Veränderungsfähigkeit und Lernfähig
keit ausgerichtet sind (Perich 1992, Senge 1990). Dabei sind folgende Tendenzen 
festzumachen: s

• Konzepte wie die fraktale Fabrik (Wamecke),\die Segmentierung der Fertigung 
(Wildemann 1992),^und lean management (Womack/Jones/Roos 1990) oder 
humanzentrierte Produktionssysteme (Lehner 1992) weisen darauf hin, daß 
schlagkräftige kleine Einheiten (Gruppen) mit ganzheitlichem Aufgabenzu
schnitt tayloristisch organisierten Großeinheiten überlegen sind.

• Die Diskussion um virtuelle Unternehmen (Belzer/Hilbert 1994, Da- 
vidow/Malone 1993) macht deutlich, daß die neuen Anforderungen die traditio
nellen Grenzen von Unternehmen verschwinden lassen zu Gunsten einer pro
jektbezogenen Integration von z. B. Kunden, Zulieferern oder auch For
schungseinrichtungen (vgl. hierzu auch: Rothwell 1993).

• Viele erfolgreiche Unternehmen zeichnen sich dadurch aus, daß Hierarchien 
und Kontrollen abgebaut wurden. Die Mitarbeiter verfügen nun über ein hohes 
Maß an Eigenverantwortlichkeit und über kreative Freiräume, was natürlich 
motivationssteigernd wirkt.

Alle vorgenannten Beispiele verweisen darauf, daß die Zukunft den kleinen, dezen
tralen, flexiblen, überschaubaren und in hoher Eigenverantwortung handelnden Ein
heiten gehören wird, die in der Lage sind, neue Aufgaben- und Problemstellungen 
sehr schnell zu lösen. Osterloh (1993) verweist darauf, daß dies auch Auswirkungen 
auf das Innovationsmanagement hat. Während in tayloristisch strukturierten Organi
sationen ein (zeit- und strukturbezogenes) Dilemma zwischen Kreativitätsförderung 
und organisatorischer Stabilität bestand, löst sich dieser Widerspruch bei neuen Ma
nagement- und Organsiationskonzepten (zumindest teilweise) auf, denn innovative 
Tätigkeiten und routinisierte Tätigkeiten sind nicht länger voneinander getrennt. 
Osterloh (1993) sieht allerdings auch die Gefahr, daß Gruppenstrukturen tendenziell 
zur Abschottung neigen, wodurch sich ein Dilemma zwischen struktureller Offenheit 
und kultureller Geschlossenheit entwickeln könnte. Es ist allerdings fraglich, ob bei 
verstärkt projektförmigen Arten der Zusammenarbeit diesbezüglich eine Gefahr be
steht.

5.3 Innovationsmanagement und IuK-Technologien

Die Innovationsfähigkeit von Unternehmen läßt sich nicht lediglich auf die Entwick
lung neuer Produkte oder Dienstleistungen reduzieren. Zur Innovationsfähigkeit ge
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hört auch, hinsichtlich von Verfahren und Organisationsstrukturen eine Vorreiterrol
le einzunehmen. Insbesondere wenn es um neue Management- und Organisations
konzepte geht, werden neuen Informations- und Kommunikationstechnologien eine 
wichtige Rolle zugesprochen: Ihre Nutzung in Verbindung mit den oben beschriebe
nen neuen Konzepten leistet einen wesentlichen Beitrag, Unternehmen schneller, 
flexibler und reaktionsfähiger zu machen (Bullinger/Fröschle/Brettreich-Teichmann 
1993, Osterloh 1993).

Die neuen Informations- und Kommunikationstechnologien haben allerdings nicht 
nur Auswirkungen auf Arbeitsprozesse und -abläufe, sondern können auch das Inno
vationsmanagement nachhaltig verändern. Dabei ergeben sich folgende Ansatzpunk
te (vgl. Bullinger/Fröschle/Brettreich-Teichmann 1993):

• Räumliche Entfernungen verlieren für den Zugriff auf Informationen an Bedeu
tung. Z. B. Forschungs- und Entwicklungsaktivitäten können daher an irgendei
nem Platz auf der Welt durchgeführt werden.

• Informationen aus der gesamten Organisation können in (fast) beliebigem Um
fang gespeichert werden und später zu jedem Zeitpunkt von jedem Organisati
onsmitglied abgerufen werden ("organisatorisches Gedächtnis").

• Höhere Übertragungsraten der neuen Informations- und Kommunikationstech
nologien sorgen für geringere Transaktionskosten (Informations- und Kommu
nikationskosten).

• Die Zusammenarbeit zwischen Partnern - auch über Zeitzonen hinweg - kann 
durch neue Informations- und Kommunikationstechnologien optimiert werden 
(z. B. simultanous/concurrent engineering).

Gerade in bezug auf die Erhöhung der Flexibilität, der Beschleunigung und der Er
weiterung des Know-how-Bedarfs bei Innovationsprozessen ergeben sich hier neue 
Chancen für die Verbesserung des Innovationsmanagements von Unternehmen:

• Unterstützt von neuen Informations- und Kommunikationstechnologien können 
sich über verschiedene Untemehmensstandorte hinweg sogenannte "knowledge 
networks" bilden, die sich aus Spezialisten zu bestimmten Themenbereichen 
zusammensetzen. Durch multimedial gestützte face-to-face-Kommunikation 
haben sie die Möglichkeit, auch komplexe und schlecht strukturierte Probleme - 
wie dies bei Innovationen häufig der Fall ist - von unterschiedlichen Standorten 
aus zu bearbeiten (Bullinger/Fröschle/Brettreich-Teichmann 1993).

• Neue Informations- und Kommunikationstechnologien machen es darüber hin
aus möglich, projektformig "virtuelle Unternehmen" oder "virtuelle Labors" 
(o. ä.) zu gründen (Belzer/Hilbert 1994, 1996, Davidow/Malone 1993). Kunden 
und Zulieferer sowie andere Know-how-Träger wie z. B. Forschung
seinrichtungen können hierüber in einen gemeinsamen Entwicklungsprozeß bei 
Innovationen eingebunden werden. Da die Zusammenarbeit projektformig und
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virtuell geschieht, kann sie nach Beendigung des Projekts problemlos aufgelöst 
werden.

• Durch den Einsatz von neuen Informations- und Kommunikationstechnologien 
sind nicht nur alle Informationen an (fast) allen Stellen auf der Welt verfügbar, 
sondern es ist auch möglich, daß von unterschiedlichen Stellen aus gemeinsam 
an einem Dokument gearbeitet wird. Auch dies ermöglicht die Kooperation von 
Know-how-Trägem an unterschiedlichen Standorten.

• Zudem besteht die Chance, von unterschiedlichen Standorten aus zu unter
schiedlichen Zeiten eine bestimmte Aufgabe zu bearbeiten. Hierdurch können 
Innovationsprozesse erheblich beschleunigt werden.

Insgesamt zeigen diese Beispiele, daß die neuen Informations- und Kommunikati
onstechnologien einen bislang noch kaum einschätzbaren Beitrag zur Beschleuni
gung und Flexibilisierung von Innovationsprozessen leisten. Dies kann nicht nur da
zu beitragen, das Innovationsmanagement zu erleichtern, sondern läßt auch die Frage 
nach Möglichkeiten DV-gestützter Innovationsmanagementsysteme laut werden.

6 Innovation und das Produktivitätsparadoxon

Während Produktivität, Wachstum und Beschäftigung in der Nachkriegszeit bis An
fang der 70er Jahre in allen OECD-Ländem deutlich zugenommen haben, ist etwa 
seit der Ölkrise ein Rückgang bzw. eine deutliche Verlangsamung der Entwicklung 
all dieser Faktoren zu verzeichnen. Dies widerspricht der Beobachtung, daß durchaus 
ein hohes Niveau der Entwicklung neuer Technologien, gerade auch in den letzten 
20 Jahren, festgestellt werden kann. Gemäß der ‘neuen’ Wachstumstheorie müßten 
diese Innovationen zu mehr Produktivität, Wachstum und Beschäftigung führen.

Zur Erklärung dieses Produktivitätsparadoxons15 liegen eine ganze Reihe theoreti
scher und empirischer Studien vor16. Die angeführten Gründe lassen sich zu zwei 
Argumentationssträngen zusammenfassen, die sich wechselseitig ergänzen:

• Erhebliche Meßprobleme führen dazu, daß bestimmte Entwicklungen der Pro
duktivitätssteigerungen und der Wettbewerbsfähigkeit von den verfügbaren 
Kennzahlen nicht erfaßt werden. So hat etwa der Einsatz von Informations- und 
Kommunikationstechnologien in vielen Fällen zu einer deutlichen Verbesse
rung von Faktoren wie Qualität, Durchlauf- und Reaktionszeiten, Kundennähe 
etc. geführt, die jedoch in den herkömmlichen Produktivitäts- und Wachstums
indikatoren nicht enthalten sind. Der Einsatz von Technologie in der Automo-

sog. ‘Solow Paradox’: Problem der Umsetzung gestiegener technischer Kapazitäten in ent
sprechende Produktivitäts- und Wachstumsentwicklung.

16 Für einen umfassenden Überblick und eine Zusammenfassung vgl. OECD 1996.
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bilindustrie hat beispielsweise ebenso zu einer wesentlich größeren Varianten
vielfalt geführt, wie die IuK Technologien völlig neue und differenziertere Tari
fe in der Versicherungswirtschafit ermöglicht haben. Beide Entwicklungen spie
geln sich aber nicht in Produktivitäts- und Wachstumskennziffem wider.

• Der zweite Erklärungsansatz zielt insbesondere auf Zeitverschiebungen. Damit 
der Einsatz neuer Technologien seine volle Wirkung auf Wachstum und Be
schäftigung zeigen kann, sind einerseits Anpassungsprozesse in Organisation 
und Qualifikation erforderlich, die häufig längere Zeit in Anspruch nehmen, als 
die technischen Entwicklungen. Andererseits zeigt sich die volle Wachstums
und Arbeitsmarktwirkung neuer Technologien nicht zum Zeitpunkt ihrer Erfin
dung, sondern erst bei einer massenhaften Verbreitung bzw. Diffusion in der 
gesamten Volkswirtschaft. Hierfür sind jedoch viele Anpassungsprozesse erfor
derlich, wie etwa die Verbreitung des Computers illustrieren kann. Bevor seine 
technische Innovation voll genutzt werden kann, müssen nicht nur große Men
gen an Software geschrieben, sondern auch Arbeitsorganisationen und Qualifi
kationen angepaßt werden. Erst mit einem entsprechenden ‘time lag’ entstehen 
daher Produktivitätsschübe, in deren Folge sich dann wiederum entsprechende 
Beschäftigungspotentiale eröffnen.

Beide Erklärungen für das Produktivitätsparadoxon werden durch wirtschaftsstruktu
relle Faktoren verstärkt. Die Entwicklung von der Industriearbeit hin zu Dienstlei
stungen (sowohl innerhalb von Industrieunternehmen als auch in Form sektoraler 
Verschiebungen) steigert die geschilderten Meßprobleme erheblich, da Dienstlei
stungsproduktivität mit den herkömmlichen Indikatoren ungleich schwerer erfaßt 
werden kann. Gleichzeitig erfordert die höhere Personalintensität von Dienstleistun
gen größere organisatorische Anpassungsprozesse als dies im industriellen Sektor 
erforderlich ist. Die Wirkungen von Innovationen werden dadurch später spürbar 
und sind schwerer zu messen.

Ein weiterer wirtschaftsstruktureller Faktor wird in der Beschleunigung des Struk
turwandels gesehen. Während lange Zeit die Anpassungen an Innovationen innerhalb 
des industriellen Sektors relativ stetig erfolgten und die Wirkungen dadurch leichter 
kompensierbar waren, fuhrt der schnellere Strukturwandel und der Übergang zu 
Dienstleistungssektoren zu höheren organisatorischen Anforderungen, die die erfor
derlichen Anpassungen verzögern können.

Bezogen auf die Innovationstypologie haben die Ausführungen zum Produktivi
tätsparadoxon zur Konsequenz, daß die kurz- und mittelfristigen Wachstums- und 
Beschäftigungseffekte der auf ‘get-ahead’ zielenden Strategien eher gering einzu
schätzen sein dürften. Bei den auf ‘keep up’ zielenden Innovationstypen können er
hebliche Wachstums- und Beschäftigungseffekte erwartet werden, die allerdings 
ebenso großen organisatorischen wie Qualifizierungsanforderungen gegenüberste
hen. Die auf ‘catch up’ zielenden Innovationstypen stoßen in den westlichen Indu
strieländern hingegen größtenteils auf erhebliche Schrumpfungsprozesse ganzer
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Sektoren, so daß sie zwar friktionelle Probleme mildem können, jedoch voraussicht
lich kaum größere Wachstums- und Beschäftigungswirkungen zeigen werden.
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Kapitel V

Neue Ansätze für Kooperationsnetzwerke 
auf dem Information Highway

Initiativen, Debatten und Beispiele für Good Practices auf dem Internet

1 Einführung

Das Internet als Infrastruktur der Informationsgesellschaft wächst mit atemberau
bender Geschwindigkeit. Nicht nur die Anzahl der Hosts, auch die Anschlüsse der 
privaten Haushalte nehmen immer noch im zweistelligen Bereich zu. 1996 konnten 
mehr als 50 Mio. Nutzer weltweit über das Internet kommunizieren. Die Wachstums
rate liegt bei fast 40 % jährlich, was einem Potential von über 250 Mio. Teilnehmern 
um die Jahrtausendwende entspräche. Die Anteile privater zu geschäftlichen Nutzem 
war bereits Anfang 1996 nahezu gleich groß. Diese, anfangs technisch
infrastrukturelle Entwicklung des Internet, eröffnet heute eine Fülle von Chancen: 
Online-Dienste im Internet stellen kostengünstige, transparente Netzplattformen für 
den weltweiten Austausch von Informationen, den globalen Handel von Dienst
leistungen und Produkten dar. Sie bieten damit für die güterproduzierende wie auch 
die Dienstleistungswirtschaft einen hohen Anreiz für Innovationsfortschritt. Alle 
führenden Wirtschaftsnationen sind sich darin einig, daß das Internet das aktuell ein
drucksvollste Beispiel für globale Informationsnetze ist und bereits heute neue Un
ternehmen, neue hochwertige Dienste und neue Arbeitsplätze entstehen läßt. Ganz 
gleich, ob diese Technologie in 10 Jahren abgelöst wird oder nicht, alle Industriena
tionen investieren heute in die Lernfelder, die auf der Basis des Internet entstehen, 
um daraus innovative, kreative Ideen für die Zukunft zu entwickeln.

Zielsetzung dieses Beitrags ist es, neue Ansätze für Kooperationsnetzwerke, die auf 
dem Internet diskutiert aber auch praktiziert werden, zu analysieren und anhand von 
einigen Beispielen Innovationsansätze darzustellen. Ausgangspunkt war es, einen 
internationalen Dialog im Internet für innovative Beschäftigungsansätze zu eröffnen 
und aus diesem Dialog kreative Ideen, Anregungen, Erfahrungen und Meinungen zu 
sammeln und auszuwerten. Ergänzt werden diese Innovationsideen durch die Be
schreibung aktueller Fallbeispiele, die auf Basis des Internet realisiert werden.

Punkt 2 setzt sich zunächst mit der Diskussion um einen generellen Wirkungszu
sammenhang von Innovation und Beschäftigung auseinander und formuliert an
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schließend Ansatzpunkte für ein erweitertes Innovationsmodell durch die intelligente 
Verknüpfung von Produkten und Dienstleistungen. Die gesellschaftlich-politische 
Debatte und ihre Aktionsprogramme um Beschäftigung durch Innovation wird im 
Internet von unterschiedlichen Moderatoren mit unterschiedlichen Rollen vorange
trieben, ein Überblick zu den Akteuren des politischen Innovationsprozesses, die den 
Dialog im Internet vorantreiben, wird in Punkt 3 gegeben. Welche neuen Ansätze für 
globale und regionale Kooperationsnetzwerke sich durch die Nutzung des Internet 
abzeichnen, wird exemplarisch anhand einiger Fallstudien in Punkt 4 gezeigt. Punkt 
5 zeigt Ansatzpunkte für die Innovation der Untemehmens-organisation in einer 
digitalen Welt auf. In Punkt 6 werden abschließend die wesentlichen Ergebnisse die
ser Internet-Debatte zusammengefaßt und Handlungs- sowie Forschungsfelder für 
eine Initiative “Beschäftigung durch Innovation” formuliert.

2 Innovation und Beschäftigung im Internet-Zeitalter

Flexibilität, Individualität und Geschwindigkeit sind zentrale Parameter für die Dy
namik von Produktion und Dienstleistungen:

• Die Anforderungen des Umfelds steigen und wirken bis weit in die eigene Or
ganisation hinein (Kunden-/Klientenorientierung),

• neue Leistungen und Produkte (Dienstleistungsinnovation, Electronic Business) 
sind gefragt und

• die Dynamik der eigenen Organisation nimmt zu (fließende Grenzen der Unter
nehmung, strategische Allianzen, Virtuelle- und Netzwerkuntemehmen, neue 
Lösungsmodelle und institutioneile Wahlmöglichkeiten z. B. in Public-Private- 
Partnership).

Diese Dynamik stellt Management und Mitarbeiter vor neue Herausforderungen: Wir 
befinden uns heute unzweifelhaft auf dem Weg in eine Gesellschaft, die geprägt ist 
von Wissen, Netzwerken und Interessensgruppen, in der die Beziehungen zwischen 
den einzelnen Akteuren ungleich komplexer sind als in traditionellen Industriege
sellschaften mit ihren klassischen zentralen Steuerungsmechanismen. Im “Zeitalter 
der Beschleunigung” (Paul Virillio) schreitet der Wandel durch Wissen und Netz
werke ungleich schneller voran, als in dem auf Ausgleich beruhenden “Zeitalter nach 
Ford” (Bild 1); “Being Digital” (Negroponte (1995)) wird zu einem neuen Leitbild in 
Wirtschaft und Gesellschaft.
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dominierender
Sektor

dominierender
Faktor

dominierende
Aktiva

dominierende

Institutionen
Landwirtschaft Boden Gebäude Stände

Handwerk/

Manufaktur

Arbeit Werkzeuge Klassen

Industrie Kapital Maschinen Bürokratien

Dienstleistungen Wissen Netzwerke Interessengruppen

Bild 1: Institutioneller W andel der W irtschaft

Gleichzeitig verabschieden wir uns von dem traditionellen Wachstumsmodell, das 
auf einem erhöhten Einsatz von Kapital, Arbeit oder Boden beruhte. Das Innovati- 
ons- und Wachstumstempo koppelt sich selektiv von den klassischen Produktions
faktoren ab; das Paradigma des “Idea-Driven-Growth” etabliert sich als neues 
volkswirtschaftliches Erklärungsmodell. “The emerging economy is based on ideas 
more than objects” (Paul Römer, Berater renomierter Computeruntemehmen, M.I.T- 
Professor und von Time, April 28,1997, S. 48). Wenn aber Wachstum durch Wissen 
und Netzwerke entsteht, so stellen sich neue Fragen wie

• Welche Rolle spielen Unternehmen bei der Entstehung und Durchsetzung neuer 
Ideen? Wie können Unternehmen ihre Position bezüglich dieses neuen Produk
tionsfaktors verbessern?

• Welche Rolle spielen Regierung und öffentliche Verwaltung bei Verbesserung 
der effizienten Allokation von Ideen? Wie können öffentliche Verwaltungen 
selbst an diesem neuen Wachstumsmodell partizipieren?

• Welchen Stellenwert hat zukünftig der Produktionsfaktor Arbeit in einer Welt, 
die von Ideen und Wissen getrieben wird? Welche neuen Organisationsformen 
von Arbeit und Einkommen sind notwendig, damit die Chancen des neuen 
Wachstumsmodells nicht durch einen “Job-less-Growth zunichte gemacht wer
den?

2.1 Innovation als Beschäftigungskatalysator?

Wachstum und Stabilisierung von Beschäftigung wird sich nicht allein durch neue 
Organisationsformen von Arbeit und Einkommen realisieren lassen. Innovation und
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Markterfolg in neuen Bereichen müssen einen Beitrag dazu liefern, zukünftige Be
schäftigungschancen zu sichern. Wenn wir heute Beschäftigungswachstum in der 
Wirtschaft feststellen können, so trifft dies nahezu ausnahmslos Dienstleistungsbe
reiche. Unzweifelhaft wird die Dynamik dieses Prozesses wesentlich von einer inno- 
vations- und wachstumsorientierten Güterindustrie mit angetrieben. Eine qualitative 
Analyse der erwarteten Wachstums- und Beschäftigungseffekte im Dienstleistungs
bereich auf der Grundlage der Forschungen im Rahmen der BMBF-Initiative 
“Dienstleistungen für das 21. Jahrhundert” (http://www.dl2000.de) zeigt die zukünf
tigen Wachstumsbereiche auf (Bild 2).

Zukunftsmärkte für Dienstleistungen
Push- & Pull-Faktoren (Auswahl):

Optimierung der Leistungstiefe

Produktionsfaktor Wissen

Technischer Fortschritt

Just-in-Tim e, Cocooning^

Ökonomisierung der Ökologie

Individualisierung der Lebensvorsorge

Demographie, Wellness

Convenience, Fun

Wachstumsfelder :

B u s in e s s  S er v ic es
Facility Management, F&E, Consulting, Sicherheit 

Brokerage/V erm  ittlung
Arbeits-, Informations- und Warenvermittlung

M edien & T elek  om m unikation
Multimedia Business Services, Fernbetreuung

M obilität & L ogistik
Intermocfsle Mobilitätsdienste, Home Delivery

Ö k olog ie
¿ ^  Recycling, Vermeidung &,Kontrolle, Handwerk

F in an zd ien stle istu n gen (n on ï;b an k in g) 
Allfinanz, Planung des Lebenseinkommens 

S o z ia  le. und G esu n d h e itsd ien ste
PPjHjgmy Jtr z A  i

ambulante Pflege, Fitness, Katastrophenschutz

Freizeit & E rholung
Wohnortnahe Freizeit- und Vergnügungszentren, 
Do-it-yourself, NGOs, Bildung

B ild  2: W ach stu m sb ere ich e  in den  D ienstle istungen

Trotz dieser Optionen in neuen Zukunftsmärkten sind die Zusammenhänge zwischen 
Innovation, Wachstum und Beschäftigung in der Internet-Debatte nicht unumstritten. 
Kontrovers diskutiert wurde im BMBF-Intemet-Dialogforum “Beschäftigung durch 
Innovation”1 deshalb das Innovationsverständnis, die zentralen Innovationshemm-

Das BMBF-Intemet-Dialogforum “Beschäftigung durch Innovation” wurde im April/Mai 
1996 konzipiert und realisiert. Eine Bewertung des Dialogforums hinsichtlich Erfolg muß dif
ferenziert betrachtet werden. Tatsächlich war der Beteiligungsgrad am Dialog enttäuschend 
gering. Einen repräsentativen Anspruch können die Ergebnisse daher nicht für sich beanspru
chen. Mögliche Erklärungsgründe hierfür sind:

http://www.dl2000.de
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nisse und damit die Rolle der Akteure, die den Innovationsprozeß vorantreiben 
(sollen). Die folgenden Thesen und Standpunkte der Experten fassen die Diskussion 
zusammen:

• Generelle Beschäftigungsförderung kann Innovationen nicht attestiert werden. 
Vielmehr scheinen Innovationen sekundäre Wirkungen über neue Arbeitsfor
men zu zeigen, die neue oder zusätzliche Beschäftigungsfelder eröffnen.

• Gesellschaftliche Dimension der Innovationsängste ist eine zentrale Barriere 
fü r  Innovation: “Innovation threatens existing market shares of firms, admini
strations and labour. (...) So voters elect governments which protect today's in
cumbent firms, bureaucracies and workers from the main consequences o f in
novation: loss of existing highly visible jobs and markets; and gain of future, 
but latent today, jobs and markets.” (Adrian Norman)

• Rechtliche Rahmenbedingungen sind eine Innovationshürde. Die Frage ihrer 
konkreten Gestaltung verbleibt jedoch in der Diskussion kontrovers. Demnach 
können Gestaltungsempfehlungen nicht generell getroffen werden, sondern er
fordern eine differenzierte Ausgestaltung. “Deregulation opens markets to in
novation and allows the creation of new jobs. History shows that new jobs 
created will outnumberold ones lost if  they are allowed to grow unhindered. (...) 
The solution does not lie in education, science and technology, which are easily 
available in the information society. It lies in removing the barriers to change.” 
(Adrian Norman) “There is a clear need for new mechanisms for social innova
tion and democratic accountability. Rather than de-regulation, but better regu
lation is what is needed.” (Martin Owen)

• Innovationsfähigkeit ist nicht an (rechtliche) Rahmenbedingungen geknüpft, 
sondern an die Fähigkeiten der Menschen kreativ und innovativ zu handeln. 
“Firms are not innovative, people are. It was possible to be innovative in a con
centration camp as a reading of Primo Levi would indicate. Changing and 
moulding your environment is part o f being human ... not part of this mythic 
market, which itself is a human construction.” (Martin Owen)

Das Dialogforum hat in erster Linie die strategischen Ebenen der Wissenschaft, Politik und 
Wirtschaft als Adressaten. Der Nutzerkreis des Internets in Deutschland ist jedoch eher in den 
privaten und operativen Bereichen zu finden, denn im Professoren- und Managementkreis.

Geringe Verbreitung und damit auch schwerer Marktzugang von Diskussionsforen in 
Deutschland und im Speziellen von wissenschaftlich ausgerichteten Dialogforen.

Positiv kann festgehalten werden, daß der überwiegende Anteil der Beiträge von den Diskus- 
sionsteilnehmem konstruktiv für die Initiative war. Dies ist für aktuell realisierte Diskussions
foren eher ungewöhnlich. Kritisch bleibt festzuhalten, daß die Diskussion, von wenigen Aus
nahmen abgesehen, überwiegend technisch getrieben war. Soweit es sich feststellen läßt, 
kommen die Teilnehmer überwiegend aus dem wissenschaftlichen Umfeld.
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• Technisch- bzw. produktgetriebene Innovationen sind kein geeignetes Beschäf
tigungsmodell für die EU und Deutschland. “There is a popular perception that 
innovation has to do with new high tech product invention. This certainly is to 
be included in the definition of innovation in the context of employment as new 
products becoming widely accepted on the market certainly create employment 
in all terms - see e.g. web software products such as browsers and the effects on 
growing related companies such as Netscape. But, and I think that is a most im
portant observation, such approach in most cases and at large has not worked 
successfully in Europe and in specific not in Germany; this employment creati
on mechanism is rather the domain of our collegues in the US.” (Gunter Koch, 
Head o f European Software Institute (ESI))

• Erweitertes Innovationsmodell im Zeitalter der Informationsgesellschaft ist 
notwendig. “... if  you define innovation as a novel configuration o f all consti- 
tutents of either a product or a service as could be new ways o f distributing pro
ducts or could be packaging a service together with a product, then the loop clo
ses between such innovative business model and the related new job profile.” 
(Gunter Koch, Head o f Euroepan Software Institute (ESI)

Dieses erweiterte Innovationsmodell, das einen Zusammenhang zwischen Informati
onsnetzwerken, Produkt und Dienstleistung formuliert, spricht u. E. einen zentralen 
Schlüsselfaktor für neue Wachstumsimpulse an. Wachstum wird sich nur dann ein
stellen, wenn es gelingt, den Mehrwert von Produkten und Dienstleistungen durch 
“Intelligenz” zu erhöhen. Das Internet liefert hierfür vielfach die Infrastruktur.

Innovationsidee aus dem BMBF-Internet-Dialogfarum “Beschäftigung 
durch Innovation”

Beschäfti
gungsfeld:

Beschäfti
gungsthese:

Ansätze für 
Innovation:

Projektbeispiele:

Aktionsfelder für 
die Initiative:

Non-Profitorganisationen

Die Verstärkung von Produktinnovationen im Beschäfti
gungsfeld Non-Profitorganisationen verspricht direkte Be
schäftigungspotentiale z. B. durch neue Tätigkeitsfelder 
sowie sekundäre Beschäftigungseffekte in der überbetrieb
lichen Wertschöpfungskette (Finanzdienste, Design, Soft
wareentwicklung etc.)

Neue Potentiale durch Entwicklung neuer Geschäftsfelder 
und Dienstleistungen, Erweiterung der überbetrieblichen 
Wertschöpfungsketten

FC Barcelona “Design neuer Informationsdienstleistungen”

Beschäftigungspotentiale und Produktinnovationen für 
Non-Profitorganisationen
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2.2 Intelligente Produkte und Dienstleistungen

Bei traditionellen Produkten ist ein Gutteil des Wertes an den materiellen Wert oder 
den unmittelbaren Aufwand, der für die Produktion notwendig war, gebunden. Das 
intelligente Produkt dagegen realisiert einen kundenindividuellen Nutzwert, d. h. es 
zeichnet sich durch eine hohe Anpassungsfähigkeit gegenüber den Kundenwünschen 
aus. Das Produkt kann selbst mit Intelligenz ausgestattet sein, z. B. in Form digitaler 
Informationen oder bestimmter Werkstoffeigenschaften (vgl. Davis, Botkin 1995), 
oder es kann in ein intelligentes Umfeld - als immaterielle Add-On's - eingebettet 
sein.

Beispielhaft kann für ein intelligentes Umfeld ein Servicekonzept aus dem Ma
schinenbau geschildert werden (Bild3). Ziel dieses Konzeptes ist es, für inter
nationale Service-Stützpunkte ein intemetbasiertes Service Management und Sup
port System zu entwerfen, das den gesamten Service-Zyklus von der Installation 
über Inbetriebnahme, Schulung, Diagnose, Wartung bis hin zur Instandhaltung um
faßt. Bestandteile sind neben der Vernetzung der Service-Stützpunkte und der Ein
richtung verteilter Service-Datenbanken, die Vereinheitlichung der technischen Do
kumentation sowie die Erprobung neuer Telekooperationslösungen zwischen 
Stammwerk, Stützpunkt und dem Serviceexperten vor Ort und die Einführung intel
ligenter Lösungen für Ferndiagnose und Selbstcheck der Maschine.

Stammwerke

Expertennetzwerk
(Telekooperation)

Stützpunkte

_Produktdefinition_ 
& Styleguides

_Teleservices
(Fernbetreuung)

Multimediale
Dokumentation
• Installation
• Betrieb
• Diagnose
• W artung
• Schulung

Add-On-Produkte

B ild  3: In te rn e t-S e rv ices  im  M a sch in en b au

Das Beispiel illustriert den Trend der Verschiebung der Wertschöpfung zu Gunsten 
von vor- und nachgelagerten Dienstleistungen. Analog gilt dies für Dienstleistungs
produkte wie Finanz- oder Software- und Systemdienstleistungen, wo Beratung und
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Kundenkontaktmanagement zunehmend den Markterfolg bestimmen werden. Die 
Rolle von Dienstleistungen als “Systemführer” bei kombinierten Produkt-Dienst- 
leistungsangeboten bestimmt zunehmend auch den technologischen Innovationsfort
schritt bei Gütern und Produkten. Die “Prodies” und “Diepros” (Produzenten- 
Dienstleister und Dienstleister-Produzenten (Volkholz 1997) symbolisieren eine 
Welt, in der nicht mehr der Wert der Ware den ausschlaggebenen Anreiz für ein Ge
schäft ausmacht, sondern der systemische Nutzwert aus Produkt und Dienstleistun
gen. In diesem Angebotskomplex übernehmen die Dienstleistungen die Systemfüh
rerschaft: Bezahlt wird beispielsweise in der Mobilkommunikation für die Dienst
leistung, Produkte wie Mobiltelefone sind Zugaben, die entweder als optischer An
reiz fungieren oder Zugangsbarrieren beseitigen und aufbauen helfen (Handy- 
Standards).

TV Produkt FahrzeugeMans von GM 
M ktions- und Dienst-1‘ V  
ltEndpreis des FahrzeugsW

tioni Dienstleistung J bW P
Wo) (50%)
% )  Marketing (2?/o);;}n]En 
^  Datenverarbeitu

in! Irland & E 
^̂ Stynngi&S

leistui

i (7%) \ 
ichland

»nstrulKomponente 
(17%) /
in Japan /

Marktsjtr; 
Banken,j Lieferservi

verkel
Tran^lMontage 

(29%) 
in Südkorea

¡stung in der  
pduktion

D ien stle istu n g  
jilität
ju^wert wird zukünftig nicht 
esittdes Fahrzeugs sein, 
brn die Transportleistung von 

A pach B. ¿1B.

Bild 4: S y s tem fü h re rsch a ft d e r  D ien stle is tu n g  M o bilitä t

Die “Dienstleistung Mobilität”, d. h. intermodale Transportdienstleistungen von A 
nach B, wird perspektivisch die Systemführerschaft gegenüber dem Fahrzeugbau 
übernehmen (Bild 4). Bereits heute sind in der Leitbranche Fahrzeugbau ein großer 
Teil der Wertschöpfung in den Dienstleistungen gebunden. Vielmehr aber werden in 
Zukunft die Dienstleistungen die Führungsrolle übernehmen, wenn der Fahrzeugver
trieb in Mobilitätsdienstleistungen wie Car-Sharing, Home-Delivery, intermodale 
Mietservices (z. B. Smart-Car am Bahnhof) geht, die von Online-Buchungs-, General 
Positioning- und Geographischen Informationssystemen unterstützt werden. Es steht 
zukünftig nicht mehr das “Produkt Fahrzeug” im Mittelpunkt, sondern der Kunde 
von morgen, der an der umfassenden “Dienstleistung Mobilität” interessiert ist.
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Die folgenden Beiträge zu Produkt- und Serviceinnovationen aus dem BMBF- 
Intemet-Dialogforum “Beschäftigung durch Innovation” geben weitere Anregungen 
zum Themenbereich “Intelligente Produkte und Services” :

Innovationsidee aus dem  BM BF-Internet-Dialogforum  “Beschäftigung 
durch  Innovation”

Zielgruppe Mikrountemehmen (<10  Mitarbeiter, dies sind 93 % der 17
Millionen KMUs in der EU)

Internet-A dresse http://www.i-way.co.uk/~storrs/

“L aboratory  for M icro Enterprises” by John  S to rr

Beschäftigungs- Mikrountemehmen zählen zu den Organisationsmodellen
these der Zukunft. Um ihre Untemehmensentwicklung zu fördern

und zu stabilisieren sind neue Dienstleistungen notwendig, 
um diesen Bedarf zu decken.

W as ist LM E?

Initiatoren

Ziele

Kooperations
s tru k tu r

H istorie

Projekte

LME ist ein unabhängiger F&E-Dienstleister in Großbri
tannien mit dem Ziel, Mikrountemehmen Supportleistungen 
im Bereich des organisatorisch-technischen Managements 
anzubieten.

Die Firma LME entstand aus einem von der EU geförderten 
Projekt.

Verbesserung der Wettbewerbsfähigkeit von Mikros.

Angebot von Supportleistungen, für die in Mikros meist 
weder das Kapital noch das Know-How verfügbar ist.

Initiierung von Lernprozessen, um Mikros zu “Centers o f 
Excellence” zu fuhren.

projektbezogene Kooperationen mit KMUs 

1995 gegründet

Eines der sogenannten “Flaggschiffe” des Unternehmens ist 
das “Computer Craftmanship” Projekt, das von der EU ge
fördert wird. Ziel ist es ein Werkzeug für Handwerker im 
Bereich “Computer Aided Design and Manufacture” zu 
entwickeln und zu erproben.

http://www.i-way.co.uk/~storrs/
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Projektidee Automatisches Stromhandelssystem

Ingenieurbüro Christoph Müller

Internet-A dresse Auszug aus http://ourworld.compuserve.com/Homepages/ 
christoph_ mueller_ibm

Beschreibung ASTROHS steht für Automatisches STROmHandelsSy-
stem. Es ist ein Energiemanagementsystem, bei dem das 
Verhältnis zwischen Angebot und Nachfrage den aktuellen 
Preis bestimmt. Damit der ASTROHS-Betreiber (z. B. 
Stadtwerke, EVU, Energieabteilung in Firmen ...) ein ge
sundes Eigeninteresse entwickelt, das System möglichst gut 
am Laufen zu halten, wird mit unterschiedlichen Preisen für 
An- und Verkauf des Stroms gearbeitet. Damit ergibt sich 
für den Betreiber eine Handelsspanne, mit der er Gewinne 
für seine Dienstleistung (Netzinstandhaltung, Ausbau, Re
gelmechanismen ...) erzielen kann. Gesucht werden aktuell 
Firmen, Gemeinden und EVUs, die bereit sind, eine Initial
zündung für die breite Durchsetzung der regenerativen 
Energien machen zu wollen.

3 M oderatoren und A kteure des Innovationsprozesses im Internet

Das Internet ist bislang ein in weiten Teilen ungeregelter Marktplatz für Information, 
Kommunikation und Transaktion. Dennoch bilden sich zunehmend Online- 
Communities heraus, die unter definierten Themenstellungen elektronische Markt
plätze als Internet-Plattform anbieten (vgl. Armstrong, Hagel 1996). Die Suche nach 
Moderatoren und Akteuren, die Initiativen zum Thema “Beschäftigung durch Inno
vation” unter politischen, gesellschaftlichen oder wissenschaftlichen Gesichtspunk
ten vorantreiben, erweist sich als schwierig - mangels entsprechender Angebote. Wer 
darüber hinaus gehofft hatte, daß das Internet nicht nur als Informationsquelle für 
dieses Thema fungiert, sondern auch als interaktives Diskussionsplattform, um sol
che Innovationsprozesse mit Hilfe neuer Technologien und Dienste voranzutreiben, 
sieht sich enttäuscht. Die folgende Zusammenstellung liefert eine Übersicht über 
Initiativen und stellt eine Reihe von Akteuren vor.

Innovationsidee aus dem BMBF-Internet-Dialogforum “Beschäftigung
durch Innovation”

http://ourworld.compuserve.com/Homepages/
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3.1 Politik und öffentliche Verwaltung

In Europa ist derzeit die Europäische Union der überragende Akteur auf dem Inter
net mit der Vorstellung ihrer geförderten Initiativen und Programme, die auf dem 
Hintergrund des “White Paper on Growth, Competitiveness and Employment” 
(http://europa.eu.int/en/record/ white/c93700/contents.htm) und des “Green Paper on 
Innovation” initiiert wurden (http:// www.cordis.lu/gmpaper.htm). Grundlage für die 
EU, sich im Jahre 1994 mit dem Thema “Initiativen für zukünftige Beschäftigungs
möglichkeiten” auseinanderzusetzen, waren die sich europaweit sehr dramatisch und 
sehr rasch verschlechternden wirtschaftlichen Rahmenbedingungen und Beschäfti
gungsentwicklungen, denen keine sich selbst generierenden neuen Wirtschaftspo
tentiale gegenüber standen. Im Zuge dieser Initiative bildeten sich zum einen zahl
reiche Ausschüsse, Gremien und Arbeitsgruppen, die direkt von der EU unterstützt 
werden und Einzelaspekte der Initiative konkretisieren und in direkte Handlungs
empfehlungen und Forschungsprogramme für die EU aufsetzen. Strategische Ziel
setzung dieser Initiativen sind

• wirtschaftliche Verbesserung (z. B. Reduzierung der Lohnnebenkosten),

• regionale und lokale Entwicklung durch Projekte vor Ort,

• soziale Beweggründe (z. B. Eingliederung von Benachteiligten auf dem Ar
beitsmarkt).

In den Vereinigten Staaten nehmen insbesondere das Handels- und Außenhandels
ministerium der Regierung eine federführende Rolle bei Initiativen zum Problemzu
sammenhang Beschäftigung durch Innovation ein. Beispielhaft genannt seien hier 
das Comittee for Economic Development, das 250 Wirtschaftsmanager und Bil
dungsexperten zusammengeführt hat, das sich mit dem Thema “American Works 
and Economic Change” auseinandersetzte und Empfehlungen für Handlungs- und 
Forschungsfelder aussprach (vgl. Committee for Economic Development 1996):

• Schaffung eines Umfeldes für Wachstum, insbesondere durch Senkung des 
Haushaltsdefizits des Staates, Forcierung der Öffnung der internationalen 
Märkte für die Exportwirtschaft und arbeitnehmerorientierte Regulierung des 
Arbeitsrechts,

• Investitionen in Humankapital, insbesondere im Bereich der Weiterbil
dung/Persönlichkeitsentwicklung und Forcierung praxisbezogener Ausbil
dungssysteme,

• Erweiterung der wirtschaftlichen Möglichkeiten, insbesondere Arbeitschancen 
für Geringqualifzierte,

• Erleichterung der Anpassungsmöglichkeiten der Arbeitnehmer an den wirt
schaftlichen Wandel,

http://europa.eu.int/en/record/
http://www.cordis.lu/gmpaper.htm
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• Verbesserung der sozialen Sicherungssysteme.

Weiteres Beispiel ist die Federal Trade Comission, die seit 1995 Hearings zum The
ma “Global/Innovation Based Competitions” durchfuhrt (http://www.ftc.gov/opp/- 
gic.htm).

In Japan ist neben dem MITI insbesondere das Post- und Telekommunikationsmini
sterium aktiv im Rahmen der Initiative “Reforms towards the Intellectual Creative 
Society o f the 21st Century”, das - unter Federführung des Telecommunications 
Council - im Mai 1996 einen ersten Entwurf eines mittelfristigen Umsetzungsplans 
entwickelt hat.

Darüber hinaus gibt es regionale Initiativen, die in der Regel von kommunalen Ein
richtungen initiiert und mit der Einrichtung eines Ausschusses mit regionalen Vertre
tern vorangetrieben werden. Beispiele für diese regionalen Initiativen sind:

• Action Plan for Innovation in the Ottawa-Carleton Region, Kanada: “Linking 
Local Innovation and Entrepreneurship for Global Leadership”,

• (http://www.corpserv.nrc.ca/corpserv/ocedol.html),

• Victoria's Capital City Policy, Australien: “Increasingly, innovation and 
knowledge are the keys to future economic growth, the modem city 's economic 
health and its ability to be”,

• (http://www.yarra.vicnet.au/Nmelstrat2a.html).

Eine nationale Initiative des Bundesministeriums fü r  Bildung, Wissenschaft, For
schung und Technologie wurde von den Teilnehmern des BMBF-Intemet- 
Dialogforums ’’Beschäftigung durch Innovation” durchweg positiv beurteilt: 
“Having said all of that, it is only by constantly encountering and struggling with 
problems and old habits that they are overcome, so it is good to see the initiative of 
the German Federal Ministry for Education, Science, and Technology” (David Nap- 
per, Director Associated Danish Enterprises). Die Teilnehmer des BMBF-Intemet- 
Dialogforums wollen jedoch auch Lernprozesse initiieren und verknüpfen mit dieser 
Initiative Handlungsempfehlungen:

• KMUs haben innerhalb der EU keine Lobby bei der Definition von wirtschafts- 
oder forschungspolitischen Initiativen und Programmen. Es sollten Wege ge
funden werden, wie diese Interessen eingebracht werden können, (vgl. David 
Napper, Director Associated Danish Enterprises).

• Die Innovations- und Entscheidungsdynamik in politischen bzw. öffentlichen 
Institutionen muß den Anforderungen der Wirtschaft angepaßt werden.

• Innovationsfelder müssen marktgetrieben sein, nicht politisch herbeigeführt 
werden. “While innovation is generally market driven, in countries like Ger
many the research - source o f innovation (especially basic research) is political
ly driven” (Andy Pieniazek).
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• Neue effiziente Wege und Formen des Innovationstransfers sind zu überdenken. 
“So 'technology transfer' was invented and about 1000 technology transfer 
centres have been established in Germany. The efficiency o f these is minimal, 
but the new 'science' have been established - 1 call it 'technology transfer engi
neering'. This as a matter of fact resulted in adding additional barriers instead of 
loosening them” (Andy Pieniazek).

3.2 Intermediäre Organisation

Im Zuge der politischen Initiativen beschäftigen sich in vielen Ländern intermediäre 
Organisationen mit der Konkretisierung der Initiativen durch die Definition von ei
genen Aktionsfeldern, Stellungnahmen und Diskussion mit den politischen Akteuren 
und den Kundengruppen sowie der ersten Umsetzung der Aktionsfelder. Typisch für 
die Umsetzung auf dem Internet ist insbesondere das Angebot von Informations
netzwerken für die Kunden. Gemeinsam ist diesen Initativen, daß sie eine branchen- 
bzw. zielgruppenorientierte Auseinandersetzung mit dem Thema verfolgen.

Beispielhaft genannt sei hier “The Employment Initiative of the European Social 
Fund”. Diese Initiative wurde initiiert vor dem Hintergrund des “White paper on 
Growth, Competitiveness and Employment” und des “White paper on Social Po
licy”. Die Initiative hat besonders solche Personengruppen im Visier, die auf dem 
Arbeitsmarkt eine Benachteiligung erfahren, z. B. Jugendliche ohne Berufsabschluß, 
Alleinerziehende, Wieder-Berufseinsteiger. Bei diesem Vorhaben, das bis Ende 1999 
läuft, sollen sich z. B. lokale und regionale Verwaltungen, Gewerkschaften, Frauen
gruppen, Universitäten, Nicht-Regierungs-Organisationen etc. angesprochen fühlen. 
(http.7/europa.eu.int/en/comm/dg05/esf/ initiati /now/now.htm)

Innovationsidee aus dem BM BF-Internet-D ialogforum  “Beschäftigung 
durch Innovation”

Beschäfti- Zw eiter A rbeitsm arkt am Beispiel Behindertenwerkstät-
gungsfeld: ten

Ansätze fü r  In- Stärkung des Innovationspotentials in Behindertenwerkstät-
novation: ten, Aufbau von Innovationspools durch (über-) regionale

Vernetzung, Strategien zur Markteinführung

A ktionsfelder fü r Innovationspool Behindertenwerkstätten 
die Initiative:
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3.3 Wissenschaft & Forschung

Die Einrichtungen aus Wissenschaft und Forschung agieren auf dem Internet nach 
unserem Befund eher passiv beim Thema “Beschäftigung durch Innovation”. Wer 
vermutet hatte, daß gerade diese Gesellschaftsgruppe das Themenfeld interaktiv vor
antreibt auf dem Information Highway, sieht sich enttäuscht. Die Mehrheit der Inhal
te zum Thema Innovation und Beschäftigung auf Seiten der Forschung betreffen In
formationen über Forschungsbereiche der Institute zu diesem Themenkomplex und 
Literaturhinweise. Darüber hinaus gibt es zahlreiche assoziierte Forschungszentren 
für Auftragsforschung, Sonderforschungsbereiche, Forschungsberichte und -Studien 
sowie Arbeitsgruppen. Drei Beispiele hierfür sind:

• Innovation Research Centre IRC, Kanada

Das IRC ist ein Forschungszentrum der Michael G. DeGroote School o f Busi
ness, McMaster University Hamilton in Ontario/Kanada und wurde 1990 ge
gründet. Forschungsfeld ist “Innovationsmanagement für Unternehmen”, das 
durch anwendungsorientierte Auftragsforschung mit Unternehmen bearbeitet 
wird. Zusätzlich gesponsert wird das IRC durch Dupont Canada Inc., Nortel, 
The Society of Management Accountants of Ontario, The Royal Bank o f Cana
da und The DeGroote Family. Das Innovationsverständnis des Centers lautet 
“For the purposes o f the activities within the Innovation Research Centre, inno
vation is defined as both as process and as result. The complete process of in
novation involves a set o f activities and a sequence of events that begin with an 
idea and end with the innovation's adoption or reduction to practice. As such, all 
innovations involve change for an organization. The result of innovation can 
involve a new product, a new service, a new practice/process and/or a new 
technology.” (http://irc.mcmaster.ca/irc/irc.html)

• Fishman Davidson Center for Service and Operationsmanagement, United Sta
tes

Dieses Center ist ein Forschungszentrum der Wharton School, University of 
Pennsylvania. Forschungsfeld ist der Paradigmenwechsel in der post
industriellen Gesellschaft. Seine Mission ist es, die Volkswirtschaften für 
Dienstleistungen zu sensibilisieren und die wirtschaftliche Entwicklung und den 
Innovationsfortschritt allen Akteuren durch makro- und mikroökonomische 
Daten transparent zu machen. Das Zentrum hat es sich zur Aufgabe gemacht, 
weltweit eine Informationsplattform für Dienstleistungsuntemehmen zu reali
sieren. Darüber hinaus wird eine “Service Research Network” umgesetzt, in 
dem die verschiedenen Interessengruppen eine Kooperationsplattform für For
schungsthemen und -projekte erhalten. Die Aktivitäten des Centers werden 
durch Workshops und Seminare ergänzt. Die zentralen Forschungsthemen sind: 
Kundenorientierte Integration von Dienstleistung und Produktion, Beziehungen

http://irc.mcmaster.ca/irc/irc.html
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in Zulieferketten (Benchmarking, interne/externe Koordinationsformen), Mana
gement der Produktvielfalt.

• The Working Group on Innovation, Großbritannien

Die Veranstaltungsreihe “Prince of Wales Innovation Seminar”, die von der 
Working Group on Innovation, des “Centre for Exploitation of Science and 
Technology” in Oxford, England durchgeführt wird, analysiert die wirtschaftli
chen Rahmenparameter Großbritanniens und erarbeitet Handlungsempfehlun
gen und Aktionsfelder für zukunftsorientierte Innovationsstrategien des Landes. 
(http://www.cest.org.uk/CEST/ Innovation/strengths.html)

3.4 Privatwirtschaftliche Initiativen

Privatwirtschaftliche Initiativen zum Suchkomplex Beschäftigung und Innovation 
sind bei der Recherche im Internet nur vereinzelt zu finden. Weitaus interessanter 
und lehrreicher sind im privatwirtschaftlichen Bereich realisierte Kooperationsnetz
werke auf dem Internet (siehe Kapitel 4 und 5). Die wenigen privatwirtschaftlichen 
Beschäftigungsinitiativen, die auf dem Internet anzutreffen sind, sind meist Aktivitä
ten von Privatpersonen oder 1-Personen-Untemehmen und es bleibt die Frage offen, 
wie wirksam diese Aktivitäten sind. Beispiel für eine privatwirtschaftliche Initiative 
ist “Die internationale Kampagne zur Arbeitschaffung” mit dem Ziel, ein internatio
nal einheitliches Informations- und Auswertungssystem für Arbeitsmarktdaten zu 
realisieren (http://www.ffc.se/users/s-1415/norge/deindex.html). Dies soll durch die 
Gewinnung von Mitgliedern, die sich in einem Netzwerk zusammenschließen und 
regelmäßig mikroökonomische Arbeitsplatzzahlen zuliefem, umgesetzt werden.

4 Ansätze für globale und regionale Kooperationsnetzwerke auf dem Inter
net

4.1 Trends in der Vernetzung von Akteuren und Innovationsideen

Kooperative Strategien sind eine der wesentlichen zukünftigen Antworten auf die 
Herausforderung der zielgerichteten Markt- und Kundenorientierung. Diese sind in 
Zukunft nicht mehr primär darauf ausgerichtet, das eigene Produkt bzw. die Dienst
leistung zu verkaufen, sondern müssen auf eine "win-win"-Situation (beide - Kunde 
und Anbieter sollen den maximalen Gewinn erzielen) fokussieren. Wettbewerb und 
Kooperation heißt deshalb auch das Schlagwort, unter dem sich ansonsten konkurrie
rende Unternehmen zu strategischen Allianzen zusammenfinden. Die Veränderungen 
im Käuferverhalten und die Chancen zur besseren Erschließung und Management 
von Ressourcen erzwingen beispielsweise die Entwicklung einer internationalen 
Standortstrategie für Forschung und Entwicklung, aber auch für die regionale Zu
sammenfassung von Vertriebsaktivitäten, die nur in Kooperation mit Partnern effi

http://www.cest.org.uk/CEST/
http://www.ffc.se/users/s-1415/norge/deindex.html
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zient und effektiv organisiert werden kann. Es eröffnet sich insbesondere für kleine 
und mittlere Unternehmen die Chance, durch die Kooperation mit Dienstleistern bei
spielsweise im Vertrieb oder im Marketing die Oberfläche gegenüber den Kunden zu 
vergrößern. Gleichzeitig wird es für viele Unternehmen erst über elektronische 
Märkte möglich, im internationalen Maßstab projektbezogen Know How, Dienstlei
stungen oder Produkte einzukaufen oder gemeinsame Planungs- und Beratungspro
jekte (z. B. Design- oder Softwareprojekte) in globalen Kooperationen durchzufüh
ren.

„Lead Partner"
■g . Full-Service Custoi
„Source“ „Enäbler“ P r o c e s s e « —
Individuelle Produktion Marketing-und Pre- 
in Wachstumsmärkten Sales-Services

gering
Zugril
cost-F ircen

Ir
(nach Kasra Ferdows^l 997, verändert)

%
Bild 5: V erte ilte  K o m p e ten zen  in K o o p era tio n sn etzw erk en
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Diese Unternehmen, die die Kompetenz besitzen, im Internet-Zeitalter erfolgreich zu 
agieren, vertrauen nicht allein auf ihr internes Know How, sondern sind in der Lage, 
neue Lösungen im Beziehungsgeflecht von Lieferanten, Abnehmern, Forschem und 
Designern zu entwickeln. Dabei können die internen und externen Partner beim De
sign neuer Dienstleistungen unterschiedliche Funktionen übernehmen (Bild ̂ .  Ins
besondere in neuen unsicheren Märkten spielt “Premarket Competition” beispiels
weise durch Allianzen und Partnerschaften zur Absicherung eines späteren Markter
folges eine wesentliche Rolle. Es geht hier aber auch um operative Fragen, wie ver
teiltes Wissen durch Knowledge Engineering Tools und Teleworking Services in In
novationsnetzwerken ausgetauscht und gebündelt werden kann.
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Innovationsidee aus dem BMBF-Internet-Dialogforum “Beschäftigung
durch Innovation”

Beschäfti
gungsfeld:

Beschäfti
gungsthese:

“sterbende " Industrieregionen am Beispiel Brandenburg

Regionale Beschäftigung wird durch den Aufbau neuer, in
terregionaler Kooperationsnetzwerke entlang einer Wert
schöpfungskette bzw. eines geschlossenen Stoffkreislaufes 
stabilisiert.

Ansätze fü r  In- Kopplung interregionaler Kemkompetenzen, Reorganisati- 
novation: on der inner- und überbetrieblichen Wertschöpfungsketten,

Konzepte für internationale Innovationsnetzwerke

A ktionsfelder fü r  Aufbau interregionaler Produktionscluster 
die Initiative:

KMU verspüren einen verstärkten Druck zur Intemationalisierung, um ihre Wett
bewerbsfähigkeit zu stabilisieren und neue Märkte zu öffnen. Allerdings haben sie 
spezifische Probleme, die Intemationalisierung ihres Geschäftes erfolgreich zu ver
wirklichen. Der Kostendruck bei personalintensiven Tätigkeiten und die Vermark
tung ihres spezifischen Wissens in Zukunftsmärkten motiviert aber viele KMU zu 
diesem Wagnis. Die Hauptprobleme kleiner Unternehmen sind die Belastung kriti
scher Ressourcen, wie qualifiziertes Personal und Investitionsmittel, die für die auf
wendige Analyse internationaler Märkte, dem Marketing in diesem und der Suche 
nach geeigneten Kooperationspartnern belastet werden müssen.
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Beschäfti- KMU, insbesondere neugegründete bzw. sich im Aufbau
gungsfeld: befindliche KMU

Problemlage: Innovationsprozesse - und damit auch Existenzgründungen
- in KMU scheitern nicht nur an fehlendem Eigenkapital, 
sondern auch an fehlenden Spezialisten, die KMUs in der 
Gründungs- und Aufbauphase zur Stabilisierung beraten.

Beschäfti- Für die Stabilisierung von KMUs müssen Innovations- und
gungsthese: Lernprozesse besser organisiert und begleitend unterstützt

werden.

Ansätze für In- Organisation ständigen Lernens, Weiterentwicklung des 
novation: OE-Prozesses vom Pionier zum stabilen KMU, Lösungsan

sätze für überbetriebliche Möglichkeiten zur Nutzung von 
Spezialisten.

Aktionsfelder für Innovationsorientierte Personal- und Organisationsentwick- 
die Initiative: lung für KMU.

Der Entscheidungs- und Informationsbedarf von KMU, die den Schritt zur Intema- 
tionalisierung wagen wollen, wird von der öffentlichen Hand heute nur unzureichend 
und aufwendig befriedigt. Neben einer Verbesserung des Informationsflusses mit 
öffentlichen Institutionen und Verbänden, der auf die Bedürfnisse von exportorien
tierten KMUs zugeschnitten ist, könnte zukünftig Unterstützung und Hilfe auch von 
privaten neuen “Full-Service-Globalisierungsdienstleistem” kommen - als neues Ge
schäftsfeld auch für KMUs (“Intemet-Kooperations-Broker”). Eine erfolgreiche 
Verbesserung dieser Randbedingungen wird die in der Region ansässigen KMUs 
wirkungsvoll unterstützen und damit die Standortbindung und -attraktivität fördern. 
Gerade im Zusammenhang mit dem Export von Produkten und Dienstleistungen ist 
zu erwarten, daß zusätzliche Exportchancen im Bereich hochqualifizierter, know- 
how-intensiver Dienstleistungen entstehen, z. B. Markterkundung, Markteinführung, 
Produktwerbung, aber auch von produktbezogenen Montage- und Serviceleistungen.

Innovationsidee aus dem BMBF-Internet-Dialogforum “Beschäftigung
durch Innovation”
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Innovationsidee aus dem BMBF-Internet-Dialogforum “Beschäftigung
durch Innovation”

Beschäfti
gungsfeld:

Problemlage:

Beschäfti
gungsthese:

Ansätze fü r 
novation:

Aktionsfelder 
die Initiative:

KMU

Klein- und Mitteluntemehmen aus Regionen mit wirt
schaftlicher Instabilität und sozialer Desintegration stehen 
in einem Wettbewerb mit Großunternehmen und großstädti
schen Dienstleistungszentren. Die Strategie der Großunter
nehmen bezieht Marktaufteilung und -absprachen, Koope
ration untereinander auf verschiedenen Gebieten sowie 
"global sourcing" ein. Klein- und mittelständische Unter
nehmen hingegen bewegen sich häufig im ruinösen Kon
kurrenzkampf. Damit sind dort vorhandene Innovationen 
bzw. Innovationsansätze gefährdet oder von vornherein 
zum Scheitern verurteilt.

Innovationskräfte von KMU können gestärkt werden durch 
den Aufbau zwischen- und überbetrieblicher KMU- 
Kooperationen

In- neue Kooperationsformen für KMU zur gemeinsamen Op
timierung betrieblicher Ressourcen und Funktionen

fü r Entwicklung und Organisation von regionalen KMU- 
Kooperationsnetzwerken

Die Produktlandschaft von Gütern und Dienstleistungen wird dabei immer mehr von 
Informationsprodukten dominiert. Entwicklung und Verkauf immaterieller, an BITs 
gebundener statt "atomarer" Produkte wird wichtige Zukunftsmärkte beherrschen 
(vgl. Negroponte 1995). Informationen in digitaler Form können ohne Qualitäts
verlust gelagert, transportiert und weiterverarbeitet werden. Die Digitalisierung der 
Informationsprodukte und -prozesse führt zu einem Im- und Export von Dienstlei
stungen in bisher nicht gekanntem Ausmaß. Unter der Devise Think global, act local 
können neue Märkte erschlossen und klassische Standortbindungen bei der Ressour
cenallokation überwunden werden. Die Footloose-Industries der Informations
gesellschaft sind die Vorreiter eines Trends, der bis weit in traditionelle Produktions
und Dientleistungsbereiche reicht.
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Innovationsidee aus dem BMBF-Internet-Dialogforum “Beschäftigung
durch Innovation”

Beschäfti
gungsfeld:

Beschäfti
gungsthese:

Regionale Produktionscluster

Beschäftigung ist an solchen Standorten stabil, wo ein 
dichtes Netz von intraregionalen Kooperationen zwischen 
Klein- und Großbetrieben in einem Netzwerk verbunden 
sind

Ansätze fü r In- Infrastrukturen für kreative Regionen, Bindung flüchtiger 
novation: Dienstleistungen oder “footloose industries” durch regiona

le Vernetzung

Projektbeispiele: New York (Silicon Alley), Südfrankreich (Sophia Antipo- 
lis), Katalonien, Glasgow/Schottland

Aktionsfelder fü r  Entwicklung intraregionaler Kooperationsnetzwerke, Un- 
die Initiative: tersuchung raumbezogener Aspekte der Innovations- und

Beschäftigungsentwicklung

Bei der Internet-Recherche über Fallbeispiele für neue Ansätze von Kooperations
modellen stößt man weltweit heute auf eine Vielzahl insbesondere regionaler Pro
gramme und Projekte. Darüber hinaus finden sich auch Ansätze für Branchen- und 
Zielgruppen-Initiativen. Die folgenden, strukturiert dargestellten Fallbeispiele, ste
hen nur exemplarisch für eine wachsende Anzahl von globalen wie regionalen Ko
operationsnetzwerken, bei denen heute das Internet die treibende Technologie bildet.

4.2 Regionale Initiativen

Typisch für die Mehrzahl der regionalen Initiativen ist, daß sie in der Regel politisch 
getrieben sind und häufig noch im Stadium einer Willensbekundung sind. Die fol
genden Fallbeispiele zählen zu den Pionieren beim Aufbau regionaler Communities 
im Informationszeitalter und ermöglichen deshalb erste Aussagen über Beschäfti
gungseffekte. Typisch für den Entwicklungspfad des Aufbaus regionaler Kooperati
onsmodelle ist zunächst die Realisierung eines “Elektronischen Marktplatzes” als 
offenes Kooperationsnetzwerk auf dem Internet, das in einem ersten Schritt die Zu
sammenführung regionaler Akteure organisiert.
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4.2.1 Lernende Region “Smart Valley”

Region Silicon Valley ist eine High-Tech-Region in Nord-
Califomien im Bereich Informations- und Kommunikati
onstechnologien, Software und Anwendungen

http://smart-valley.com

Smart Valley ist ein privatwirtschaftliches Kooperations
netzwerk von Unternehmen, die aus dem JOINT 
VENTURE, eine Initiative von über 1000 führenden Mana
gern und Angestellten der Privatwirtschaft, Forschung und 
öffentlichen Institutionen aus Silicon Valley, entstanden ist. 
Vision dieser Gemeinschaft ist es, eine regionale Informati
ons-Infrastruktur in Silicon Valley aufzubauen und Anwen
dungen für alle regionalen Partner zu entwickeln.

Smart Valley kann als regionales Pilotfeld der Umsetzung 
der Information Society Initiative der amerikanischen Re
gierung betrachtet werden, auch wenn es keine Kooperati
onsabsprachen oder -Vereinbarungen dazu gibt. Weltweit 
gilt Smart Valley als Vorreiter in der Entwicklung einer re
gionalen Informationsinfrastruktur und innovativer Regio
naldienste.

In itiatoren Im Gegensatz zu den zahlreichen regionalen Initiativen, die
häufig Top-Down von Regierungsstellen oder einzelnen 
Unternehmen initiiert sind, verfolgt Smart Valley eine 
Bottum-Up-Strategie mit einem offenen, jedoch regional 
begrenzten Netzwerk. Einen vergleichbaren Weg verfolgt z. 
B. auch MassNET in Massachusetts.

Förderlich für diese Initiative war sicherlich Silicon Valley 
mit seinen vorhandenen Infrastrukturen, dem vorhandenen 
Kapital und den Eigeninteressen der ansässigen Wirtschaft, 
ein regionales Anwendungsfeld und Testbed für die selbst 
produzierten Produkte zu schaffen.

Smart Valley Inc., der regionale Provider, ist eine Non- 
Profit-Organisation, die - in Zusammenarbeit mit Unter
nehmen aus Nordkalifomien, regionalen Regierungsstellen 
und ihren Mitgliederorganisationen - die Mission umsetzen

Internet-A dresse

W as ist S m art 
Valley?

http://smart-valley.com
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Ziele

Koopera
tionsstruktur

will, die Lebensqualität in der Region zu verbessern durch 
den Ausbau der Infrastrukturen sowie die Entwicklung von 
regionalen Diensten voranzutreiben.

Die Mission der Smart Valley Initiative ist es, die Region 
zur weltweit führenden Region des Informationszeitalters 
weiter zu entwickeln. Smart Valley hat es sich zur Aufgabe 
gemacht, Enabler bzw. Promotor zu sein, mit dem Ziel die 
unterschiedlichen Interessengruppen zusammenzubringen 
und konkrete Projekte zu initiieren, voranzutreiben und zu 
betreuen. Ganz bewußt sollen nicht einzelne Zielgruppen 
oder Themenfelder angegangen, sondern das breite Spek
trum regionaler Dienstleistungen entwickelt und eingesetzt 
werden. Die strategischen Geschäftsfelder der Initiative 
sind:

• Bildung und Erziehung

• Gesundheitswesen

• Regierungsstellen

• Bürger/Community

• Business

Die Smart Valley Initiative wird von derzeit 78 lokal an
sässigen Unternehmen getragen, die als Mitglieder die 
Smart Valley Inc. finanziell tragen und darüber hinaus un
entgeltlich Aufgaben wahmehmen:

• Festlegung regionaler Strategien und Aktivitäten

• Mitglied in Projektkommittees in beratender Funktion

• Promotorenrolle, Public Relations

• Beratung mit Regierungsstellen und anderen Interessen
gruppen

Die Serviceorganisation Smart Valley Inc. beschäftigt 12 
festangestellte Mitarbeiter und zahlreiche Volontäres. 1995 
war die Firma mit einem Funding von $ 1 Million ausge
stattet. Die Betriebskosten werden von den Mitgliederge
bühren sowie Schenkungen getragen. Öffentliche Gelder 
erhält Smart Valley nicht. Einige Projekte erhalten jedoch
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öffentliche Zuschüsse.

Inzwischen haben sich um die Smart Valley Initiative eine 
ganze Reihe weiterer Kooperationen konfiguriert, die in 
spezifischen Anwendungsfeldem Zusammenarbeiten. Bei
spiel ist die BAMTA (Bay Area Multimedia Technology 
Alliance) oder das Stanforder World Internet Center (s.u.).

Smart Valley wurde 1994 ins Leben gerufen.

Smart Valley unterstützt regionale Projekte, die in einem 
der strategischen Geschäftsfelder liegen. Mitarbeiter von 
Smart Valley stellen die Organisation bereit und die laufen
de Begleitung der Projekte. Projekte, die vom Management 
Board als signifikant im Hinblick auf ihren Einfluß auf das 
Leben, Lernen und Arbeiten in der Region bewertet werden, 
erhalten den "flagship"-Status. Diese Projekte erhalten den 
vollen Support:

• technische und betriebswirtschaftliche Beratung

• Unterstützung beim Aufbau von Kooperationspartner
schaften

• Finanzielle sowie Sachresourcen

• Zugriff auf Smart Valley Volontäres

• Unterstützung beim Start-up

• Public Relations

Die laufenden flagship-Projects sind:

• Smart Schools (Education)

• Smart Schools NetDay (Education)

• Smart Permitting (Govemement)

• Telecommuting (Business)

• Public Access Network (Community)
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4.2.2 Medienregion “SiliconA lley”

Region New York, Manhattan, insbesondere das Stadtviertel SOHO
(ehemalige Industrieregion für die produzierende Industrie).

Internet-A dresse: keine gemeinsame Adresse, am besten über: 
http://www.totalny.com

W as ist Silicon Silicon Alley ist - in Anlehnung an die Silicon Valley - die
Alley? “Kunst”-Bezeichnung für eine Stadtregion bzw. regionales

Produktionscluster in New York, in der sich in den vergan
genen drei Jahren eine Vielzahl kleinerer Unternehmen im 
Bereich “New Media” angesiedelt haben oder kurz formu
liert: das “Multimedia Mekka der USA”. Im Gegensatz zur 
High-Tech-Region Silicon Valley sind in Silicon Alley 
Dienstleister angesiedelt, die Contents entwickeln, produ
zieren und vermarkten. Mittlerweile haben sich weitere 
Unternehmen entlang der Medienproduktionskette angesie
delt wie Finanzdienstleister, Technologieanbieter, Berater, 
Jobvermittler etc.. Aktuell verstärken zunehmend auch die 
Big Player wie IBM, Microsoft, Oracle, Apple ihre Aktivi
täten in New York und eröffnen Niederlassungen in Silicon 
Alley.

Interessant in diesem Zusammenhang scheint, daß diese 
Wirtschaftsregion - im Gegensatz zu Silicon Valley - sich 
bis heute unter keiner gemeinsamen Federführung zusam
mengefunden hat, sondern ein offenes Netzwerk für 
Dienstleister und Technologielieferanten rund um das The
ma “Neue Medien” sind. Auch heute noch ist Silicon Alley 
ein Dschungel von Einzelkämpfem, Interessengruppen, die 
sich unter kein Dach fassen lassen und sich nach außen in
dividuell präsentieren.

Ziele Es gibt keine formulierten gemeinsamen Ziele, sondern
ausschließlich betriebswirtschaftliche Einzelziele.

Initiatoren keine Initiatoren, Entwicklung über regionale Rahmenbe
dingungen (siehe Historie).

http://www.totalny.com
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Koopera
tionsstruktur

Zielgruppen

Historie

Die Kooperationsstruktur ist geprägt von kleinen Firmen 
entlang der Wertschöpfungskette Medienproduktion. Die 
Firmengründer sind meist Abgänger der Universitäten oder 
ehemalige Manager und Mitarbeiter aus den TIME- 
Industrien.

Direkte Kooperationen mit Regierungsstellen sind nicht 
bekannt. Es gibt jedoch eine enge Verzahnung mit den 
Ausbildungseinrichtungen z. B. durch Praktika sowie mit 
öffentlichen Bildungs- und Kultureinrichtungen wie Biblio
theken oder Museen.

Die Kunden befinden sich in erster Linie in New York 
(Entertainment, Publishing, Finanz, Berater), zunehmend 
aber auch im gesamten U.S. Markt sowie im Ausland.

In den 80er Jahren verlagerten die Fortune 500 Unterneh
men sukzessive ihre Produktionsstandorte vor die Stadt
grenzen New Yorks. Ca. 100.000 Arbeitsplätze gingen New 
York dabei verloren. Zurück blieb eine Infrastruktur aus 
alten Industriegebäuden. Die Entwicklung zu einer neuen 
prosperierenden Wirtschaftsregion setzte erst vor etwa 3 
Jahren ein. Der Großteil sind Neugründungen, zahlreiche 
Finnen haben jedoch auch ihren Hauptsitz von anderen 
Wirtschaftsregionen der USA nach Silicon Alley verlagert. 
Gründe für die sich amöbenhaft entwickelnde Wirtschafts
region sind:

• Konzentration von Medien-, Entertainment- und Tele
kommunikationsindustrie als wichtige Kundengruppe für 
neue Mediendienste (SONY, Time Warner, Bertelsmann, 
Hearst etc.).

• Steuervergünstigungsprogramm für High-Tech-Firmen, 
die sich in Manhattan ansiedeln.

• Vielzahl und Vielfalt an Universitäten, Forschungsein
richtungen (Wirtschaftswissenschaften, Informatik, 
Kunst, Musik, Film etc.).

• Offene Kultur, kreatives Potential (“New York has the 
deepest and most diverse pool of intellectual Capital
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anywhere. That's the primary ingredient for new media” 
Brian T. Homey, Business Week vom 30.1.1995).

K urze Bewer- In den vergangenen zwei Jahren haben sich in Silicon Alley
tung 1.100 kleine Dienstleister angesiedelt mit einer Beschäfti

gungszahl von 18.000 Mitarbeitern. Silicon Alley ist ein 
anschauliches Fallbeispiel für das Zusammenwirken von 
Infrastrukturbedingungen, Entrepreneurship und regionale 
Kooperationsmodelle zur Umsetzung eines regionalen 
Leitbildes “Neue Medien”.

4.2.3 Electronic Mall Bodensee

Region Region Bodensee (Deutschland, Schweiz, Österreich)

Internet-A dresse: http://www.ebn.net

W as ist die 
Electronic M all 
Bodensee?

Die “Electronic Mall Bodensee” dient als eine “virtuelle, 
offene Plattform” für Wirtschaft und Gesellschaft primär 
aus dem Raum Bodensee (Deutschland, Schweiz, Öster
reich). Über diese Plattform können Waren und Dienstlei
stungen von jedermann jederzeit angeboten und nachgefragt 
werden. Zugleich bildet das “Bodensee-Netz” einen Platz 
des Zusammentreffens und des Informationsaustausches, 
insbesondere für Teilnehmer der Region untereinander.

In itiatoren Das Projekt der Electronic Mall Bodensee ging aus einer
gemeinsamen Initiative des KIGA St. Gallen und des Insti
tuts für Wirtschaftsinformatik (IWI) an der Hochschule St. 
Gallen hervor. Die Kommission Wirtschaft der Internatio
nalen Bodenseekonferenz (IBK) hat die Schirmherrschaft 
übernommen. Neben dem IWI und dem KIGA sind die 
weiteren Kooperationspartner der Lehrstuhl für Informati
onswissenschaft an der Universität Konstanz und das Vor
arlberger Technologietransferzentrum (Vttz).

http://www.ebn.net
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Ziele

K oopera
tionsstruk tu r

Zielgruppen

• Standortqualität: Die Region Bodensee bzw. die angren
zenden Kantone und Bundesländer liegen in Randregio
nen der jeweiligen Länder. Die sich daraus ergebenden 
Standortnachteile sollen durch die Etablierung elektroni
scher Märkte auf Basis telematischer Infrastrukturen ab
gebaut werden.

• Erfahrungsvorsprung für globale Spielregeln: Es soll die 
Chance genutzt werden, die neuen Formen des Wirt- 
schaftens in der Informationsgesellschaft an führender 
Stelle mitzugestalten und einen Erfahrungsvorsprung ge
genüber anderen Regionen aufzubauen. Nur auf diese 
Weise ist gewährleistet, daß die Region selbst den ge
wünschten steuernden Einfluß auf die Entwicklungen be
hält.

• EMB Förderverein seit Juni 1996: Mitglieder der kom
munalen Einrichtungen der internationalen Bodensee
konferenz mit der Aufgabe der Förderung der Entwick
lung und Realisierung der Mall.

• EMB GmbH seit Juni 1996: verantwortlich für Aufbau, 
Organisation und Betrieb der Mall, Zusatzdienste für 
Anbieter auf der Mall.

• Verträge mit Anbietern der Mall.

• Kooperationsvereinbarungen angestrebt, z. B. mit kon
kurrierenden regionalen Marktplätzen, die sich in der 
Region im Aufbau befinden: z. B. Vorarlberg Online, 
Südkurier Online.

Die Electronic Bodensee Mall stellt einerseits eine Mall im 
engeren Sinn für den privaten Endkunden (Konsumenten) 
dar, andererseits stellt sie Infrastrukturen für die Geschäfts
abwicklung von Unternehmen, insbesondere kleiner und 
mittlerer (KMU), bereit. Die Zielgruppen sind in erster Li
nie:

• Unternehmen aus allen Branchen, vor allem kleine und 
mittlere (KMU), für Anwendungen des Electronic Com
merce.

• Staatliche und öffentlich-rechtliche Institutionen und
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Kurze Bewer
tung

Verbände, sowie Bildungs- und Forschungseinrichtun
gen.

• Alle privaten Haushalte der Region.

Zur “Eröffnung” der Electronic Mall Bodensee am 21. Juni 
1995 wurden in einem ersten Schritt Anwendungen reali
siert, welche primär die Präsentation von Unternehmen er
möglichen. In weiteren Schritten sollen diese erweitert und 
durch Produktkataloge ergänzt werden. Sukzessive wird die 
Electronic Mall Bodensee in kommerzielle Strukturen über
führt. Spätestens 1999 soll die Electronic Mall Bodensee 
kommerziell selbsttragend sein.

Zentrale Dienste, die heute auf der Mall bereitstehen, sind: 
Einkäufen, Business, Technologie, Bildung und Beruf, 
News und Medien, Land und Leute, Städte und Gemeinden, 
Kultur und Unterhaltung. Zusatzdienste sind: Datenbankzu
griffe, Bestellsysteme, Accounting über Kreditkarte.

Die Mall zählt heute im deutschsprachigen Raum zu den 
bekanntesten Pionieren elektronischer regionaler Markt
plätze, verfolgt bislang jedoch eher einen technisch getrie
benen Ansatz eines offenes Netzwerks von Einzelakteuren. 
Die Mall ist demnach, wie ihr Name schon sagt, heute noch 
eher ein elektronisches Schaufenster, denn ein neuer Ansatz 
für regionale Kooperationsmodelle.
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4.2.4 Manitoba “State o f  Innovation”

Region Manitoba, Kanada

Internet-A dresse http://www.eitc.mb.ca

W as ist die Mo- Die Innovationsoffensive von Manitoba hat die Mission, "to 
nitoba “State of promote and enhance a climate o f entrepreneurship, inno- 
Innovation” ? vation and technological development that spurs respon

sible economic growth for the benefit o f all Manitobans."

Initiatoren  Initiator ist die EITC, Economic Innovation and Technolo
gy Council, die 1992 gegründet wurde. Sie besteht aus 35 
Mitgliedern aus Wirtschaft, Bildung und Wissenschaftsein
richtungen und anderen Interessengruppen. Der Council 
berät direkt das Economic Development Board o f Cabinet 
unter Vorsitz des Premiers von Manitoba.

Ziele Zielsetzung der Initiative ist es, die Innovationsfähigkeit
und wirtschaftliche Entwicklung der Region zu verbessern
und zukunftsorientiert voranzutreiben. Mit dem Ziel,

• Innovation und Innovationsprozesse meßbar transparent 
zu machen und

• Sensibilität für ein umfassendes Innovationsverständnis 
in der Region zu schaffen, insbesondere auch für den Zu
sammenhang zwischen Innovation, Wohlfahrt und lang
fristigem Wirtschaftswachstum.

Konkrete Aufgaben des EITC sind:

• ein Forum für Beratung und Dialog für alle Akteure an
zubieten,

• die Regierung im Bereich Innovation zu beraten,

• Handlungsempfehlungen für die Stimulierung von Inno
vation and technischer Kommerzialisierung auszuspre
chen,

• Sensibilisierung des privaten Sektors für Innovationsak

http://www.eitc.mb.ca
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tivitäten.

Zielgruppen Angesprochen sind alle Akteure der Region.

Historie 1992 wurde das EITC gegründet.

Projekte Das EITC verfugt über ein Budget, mit dem innovationsori-
entierte Aktivitäten unterstützt werden. Weitere konkrete 
Einzelaktionen, die initiiert werden, sind:

• Entwicklung eines regional-spezifischen Instrumentari
ums zum Monitoring und Messen des Innovationsfort
schritts (Benchmarks),

• Etablierung und Durchführung von Benchmarking bei 
den regionalen Akteuren,

• Entwicklungsstrategien zu einer intelligenten, wissens
gestützten Region,

• Identifikation von Innovationsstrategien für die Region.

Konkrete Ergebnisse und Effekte werden übers Internet 
nicht publiziert, deshalb lassen sich über Beschäftigungsef
fekte keine Aussagen treffen. Die Projektaktivitäten sind 
jedoch bereits so konkret, daß eine ausführlichere Untersu
chung interessante Ergebnisse erwarten ließe.

4.3 Branchen- und Zielgruppen-Initiativen

Fallbeispiele für Branchen- und Zielgruppen-Initiativen, die mehr als elektronische 
Informationsdienste bieten, stehen zwar am Anfang der Entwicklung, erfahren je 
doch eine zunehmende Verbreitung. Bekannte Beispiele in Deutschland sind ein 
Global-Engineering-Network eines großen Engineering-Dienstleisters in Deutsch
land, die Realisierung einer Online-Börse für gebrauchte Investitionsgüter sowie ein 
Einkaufsnetzwerk eines Einzelhandelsuntemehmens. Diese Kooperationsnetzwerke 
haben häufig einen regionalen Bezug, sie operieren jedoch zunehmend auch global. 
Typisch ist, daß diese in der Regel privatwirtschaftlich organisierten Kooperations
netzwerke häufig über das Internet nicht frei zugänglich sind, sondern geschlossene 
Nutzerkreise adressieren (“Extra-Nets”).

K urze Bewer
tung



4.3.1 “Professional Telecommunity Stanford World Internet Center

Standort

Internet-Adresse

Was ist das 
Stanford World 
Internet Center?

Initiatoren

Ziele

Silicon Valley, Californien, USA 

http://www.swic.com

Das Stanford World Internet Center (SWIC) ist ein Unter
nehmen, das Pionier im Aufbau und Betrieb einer globalen 
“Professional Community” für die Innovatoren im Infor
mationszeitalter ist. Dadurch erarbeitet das SWIC die 
Grundlagen bei der Bildung globaler und virtueller Koope
rationsnetzwerke rund um den Globus. Aus diesen Lemfel- 
dem entstehen Methoden und Technologien, die den Teil
nehmern den Transfer in ihren eigenen Kooperationsbezie
hungen ermöglichen soll.

Gegründet wurde das Center im November 1996 von 4 Pri
vatpersonen, die vor dem Hintergrund ihrer Lebensläufe 
zum einen Kompetenz aus der universitären Forschung als 
auch Anwendungskompetenz aus ihren privatwirtschaftli
chen Aktivitäten in das Unternehmen eingebracht haben.

Ziel ist es, eine weltweite businessorientierte Telecommuni
ty für Internet-Innovatoren aufzubauen und zu betreiben. 
Die Untemehmensmission im Einzelnen:

• Weltweite Katalysatorrolle für internationale privatwirt
schaftliche Kooperationen,

• Nutzung des Internet als Plattform, um persönliche glo
bale Arbeitsbeziehungen aufzubauen und zu verstärken,

• Beschleunigung der Anwendung neuer Technologien in 
der Informationsgesellschaft,

• Schaffung von Wertschöpfung für die Sponsoren: sicht
bare Führerschaft, Kundenloyalität, wachsende Märkte, 
globale Wahrnehmung, neue Produkte und Services oder 
strategische Nutzenpotentiale,

http://www.swic.com
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Zielgruppen

Projekte

Kern des SWIC ist der wachsende Kreis von Sponsoren mit 
der Deutschen Telokom AG als Hauptsponsor. Sponsoren 
sind sowohl Anwender- als auch Anbieteruntemehmen aus 
dem Internet Business Segment, die je  nach dem Dienstlei
stungsangebot des SWICs zwischen 200.000 $ (Executive 
Sponsor) bis 20.000 $ (Associate Sponsor) jährlich an Ge
bühren bezahlen.

Darüber hinaus wird ein frei zugänglicher Online- 
Community-Marktplatz bereitgestellt, mit der Möglichkeit 
zur Teilnahme an Diskussionsgruppen, regelmäßigen vir
tuellen Treffen.

Zielgruppen sind Unternehmen und Organisationen, „which 
are taking a leadership position in the creative application 
of new Internet paradigms“.

Das SWIC bietet anwendungsoreintierte Forschungsprojek
te und Beratungsleistungen in folgenden Geschäftsfeldem 
an:

Kooperationslabor: Lemfeld für den Aufbau und Betrieb 
professioneller Online-Communities, Organisation und 
Durchführung von virtuellen Meetings und Diskussions
gruppen.

„Think Tank“ : Forschungsarbeiten und -austausch im Be
reich kultureller, sozialer und wirtschaftlicher Aspekte der 
Informationsrevolution in weltweit organisierten Projekt
teams.

„Showcase“ : Promotion für die Sponsoren, Showcase für 
die Zukunft der Informationsgesellschaft, insbesondere aus 
der Silicon Valley Region, physikalischer Treffpunkt für 
Qualifizierung, Informationsaustausch, Knüpfung von Ge
schäftsbeziehungen.



4.3.2 “Intelligent Building Rudin Management Center

Standort

Internet-Adresse

Was ist Rudin
Management
Center?

Initiatoren

Ziele

Koopera
tionsstruktur

New York, Manhattan 

http://www.55broadst.com

Das Rudin Management Center ist ein privatwirtschaftlich 
betriebenes Dienstleistungszentrum in New York, das un
terschiedliche Anbieter der TIME-Industrien in einem 
High-Tech-Gebäude beherbergt. Das Center bietet Raum 
für etwa 8.000 Arbeitsplätze.

Das Angebot an die Dienstleister, ihren Dienstleistungs
standort in diesem Gebäude anzusiedeln, ist die Bereitstel
lung einer High-Tech-Infrastruktur und Support- 
Dienstleistungen mit dem Werbeslogan “Just Plug In”, die 
sich insbesondere für Unternehmen aus dem Bereich Mul
timedia Business eignen.

Gründer und Betreiber ist der Immobilienmakler William 
C. Rudin. Bei der Entwicklung des Centers gab es darüber 
hinaus Sponsoren aus öffentlichen Institutionen, Universitä
ten und der Wirtschaft.

Ziel des Rudin Management Centers ist es, Unternehmen 
aus den TIME-Industrien entlang der Wertschöpfungskette 
Medienproduktion für eine Standortbindung in Manhattan 
bzw. in diesem Gebäude zu gewinnen.

Für die Stadt Manhattan war es darüber hinaus Ziel, da
durch im räumlichen Umfeld der Wall Street weitere 
Dienstleister wie Händler, Agenturen, Restaurants und 
Shops anzuziehen, die eine wirtschaftliche Belebung dieser 
Stadtregion ermöglichen.

Das Center ist im weitesten Sinne vergleichbar mit Techno
logiezentren in Deutschland, allerdings privatwirtschaftlich 
geleitet von der Firma Rudin und mit High-End-

http://www.55broadst.com
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Technologie ausgestattet, so daß ausschließlich Dienstlei
ster rund um die Medienproduktion dort ansässig sind. Die 
Kooperationsbeziehungen zwischen den Unternehmen sind 
offen organisiert bzw. in der Regel projektabhängig.

Dienstleister entlang der Medienproduktionskette, die 
High-Tech-Infrastruktur und -support benötigen für

• die Medienproduktion,

• die Nutzung als Testbed für New Media Anwendungen,

• die Nutzung als Information Highway mit anderen 
Standorten.

37 Verträge wurden bislang unterzeichnet, 12 weitere Ver
träge stehen kurz vor der Unterzeichnung. Damit sind ca. 
60 % der 400.000m2 vermietet. Vertreten sind dort bei
spielsweise SUN Microsystems, Comell University und 
Prosoft.

Rudin Management investierte im Jahr 1995 15 Millionen $ 
in den Umbau eines 30-stöckigen Bürogebäudes zum “New 
York Information Technology Center”, mitten im Finanz
viertel Manhattans. Förderlich für diese Initiative war das 
Steuerbegünstigungsprogramm für Immobilien in Manhat
tan. Der Mietpreis betrug 1995 $15 pro m2. Heute beher
bergt das Gebäude Mikrountemehmen, kleine und mittlere 
Unternehmen sowie Niederlassungen großer Dienstlei
stungsorganisationen.

Die Dienstleistungen des Rudin Management Centers sind:

• Bereitstellung einer High-Tech-Infrastruktur wie z. B. 
LAN-Glasfaserverkabelung, Satellitenkommunikation, 
High-Speed-Intemet-Access, High-Speed voice, video 
and data transmission,

• 24-Stunden-Facility Management.

• Durch den Ausbau des Gebäudes zu einem Intelligent 
Building entstehen für die Unternehmen geringere Infra
struktur- und Energiekosten. Die Steuererspamis beläuft 
sich auf 50 % in den ersten 3 Jahren, 33,3 % im vierten



Jahr und 16,7 % im fünften Jahr.

4.3.3 “Erfindernetz”: Inventorlink

Standort London, England

Zielgruppe Zielgruppe sind Erfinder bzw. Anbieter von Produktinno-
vationen sowie die Abnehmer von Innovationen.

Internet-A dresse http://london.globalnews.com/inventorlink.index.htm.

W as ist Inven- Inventorlink ist ein privatwirtschaftlicher Dienstleister, der
torlink? Erfindern und Abnehmern Services für die Kommerzialisie

rung von Produktinnovationen anbietet. Dazu bietet die 
Firma aus London zum Teil ein offenes Netzwerk auf dem 
Internet an, arbeitet jedoch auch mit Patentämtern, Agentu
ren, Innovationszentren, Universitäten etc. zusammen.

Positiv bewertete Innovationen werden in das Koordinati
onsprogramm (“Product-Launch Co-ordination Programm”) 
aufgenommen mit dem weiteren Ziel, konkrete Vertrags
partner für die Innovationen zu finden.

Initiatoren Das Erfindemetz wurde von der Firma Inventorlink Pro
ducts Limited, London gegründet.

Ziele Weltweite Nutzung von Ressourcen zur schnellen Markt
erschließung.

Kommerzialisierung von Produktinnovationen.

Informationsservices für verfügbare Produktinnovatio
nen.

K ooperations- Die Kooperationsverflechtungen sind zum einen ein virtuel-
s tru k tu r les, frei zugängliches Online-Netz, zum anderen ein

“geschlossenes” Kooperationsnetzwerk der Kunden mit der 
Firma Inventorlink Products Limited als Makler zwischen

http://london.globalnews.com/inventorlink.index.htm
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Erfindern und Kunden.

Für die Erfinder werden folgende Dienstleistungen angebo- 
ten:

• kostenlose Begutachtung und Bewertung der Innovation,

• Abschätzung der nationalen und internationalen Markt
potentiale und des Marktwertes.

Gegen eine einmalige Gebühr erhält der Erfinder dann im 
Rahmen des Koordinationsprogramms

• Identifikation potentieller Kunden,

• Vertragsverhandlung und Kooperationsform (Lizenzen, 
Joint-Venture etc.).

Weitere Dienstleistungen für Erfinder sind:

• Prototyping

• Business Plan

• Machbarkeitsstudien

Interessenten und Kunden werden mit Informationsdiensten 
bedient, in denen sie sich als Subscriber gegen eine jährli
che Gebühr von $ 400 eintragen:

• Rechercheaufträge von Kunden

• Marktforschung

• Machbarkeitsstudie

• Vertrags Verhandlung und Kooperationsform

Erfolgreiche Produkteinführungen hat das Unternehmen im 
Bereich Elektronik, Engineering, Pharmazie, Medizin, 
Landwirtschaft, Sicherheit, Fahrzeugbau, Marine, Verpak- 
kung, Haushalt, Spielzeug und Spiele, Gebäude.
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4.3.4 “GeoRegio Maine Office o f  GIS 

Region Staat Maine, USA

Internet-A dresse http://apollo,ogis,state.me.us/

W as ist das M ai- Die Innovationsoffensive im Bereich Geografischer Infor- 
ne Office of GIS? mationssysteme (GIS) des Staates Maine zielt darauf ab, 

öffentliche und privatwirtschaftliche Aktivitäten rund um 
Geoinformationen in der Region bzw. für die Region zu 
forcieren und damit Beschäftigungspotentiale in Maine in 
diesem Bereich zu erschließen. Das Maine Office o f GIS 
(OGIS) koordiniert im Auftrag der Regierung die GIS- 
Aktivitäten in Maine und stellt für Anbieter von Geoservi- 
ces wie auch Anwender eine Reihe von Dienstleistungen 
zur Verfügung.

Hintergrund für die erwarteten Wachstumspotentiale ist, 
daß der GIS-Markt im Bereich der IT-gestützten Anwen
dungen weltweit am schnellsten wächst mit einer Wachs
tumsrate von zuletzt 24 % pro Jahr. Hauptgrund hierfür ist, 
daß GIS-Anwendungen zunehmend die öffentlichen An
wendungsbereiche verläßt und in neue Anwendungen im 
Business Umfeld migriert. Zu dieser explosiven Entwick
lung trägt die liberale Handhabung mit Geodäten z. B. in 
den USA wesentlich bei.

In itiatoren Initiator und Betreiber des OGIS Büros ist der Staat Maine.
Die Initialzündung gab das National Infrastructure Program 
der Clinton-Regierung.

Ziele Zielsetzungen von OGIS sind:

• nationale Koordination der GIS-Aktivitäten, Projektbe
gleitung und -beratung,

• Mobilisierung und Netzwerkbildung von Akteuren in 
Maine für die Entwicklung öffentlicher und privatwirt
schaftlicher GIS-Anwendungen,

http://apollo,ogis,state.me.us/
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Zielgruppen

Kooperations
struktur

Historie

Projekte

• Bereitstellung von Diensten, die den globalen Zugriff zu 
Geodäten gewährleisten z. B. über elektronische Markt
plätze,

• Aufbau einer nationalen GIS-Plattform, die die Kompa
tibilität zwischen lokalen, nationalen und staatlichen 
GIS-Programm gewährleistet.

Angesprochen sind zum einen alle Akteure der Region - 
sowohl Anbieter/Entwickler von GIS-Produkten und - 
Services, Anwender und Betreiber von GIS-Anwendungen 
wie öffentliche Einrichtungen, Wirtschaft, Privatnutzer.

Über einen elektronischen Marktplatz werden darüber die 
Geodäten von Maine exportiert, d. h. alle internationalen 
GIS-Anbieter/Entwickler können kostenlos oder gegen ge
ringe Geodäten von Maine für ihre Entwicklungen und An
gebote nutzen.

OGIS ist am ehesten vergleichbar mit den nationalen Ak
tivitäten Deutschlands im Bereich BioRegio. Um das GIS- 
Programm stärker zu mobilisieren, beschäftigen mittlerwei
le jedoch nahezu alle staatlichen Institutionen in Maine 
GIS-Mitarbeiter, die in Abstimmung mit OGIS sowie pri
vatwirtschaftlichen Unternehmen Projekte durchführen und 
eigene GIS-Services anbieten. Darüber hinaus wurde eine 
User Group implementiert mit ca. 230 Mitgliedern, die sich 
4mal jährlich trifft.

Anfang der 90er Jahr wurde das Büro gegründet und be
schäftigt etwa 5 Mitarbeiter.

Das OGIS verfügt über ein Budget, mit dem innovationso- 
rientierte Projekte für die Region unterstützt bzw. durchge
führt werden. Beispiele für geobasierte Anwendungen 
kommen aus den Bereichen Bildung & Ernährung, Ernäh
rung, Luft, Wasser, Küste und öffentliche Sicherheit.
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Quantitative Aussagen über Beschäftigungseffekte ermögli
chen die Sekundäranalysen leider nicht. Dieses Beispiel 
veranschaulicht dennoch eindrucksvoll, wie durch die Bil
dung von Innovationsnetzwerken für einen definierten Pro- 
dukt-/Dienstleistungsbereich zwischen Wirtschaft, Wissen
schaft und Verwaltung Beschäftigungspotentiale mobilisiert 
werden können. Bemerkenswert für das Anwendungsfeld 
Geoinformation ist, die Entmonopoli-sierung des Besitzes 
und der Verteilung regionaler Geodäten in Maine. Im Ge
gensatz dazu dürfte nach unserer Einschätzung die Mono
polsituation in Deutschland Hauptgrund für die nur langsa
me Entfaltung dieses High-Tech-Dienstleistungsbereiches 
am Standort sein.

5 Organisationsmodelle und Arbeitsbeziehungen im Internet-Zeitalter

5.1 Internet als Infrastruktur fü r  Netzwerkunternehmen

Management in einer vernetzten Welt bedeutet, in einem vielschichtigen Bezie
hungsgeflecht von organisatorisch-technischen Vernetzungen Trends zu identifizie
ren, innovative Lösungsansätze zu erkennen und mit geeigneten Methoden und 
Werkzeugen darauf zu reagieren. Vernetzte Strategien sind eine der wesentlichen 
zukünftigen Antworten auf die Herausforderung der zielgerichteten Kundenorientie
rung (Bullinger, Brettreich-Teichmann, Fröschle 1995).

Kurze Bewer
tung
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Hierarchie Markt

Bild 6: Topologie von hierarchischen und marktförmige Koordinationsformen (M iles, Snow 1986)

Arbeitsteilige inner- und zwischenbetriebliche Leistungserstellung setzt die Koordi
nation des Informations-, Güter- und Dienstleistungsaustausches zwischen den ein
zelnen Stufen der Wertschöpfungsketten voraus (vgl. Bildö). Unter einer organisato
rischen Perspektive können zwei idealtypische Koordinationsformen unterschieden 
werden (Malone, Yates, Benjamin 1987):

• Bei der Koordination mittels Hierarchien werden die Austauschbeziehungen 
zwischen einzelnen Stufen von Wertschöpfungsketten über festgelegte Ent
scheidungen geregelt, die vorab ausgehandelt worden sind. Ein Beispiel für 
einstufig flache Hierarchien ist die Abhängigkeit von Subuntemehmem einer 
Spedition mit definierten Routen oder Transportleistungen. Mehrstufige hier
archische Beziehungen findet man in der Automobilindustrie, in der System
zulieferer für die Zusammenstellung und Montage ganzer Baugruppen zustän
dig sind, die jeweils wiederum von Teilelieferanten bestückt werden 
(Pyramidisierung der Zuliefererkette).

• Bei Marktmechanismen erfolgt die Koordination über Angebot und Nachfrage; 
beispielsweise bei der ad-hoc Zusammenstellung von Beratungsteams in Alli
anzen von Consulting-Unternehmen (Knowledge Network) oder bei der projek
tabhängigen Konsortialbildung für eine Medienproduktion unter Führung eines 
Brokers oder Verlegers (Dynamisches Netzwerk).
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In hierarchischen Netzen werden Informationssysteme rechtlich selbständiger Unter
nehmen längerfristig integriert. Andere Unternehmen können an dem Kommunikati
onsverbund in der Regel nicht unmittelbar partizipieren (Intranet/Extranet).

Bei Marktmechanismen werden die Verbindungen zwischen den Informations
systemen unterschiedlicher Unternehmen nicht längerfristig implementiert, sondern 
kurzfristig bei Bedarf aufgebaut. Für die ad-hoc-Zusammenarbeit werden zur Zeit 
neue Funktionalitäten zur Unterstützung von Projekten entwickelt und implemen
tiert. In Conferencing Systemen auf dem Internet sollen zukünftig neben Audio, Vi
deo und Application Sharing auch Virtual Reality-Werkzeuge wie “virtuelle Säge” 
oder “virtueller Hammer” als Bearbeitungswerkzeuge für virtuelle Gegenstände wie 
Möbel oder Bauwerke integriert werden.

Innovationsidee aus dem BM BF-Internet-Dialogforum “Beschäftigung 
durch  Innovation”

Beschäfti- U nternehm ensorganisationen
gungsfeld:

Problem lage: Für die Beherrschung der dynamischen Wettbewerbsum
welt von Unternehmen stehen ihnen keine adäquaten Un- 
temehmenskonzepte zur Verfügung. Viele Unternehmen 
stehen im Informationszeitalter unter einem hohen Verän
derungsdruck. Die Geschwindigkeit, mit der neue Ge
schäftsfelder, Produkte und Services sowie Kooperationen 
aufgebaut und wieder verlassen werden, setzt heute bereits 
die Grenzen für die Beherrschung des Geschäfts mit heuti
gen Untemehmensmodellen.

Beschäfti- Für die Stabilisierung und Entwicklung von Beschäftigung
gungsthese: in der Informationsgesellschaft sind neue Untemehmens-

modelle erforderlich, die es ermöglichen, in dynamischen 
Märkten zu agieren bzw. auf Veränderungen zu reagieren 
und gleichzeitig Untemehmensentwicklungsprozesse zu 
stabilisieren.

Ansätze fü r  In- Werkzeuge für das Innovationsmanagement, Instrumente 
novation: für das Erkennen individueller Leistungspotentiale der Ar

beitnehmer, Innovationspotentiale erschließen durch ein 
innovationsorientiertes Informationsmanagement.
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A ktionsfelder fü r (Re-) Design innerbetrieblicher Innovationsprozesse, Vita
dle Initiative: lisierung der Innovationskraft von Unternehmen durch die

Entwicklung innovativer Untemehmenskonzepte und 
Werkzeuge.

Auch wenn untemehmensübergreifende Kooperation nicht allein technisch deter- 
minert ist, verschiebt sich durch den Einsatz von Informations- und Kommunikati
onssystemen, v. a. durch das Internet die Koordination der Austauschbeziehungen 
zwischen den einzelnen Stufen der Wertschöpfungsketten zunehmend in Richtung 
Marktmechanismen. Die Priorisierung von Marktmechanismen kann darauf zurück
geführt werden, daß durch die Informations- und Kommunikationstechniknutzung 
der Koordinationsaufwand und damit die Koordinationskosten (Transaktionskosten) 
reduziert werden können und gleichzeitig die Planungskosten und Flexibilitäts
nachteile in hierarchischen Netzen stärker in die Beurteilung strategischer Alterna
tiven einbezogen werden.

Raum und Zeit verlieren in diesem Zeitalter des Information Highway an Bedeutung. 
Neue Untemehmensmodelle nutzen diese Herausforderung als Chance für strategi
sche Alternativen: Das virtuelle Unternehmen als neue Koordinationsform löst tradi
tionelle hierarchische Untemehmenskooperationen ab: Benötigte Kapazitäten und 
Leistungen werden durch kreative Formen des Informationsaustausches und der 
Kontrolle ohne wirtschaftliche Besitzübemahme realisiert. Ein Unternehmen wird 
zukünftig keine isolierte Fertigungsstätte sein, sondern vielmehr ein Knotenpunkt 
der vielfältigen Verstrebungen zwischen Lieferanten, Abnehmern, Designern und 
anderen beteiligten Dienstleistem.

Virtuelle Unternehmen können dadurch beschrieben werden, daß organisatorische 
Grenzen (zwischen Abteilungen und rechtlich selbständigen Unternehmen) durch
lässig werden und es möglich wird, jedes Segment einer Wertschöpftmgskette mit 
jedem Segment einer anderen Wertschöpfungskette zu verbinden. Diese Entflech
tung und Neukombination erlaubt die Schaffung flexibler Organisationen, die bei 
gleicher Leistung kleiner sind, flachere Hierarchien und damit verkürzte Kommuni
kationswege aufweisen und im Kern aus temporären ad-hoc-Teams zusammen
gesetzt sind. Diese ad-hoc-Teams bilden sich für einen bestimmten Zweck bzw. eine 
spezifische Aufgabenstellung und rekrutieren ihre Mitglieder aufgrund relevanter 
Fähigkeiten oder vorhandenem Know How wie Kommunikationsfahigkeit, Sozial
fähigkeit, Partizipationsbereitschaft und Teamerfahrungen und nicht weil diese eine 
bestimmte organisatorische oder geographische Position innehaben.
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Beschäfti- Soziale und ökologische Innovationen in Ergänzung zu
gungsfeld: Produkt- und Prozessinnovationen

Lösungsansätze: Bewertung von Innovationen unter sozial-ökologischen 
Aspekten sowie Methoden und Werkzeuge fur die Bewer
tung, Planung und Organisation des ökologischen Produkt
lebenszyklus, Überprüfung der beschäftigungspolitischen 
sowie organisatorischen Konsequenzen der Einführung so
zial-ökologischer Innovationen.

A ktionsfelder fü r  Entwicklung sozialer und ökologischer Innovationen,
die Initiative: Ökologischer Produktlebenszyklus.

Allerdings sind in diesem Modell noch eine Reihe von Aufgaben erst in Ansätzen 
gelöst und werden derzeit in einer Reihe von Projekten erforscht und erprobt. Insbe
sondere für das Management flexibler Kooperationsbeziehungen im Internet ergeben 
sich neue Herausforderungen bezüglich

• der Entwicklung betriebswirtschaftlicher Business Modelle “Info Economics” 
in einer digitalen Welt,

• der Schaffung von Fair-Play-Strategien (vertrauensbildende Maßnahmen in 
Testpartnerschaften, Offenlegung von Interessen und Nutzenzielen, Auswahl 
der Teammitglieder),

• der Vereinbarung gemeinsamer Rahmenbedingungen (Rahmenverträge, Optio
nen),

•  der Etablierung von informellen Netzwerken (informationelle, personelle, fi
nanzielle Verflechtungen),

• des Schutzes des geistigen Eigentums (Urheberrechte, Copyright, Ge
brauchsmusterschutz, Patente und deren Vergütung) sowie last but not least,

• arbeitsrechtlicher Fragestellungen (Arbeitnehmer- und Arbeitgeberstatus, 
Reichweite der Mitbestimmungsrechte).

5.2 Service-Design im Internet-Zeitalter

Als beispielhaft für solche Untemehmensnetzwerke können Innovationsprozesse im 
Bereich des Design und des Engineering neuer Dienstleistungen angeführt werden 
(Brettreich-Teichmann, Wiedmann 1997). Die Innovationsdynamik für Dienstlei

Innovationsidee aus dem BMBF-Internet-Dialogforum “Beschäftigung
durch Innovation”
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stungsprodukte nimmt im Internet-Zeitalter rasant zu: “Ein traditionelles Jahr umfaßt 
sieben Internet-Jahre (Niemeier 1997). “Internet-Unternehmen” vertrauen deshalb 
nicht allein auf ihr internes Know How, sondern sind in der Lage, neue Lösungen im 
Beziehungsgeflecht von Lieferanten, Abnehmern, Forschem und Designern zu ent
wickeln.
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Innovationsidee aus dem  BM BF-Internet-Dialogforum “Beschäftigung 
durch  Innovation”

Beschäfti
gungsfeld:

Problem lage:

Beschäfti
gungsthese:

Ansätze fü r  In 
novation:

Projektbeispiele:

Kom bination neuer Geschäftsfelder mit neuen Tätig
keitsprofilen

Neue Tätigkeits- und Qualifikationsprofile werden oft dann 
erst entwickelt, wenn ein neues Geschäftsfeld sich bereits 
ökonomisch rechnet. Die dynamische Entwicklung in der 
Informationsgesellschaft erfordert eine Parallelisierung bei
der Bereiche - auch, um auf neuen Geschäftsfeldem über
haupt erfolgreich sein zu können.

Beschäftigung entsteht dann, wenn neue Geschäftsfelder 
zusammen mit neuen Tätigkeitsprofilen entwickelt und er
probt werden.

Entwicklung von Business Modellen für neue Informations
dienstleistungen, Entrepreneurship als zukünftige indivi
duelle Kemkompetenz.

(Zukünftiges) Business auf dem Internet.

Aktionsfelder fü r  Experimentierfelder für die Parallelisierung von Produkt- 
die Initiative: und Prozessinnovation, Design zukünftiger Tätigkeits- und

Qualifikationsprofile (New Job Profiles).

Die Beschleunigung dieser Entwicklungsprozesse steht im Mittelpunkt neuer Me
thoden wie Concurrent Engineering oder Rapid Prototyping, die das Ziel verfolgen, 
verteilten Sachverstand organisatorisch und technisch (z. B. durch Intemet/Intranet 
und Telekooperation) so zu unterstützen, daß Entwicklungsarbeiten parallelisiert und 
dadurch erheblich beschleunigt werden können.

Im Internet-Business bilden sich neue Wertschöpfungsketten zur Organisation elek
tronischer Märkte (Bild 6), in denen nicht nur der Umsatz von Informationen, son
dern auch von Waren und Dienstleistungen enorm beschleunigt wird - der Faktor 
Zeit als verzögerndes Moment wird nahezu auf Null reduziert.
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Bild 6: W ertschöpfungskette elektronischer M ärkte

Die logistischen Herausforderungen dieses Electronic Business bezüglich des Hand
ling großer Informationsmengen, der Qualitätssicherung für elektronische Handels
und Zahlungssysteme sowie der Synchronisierung von physischem Transport und 
elektronischen Abruftransaktionen sind trotz erster funktionsfähiger Electronic 
Commerce-Lösungen enorm.
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•  E n tw ick lu n gsze iten  von  3 bis 6 M on aten
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Bild 7: H erausforderungen für ein Internet-Unternehmen und Bausteine des Designs neuer Dienstleistungen
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Über traditionell produktorientierte Ansätze hinaus, wird verstärkt über die speziel
len Eigenschaften des Dienstleistungsdesign und -engineering (Bild7), d. h. der 
marktorientierten Entwicklung und Implementierung von neuen Dienstleistungen, 
nachgedacht.

Zwar sind einzelne Stufen des Entwicklungsprozesses durchaus mit der Sachgüter
entwicklung vergleichbar; es ergeben sich jedoch eine Reihe von Besonderheiten. 
Beispielsweise erfordert die Variantenvielfalt von Dienstleistungen einen veränder
ten Planungsrhythmus im Sinne eines zyklisch-kontinuierlichen Verbesserungspro
zesses, da bei der Produkteinfuhrung von den Mitarbeitern nicht nur die Varianten
vielfalt, sondern auch die Kundenkommunikation beherrscht werden muß. Zudem ist 
es bei Dienstleistungen schwierig, Markteintrittsbarrieren aufzubauen. Easy-Entry- 
Branchen wie Kongressveranstalter, Consultinguntemehmen oder Reiseveranstalter 
sind gefordert, durch spezielle Formen der Kundenbindung ihre Innovation zu schüt
zen (z. B. Marken-Clubs, Einkaufs-Genossenschaften, elektronische Partnerschaf
ten). Erfolgreiche Einzelbeispiele aus den Vereinigten Staaten zeigen, daß Service- 
Innovationen auf dem Internet langsam aber stetig profitabel werden:

• Peter Ellis in Kalifornien ging 1990 bankrott mit seinen 16 Autohäusern. Im 
Januar 1996 startete er dann als “Netrepreneur” auf dem Web mit seiner 
Dienstleistung “Auto-by-Tel”. Als Makler bietet er dem breiten Massenmarkt 
kostenlos Informationsdienste zu Fahrzeugen an und verkauft an sein aktuell 
1400 umfassendes Kundennetzwerk (Autohäuser) die Adressen der interessier
ten Autokäufer. Voraussichtlich wird er 1996 mit dieser Dienstleistung 6,5 
Millionen $ Gewinn machen.

• Jerry Kaplan, der Veteran des Silicon Valley, startete 1994 mit einer Online- 
Computer-Auktion, die neben dem Geschäft noch Unterhaltungselemente bie
tet. Seit Januar 1996 arbeitet das Unternehmen profitabel mit einem jährlichen 
Umsatz von $ 45 Millionen und durchschnittlichen jährlichen Gewinnzuwachs
raten von 10-20 %.
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Inform ationsdienstleistungen

Innovative Informationsdienstleistungen, z. B. auf dem In
ternet, besitzen heute meist keinen abrechenbaren Nutzwert 
und weisen in der Konsequenz auch kaum Beschäftigungs
effekte auf.

Informationsdienstleistungen sind Innovationskatalysator. 
Beschäftigungskatalysator können sie dann sein, wenn für 
diese Dienste der Kunde auch zahlt.

Monetäre Bewertung des Nutzwerts von Informations
dienstleistungen, innovative Dienstleistungen in Ergänzung 
zu bestehenden Dienstleistungen z. B. im Bereich Marke
ting, Produktinformation.

Projektbeispiele: PR-Firmen auf dem Internet, elektronische Produktkatalo
ge-

Aktionsfelder fü r  Konzepte und Experimentierfelder zur Schaffung einkom- 
die Initiative; menswirksamer Leistungen für innovative Informa

tionsdienstleistungen.

Im Juni 1996 führte der Marktforscher ActivMedia eine Umfrage bei 1100 web
basierten Anbietern durch: 31 % arbeiten profitabel, 28 % erwarten in den nächsten 
12 bis 24 Monaten Gewinn. Die Befragten machten im Untersuchungsmonat Juni 
zusammen $ 130 Millionen Gewinn. Seit etwa 2 Jahren gibt es kommerzielle Webs. 
Geschätzt werden 250.000 kommerzielle Web-Sites, deren Erfahrungen meist nicht 
länger als 12 Monate sind.

Zusammenfassend lassen sich die alternierenden Erfolgsfaktoren für profitable Ser- 
vice-Innovationen auf dem Internet mit folgenden Stichworten zusammenfassen:

• Rund-um-Service-Angebot,

• Community Building durch Aufbau unterschiedlicher Kooperationsformen mit 
indiviuellen Serviceangeboten,

• Zielgruppenorientierung,

• Zusatznutzen schaffen: günstigere Preise, Bequemlichkeit, Unterhaltung,

Innovationsidee aus dem BMBF-Internet-Dialogforum “Beschäftigung
durch Innovation”

Beschäfti
gungsfeld:

Problem lage:

Beschäfti
gungsthese:

Ansätze fü r In
novation:
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• Hybride Geschäfitsstrategien: z. B. Selbstbedienungscounter + Beratung bei 
komplexeren Sachverhalten, “Kundenkarten” auf dem Web mit Spezialservices,

• Nischenmärkte anbieten z. B. Liebhaber-Produkte,

• Kundenbindung: Preisausschreiben, regelmässige Sonderaktionen.

6 Beschäftigung durch Innovation - Empfehlungen aus der Internet-Debatte

Abschließend sollen aus den bisherigen Analysen Empfehlungen fiir eine Initiative
“Beschäftigung durch Innovation” abgeleitet werden. Die einzelnen Ideen, Anregun
gen und Beispiele aus dem BMBF-Internet-Dialogforum sollen damit keinesfalls
vergessen werden, vielmehr soll abschließend der Versuch unternommen werden, die
Ergebnisse integrativ zusammenzufassen.

Handlungsfelder:

• Entwicklung neuer Ansätze zur Mobilisierung und Integration der KMU- 
Interessen und -bedarfe für eine Initiative “Beschäftigung durch Innovation”.

• Überprüfung der Anpassungsbedarfe der Regulierung zur Überwindung gesell
schaftlicher oder wirtschaftlicher Innovationshürden.

• Breiter Diskurs und Wege zur Sensibilisierung für ein umfassendes Innovati
onsverständnis als Instrument zur Überwindung von Innovationsängsten und 
zur Schaffung von Innovationsakzeptanz.

Forschungsfelder:

• Instrumente der Innovation: Entwicklung und Anwendung eines gesamtwirt
schaftlichen Innovationsinstrumentariums, internationales und regionales Ben
chmarking und Monitoring.

• Zukunftswerkstatt Deutschland’. Modelle für die Standortentwicklung einer in
tegrierten Produkt-/Dienstleistungs-Forschung und ihrer Anwendung, Konzep
tionen und Pilotprojekte für regionale und internationale Innovationsnetzwerke.

• Szenarien fü r  neue Business Konzepte: Innovationspotentiale und -dynamik 
durch Parallelisierung von Produkt- und Prozessinnovation, Auswirkungen auf 
die Untemehmensorganisation und Qualifikation, explorative Umsetzung dy
namischer Tätigkeitsprofile.

• Intelligent Region /  Science City. Internationale Best Practice Studien der Um
setzung regionaler Leitbilder z. B. GeoRegio, Überprüfung der Übertragbarkeit 
auf Standorte in Deutschland, Konzeptionen und regionale Pilotfelder.

• Innovationsmanagement fü r  KMU: Kooperationsmodelle des Innovationstrans
fers und überbetrieblichen Wissensmanagements, Instrumente und Methoden 
für ein betriebliches Innovationsmanagement.



Innovationsfeld Deutschland: Überprüfung der Rahmenbedingungen für die 
Verbesserung des Standorts als Markteinführungs- und Erprobungs-Standort für 
Produktinnovationen; Konzepte und Handlungsempfehlungen, um die Attrak
tivität des Standort als Innovationsfeld zu verbessern.

Entrepreneurship als Beschäftigungsmodell: Rahmenbedingungen für Entre
preneurs, Finanzierungs- und Sicherungsmodelle, Experimentierfeld “Freizone 
Entrepreneurs” zur Überprüfung der Übertragbarkeit internationaler Best- 
Practice-Erfahrungen auf Deutschland.

Zukunftsmodell Produktionsstandort Deutschland? Entwicklung von Zu
kunftsszenarien und -felder des Produktionsstandorts, Modelle für eine integra
tive Produktions- und Dienstleistungsgesellschaft.
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Gerhard Bosch/Matthias Knuth/Claudia Weinkopf 

Kapitel VI

Neue Arbeitsformen, neue Verknüpfungen und neue Koope
rationen: Ansätze zur innovativen Veränderung von Arbeit

1 Einleitung

Konnte man im letzten Jahrhundert noch 50 % des wirtschaftlichen Produktivitäts
zuwachses durch steigenden Kapitaleinsatz erklären, kann man heute nur noch 20 % 
der Produktivitätsgewinne hierauf zurückfuhren (Abramovitz, David 1996). Andere 
Wachstumsfaktoren, wie bessere Aus- und Weiterbildung oder neue Formen der Ar
beitsorganisation, haben an Bedeutung gewonnen. Die großen Wachstumswellen der 
Vergangenheit beruhten auf Technologien, die große Sachinvestitionen auslösten. 
Dieses gilt in erster Linie für die Eisenbahnen und das Automobil. Anders als bei 
dieser "railroadification" ist der Anteil der Sachinvestitionen bei den neueren wis
sensbasierten Technologien, wie etwa bei der Diffusion der neuen Informations
technologien, vergleichsweise geringer (Europäische Kommission 1997). Wegen des 
starken Wissens- und Kommunikationsbezugs der Informationstechnologien sind 
deren Anwendungen viel stärker als herkömmliche Technologien an ihre Einbindung 
in komplexe Kommunikationsbezüge und an das Lernen der Beschäftigten gebunden 
(Bosch 1997). Betriebe werden die Chancen der neuen Informationstechnologien 
nicht nutzen können, wenn sie nur ihre alten Organisationsstrukturen "verdrahten". 
Sie müssen ihre Beschäftigten qualifizieren und gleichzeitig auch die Organisations- • 
Strukturen dezentralisieren.

Für die Politik haben diese Entwicklungen weitreichende Konsequenzen. Innovati
onsprozesse können nicht mehr allein durch eine rein technikzentrierte Förderung 
angestoßen werden. Notwendig sind auch Impulse aus dem Bildungsbereich und aus 
der Arbeitsmarktpolitik; weiterhin müssen organisatorische Innovationen angestoßen 
werden. Dazu sind neue Formen der Kooperation zwischen bisher getrennten Poli
tikbereichen notwendig. Da heute viele Unternehmen mit neuen Organisations
strukturen und neuen Formen der Arbeit experimentieren, werden - wie immer in 
Zeiten raschen strukturellen Wandels - der überbetriebliche Erfahrungsaustausch und 
die Kooperation zwischen Betrieben sowie zwischen Betrieben und außerbetriebli
chen Institutionen immer wichtiger. Solche Kooperationen sind ein Instrument der 
schnellen Diffusion von neuem Wissen, aber auch zur Entwicklung neuer Produkte 
und Dienstleistungen, die ein Unternehmen im Alleingang überfordem würde.
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Im folgenden wollen wir den Zusammenhang von Arbeitsmarktstrukturen und Inno
vation analysieren. Wir befassen uns dabei mit Arbeitszeit, beruflicher Weiterbil
dung, neuen Modellen der Personalpolitik bei Personalabbau und bei der betriebli
chen Reintegration von Arbeitslosen, der Verknüpfung von Arbeitsmarkt- und 
Strukturpolitik und schließlich der Entwicklung neuer Beschäftigungsformen im 
Dienstleistungssektor am Beispiel haushaltsbezogener Dienstleistungen. Wir haben 
bewußt einen so breiten Themenkranz gewählt, da wir die Vielfalt der Innovation
simpulse exemplarisch unterfüttem wollen:

• Durch neue Arbeitsformen werden die Unternehmen veranlaßt, ihre Organisati
onsstrukturen zu verändern (Beispiel Arbeitszeit) (Abschnitt 2);

• Qualifikationsverbünde auf regionaler Ebene fordern überbetriebliches Lernen 
(Beispiel Weiterbildung) (Abschnitt 3);

• durch die Aktivierung von Sozialplänen können der Strukturwandel erleichtert, 
Humankapital erhalten und neue Betriebe gegründet werden (Beispiel Neue 
Maßnahmen des Personalabbaus) (Abschnitt 4);

• durch eine betriebsnähere und aktivere Form der Arbeitsvermittlung bekommen 
auch Langzeitarbeitslose wieder eine Chance auf dem Arbeitsmarkt (Beispiele 
START, Maatwerk und Stellvertreterprogramme) (Abschnitt 5);

• durch eine Verknüpfung von Arbeitsmarkt- und Strukturpolitik können Koope
rationen in der Politik angestoßen und gleichzeitig unerledigte strukturpoli
tische Aufgaben angegangen werden (Abschnitt 6);

• die Regulierung von Arbeitsmärkten kann eine Voraussetzung für das Entstehen 
professionalisierter Angebotsstrukturen sein (Abschnitt 7, am Beispiel haus
haltsbezogener Dienstleistungen).

Die beschriebenen Innovationsimpulse lassen sich in rein deregulierten Arbeitsmärk
ten nicht erzielen. Insofern lassen sich unsere Ausführungen im folgenden als ein 
Plädoyer für eine intelligente Re-Regulierung von Arbeitsmärkten verstehen.

2 Arbeitszeit und Innovation

2.1 Von der Verlängerung der Betriebszeiten zur atmenden Fabrik

Die Arbeitszeiten in der deutschen Industrie sind deutlich kürzer als in wichtigen 
Konkurrenzländem, wie den USA, Japan oder Großbritannien. Gleichzeitig ist die 
Kapitalintensität im verarbeitenden Gewerbe gegenüber 1980 im Durchschnitt um 52 
% gestiegen (Görzig et. al. 1995). Wenn Arbeits- und Betriebszeiten fest aneinander 
gekoppelt wären, dann würde jede Arbeitszeitverkürzung auch die Nutzung des 
Kapitalstocks und damit seine Amortisation beschränken. In diesem Fall käme es zu 
einer für die Wettbewerbsfähigkeit der deutschen Industrie tödlichen Kombination
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von kurzen Arbeits- und kurzen Betriebszeiten. Notwendig ist also eine Entkoppe
lung von Arbeits- und Betriebszeiten durch neue Arbeitszeitmodelle.

Die Dauer der Betriebszeiten ist erst in den 80er Jahren zu einem Thema in der Bun
desrepublik Deutschland geworden. Dies hatte mehrere Gründe:

• In einer Reihe von Konkurrenzländem wurden Restriktionen der Sonntags- und 
Nachtarbeit gelockert oder ganz aufgehoben (Anxo, Bosch, Bosworth, Taddei, 
Stemer 1995). Betriebszeiten wurden damit zum Wettbewerbsparameter auch 
für Branchen, in denen bislang Sonntags- oder Nachtarbeit aus rein ökonomi
schen Gründen nicht gestattet war. Im verschärften internationalen Wettbewerb 
muß jeder Preisvorteil genutzt werden. Dies gilt insbesondere für die Produkti
on von kapitalintensiven, homogenen Gütern (wie Reifen, Chips, Spanplatten, 
Textilien etc.), bei denen der Preis entscheidend ist und deren Produzenten bis
lang in der Ausdehnung ihrer Betriebszeiten durch gesetzliche Regelungen ge
hindert waren.

• Mit der Beschleunigung des technischen Fortschritts erhöhen sich die Investiti
onsrisiken für die Unternehmen. Vor allem im High-Tech-Bereich sind diese 
Risiken besonders ausgeprägt. In den OECD-Ländem entfällt rund die Hälfte 
aller Forschungs- und Entwicklungsausgaben der privaten Wirtschaft auf das 
Hochtechnologiesegment der verarbeitenden Industrie (OECD 1996: 21). Eige
ne Entwicklungen rentieren sich nur, wenn man in der Einführungsphase seinen 
Innovationsvorteil durch die Produktion großer Stückzahlen ausspielen kann. 
Zudem müssen sich die überdurchschnittlich kapitalintensiven A nlagen, 
schnell amortisieren, da sie durch Innovationen der Konkurrenten schnell ent
wertet werden.

• In vielen Betrieben sind die "Intensivierungspotentiale" in der Produktion weit
gehend ausgeschöpft worden. In der Automobilindustrie ist es beispielsweise 
mittlerweile Standard, daß die Fließbänder 97 - 98 % der Sollzeiten auch tat
sächlich laufen. Kapazitätsreserven liegen damit vor allem in der Ausdehnung 
der Betriebszeiten.

• Die beträchtlichen Arbeitszeitverkürzungen der 80er und 90er Jahre zwangen 
die Unternehmen in Deutschland zum Überdenken ihrer Arbeitsorganisation. 
Der Handlungsparameter "Betriebszeiten", der zuvor durch eingefahrene Ar
beitszeitmuster jahrelang "stillgelegt" worden war, stand plötzlich wieder zur 
Disposition.

In Deutschland stieg die Kapitalintensität im Bereich der Produzenten von Informationstech
nologien zwischen 1980 und 1994 um 151 % gegenüber einem Durchschnitt im verarbeiten
den Gewerbe von 52 %.
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In vielen deutschen Betrieben wurden neue Schichtsysteme eingefuhrt. Deutsche 
Automobilbetriebe sowie Automobilbetriebe aus dem europäischen Nachbarländern 
konnten damit zum Teil sogar längere Betriebszeiten als die Japaner erreichen 
(Tabelle 1).

Gerhard Bosch, Matthias Knuth, Claudia Weinkopf 
Neue Arbeitsformen, neue Verknüpfungen und neue Kooperationen: Ansätze zur innovativen Veränderung von Arbeit

Tabelle 1: Bruttobetriebszeiten und Anzahl der Schichtgruppen 
in europäischen und Japanischen Autofabriken (1990)

WERK LAND BETRIEBSSTUNDEN SCHICHTGRUPPEN
General Motors Zaragoza E 5434 3
Volkswagen Bruxelles B 5267 3
Opel Bochum D 5220 3
Fiat Cassino I 5175 3
General Motors Antwerpen B 5140 3*
Ford Genk (ab 1993) B 5086 3
Mitsubishi J 4946 2
Mazda J 4912 2
Renault Flins (ab 1993) F 4874 3
Nissan J 4858 2
Toyota J 4850 2
Rover Longbridge GB 4765 3
BMW Regensburg D 4608 3*
Peugeot Poissy F 4389 2*
Honda J 4144 2
Mercedes Sindelfingen D 4032 2
BMW München D 4000 2*

Volkswagen Wolfsburg D 3964
2 + z.T. “verdünnte" 

Nachtschicht
Nissan Sunderland GB 3931 (in 1991) 2
SEAT Zona Franca E 3672 2
Ford Dagenham GB 3666 2
Peugeot Sochaux F 3603 2
Vauxhall Luton GB 3565 2
Ford Valencia E 3503 2
Fiat Mirafiori I 3480 2
Opel Rüsselsheim D 3467 2
Ford Köln D 3405 2
* Zweischichtsysteme mit Schichten zwischen 8,5 und 10 Stunden und Mehrfachbesetzung

Quelle: Bosch /  Lehndorff, 1993 ©1 A T  1997
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In den 80er Jahren war die deutsche Diskussion über Betriebszeiten von einem ge
wissen "Längenfetischismus" dominiert. Zu dieser Zeit lief die Konjunktur gut, und 
die Kapazitäten wurden bis zum Letzten ausgereizt. Seit der Wirtschaftskrise 1992 
hat sich in den Betrieben eine differenziertere Sicht durchgesetzt.

Für viele Betriebe war die Erfahrung schmerzhaft, daß man bei einer maximalen 
Nutzung der Betriebszeiten nicht flexibel auf Marktschwankungen reagieren kann. 
Das vielfach gefeierte Arbeitszeitmodell von BMW in Regensburg ist beispielsweise 
ein solch starres Modell. Es ist dem Unternehmen zwar gelungen, durch 11 neun
stündige Schichten pro Woche die Betriebszeiten weit über die bislang in der Auto
mobilindustrie üblichen 80 auf 99 Wochenstunden auszudehnen. Das System ent
hielt aber nur minimale Schwankungsreserven (einige zusätzliche Schichten am 
Samstagnachmittag) (Lehndorff/ Bosch 1993). Die Marktschwankungen mußten von 
anderen Konzernbetrieben aufgefangen werden, in denen das Regensburger Modell 
dementsprechend wenig populär war.

Heute versuchen die Unternehmen ihre Arbeitszeitsysteme eher so zu konzipieren, 
daß auf einem hohen durchschnittlichen Niveau der Betriebszeiten Anpassungen an 
die Marktsituation möglich sind. Das Ziel sind schwankende Betriebszeiten oder "die 
atmende Fabrik", wie es der Arbeitsdirektor von Volkswagen formuliert hat (Hartz
1994). Dieser Trend zur atmenden Fabrik ergibt sich aus einschneidenden Ver
änderungen in der Produktgestaltung. Durch die zunehmende Variantenvielfalt wird 
Lagerhaltung immer teurer. Schwankende Arbeits- und Betriebszeiten sind der Er
satz für die reduzierte Lagerhaltung. Damit wird der Mensch wieder zum Puffer in 
der Produktion, und die Freiheitsgrade bei der individuellen Gestaltung von Arbeits
zeit, die sich aus der Lagerhaltung und der Standardisierung der Produkte ergaben, 
nehmen wieder drastisch ab. Das verarbeitende Gewerbe nähert sich mit seinen Ar
beitszeitstrukturen dem Dienstleistungssektor.

Anstatt der groben Reaktionsmuster, Betriebszeiten für alle Abteilungen in großen 
Sprüngen (also zum Beispiel vom Ein- zum Zweischichtsystem, d. h. um 100 %) 
auszudehnen oder zurückzunehmen, ist eine Tendenz zum "fine-tuning" zu beobach
ten: Betriebszeiten werden nicht mehr für Betriebe als ganzes geplant, sondern nach 
Abteilungen oder Maschinen differenziert; soweit es geht, werden Tätigkeiten in die 
billigeren Tagschichten verlagert, um die teureren Nacht- und Wochenendschichten 
dünner besetzen zu können; die Betriebszeiten werden je  nach Bedarf unter Umstän
den auch in sehr kleinen Schritten verändert, wozu ein breites Spektrum von Mög
lichkeiten zur Verfügung steht, wie versetzte Arbeitszeiten, durchlaufende Pausen, 
Verlängerung oder Kürzung des Betriebsurlaubs etc. (vgl. Bosch 1989: 18-19). Teure 
Flexibilitätsvarianten wie Überstunden und Kurzarbeit werden durch kostengün
stigere Jahresarbeits- und -betriebszeiten ersetzt, die solche Schwankungen zu kon
stanten marginalen Lohnkosten ermöglichen. Schaubild 1 enthält das Menü von Pa
rametern, mit dem Mercedes Benz seine Betriebszeiten an den aktuellen Bedarf an
passen will.
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Schaubild 1

F le x ib le  A rb e its z e ite n  bei M erced e s

Solche Änderungen des betrieblichen Zeitmanagements lassen sich nicht mehr mit 
den traditionellen tayloristischen Strukturen der Arbeitsorganisation bewältigen. Je
der betriebliche Praktiker weiß, daß gegebene betriebliche Arbeitszeitstrukturen von 
den Beschäftigten zäh verteidigt werden, selbst wenn sie gegen ergonomische Er
kenntnisse verstoßen und mit vielen Nachteilen verbunden sind. Denn jeder einzelne 
hat seine private Lebensführung an diese Zeitstrukturen und das mit ihnen verbunde
ne Verdienstniveau angepaßt und scheut vor Veränderungen zurück, die in viele Le
bensbereiche, wie Fahrgemeinschaften oder Kinderbetreuung eingreifen. Neue vor
teilhaftere Arbeitszeitmodelle werden oft nach kurzer Zeit akzeptiert, wenn sie ein
mal eingeführt sind. Das Problem ist, eine Innovation der Arbeitszeitstrukturen 
durchzusetzen, nicht ihre spätere Akzeptanz. Auch die Unternehmensleitungen 
scheuen vor der Aufgabe einer Reorganisation der Arbeitszeit zurück. Sie wissen, 
daß es sich um eine umfangreiche Aufgabe handelt und weitreichende Auswirkun
gen auf die gesamte Arbeitsorganisation zu beachten sind. So kommt es auf betrieb
licher Ebene oft zum Bündnis der konservativen Kräfte. Innovative Zeitarrangements
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werden nur eingeführt, wenn es einen Veränderungsdruck gibt. Dieser Verände
rungsdruck folgt zumeist aus betrieblichen Krisen, Rekrutierungsproblemen, großen 
Neuinvestitionen, gesetzlichen Restriktionen bei der Arbeitszeit oder tariflichen Ar
beitszeitverkürzungen.

2.2 M erkmale innovativer Arbeitszeitmodelle

Die Arbeitszeitforschung nennt als wichtige Merkmale innovativer Arbeitszeitarran
gements, die auch beschäftigungswirksam sind, gegenüber klassischen tayloristi- 
schen Strukturen folgende Aspekte:

• Die Bedeutung von Teamarbeit und Qualifikation wächst: Da Beschäftigte nicht 
permanent zur gleichen Zeit anwesend sind, wächst der gegenseitige Vertre
tungsbedarf. Die Beschäftigten müssen also mehr Tätigkeiten als zuvor ausüben 
und sich entsprechend qualifizieren. Unternehmen können zudem flexible Ar
beitszeiten immer weniger zentral steuern, so daß Steuerungsaufgaben an die 
Teams abgegeben werden. Erfahrungsgemäß ist der Interessenausgleich in 
Teams mit gemischter Zusammensetzung (nach Alter, Geschlecht und Famili
ensituation) am leichtesten, da es in diesen unterschiedliche Freizeitpräferenzen 
gibt. Durch die Delegation von Entscheidungen an Teams können die Beschäf
tigten auch wieder die Zeitsouveränität zurückgewinnen, die sie durch die An
passung an die Nachfrage verloren haben. Hohe dezentrale Entscheidungsspiel
räume sind nur in high-trust Organisationen möglich.

• Die Beschäftigten erhalten eine Kompensation für ihrer Flexibilitätsbereit
schaft: Dies kann etwa in Form attraktiver Freizeitblocks (lange freie Wochen
ende) oder durch die Einführung einer Vier-Tage-Woche erfolgen.

• Stetige Entlohnung: Die Beschäftigten erhalten alle einen Monatslohn, damit 
Schwankungen der Arbeitszeit nicht zu Schwankungen in der Entlohnung füh
ren. Die Umstellung von Stundenlöhnen zu Monatsgehältern nutzen viele Un
ternehmen auch dazu, die überholte Unterscheidung zwischen Arbeitern und 
Angestellten, die spaltend wirkt und innerbetriebliche Kooperation behindert, 
abzuschaffen. Auch für flexible Lebensarbeitszeiten wird inzwischen eine steti
ge Entlohnung geboten. Beschäftigte, die Arbeitszeit für ein einjähriges Sabba- 
tical ansparen, arbeiten vier Jahre Vollzeit für 80 % des Gehalts und haben dann 
ein Jahr bei gleichem Gehalt zur freien Verfügung.

• Es werden beschäftigungswirksame Mechanismen in das Arbeitszeitsystem 
eingebaut: Ein solcher Mechanismus kann etwa darin bestehen, ab einem ge
wissen Niveau von Plusstunden, Verhandlungen über die Einstellung neuer Ar
beitskräfte aufzunehmen.

• Konsultation mit der Interessenvertretung und den Beschäftigten: Neue Ar
beitszeitarrangements sind tiefe Eingriffe in vorhandene Sozialstrukturen und
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erfordern mehr aktives Mitwirken der einzelnen Beschäftigten. Damit solche 
Änderungen akzeptiert werden, sollten sich Unternehmensleitungen mit den 
betrieblichen Interessenvertretungen und den Beschäftigten beraten und deren 
Einwände ernst nehmen und berücksichtigen.

Teamarbeit im Zusammenhang mit Arbeitszeitflexibilisierung ist heute in vielen 
Branchen, wie den Banken, Krankenhäusern, der Industrie und im Einzelhandel ver
breitet. So sind die individuellen Gleitzeitregelungen der ersten Generation (aus den 
60er und 70er Jahren) durch sogenannte Funktionszeiten abgelöst worden. Ein Team 
muß dabei eine gewisse Ansprechzeit für Kunden garantieren, kann aber selbst fest
legen, wer wann anwesend ist. Dort wo es um feste kalkulierbare Arbeitsrhythmen 
geht, wie etwa in der Industrie, können die Arbeitszeiten und die Freizeitblöcke 
schon lange im voraus geplant werden. Dort wo der Arbeitsanfall kurzfristig 
schwankt bzw. ein ganz unterschiedlicher Mix von Tätigkeiten anfallt, muß der 
Spielraum der Arbeitsgruppe höher sein. Ein gutes Beispiel hierfür sind neue Gleit
zeitmodelle im Dienstleistungsbereich (einschließlich der Dienstleistungsabteilungen 
in der Industrie, wie dem Verkauf oder dem Service). Die Unternehmen gehen hier 
davon ab, die Gleitzeit individuell zu definieren und Kemarbeitszeiten für einzelne 
Beschäftigte festzulegen. Der Ausgangspunkt der Arbeitszeitorganisation ist statt 
dessen die von einer Gruppe erwartete Arbeitsleistung einschließlich der Erreichbar
keit der Gruppe für interne und externe Kunden zu festgelegten Zeiten. Solche 
Funktionszeiten können von Abteilung zu Abteilung bzw. von Arbeitsgruppe zu Ar
beitsgruppe je  nach Bedarf variieren (vgl. Schaubild 2). Arbeitszeitrestriktionen, wie 
Anwesenheitspflicht in der Kemarbeitszeit oder Begrenzungen bei der Entnahme 
von Zeitguthaben in Form freier Tage entfallen, damit die Gruppe auch mehr Spiel
räume hat, die Arbeitszeit intern im Konsens zu verteilen.
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Quelle: Hoff. Weidinger, 1993

M odelle der Arbeitszeitflexibilisierung
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Für das betriebliche "fine-tuning" bieten sich Mehrfachbesetzungssysteme an: dabei 
liegt die Zahl der Beschäftigten über der Zahl der Arbeitsplätze. Die Gruppen kön
nen entweder untereinander regeln, wie sie die Arbeitszeiten aufteilen, oder dies er
folgt nach festen Regeln (z. B. rollierende Tage). Je nach Zahlenverhältnis und 
Kombination von Voll- und Teilzeitbeschäftigten ergeben sich zahlreiche Kombina
tionsmöglichkeiten (Hoff, Weidinger 1988). Schaubild 3 beschreibt ein in der Indu
strie und im Dienstleistungsbereich gleichermaßen vielfach praktiziertes Modell.
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Schaubild 3

Modell eines M ehrfachbesetzungssystem s

A

¥
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D
E

5 A rbe itnehm er (A, B, C, D und E) besetzen 4 A rbe itsp lä tze .
HO) F r ü h s c h ic h t  ü S p l la c h lc h t  Q f r e ie r  Tag

O u # / / * :  B M W  I A T  1 9 9 7

Die eigentliche Revolution, die hier von der Öffentlichkeit noch wenig bemerkt 
stattfmdet, ist, daß die Unternehmen immer weniger Anwesenheitszeit kontrollieren, 
sondern statt dessen immer mehr Arbeitsergebnisse und Funktionsausübungen 
(einschließlich interner Funktionen wie Gruppenbesprechungen). Der Einsatz mo
derner Informationstechnologien wird sich daher vermutlich weniger auf eine verfei
nerte Kontrolle der individuellen Anwesenheit richten, sondern mehr auf die Kon
trolle von Arbeitsresultaten. Eine Reihe von Unternehmen haben Arbeitszeitkontrol
len bereits abgeschafft. Bei Saturn, der modernsten nordamerikanischen Fabrik von 
GM, gelten Stechuhren als "no value added to the product". Siemens hat in einigen 
deutschen Werken eine sogenannte "Vertrauensgleitzeit" ebenfalls ohne Stechuhr 
eingeführt.
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Vertrauensgleitzeit

Aus der Betriebsvereinigung der Siemens AG

"Im Vordergrund steht ...eine weitgehend selbständige, eigenverantwortliche Aufga
benerledigung mit eigener Gestaltungskompetenz im Team und innerhalb der Pro
zeßkette; also unternehmerisches Handeln. Die Mitarbeiter in diesem Modell können 
unter Berücksichtigung der Erfordernisse aus den Prozeß- und Arbeitsabläufen ihre 
Arbeitszeit frei gestalten ... Lage und Dauer der täglichen Arbeitszeit richten sich 
nach der Erreichung der vereinbarten Ziele und den Abstimmungen innerhalb des 
Teams. Ihr Vorgesetzter wird nur regelnd eingreifen, um Störungen im Arbeitspro
zeß zu vermeiden, denn die ordnungsgemäße Aufgabenerledigung bleibt oberstes 
Gebot. A uf die Führung von Arbeitszeitkonten, Zeitauswertungen und den Ausdruck 
von Arbeitszeitnachweisen wird generell verzichtet. Für die Einhaltung des Arbeits
zeitgesetzes ...sind Sie selbst verantwortlich"._________________

Derartige Modelle sind für die Arbeitnehmer durchaus ambivalent. Die Unternehmen 
erweitern den Handlungsspielraum der Beschäftigten und der Arbeitsgruppen, sie 
ziehen sich aber auch aus der Verantwortung für die Kontrolle von Arbeitschutzbe
stimmungen zurück, obgleich sie durch ihre Zielvorgaben den Arbeitsanfall bestim
men. Zugespitzt kann man formulieren: Die tatsächliche Arbeitszeit wird durch die 
Zielvorgaben der Unternehmen bestimmt. Auf diese haben die Beschäftigten und 
ihrer Interessenvertretung jedoch nur in klassischen mitbestimmungspflichtigen Ak
kordsystemen einen Einfluß, jedoch nicht in den modernen Zeitlohnsystemen. Aber 
auch für die Unternehmen sind solche neuen Arbeitszeitsysteme nicht ohne Ambiva
lenz. Sie können auf direkte Anwesenheits- und Verhaltenskontrollen nur verzichten, 
wenn die Beschäftigten sich mit dem Unternehmen und ihren Aufgaben identifizie
ren und auch zu autonomem und selbstverantwortlichem Handeln ausreichend qua
lifiziert sind. Zudem müssen die Führungskräfte in der Lage sein, traditionelles hier
archisches Befehlen durch einen weicheren Stil des Moderierens zu ersetzen.

Der Übergang von tayloristischen zu flexiblen Organisationsstrukturen hat also eine 
Arbeitszeitkomponente. Häufig lösen neue Arbeitszeitmodelle Veränderungen in der 
gesamten betrieblichen Arbeitsorganisation aus: Die Dezentralisierung der betriebli
chen Zeitorganisation ist etwa mit traditionellen Führungsstrukturen nicht vereinbar. 
Die Beschäftigten werden sich zunehmend gegenseitig vertreten müssen; dazu müs
sen sie ausreichend qualifiziert werden; die betrieblichen Lohnsysteme müssen Ko
operation und Flexibilität und nicht Integration in hierarchische Strukturen belohnen. 
Die Chance, betriebliche Innovationen über neue Arbeitszeitmodelle anzuregen, ist 
bislang noch unzureichend erforscht.
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Es besteht heute weitgehend Konsens darüber, daß berufliche Bildung ein zuneh
mend wichtigerer Faktor betrieblicher und regionaler Innovation ist. Unbestritten ist 
beispielsweise, daß Qualifizierung Innovation und nachfolgende Investitionen in der 
Region auslösen kann. So heißt es etwa im Bericht der Kommission Montanregionen 
der Landesregierung NRW von 1989: "... Ausbildungsstätten wirken ... durch ihre 
aktive Präsenz als Katalysator für die Modernisierung in der regionalen Wirtschaft" 
(Bericht der Kommission Montanregionen 1989, S. 345).

Eine besondere Rolle kommt dabei der Weiterbildung zu. Während man in der be
ruflichen Erstausbildung und noch mehr in der allgemeinen Bildung eher langfristig 
auf den Strukturwandel reagieren kann, sind die Reaktionszeiten in der Weiterbil
dung kurzfristiger. Diese bildungspolitische Feinsteuerung des Strukturwandels ist in 
den letzten Jahrzehnten immer bedeutender geworden. 1993 wurden in deutschen 
Betrieben rund 24,7 Mrd. DM für Weiterbildung aufgewendet (Grünewald, Moraal 
1995). Diese Aufwendungen haben in den letzten Jahrzehnten beträchtlich zugenom
men. Hinzu kommen die Ausgaben der öffentlichen Hand für Weiterbildung 
(Bundesanstalt für Arbeit, Kommunen, Länder, Bund und EU), von denen die Be
triebe erheblich profitieren.

Neue Anstöße in der Weiterbildung gehen von ganz unterschiedlichen Akteuren aus:

• Beschäftigte versuchen auch über eigene Initiative - und nicht allein über An
stöße der Unternehmen - ihre Arbeitsmarktchancen zu verbessern.

• Die Arbeitsmarktpolitik ermöglicht Arbeitslosen oder von Arbeitslosigkeit be
drohten Beschäftigten eine berufliche Umorientierung oder Weiterbildung mit 
hohen Wiedereingliederungserfolgen.

• Die Forschungs- und Technologiepolitik versucht zunehmend, die Verbreitung 
neuer Technologien über Weiterbildung anzustoßen. Das frühere Bundesfor
schungsministerium hat beispielsweise Ende der 80er Jahre in der Lasertechnik 
erstmals in einem Förderprogramm von Anfang an die Forschungsförderung 
mit der Förderung von Weiterbildungsangeboten verknüpft. Die flächendecken
de Einführung der CNC-Technik oder anderer Innovationen vor allem in Klein- 
und Mittelbetrieben ist ganz wesentlich durch die überbetriebliche Qualifizie
rung betrieblicher Schlüsselpersonen befördert worden. Die Begleitforschung 
zu einer Schulung von Meistern in der CNC-Technik diente vor allem "der zu
künftigen Wirtschaftsforderung, d. h. über Qualifikation technisches Wissen 
und Informationen einen zukünftigen Qualifikationstransfer in die Betriebe zu 
begünstigen" (MWMT 1985, S.31).

• Die sektorale Wirtschaftspolitik fördert zunehmend die Modernisierung einzel
ner Branchen durch branchenspezifische Qualifizierungskonzepte. Dieser An

3 Weiterbildung als Innovationsfaktor
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satz wird beispielsweise in der holzverarbeitenden Industrie Nordrhein- 
Westfalens verfolgt (Schönfeld 1996). Die Bergbauzulieferer in NRW sollten 
durch Gründung eines Qualifizierungszentrums und -Verbundes in ihrer Diver
sifizierung unterstützt werden (Weber 1992). Als wichtiger Ansatz bei der Ver
breitung und besseren Nutzung neuer Technologien im Medienbereich werden 
die Entwicklung neuer Berufsbilder, das frühzeitige Lernen eines Umgangs mit 
neuen Medien in den Schulen und Weiterbildung genannt (Europäische Kom
mission 1997).

• Auch in der regionalen Strukturpolitik ist der Bedeutungszuwachs der berufli
chen Weiterbildung Folge einer zunehmenden Skepsis gegenüber isolierter In- 
vestitions- und Technologieforderung. Viele Unternehmen bzw. Wirtschafts- 
bzw. Technologieförderer der öffentlichen Hand haben unter hohen Kosten die 
Auffassung revidieren müssen, daß mit der Bereitstellung der Hardware bereits 
alle Anwendungsprobleme gelöst seien. Manche teure Anlage wurde mangels 
ausreichender Qualifikationen der Anwender zu einer Investitionsruine.

• Solche Erfahrungen mußten auch Betriebe machen. Eine Untersuchung der 
Anwendung von PPS-Systemen im deutschen und Schweizer Maschinenbau 
zeigte, daß viele Unternehmen die erwarteten Zielsetzungen, wie zum Beispiel 
Reduzierung der Durchlaufzeiten oder Erhöhung der Termintreue, nicht erreicht 
haben (Schaubild 4) (Koehl, Esser, Foerster 1989). Dies ist einer der Gründe für 
die geringe Produktivitätssteigerung trotz der massiven Ausbreitung neuer In
formationstechnologien. Durch frühzeitige Änderungen der Arbeitsorganisation 
und entsprechende Weiterbildungsmaßnahmen soll der Grad der Zielerreichung 
bei Restrukturierungen verbessert werden.

• Rund 100 Berufe werden gegenwärtig durch die Sozialpartner mit Hilfe des 
Bundesinstituts für Berufsbildung völlig neugeordnet oder grundlegend über
arbeitet. Die Integration neuer Formen des Lernens (Projekt- und Teamarbeit) 
sowie eine fachspezifische informationstechnologische Ausbildung sind Kem- 
bestandteile dieses Prozesses. 1997 wurden vier neue Ausbildungsberufe ge
schaffen, die das gesamte Feld der Informations- und Kommunikationstechnik 
abdecken. Schon 1997 werden hier mehrere tausend Ausbildungsstellen ange- 
boten. Die Sozialpartner haben diese IuK-Berufe in der Rekordzeit von nur 11 
Monaten (gegenüber Neuordnungszeiten von bis zu 10 Jahren in der Vergan
genheit) entwickelt. Nur durch diese schnellere Reaktionszeit des Bildungs
systems kann Bildung auch als Innovationsfaktor genutzt werden, da sie dann 
einen Vorlauf gegenüber der Praxis hat.

A uf regionaler Ebene schneiden sich die Weiterbildungsaktivitäten der verschiede
nen Akteure. In der regionalen Strukturpolitik wird daher zunehmend eine Entgren
zung vormals strikt getrennter Politikbereiche angestrebt, die eine frühzeitige Ver
knüpfung und Koordination zwischen verschiedenen Politikfeldem ermöglicht. Re
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gionale Entwicklung läßt sich eben nicht mehr allein durch einen Politikbereich, wie 
etwa die Technologie- oder Investitionspolitik befördern.

Gerhard Bosch. .Matthias Knuth. Claudia Weinkopf Tabellen undSehaubilder
Neue Arbeitsformen, neue Verknüpfungen und neue Kooperationen: Ansätze zur innovativen Veränderung von Arbeit 5

Schaubild 4

Enttäuschte Erwartungen beim PPS-Einsatz
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Perspektiven für eine besser koordinierte regionale Beschäfitigungspolitik werden in 
einer "Regionalisierung der Regionalpolitik" bzw. in der Entwicklung endogener, in 
der Region selbst liegender Entwicklungspotentiale gesehen (Hahne 1984, Bosch 
1993b). Eine regionalisierte Regionalpolitik will von der pauschalen Bezuschussung 
einzelner Investitionsvorhaben abgehen und statt dessen Projekte fördern, die in der 
Region selbst entwickelt worden sind. Sie sieht Perspektiven in den in der Region 
selbst liegenden Entwicklungspotentialen, die einen auf Qualifizierung, neuen Tech
nologien und neuen Produkten beruhenden Innovationsprozeß in Gang setzen kön
nen (Derenbach 1984, S. 84).

Es sind vor allem die kleinen und mittleren Betriebe, die regionale Weiterbildungs
angebote nachfragen (Schaubild 5). Innovationen in diesen Betriebe hängen sehr 
stark von der Struktur des regionalen Umfelds ab. Großbetriebe sind durch ihre eige
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nen Bildungseinrichtungen weitgehend vom regionalen Weiterbildungsmarkt unab
hängig; ihre geringe Nachfrage nach externen Bildungsangeboten richtet sich auf 
sehr spezialisierte und nur kleine Gruppen von Beschäftigten betreffende Kurse (wie 
z. B. in der Lasertechnik oder bei der Managerfortbildung) und wird zumeist außer
halb der Region durch überörtlich tätige Träger befriedigt. Großbetriebe können al
lerdings durch Kooperationen mit Klein- und Mittelbetrieben ihr partiell überlegenes 
Wissen weitergeben. Zunehmend sind solche Kooperationen entlang der Zulieferket
ten zu beobachten. Existenzgründerinitiativen sowie die ebenso wichtige Bestands
förderung von Klein- und Mittelbetrieben sind ohne Gestaltung des Umfelds wohl 
kaum erfolgreich. Internationale Vergleiche zeigen, daß bislang dieses Umfeld auf 
die KMU stimulierend gewirkt hat (Schaubild 6).

Gerhard Bosch, Matthias Knuth, Claudia Weinkopf Tabellen und Schaubilder
Neue Arbeitsformen, neue Verknüpfungen und neue Kooperationen: Ansätze zur innovativen Veränderung von Arbeit 6

Schaubild 5

Struktur der Weiterbildungsmaßnahmen 
nach Interner und externer Weiterbildung 

In Abhängigkeit von Betriebsgrößen 
(in %)
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Schaubild 6

A uf solchen Erfolgen wird man sich nicht ausruhen können. Aus vorliegenden Un
tersuchungen wird die Schlußfolgerung gezogen, daß sich in der Zukunft Weiterbil
dungszentren zu regionalen Dienstleistungszentren für die mittelständische Wirt
schaft (Koch, Krake 1989; Schönfeld, Stöbe 1994) entwickeln und als Instrumente 
der Wirtschaftsforderung eingesetzt werden sollen (Franz 1988). Schönfeld/Stöbe 
stellten beispielsweise fest, daß fast 90 % der von ihnen befragten Bildungsträger in 
Nordrhein-Westfalen beklagen, daß die Betriebe, mit denen sie kooperieren, ihren 
Bildungsbedarf nicht kennen. Nur 27 % der Träger bieten jedoch als zusätzliche 
Dienstleistung die Ermittlung des Bedarfs an. Daraus wird geschlußfolgert, daß die 
Träger die Defizite auf seiten der Kunden nicht als unabänderliche Tatsache hinneh
men dürften, sondern einen Wandel zu einem Dienstleistungsuntemehmen voll
ziehen müßten (Schönfeld/Stöbe 1994: 11).
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Auch innerhalb des Weiterbildungsbereichs nehmen Koordinationsnotwendigkeiten 
zu. Durch seine enorme Expansion kommt es vielerorts zu Kursüberschneidungen 
und Doppelangeboten; das Angebot wird damit für die Abnehmer zunehmend in
transparent und kann ohne Wegweiser, wie z. B. Qualitätssiegel und Beratung, oft
mals gar nicht adäquat eingeschätzt werden; für die Anbieter steht bei einem Über
angebot vergleichbarer Kurse die Rentabilität in Frage. Außerdem übersteigt der In
vestitionsbedarf bei der Entwicklung neuer Kursangebote oder der Beschaffung be
stimmter technischer Einrichtungen die Leistungsfähigkeit einzelner Träger. Hier 
bieten sich regionale Kooperationsformen zwischen den Trägem der beruflichen 
Bildung an.

In mehreren Orten haben sich inzwischen Netzwerke von Bildungsträgem gebildet 
(Wegge 1995; Zander 1995). Solche Netzwerke sind der notwendige Unterbau einer 
regionalen Weiterbildungspolitik, da sie die Kommunikation zwischen den zahlrei
chen Bildungsträgem vor Ort gewährleisten und die Formulierung gemeinsamer 
Ziele für die Region ermöglichen. Ein Beispiel hierfür ist der Qualifizierungsver
bund in Siegen, der inzwischen mehrere Nachahmer in Deutschland gefunden hat. 
Die beteiligten Bildungsträger haben sich darauf verständigt, mit diesem Netzwerk 
folgende Ziele anzustreben:

• Verbesserung des regionalen Standorts durch eine systematische Qualifizie
rungspolitik,

• Angebotstransparenz vor Ort,

• Erfahrungsaustausch zwischen den Bildungsträgem,

• Kooperation bei der Durchführung von Maßnahmen.
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Qualifizierungsverbund Siegen

In Siegen wurde 1988 eine Informationsstelle Weiterbildung der Industrie- und Han
delskammer eingerichtet, die eine regionale Datenbank mit einer Übersicht über die 
regionalen Bildungsangebote herstellte. 1989 wurde ein Qualifizierungsverbund mit 
30 regionalen Weiterbildungsanbietem eingerichtet. Die Vereinsmitglieder tragen 
neben dem Kreis zur Finanzierung der Infostelle bei. Der Verbund hat sich frühzeitig 
auf freiwillige Selbstkontrolle bei der Einhaltung von Qualitätsstandards geeinigt: 
und die entsprechenden Angebote in der Datei mit einem Gütesiegel versehen. Das; 
Gütesiegel ist an folgende Kriterien gebunden: fachlichen und pädagogischen quali
fizierten Dozenten, technische Ausstattung gemäß "eines heute üblichen modernen 
Arbeitsplatzes", detaillierte Zertifikation der Lehrgangsziele, Lehrgangsinhalte und 
des Lehrgangsumfangs. Der Verbund legt Standards für Hard- und Software fest, 
kontrolliert allerdings nicht ihre Einhaltung durch Vor-Ort-Kontrollen. Zwischen den 
Mitgliedern des Verbundes gibt es inzwischen vielfältige bi- und trilaterale Koope
rationen. Beispielsweise würden in der Erstausbildung Krupplehrlinge beim gewerk
schaftlichen Fortbildungswerk Unterricht im Maschinenschreiben und in Buchfüh
rung erhalten. Das gewerkschaftliche Bildungswerk wiederum würde Bildungsteil
nehmer für einzelne Bildungsmodule zur Industrie- und Handelskammer schicken. 
Das örtliche Bildungssystem habe dadurch soviel Elastizität erhalten, daß es auch die 
Weiterbildung einer größeren Anzahl von Kruppbeschäftigten, die in kurzer Zeit ih
ren Arbeitsplatz verlieren, gewährleistet.

Zusammenfassend läßt sich sagen: Weiterbildung ist eine zunehmend wichtige Stell
größe im Innovationsprozeß. Dies wird von den wichtigsten Akteuren zunehmend 
erkannt. In vielen Bereichen wird auch damit experimentiert, Weiterbildung als In
novationsfaktor einzusetzen. Dies reicht von Versuchen, die Diffusion neuer Techno
logien zu beschleunigen, bis hin zu branchenorientierten Modemisierungskonzepten. 
Insbesondere Klein- und Mittelbetriebe sind auf ein funktionierendes Netz externer 
Bildungs- und Beratungseinrichtungen angewiesen.

A uf seiten der Politik ist eine Unsicherheit festzustellen, welche Instrumente ange
messen sind, Weiterbildung und Innovation besser aufeinander abzustimmen. Auf 
der Forschungsseite werden die Verknüpfungen zwischen Weiterbildung und Inno
vation nur unzureichend aufgenommen. Die Bildungsforschung betrachtet Weiter
bildung zu sehr als isolierten Gegenstand, der immanent und nicht in seinen Ver
knüpfungen mit dem Strukturwandel untersucht wird. Um mehr Wissen für die In
novationspolitik zu generieren, sollte man den Schnittstellen zwischen Weiterbil
dung einerseits und der regionalen Technologie- und Branchenpolitik andererseits 
mehr Aufmerksamkeit widmen.
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4 Spannungsverhältnisse und Innovationen an der Schnittstelle zwischen be
trieblicher Personalpolitik und öffentlicher Arbeitsmarktpolitik

4.1 Bisherige Modelle des Personalabbaus stoßen an Grenzen

Der Wandel der Beschäftigungsstruktur vollzieht sich über Wellen des Personalab
baus in den schrumpfenden Sektoren, Branchen und Betrieben. Arbeitsrechtliche und 
tarifvertragliche Schutzrechte, die Mitbestimmung der Betriebsräte bei Betriebs
änderungen und personellen Einzelmaßnahmen sowie die Rahmenbedingungen des 
Sozialen Sicherungssystems (vor allem Renten- und Arbeitsförderungsrecht) haben 
zur Herausbildung allgemein praktizierter Muster des sozialverträglichen Personal
abbaus geführt (vgl. Kohl 1995). Dabei spielt bisher das vorzeitige Ausscheiden Äl
terer aus dem Erwerbsleben die Rolle eines personalpolitischen Ventils, dessen Öff
nung bei Bedarf den personalpolitischen Anpassungsdruck mildert und es den Be
trieben erlaubt, andere Gruppen zu schonen. Beim "Vorruhestand" treffen sich die 
Interessen der Unternehmen an Personalreduktion und Verjüngung der Beleg
schaften mit den Interessen älterer Arbeitnehmer, den Belastungen des Arbeitslebens 
vorzeitig zu entkommen (Dohse/Jürgens/Russig 1982; Rosenow/Naschold 1993). 
Mit vergleichsweise geringem finanziellem Einsatz der Unternehmen wurden bisher 
vorzeitige Statuspassagen in einen de-facto-Ruhestand ermöglicht, was sich stati
stisch in sinkender Erwerbstätigkeit und steigender Arbeitslosigkeit ab 55 nieder
schlug (Wagner 1995).2

In gesamtwirtschaftlicher Betrachtung läuft dieses Modell sozialverträglicher Be
wältigung des Strukturwandels darauf hinaus, daß die erforderliche Mobilität der 
Arbeitskräfte zwischen den Generationen erfolgt: Die Älteren scheiden vorzeitig aus 
schrumpfenden Branchen aus, während Jüngere überproportional in andere Branchen 
und Berufe eintreten. Dieses Modell hat in Deutschland die Jugendarbeitslosigkeit 
vergleichsweise niedrig gehalten. Ein beträchtlicher Teil der gesellschaftlichen Un
terbeschäftigung wurde an das Ende des Arbeitslebens geschoben und bekam da-

Arbeitslosigkeit wird zunächst durch Sozialplanleistungen finanziell aufgebessert, um dann in 
den vorzeitigen Bezug einer Altersrente zu münden. Dabei galt bisher bei voller Aus
schöpfung aller Möglichkeiten folgender "Fahrplan" für eine möglichst frühe Statuspassage 
vom Erwerbsleben in die Rente:

Kurzarbeit "Null" für 24 Monate ab 55 Jahre und 4 Monate;

einvemehmliches Ausscheiden mit 57 Jahren und 4 Monaten; Arbeitslosengeldbezug für 32 
Monate mit Aufstockung aus dem Sozialplan auf 80-90 % des vorherigen Nettoeinkommens;

Arbeitslosenrente mit Erreichen des 60. Lebensjahrs.

Unter Einbeziehung einer Phase (2a), in der die niedrigere Arbeitslosenhilfe durch ent
sprechend höhere Sozialplanzahlungen aufgestockt wird, war die Vorverlegung der Phasen (1) 
und (2) lediglich eine Kostenfrage.
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durch den weniger belastenden und stigmatisierenden Charakter von "Vor
rahestand". Im Strukturbruch der neuen Bundesländer wurde der Arbeitsmarkt durch 
dieses Instrument um fast 1 Mio. Erwerbspersonen entlastet (Emst 1994), was jedoch 
erheblich zur Dramatisierung der Lage der Rentenversicherungen beitrug (Standfest
1995).

Damit sind neben den unbestreitbaren Vorteilen auch die Grenzen des sozialver
träglichen Personalabbaus durch Vorruhestand angesprochen: Der größte Teil der 
Kosten geht zu Lasten der sozialen Sicherungssysteme und treibt die Beiträge und 
damit die Lohnnebenkosten in die Höhe. Während der Vorruhestand lange Zeit 
durch die Gesetzgebung ausdrücklich gefördert wurde, wurde durch die im Februar 
1996 zwischen der Bundesregierung und den Sozialpartnern getroffenen Verein
barungen eine Trendwende eingeleitet, die ihren Niederschlag in der Reform der Ar
beitsforderung und der Rentenversicherung gefunden hat. Die bisherigen Vorruhe
standsmodelle werden schrittweise für ältere Arbeitnehmer unattraktiver und für die 
Betriebe teurer gemacht. Damit stellt sich die Frage nach alternativen Wegen, das 
Problem personeller Überkapazitäten sozialverträglich zu lösen. Neue Ansätze fan
den sich bisher vor allem dort, wo wegen Betriebsstillegung ganze Belegschaften 
vom Personalabbau betroffen waren, so daß der Vorruhestand schon unter den bis
herigen Rahmenbedingungen keine ausreichende Lösung mehr bieten konnte.

4.2 Kurzarbeit zwischen passiver und aktiver Nutzung

Das arbeitsmarktpolitische Instrument der Kurzarbeit hat ursprünglich die Funktion, 
bei vorübergehendem Arbeitsausfall, vor allem bei konjunkturellen Einbrüchen, "den 
Arbeitnehmern die Arbeitsplätze und dem Betrieb die eingearbeiteten Arbeitnehmer" 
zu erhalten (§ 63 Abs. 1 AFG). Die Bundesanstalt für Arbeit (BA) zahlt für die aus
gefallene Arbeitszeit ein Kurzarbeitergeld, das in seiner Höhe dem Arbeitslosengeld 
entspricht. Kurzarbeit erlaubt vorübergehende Beschäftigungslosigkeit ohne arbeits
rechtliche Trennung und folglich ohne Arbeitslosigkeit. Sie dient der Stabilisierung 
der Beschäftigung bei Unterauslastung der Kapazitäten.

Seit 1988 wird Kurzarbeitergeld auch zur Vermeidung von Massenentlassungen ge
währt, "wenn der Arbeitsausfall auf einer schwerwiegenden strukturellen Ver
schlechterung der Lage des Wirtschaftszweiges beruht und der hiervon betroffene 
Arbeitsmarkt außergewöhnliche Verhältnisse aufweist" (§ 63 Abs. 4 AFG). Die 
Aussicht auf Erhalt der Arbeitsplätze braucht bei dieser "strukturbedingten" Kurzar
beit nicht gegeben zu sein. Die Anwendbarkeit der Regelung auf einzelne Wirt
schaftszweige in bestimmten Regionen wird auf Antrag vom zuständigen Landesar
beitsamt entschieden.1 Die massenhafte Anwendung von Kurzarbeit zum Abpuffem

Zunächst stand dieses Instrument nur für die Eisen- und Stahlindustrie zur Verfügung; 1990 
erfolgte die Erweiterung auf den Steinkohlenbergbau, 1992 auf den Bergwerksmaschinenbau, 
und seit 1994 wurde strukturbedingte Kurzarbeit in Westdeutschland auch für weitere Bran-
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des Strukturbruchs in den neuen Bundesländern dürfte ganz wesentlich dazu beige
tragen haben, daß sich auch im Westen ein großzügigerer Umgang mit diesem In
strument durchsetzte. Ab 1998 gelten für die Einführung strukturbedingter Kurzar
beit erleichterte Voraussetzungen.

Während konjunkturbedingte Kurzarbeit darauf gerichtet ist, Arbeitsplätze auf Dauer 
zu erhalten, schiebt die strukturbedingte Kurzarbeit eine arbeitsrechtliche Trennung 
auf, nachdem der Arbeitsplatz in betriebswirtschaftlicher Betrachtung bereits entfal
len ist. Die Kurzarbeiter müssen in einer "betriebsorganisatorisch eigenständigen 
Einheit" zusammengefaßt werden, und ihr Arbeitsausfall ist in der Regel vollständig 
(Kurzarbeit "Null"). Seit 1990 verlangt das Gesetz, daß der Betrieb den Kurzarbei
tern eine berufliche Qualifizierung ermöglichen "soll". In dieser Vorschrift deutet 
sich der Gedanke an, Kurzarbeit zur beruflichen Neuorientierung zu nutzen. Solange 
aber strukturbedingte Kurzarbeit überwiegend als erste Phase des vorzeitigen Aus
scheidens aus dem Erwerbsleben genutzt wurde, waren die Betroffenen auf den Ru
hestand orientiert und hatten kein Interesse an beruflicher Weiterbildung. Dement
sprechend selten war in Westdeutschland die Qualifizierung von Kurzarbeitern. In 
den neuen Bundesländern waren solche Angebote erheblich häufiger, wenn auch 
keineswegs die Regel (Besselmann et al. 1993; Lotzkat/Ochs 1995). Ein Grund
problem ist dabei, daß den Betrieben etwas abverlangt wird, woran sie kein Eigen
interesse (mehr) haben. Die Qualifizierung von Kurzarbeitern fordert von ihnen or
ganisatorische Anstrengungen und verursacht Lehrgangskosten, für die bisher nur 
unter äußerst eingeschränkten Bedingungen eine öffentliche Förderung zu bekom
men ist (Bosch 1994).

Seit etwa 1993 ist auch in Westdeutschland eine Tendenz zu einer stärker aktiven 
Nutzung der strukturbedingten Kurzarbeit zu beobachten (Knuth/Vanselow 1995). 
Dafür sind drei Ursachen auszumachen:

• Wenn der erforderliche Personalabbau so umfangreich ist, daß er nicht mehr 
durch die vorzeitige Ausgliederung Älterer bewältigt werden kann, verliert 
Kurzarbeit ihren Charakter als erste Stufe des "Vorruhestands". Arbeitskräfte, 
die ihren Arbeitsplatz verlieren, aber nicht bis zur Rente abgesichert sind, ent
wickeln Interesse an beruflicher Neuorientierung.

• Seit 1994 akzeptiert die Arbeitsverwaltung die Durchführung von Praktika in 
anderen Betrieben als eine Form der Qualifizierung während der Kurzarbeit 
(Beispiel Handwerksinitiative NRW). Im Gegensatz zur Weiterbildung in Un
terrichtsform, die Aufwendungen für Lehrgangskosten verursacht, sind Praktika

chen wie den Werkzeugmaschinenbau und die Luft- und Raumfahrttechnik zugelassen. Ab 
Januar 1998 entfallt der Bezug auf den sektoralen Strukturwandel; es genügen strukturelle 
Veränderungen des einzelnen Betriebes und daraus resultierende Personalanpassungsproble
me.
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fast kostenlos. Damit wird eine wesentliche Barriere der Qualifizierung in 
Kurzarbeit überwunden. Die während eines Praktikums geknüpften Kontakte 
können zur Anbahnung eines neuen Arbeitsverhältnisses genutzt werden und 
stellen insofern ein Instrument der Mobilitätsförderung dar (s.u.).

• Dem in den neuen Bundesländern durch Gesellschaften für Arbeitsforderung, 
Beschäftigung und Strukturentwicklung (ABS-Gesellschafiten) weithin prakti
zierten Vorbild folgend, werden nunmehr auch im Westen rechtlich selbständi
ge Beschäftigungs- und Qualifizierungsgesellschaften als "betriebsorgani
satorisch eigenständige Einheiten" akzeptiert, die im Rahmen von Sozialplänen 
Kurzarbeiter von Personal abbauenden oder stillzulegenden Betrieben über
nehmen. Die Durchführung der Kurzarbeit bei einem zu diesem Zweck ge
schaffenen "Ersatzarbeitgeber" macht es möglich, das Arbeitsverhältnis mit 
dem Altbetrieb früher zu lösen, ohne daß die betroffenen Arbeitnehmer dadurch 
Nachteile haben. Im Gegenteil: Ein auf die Organisierung von Arbeits
marktübergängen spezialisierter Beschäftigungsträger kann die Kurzarbeiter u. 
U. sogar besser fordern, und den Betroffenen fallt die Orientierung auf neue 
Perspektiven nach der Trennung vom Altbetrieb leichter.

Die bereits verabschiedete Reform des Arbeitsförderungsgesetzes macht die aktive 
Nutzung von Zeiten strukturbedingter Kurzarbeit zwingend: Über eine Dauer von 6 
Monaten hinaus wird Kurzarbeitergeld nur noch dann gewährt, wenn Maßnahmen 
zur Wiedereingliederung der vom Arbeitsplatzverlust Betroffenen vorgesehen sind.
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Handwerksinitiative NRW:

“Schnupperpraktikum” als Qualifizierung 

während strukturbedingter Kurzarbeit

• Kurzarbeiter werden für ein Praktikum von bis zu 6 Monaten in einen anderen 
Betrieb vermittelt. Während des Praktikums laufen das Kurzarbeitergeld und 
ggf. tariflich gesicherte betriebliche Aufstockungszahlungen des alten Ar
beitgebers weiter. Zwischen den Praktikanten und dem Praktikumsbetrieb be
steht kein Arbeitsverhältnis.

• Es kann vereinbart werden, daß der Praktikumsbetrieb dem entsendenden Be
trieb eine Pauschale fur den Organisations- und Verwaltungsaufwand zahlt. 
Dieses ist aber kein Entgelt für die Bereitstellung von Arbeitskraft; das Prakti
kum ist deutlich von Arbeitnehmerüberlassung zu unterscheiden.

• In manchen Fällen (insbes. nach Betriebsstillegungen) befinden sich die Kurz
arbeiter, die ein Praktikum absolvieren, in einer rechtlich selbständigen Be- 
schäftigungs- und Qualifizierungsgesellschaft, die die Arbeitgeberrolle über
nommen h a t

• In anderen Fällen akzeptierte das Arbeitsamt, daß Arbeitnehmer, die nach Alter,! 
Qualifikation und Motivation für einen Betriebswechsel in Frage kommen, zum; 
Zwecke des Praktikums in die kurzarbeitende ''betriebsorganisatorisch eigen
ständige Einheit" versetzt wurden. Dieses geschah freiwillig und unter Mitbe
stimmung des Betriebsrats.

• Spätestens nach 6 Monaten müssen Praktikant und Praktikumsbetrieb sich ent
scheiden, ob sie ein Arbeitsverhältnis eingehen wollen. Bei der nordrhein-; 
westfalischen Gemeinschaftsinitiative "Montanarbeitnehmer ins Handwerk": 
blieb etwa ein Drittel der Praktikanten im neuen Betrieb.

(vgl. Vanselow 1995)

4.3 Mobilitätsförderung

Der wirtschaftliche Strukturwandel stellt wachsende Anforderungen an die berufli
che Mobilität der Arbeitskräfte. Die lebenslange Beschäftigung bei demselben Ar
beitgeber, im Zeitalter des Fordismus Ideal der Beschäftigten wie der Betriebe, ge
hört der Vergangenheit an. Arbeitnehmer, die weitreichenden Mobilitätszwängen 
unterliegen, brauchen bei ihrem Weg über den Arbeitsmarkt Unterstützung 
(Bosch/Neumann 1991). Auch Arbeitgeber brauchen Beratung, wenn von ihnen un
konventionelle Einstellungsentscheidungen erwartet werden (BBJ Consult 1995; 
Heinrichs/Hild 1995; Pfeiffer/Klaßen 1995).

Als "Mobilitätsförderung" bezeichnen wir Dienstleistungen für Arbeitnehmer und 
Arbeitgeber gleichermaßen. Ziel der Mobilitätsforderung ist es, das Verhalten der



270

Arbeitsmarktteilnehmer so zu beeinflussen, daß Arbeitsverhältnisse zustande kom
men, die andernfalls nicht zustande kommen würden.* Bezogen auf Arbeitskräfte, die 
von Personalabbau betroffen sind, kann Mobilitätsforderung begriffen werden als 
Ausdehnung des bisher meistens auf Führungskräfte beschränkten "Outplacement” 
auf alle von Arbeitsplatzverlust Betroffenen. Sie beinhaltet die intensive Beratung 
und Betreuung bei der Arbeitsuche bzw. die Unterstützung bei der Vorbereitung dar
auf. Das beginnt mit der Analyse der individuellen Potentiale und Wünsche und geht 
über die Orientierung auf neue Möglichkeiten und, soweit notwendig, das Bewer
bungstraining bis hin zur intensiven Betreuung während der Suchphase 
(Kehlenbach/Stricker 1996). Bei grundlegender beruflicher Neuorientierung ist die 
Beratung über Qualifizierungsmöglichkeiten und Hilfe beim Zugang zu ihnen eben
so Teil der Mobilitätsforderung wie die erneute Hilfe nach Abschluß der Qualifizie
rung.

Sofern es nicht möglich ist, neue Arbeitsbeziehungen sofort in der rechtlichen Form 
eines neuen unbefristeten Arbeitsverhältnisses beginnen zu lassen, kann es hilfreich 
sein, sozial und rechtlich adäquate Übergangsformen zu organisieren. In Frage 
kommen hierfür Praktika (s. o.), nicht gewinnorientierte Arbeitnehmerüberlassung 
(s. u., 5.1) und befristete Arbeitsverhältnisse mit Rückversicherung für den Fall der 
späteren Nichtübemahme.' Während der Übergangsphasen wird die Betreuung fort
gesetzt; auch beim direkten Übergang in reguläre Arbeitsverhältnisse wird der Ein
gliederungsprozeß in den neuen Betrieb ein Stück weit durch Beratung und, soweit 
nötig, durch vermittelnde Interventionen begleitet.

Mobilitätsförderung findet ihre Grenze an der unzureichenden Nachfrage nach Ar
beitskräften, und sie kann normalerweise keine Arbeitsplätze schaffen. Ausnahmen 
sind jedoch denkbar. Ebenso, wie es eine "stille Reserve", d. h. ein verdecktes Ar
beitsangebot gibt, so gibt es auch eine verdeckte Arbeitsnachfrage, die jedoch wenig 
erforscht ist und in der Praxis noch kaum erschlossen wird. Beratung auf den Gebie
ten der Arbeitsorganisation und des Arbeitszeitmanagements (s. o., 2.2) kann dazu 
führen, bis dahin verdeckte Nachfrage wirksam werden zu lassen. Überlastete 
Schlüsselkräfte einschließlich der Inhaber von Kleinuntemehmen könnten Teilauf
gaben an neu einzustellende Arbeitskräfte delegieren, oder es können bisher nicht 
berücksichtigte Teilzeitwünsche von bereits Beschäftigten realisiert werden. Die Be
ratung der Betriebe erstreckt sich weiterhin auf die Bestimmung ihres Anforderungs
profils. Hierbei können Möglichkeiten erörtert werden, durch Qualifizierungsmaß
nahmen für vorhandene Bewerber oder durch organisatorische Veränderungen im 
Betrieb Qualifikations- und Anforderungsprofil zur Deckung zu bringen. Wichtig ist

Zu entsprechenden Maßnahmen für Langzeitarbeitslose vgl. 5.1 und 5.2.

Beispielsweise kann ein Sozialplan vorsehen, daß bei Aufnahme eines neuen Arbeitsverhält
nisses beendete Unterstützungszahlungen wieder aufleben, wenn das neue Arbeitsverhältnis 
sich als nicht dauerhaft erweist.
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das Angebot gegenüber dem potentiellen neuen Arbeitgeber, daß der Träger der 
Mobilitätsförderung auch nach erfolgter Vermittlung für einen definierten Zeitraum 
bei Schwierigkeiten der Eingliederung beratend zur Verfügung steht.

Zusammenfassend geht es bei der Mobilitätsförderung darum, durch Dienstleistun
gen für Arbeitnehmer wie Arbeitgeber das Funktionieren des Arbeitsmarktes zu ver
bessern, damit Beschäftigungspotentiale so weit wie möglich ausgeschöpft werden.

4.4 Existenzgründungen und spin-offs

Als eine Sonderform der beruflichen Mobilität kann die Existenzgründung betrachtet 
werden. Es wird nicht nur die Tätigkeit oder der Arbeitgeber, sondern der berufliche 
Status gewechselt. Die Förderung der Existenzgründung Arbeitsloser oder von Ent
lassungen Betroffener ist in Deutschland noch ein junger Zweig der aktiven Ar
beitsmarktpolitik (Meager 1993 und 1995), der erst seit kurzem expandiert 
(Kurz/Meißner 1994; Brinkmann/Otto/Wiedemann 1995).

Existenzgründungen kommen nur für einen kleinen Teil der von Personalabbau be
troffenen Arbeitnehmer in Frage - in erster Linie für die besser Qualifizierten, die 
aufgrund höheren Einkommens auch über Rücklagen oder Vermögenswerte verfü
gen, die sie als Eigenkapital einsetzen können. Wenn bei Massenentlassungen und 
Betriebsstillegungen Chancen für Existenzgründungen vermutet werden können, 
sollte im Interessenausgleich vorgesehen werden, daß das Altuntemehmen sie för
dert: durch günstige Nutzungsbedingungen für frei gewordene Gewerberäume und 
für nicht mehr benötigte Geräte und Anlagen, durch Überlassung von Patenten, Ge
brauchsmustern und Kundenkarteien, durch Übernahme von Bürgschaften usw.
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DASA/IQG in Wedel/Holstein:

Existenzgründung aus K urzarbeit

• Die Innovations- und Qualifizierungsgesellschaft in Wedel (Holstein) übernahm 
1994 150 Arbeitnehmer der DASA als Kurzarbeiter. Dabei handelte es sich zu 
einem Drittel um Ingenieure und technische Angestellte.

• Es wurden 4 Innovationsprojekte eingerichtet, in denen Produktentwicklungen 
vorangetrieben und Märkte erkundet wurden. Die Beschäftigung der Kurzarbei
ter mit solchen Innovationsprojekten galt als Qualifizierung in der Kurzarbeit.

• Bis zu Sommer 1995 entstanden drei neue Unternehmen mit zusammen 12 Mit
arbeitern.

•  Die Existenzgründer setzten ihre Sozialplan-Abfindungen als Grundkapital ein. 
Sie erhielten ihre Abfindung zweckgebunden vorzeitig ausgezahlt, so daß sie 
ihre Untemehmensgründung vorantreiben konnten, ohne ihren Status als Kurz
arbeiter aufzugeben.

• Andere Arbeitnehmer, die nicht als Gründer auftreten konnten oder wollten, 
wurden bei noch unsicherer Auftragslage von den Gründern in befristete Zweit
arbeitsverhältnisse eingestellt. Dadurch wurde im Falle des Ausbleibens von 
Anschlußaufträgen der Rückweg in die Kurzarbeit offengehalten.

(vgl. Knuth/Vanselow 1995)

Alternativ zur Existenzgründung einzelner kommt die Ausgründung erwerbswirt
schaftlicher Unternehmen als Töchter oder Beteiligungen von Beschäftigungsgesell
schaften in Frage. Dieser Weg wurde von ABS-Gesellschaften in den neuen Bundes
ländern häufig beschriften (Knuth 1996a). Doch auch die Mypegasus, eine Beschäf
tigungsgesellschaft in Reutlingen, übernahm vom Altuntemehmen eine Betriebsab
teilung, die sie mit 35 Mitarbeitern als Zulieferer von Spezial teilen im Markt eta
blierte (Knuth/Vanselow 1995).

Beschäftigungs- und regionalpolitisch verantwortlich handelnde Unternehmen lei
sten unmittelbar ihren Beitrag dazu, beim Rückzug aus einem Standort nicht "ver
brannte Erde", sondern einen Humus entwicklungsfähiger Kleinuntemehmen zu 
hinterlassen. Wo es nicht durch outsourcing ohnehin schon geschehen ist, werden 
Service-Abteilungen verselbständigt mit der Perspektive, sich rechtzeitig neue Kun
den zu suchen, bevor das Stammuntemehmen das Kerngeschäft einstellt. Dabei bie
ten sich Management-buy-outs an, wobei aber nicht nur bisherige Manager als Un- 
temehmensgründer in Frage kommen. In NRW können "Belegschaftsinitiativen" be
sondere Starthilfen erhalten.

Neu gegründete Unternehmen können seit April 1997 bei der Einstellung von Ar
beitslosen oder von Arbeitslosigkeit Bedrohten besonders günstige Einstellungszu
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schüsse erhalten. Dieses entspricht neueren Vorschlägen zur Verbindung von Exi
stenzgründungsförderung und arbeitsmarktpolitischer Integration (Semlinger 1995). 
Gerade bei jungen, expandierenden Unternehmen besteht die Chance, daß eine der
artige Förderung zur vorgezogenen Schaffung neuer Arbeitsplätze führt und insofern 
nicht nur Benachteiligungen am Arbeitsmarkt verringert, sondern auch das Volumen 
der Beschäftigung vermehrt.

4.5 Die Aktivierung von Sozialplänen

Ursprünglicher Zweck von Sozialplänen bei Entlassungen ist die Milderung oder der 
Ausgleich von Nachteilen, die den Arbeitnehmern durch den Verlust ihres Arbeits
platzes entstehen. Das Gesetz schreibt die Form der Kompensation nicht vor. Daß 
ein Sozialplan ausschließlich oder überwiegend die Festsetzung individueller Abfin
dungszahlungen zum Gegenstand hat, ist nicht zwingend. Das Gesetz ist offen auch 
für kollektive und für nichtmonetäre Regelungskomponenten.

Wenn die von Massenentlassungen und Betriebsstillegungen betroffenen Arbeitneh
mer arbeitslos bleiben, nimmt die Abfindung aus dem Sozialplan den Charakter einer 
Lohnersatzleistung an, die das Arbeitslosengeld aufbessert. In der Arbeitsmarkt
politik ist jedoch weithin anerkannt, daß es gesellschaftlich und volkswirtschaftlich 
vorteilhafter ist, Arbeit zu fördern statt den Unterhalt bei Arbeitslosigkeit zu finan
zieren. Nach der gleichen Logik sollten Bestandteile des Sozialplans statt für indivi
duelle Abfindungen für die Förderung von Arbeit verwendet werden oder dafür, 
durch Qualifizierung und Mobilitätsförderang den Weg in neue reguläre Arbeit zu 
ebnen. Insbesondere im Zusammenwirken mit aktiver Arbeitsmarktpolitik entsteht 
die Chance einer Aktivierung von Sozialplänen. Eine aktive Ausgestaltung des So
zialplans kann u. a. folgende Elemente beinhalten:

• Teile des Sozialplanvolumens können statt für individuelle Abfindungen ver
wandt werden für mobilitätsförderliche Dienstleistungen, durch die Arbeits
losigkeit vermieden oder abgekürzt wird. In dem Maße, wie wirtschaftliche 
Nachteile des Arbeitsplatzverlustes verringert werden, brauchen sie nicht mehr 
durch individuelle Zahlungen kompensiert zu werden.

• Wenn durch eine Ausgründung Arbeitsplätze erhalten werden können, sollte 
das hierdurch eingesparte Sozialplanvolumen als Anschubfinanzierung für das 
neue Unternehmen zur Verfügung gestellt werden.

• Für Existenzgründer könnte die Barabfindung umgewandelt werden in eine 
Bürgschaft des Altuntemehmens, die es dem Existenzgründer ermöglicht, 
Bankkredite in größerem Umfang aufzunehmen.

• Individuelle Abfindungszahlungen können so ausgestaltet werden, daß Mobili
tät gefördert und nicht behindert wird. Statt die Absicherung des Nettoein
kommens auf den Fall der Arbeitslosigkeit zu beschränken, könnte statt dessen
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bei Annahme einer im Vergleich zum alten Arbeitsplatz niedriger bezahlten 
Tätigkeit ein höherer Prozentsatz des alten Nettoeinkommens weiterhin abgesi
chert werden. So entsteht ein Anreiz zur Arbeitsaufnahme.

• Ein Teil des Sozialplanvolumens kann dazu verwendet werden, Arbeit statt Ar
beitslosigkeit zu finanzieren, d. h. als Komplementärfinanzierung für Maßnah
men der Arbeitsförderung dienen. Denkbar ist auch die Fortsetzung strukturbe
dingter Kurzarbeit in einer Beschäftigungs- und Qualifizierungsgesellschafit bis 
zur maximal zulässigen Dauer. Teile des Sozialplans würden in diesem Fall da
zu verwendet, die Arbeitgeberanteile und ggf. die Aufstockung des Kurz
arbeitergeldes zu finanzieren. Einen aktiven Charakter hat dieses Modell aber 
nur dann, wenn die Kurzarbeit für die berufliche Neuorientierung genutzt wird.

•  Der Sozialplan kann vorsehen, daß Arbeitnehmer, die nahtlos in Maßnahmen 
aufgefangen werden, ihre Sozialplanansprüche bis zum Ende der Maßnahme 
stunden oder als zinsloses Darlehen in einen treuhänderisch verwalteten Fonds 
geben. Die zwischenzeitlich entstehenden Zinserträge sind für Arbeits- und 
Mobilitätsförderung zu verwenden.

• Grundsätzlich sollten sich Sozialpläne weniger an Gegebenheiten der Ver
gangenheit (Alter und Betriebszugehörigkeit) als an den tatsächlich entstehen
den Nachteilen orientieren (Bosch 1995). Die Betreuung der vom Personal
abbau Betroffenen über einen längeren Zeitraum und die zeitlich gestreckte 
Abwicklung des Sozialplans ermöglichen es, Ansprüche an Ereignisse und 
Entwicklungen zu binden, die zum Zeitpunkt der Vereinbarung des Sozialplans 
noch in der Zukunft liegen. Hierdurch kommt es zu einer solidarischen Umver
teilung zugunsten derjenigen, die infolge ihres Arbeitsplatzverlustes die größten 
Nachteile erleiden.
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CASE Germany GmbH, Neuss:

Mobilitätsförderung und aktivierter Sozialplan

• Das Neusser Traktorenwek des US-Konzems CASE wird 1997 geschlossen. 
Betroffen sind gut 1.000 Beschäftigte.

• Die Stillegung dient dem Abbau weltweiter Überkapazitäten des Unternehmens. 
Sie ist nicht durch Auftragsmangel oder eine akute wirtschaftliche Schwäche 
des Unternehmens erzwungen. Es wird bis zum letzten Tag produziert.

• Der „klassische“ Teil des Sozialplans sieht vergleichsweise hohe Abfindungen 
vor.

• Zusätzlich zum „passiven“ Teil des Sozialplans wurde ein Fonds für Schulung 
und Beratung eingerichtet, der von einer paritätischen Kommission verwaltet 
wird. Aus diesem Fonds werden vor allem Qualifizierungsmaßnahmen finan
ziert, deren Kosten das Arbeitsamt nicht übernimmt.

;• Durch Förderung des Landes NRW konnten zusätzliche Mittel zur Unterstüt
zung beruflicher Mobilität verfügbar gemacht und die Einrichtung eines 
„Zentrums für Arbeit und Beschäftigung“ (ZAB) finanziert werden.

• Das ZAB bietet Seminare und individuelle Beratung bei der Verarbeitung des 
Arbeitsplatzverlustes und der Orientierung auf den externen Arbeitsmarkt. 
Hierzu gehören Bewerbungstraining und Unterstützung beim Abfassen von 
Bewerbungsschreiben. An einer Existenzgründung Interessierte erhalten beson
dere Beratung.

:• Das ZAB sucht bei den Unternehmen der Region aktiv nach Stellen für seine 
Klienten und ermittelt hierbei häufig Personalbedarf, der dem Arbeitsamt nicht 
gemeldet ist.

Der klassische "Abfmdungs-Sozialplan" wird künftig erheblich an Attraktivität ver
lieren, weil Abfindungen ab 1999 auf das Arbeitslosengeld angerechnet werden. An
dererseits werden für Sozialpläne, die auf berufliche Neuorientierung und Mobilitäts
förderung ausgerichtet sind, Zuschüsse des Arbeitsamtes in Aussicht gestellt. Es 
wird zu verfolgen sein, wie die Betriebsparteien bei ihren Sozialplanverhandlungen 
auf diese veränderten Rahmenbedingungen reagieren werden.

5 Neue Strategien zur Wiedereingliederung von Langzeitarbeitslosen

Arbeitsmarktpolitische Maßnahmen zur Qualifizierung und Beschäftigung von Ar
beitslosen weisen häufig das entscheidende Manko auf, daß sie relativ betriebsfem 
sind und keine oder unzureichende Mechanismen zur Förderung des Übergangs in 
reguläre Beschäftigung beinhalten. Daher wird zunehmend gefordert und teilweise
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auch erprobt, Qualifizierungsmaßnahmen in enger Kooperation mit Unternehmen 
durchzuführen. Das Spektrum der Möglichkeiten reicht von Versuchen, Unterneh
men zur Formulierung ihres zukünftigen Qualifikationsbedarfs zu bewegen, bis hin 
zur Integration betrieblicher Praktika in öffentlich geforderte Qualifikations- und Be- 
schäftigungsmaßnahmen. Die Erfolge sind - von Ausnahmen abgesehen - bislang 
eher mäßig. Unternehmen haben erhebliche Schwierigkeiten bei der Formulierung 
ihres zukünftigen Qualifikationsbedarfs, und zur Bereitstellung von Praktikumsplät
zen müssen sie oft mühsam überzeugt werden, weil der Aufwand der Anleitung hö
her erscheint als der konkrete betriebliche Nutzen. Erfolgversprechender erscheinen 
Ansätze, die konkrete personalpolitische Probleme aufgreifen wie etwa Schwankun
gen im Personalbedarf aufgrund von Auftragsspitzen oder den zeitweiligen Ausfall 
von Beschäftigten wegen Krankheit, Urlaub, familienbedingten Ausfallzeiten oder 
Weiterbildung. Die Innovation solcher Ansätze besteht darin, daß sie den Unter
nehmen Lösungen anbieten, die gleichzeitig arbeitsmarktpolitische Zielsetzungen 
erfüllen.

Der inzwischen bundesweit diskutierte und von zahlreichen Initiativen erprobte An
satz, Arbeitnehmerüberlassung zur Wiedereingliederung von Arbeitslosen in Be
schäftigung zu betreiben, ist ein in diesem Sinne innovativer Ansatz. Die größte In
itiative in diesem Kontext ist START Zeitarbeit NRW (5.1). Ähnliche Zielsetzungen 
verfolgen die verschiedenen skandinavischen Programme, die den Unternehmen Ar
beitslose als "Steilvertreterinnen" anbieten für Beschäftigte, die wegen familien
bedingter Aufgaben und vor allem wegen Weiterbildung zeitweilig ausfallen (5.3). 
Darüber hinaus werden im folgenden zwei weitere ganz unterschiedliche arbeits
marktpolitische Ansätze skizziert, die quer zum traditionellen arbeitsmarkt
politischen Instrumentarium liegen und auf unkonventionelle Weise versuchen, die 
Wiedereingliederung von besonders benachteiligten Arbeitslosen zu fördern. Es 
handelt sich zum einen um den Maatwerk-Ansatz (5.2), der einerseits auf eine um
fassende Beratung und Betreuung von arbeitslosen Sozialhilfeempfänger/innen setzt 
und andererseits versucht, Betriebe gezielt anzusprechen und zu beraten mit dem 
Ziel, die mehrfach stigmatisierten Arbeitslosen wieder in Beschäftigung zu bringen. 
Innovativ und richtungsweisend ist dabei nicht zuletzt, daß der Träger dieses Ansat
zes nur bei Erfolg öffentliche Mittel als eine Art "Prämie" erhält. Zum anderen geht 
es um das Programm "Soziale Betriebe", in dessen Rahmen versucht wird, die Förde
rung von Existenzgründungen bzw. Betriebserweiterungen an die Einstellung und 
längerfristige Beschäftigung von besonders benachteiligten Arbeitslosen zu knüpfen. 
Anders als bei traditionellen Beschäftigungsmaßnahmen, bei denen eine Betätigung 
am Markt ausgeschlossen oder nur in engen Grenzen möglich ist, müssen die gefor
derten Betriebe sich von vornherein am Markt behaupten.



277

5.1 ST A R T  Zeitarbeit N R W

In Nordrhein-Westfalen ist seit Anfang 1992 ein ursprünglich aus den Niederlanden 
stammendes Projekt zunächst modellhafit erprobt worden, das die häufig bestehenden 
betrieblichen Vorurteile gegenüber Arbeitslosen aufgreift und darauf abzielt, Ar
beitslose und insbesondere Problemgruppen unter den Arbeitslosen über Arbeitneh
merüberlassung wieder in Arbeit zu bringen (Weinkopf/Krone 1995; Weinkopf 
1996a). Anfang 1995 sind die bestehenden vier Niederlassungen von START Zeitar
beit in nordrhein-westfälische Trägerschafit übergegangen und weitere 18 Nieder
lassungen gegründet worden. Der Höchststand der Zahl der Niederlassungen wurde 
1996 mit 33 erreicht. Ende 1996 sind jedoch vier Niederlassungen aus wirtschaftli
chen Gründen geschlossen worden, so daß START derzeit noch über 29 Niederlas
sungen in ganz Nordrhein-Westfalen verfugt. Gesellschafter waren zum Zeitpunkt 
der Gründung im Januar 1995 das Land Nordrhein-Westfalen, kommunale Spitzen
verbände, Arbeitgeberverbände und der Deutsche Gewerkschaftsbund sowie die 
Bundesanstalt für Arbeit und START in den Niederlanden. Das Landesarbeitsamt 
Nordrhein-Westfalen schied inzwischen aus dem Gesellschafterkreis aus, da die 
Bundesanstalt für Arbeit die Zustimmung zur Beteiligung von der Anerkennung der 
Gemeinnützigkeit abhängig gemacht hatte, die jedoch von der Finanzverwaltung 
verweigert wurde. Inzwischen sind als neue Gesellschafter die Evangelische Kirche 
und die Freien Wohlfahrtsverbände hinzugekommen.

Arbeitslose werden bei START Zeitarbeit NRW gemäß Arbeitnehmerüberlassungs
gesetz unbefristet eingestellt, um sie für maximal neun Monate an einen Betrieb zu 
verleihen. Die Betriebe müssen für den Einsatz von START-Leiharbeitskräften etwa 
200 % der Brattolohnkosten pro Arbeitsstunde entrichten, was etwa den Preisen der 
kommerziellen Konkurrenz entspricht. Die Entleihbetriebe haben bei START Zeitar
beit jederzeit die Möglichkeit, Leiharbeitskräfte in ein festes Arbeitsverhältnis zu 
übernehmen. Anderenfalls bemüht sich START, weitere betriebliche Arbeitseinsätze 
zu organisieren. Wenn zwischen zwei betrieblichen Arbeitseinsätzen verleihfreie 
Zeiten auftreten, erhalten die START-Leiharbeitskräfte 80 % des Entgeltes aus dem 
vorangegangenen Entleiheinsatz.

Im Unterschied zu kommerziellen Verleihern legt START Zeitarbeit NRW grund
sätzlich die in den Entleihbetrieben gültigen Tarifverträge zugrunde. Dies wurde 
erstmals im Dezember 1993 in einem mit der Gewerkschaft Öffentliche Dienste, 
Transport und Verkehr abgeschlossenen Haustarifvertrag festgeschrieben. Dieser ist 
in zweierlei Hinsicht richtungsweisend: Einerseits ist es damit erstmals gelungen, 
einen Tarifvertrag für Leiharbeitskräfte mit einer DGB-Gewerkschaft abzuschließen. 
Andererseits beinhaltet dieser als zentralen Punkt die Entlohnung der Leih
arbeitskräfte gemäß den im jeweiligen Entleihbetrieb gültigen tariflichen Bestim
mungen, wodurch gewährleistet wird, daß Betriebe START-Leiharbeitskräfte nicht 
einsetzen können, um die im Betrieb gültigen tariflichen Normen zu umgehen.
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In den ersten zwei Jahren seiner Geschäftstätigkeit konnte START Zeitarbeit NRW 
insgesamt 3.966 zuvor Arbeitslose als Leiharbeitskräfte einstellen. Deutlich mehr als 
die Hälfte dieser Arbeitskräfte stammte aus einer der besonderen Zielgruppen unter 
den Arbeitslosen (Langzeitarbeitslose, Behinderte, über 50-jährige, Geringqualifi
zierte, Wiedereinsteigerinnen und ausländische Arbeitslose). Aus der Gruppe der 
Langzeitarbeitslosen stammten allein ein Viertel der START-Leiharbeitskräfte.

Über 40 % der ausgeschiedenen START-Leiharbeitskräfte haben über den Weg der 
Arbeitnehmerüberlassung einen neuen dauerhaften Arbeitsplatz in einem Unter
nehmen gefunden. Damit liegt die Wiedereingliederungsquote von START Zeitar
beit NRW im Vergleich zu anderen arbeitsmarktpolitischen Maßnahmen relativ 
hoch. So wird etwa die Wiedereingliederungsquote nach Arbeitsbeschaffüngs- 
maßnahmen auf zwischen 15 und 30 % beziffert. Eine Untersuchung des IAB ergab 
vor einigen Jahren, daß die Wiedereingliederungsquote nach Arbeitsbeschaffungs
maßnahmen Mitte der achtziger Jahre bei gut 22 % lag. 6,2 % der Teilnehmer/innen 
wurden anschließend in Arbeit vermittelt, 8,9 % wurden durch Träger/Unternehmen 
in Arbeit übernommen, und 7,3 % haben sich selbst Arbeit gesucht (Spitznagel 
1989:525).

In den Niederlanden existieren seit einiger Jahren eine Reihe weiterer "Arbeits
kräftepools", die ähnlich wie START in Nordrhein-Westfalen arbeiten, sich aber auf 
bestimmte Branchen wie etwa das Baugewerbe, den Güterkraftverkehr oder die Me
tallindustrie konzentrieren (Weinkopf 1996a). Sie erreichen - obwohl sie sich teil
weise auf ein extrem schwieriges Klientel unter den Arbeitslosen konzentrieren 
(etwa Angehörige ethnischer Minderheiten, die länger als zwei Jahre arbeitslos sind)
- ähnlich hohe Wiedereingliederungsquoten wie START Zeitarbeit NRW.

Was sind die Gründe dafür, daß solche Ansätze funktionieren? Im wesentlichen 
dürften hierfür drei Faktoren maßgeblich sein:

Zum ersten können START und andere branchenbezogene Arbeitskräftepools sich 
auf das eigentlich "Matching" zwischen Arbeitslosen und Betrieben konzentrieren, 
ohne daß in größerem Maße bürokratische Nebenaufgaben zu erledigen sind. Dies ist 
ein wesentlicher Vorteil gegenüber den Arbeitsämtern, deren Beschäftigte häufig 
über zahlreiche Nebenaufgaben klagen, die ihre personellen Kapazitäten für die ei
gentliche Arbeitsvermittlung beschränken. In einem Gespräch mit einem Arbeitsver
mittler in einem nordrhein-westfalischen Arbeitsamt vor einigen Jahren sagte dieser, 
daß er für Arbeitsvermittlung keine Zeit habe. Auch wenn es sich dabei sicherlich 
um einen Extremfall handelte, der keineswegs repräsentativ ist, gibt diese Aussage 
gleichwohl zu denken. Auch Erfahrungen aus verschiedenen Modellversuchen in
nerhalb der Arbeitsverwaltung zeigen, daß bei einer Konzentration auf die eigentli
che Vermittlung auch die Arbeitsämter selbst bei Arbeitslosen mit erheblichen 
Vermittlungshemmnissen gute Wiedereingliederungserfolge verzeichnen können.
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Im Unterschied zur öffentlichen Arbeitsvermittlung durch die Arbeitsämter, die sich 
sowohl aus personellen Gründen als auch aufgrund ihrer Aufgabenbeschreibung 
weitgehend auf die eigentliche Arbeitsvermittlung, also das Vorschlägen möglicher
weise geeigneter Arbeitsloser zur Besetzung offener Stellen beschränken muß, kön
nen Arbeitskräftepools zum zweiten sowohl für die Beschäftigten als auch für die 
Betriebe zusätzliche Beratungs- und Betreuungsfunktionen übernehmen - ins
besondere auch während betrieblicher Arbeitseinsätze. Dies greift zwei weitere Pro
bleme auf, die häufig die Einstellung insbesondere von Arbeitslosen mit Vermitt
lungshemmnissen verhindern: Zum einen bedarf es häufig eines intensiven Bera
tungsgesprächs, um Personalverantwortliche dazu zu bewegen, einen oder eine ver
meintlich schwervermittelbare/n Arbeitslose/n einzustellen (Walwei 1995:156). 
"Praktiker aus der Arbeitsverwaltung bestätigen, daß durch persönliche Beratungs
gespräche mit den jeweiligen Personaleinstellem ein zum Teil erstaunliches Maß an 
Konzessionsbereitschaft bei zunächst scheinbar eng vorgegebenem Flexibilitäts
spielraum erreicht werden kann." (Semlinger 1982:84). Notwendig ist offenbar ein 
gezieltes "Marketing" für Arbeitslose (Semlinger 1990) in den Unternehmen, für das 
die Arbeitsämter aber zu selten Zeit aufbringen können. Zum anderen zeigt sich 
häufig: "Oft sind es nicht bzw. nicht nur die Kosten, die von einer qualifizierten Ein
arbeitung abhalten. Da fehlt es an der Kenntnis erwachsenengerechter Aus
bildungsverfahren, da ist man personell nicht in der Lage, sich neben der Produktion 
auch noch einer umfassenden Einarbeitung zu widmen, oder man hat keine Vor
stellung davon, wie man eingefahrene Arbeitsabläufe ändern kann, um gegebenen
falls auch das eingeschränkte Leistungsvermögen einer Arbeitskraft mit den be
triebswirtschaftlich begründeten Leistungsanforderungen in Einklang zu bringen. 
Auch hier geht es demnach nicht vordringlich um einen Kostenersatz, dessen Bemes
sung und Verwendung zudem kaum zu überprüfen ist. Notwendig wäre vielmehr ein 
Transfer von Know-how, vermittelnde Beratung im Konfliktfall bis hin zu personel
ler Entlastung bei konkreten Qualifizierungs- und Betreuungsaufgaben." (Semlinger 
1982:84f)

Genau diese Funktion übernehmen die Mitarbeiterinnen von arbeitsmarktpolitisch 
orientierten Arbeitskräftepools häufig - schon allein deswegen, weil sie aus betriebs
wirtschaftlichen Gründen ein Interesse daran haben, daß eine Arbeitskraft möglichst 
lange in einem Betrieb verbleibt bzw. von diesem übernommen wird, da anderenfalls 
möglicherweise Lohnkosten in verleihfreien Zeiten getragen werden müssen, denen 
keine Einnahmen gegenüberstehen. Arbeitskräftepools haben also jenseits sozial- 
und arbeitsmarktpolitischer Motive auch einen konkreten ökonomischen Anreiz für 
die Beratung und Betreuung der Arbeitskräfte und Betriebe, die im Interesse beider 
Seiten liegt.

Zum dritten ist davon auszugehen, daß Betriebe an Leiharbeitskräfte häufig geringe
re Anforderungen stellen als an Bewerber/innen für feste Arbeitsplätze. Damit erhal
ten zuvor Arbeitslose durch den Pool die Chance, in den Betrieben einerseits prakti-
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sehe Arbeitserfahrungen zu erwerben, andererseits und vor allem aber auch ihre 
Leistungsfähigkeit und Qualifikation unter Beweis zu stellen, so daß sie im An
schluß an einen Arbeitseinsatz auf Leiharbeitsbasis möglicherweise von den Betrie
ben übernommen werden, wenn feste Arbeitsplätze zu besetzen sind. Die Betriebe 
nutzen den Leiharbeitseinsatz hierbei als verlängerte Probezeit (Göbel 1980:209), 
was insbesondere im Zusammenhang mit befristeten Arbeitsverhältnissen in den ver
gangenen Jahren vielfach kritisiert wurde, weil dies mit erheblichen Belastungen für 
die betroffenen Arbeitskräfte verbunden sei. Die Belastungen - so wird argumen
tiert - resultierten dabei weniger aus der Erbringung besonderer Arbeitsleistungen, 
sondern vielmehr aus einer generellen Unsicherheit, welche formellen oder infor
mellen Rechte im Betrieb in Anspruch genommen werden können. So befürchteten 
"Arbeitskräfte auf Probe" häufig, daß krankheitsbedingte Fehlzeiten oder die Ver
weigerung von Überstunden ihre Übemahmechancen verringerten (Linne/Voswinkel 
1989:34ff).

Es ist tatsächlich kaum von der Hand zu weisen, daß die Hoffnung auf eine Über
nahme in feste Beschäftigung Arbeitskräfte zur Akzeptanz besonders belastender 
Arbeitsbedingungen, zur Vermeidung von Fehlzeiten wegen Krankheit und/oder 
zum Verzicht auf die Artikulation berechtigter Interessen veranlassen kann. Dies gilt 
jedoch nicht nur für Poolarbeitskräfte, sondern ebenso auch für Beschäftigte mit ei
nem befristeten Arbeitsvertrag. Außerdem scheint dieser Druck bei Poolarbeits
kräften gegenüber der Situation befristet Beschäftigter etwas abgemildert zu sein, 
weil Poolarbeitskräfte nach Beendigung eines Verleiheinsatzes zum Pool zurückkeh
ren können, während befristet Beschäftigte erneut arbeitslos werden, wenn der Be
trieb sie nicht übernimmt. Bei einem Leiharbeitseinsatz handelt es sich somit im 
Vergleich zu befristeten Arbeitsverträgen "zumindest ansatzweise (um ein) symme
trisches Probeverhältnis" (Brose/Schulze-Böing/Meyer 1990:152), weil der derzeiti
ge Arbeitgeber der Pool ist, der sie in einen anderen Betrieb verleiht, wenn ein be
trieblicher Einsatz ohne Übernahme beendet wird. Gleichwohl besteht die Gefahr, 
daß in jeden neuen betrieblichen Einsatz große Hoffnungen gesetzt werden, die 
möglicherweise enttäuscht werden. Dies kann zweifellos zu erheblichen Frustratio
nen führen.

Allerdings ist zu fragen, ob die betriebliche ’’Probebeschäftigung" als Poolarbeits
kraft nicht auch Chancen für Arbeitslose eröffnet, die ihnen anderenfalls kaum gebo
ten würden. Verschiedene empirische Untersuchungen belegen, daß insbesondere 
Langzeitarbeitslose, aber auch andere Arbeitslose mit "statistischen Vermittlungs
hemmnissen" bei der betrieblichen Personalauswahl häufig ungeachtet ihrer persön
lichen Qualifikation und Motivation allein aufgrund des Merkmals "langzeitarbeits
los" oder z. B. aufgrund ihres Alters diskriminiert werden (Göbel 1980:207; Heidin- 
ger/Kasprzok 1992:40; Klems/Krömmelbein/Schmid 1992:20). "Gemäß dem Si- 
gnalling/Screening-Ansatz (Spence 1973:355ff) ist der Personalentscheidungsprozeß 
durch das Interesse an hoher Produktivität der Arbeitskraft und durch die Unsicher
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heit der Beurteilung des Leistungsvermögens eines Bewerbers gekennzeichnet" 
(Klems/Krömmelbein/Schmid 1992:19) Da keine konkreten Erfahrungen über die 
Produktivität des Bewerbers oder der Bewerberin vorliegen, greifen die Unterneh
men auf Hilfskriterien wie etwa die Dauer der vorherigen Arbeitslosigkeit zurück, 
um die generelle Unsicherheit über das Leistungsvermögen im Bewerbungsprozeß 
zu reduzieren. Die Dauer der vorhergehenden Arbeitslosigkeit besitzt für Arbeitge
ber also vielfach eine negative "Signalfunktion" (Klein 1990:690) für eine geringe 
Qualifikation und/oder persönliche Defizite, auch wenn sie bei objektiver Betrach
tung keine Auskunft über die Leistungsfähigkeit und/oder Leistungsbereitschaft lie
fert. Die Folge ist häufig, daß langzeitarbeitslose Bewerber nicht einmal zu einem 
Bewerbungsgespräch eingeladen werden.

Aber selbst wenn es ihnen gelingt, einen Termin für eine persönliche Vorstellung zu 
erhalten, müssen sie sich in extrem kurzer Zeit gegenüber anderen Bewerber/innen 
behaupten. Möglicherweise ist dies ungerechter, als wenn ihnen die Chance gegeben 
wird, im Rahmen eines befristeten betrieblichen Arbeitseinsatzes ihre Eignung für 
einen festen Arbeitsplatz unter Beweis zu stellen (Franke 1990:103f). "Die Beset
zung freier Stellen mit Langzeitarbeitslosen scheitert häufig bereits an der fehlenden 
Bereitschaft, die Leistungsfähigkeit eines Bewerbers im betrieblichen Produktions
prozeß zu beurteilen, denn erst an dieser Stelle könnte die Unsicherheit über das tat
sächliche Leistungsvermögen und die wirkliche Leistungsbereitschaft behoben wer
den. Aber zu diesem praktischen ’Test’ kommt es selten, da die Dauer der Arbeits
losigkeit neben den Kriterien wie Geschlecht und Alter wesentlich für das betriebli
che Einstellungsverhalten ist." (Klems/Krömmelbein/Schmid 1992:25)

Einer übermäßigen "Ausbeutung" von Poolkräften, die auf eine Übernahme in feste 
Beschäftigung hoffen, können die Beschäftigten im Poolmanagement entgegen
wirken, die die Poolkräfte auch während der Einsätze in Entleihbetrieben betreuen, 
die Einhaltung von Arbeitsschutzvorschriften kontrollieren und bei ggf. auftretenden 
Konflikten vermittelnd eingreifen können. Insofern sind Poolarbeitskräfte besser ge
schützt als vielfach völlig auf sich allein gestellte gewerbliche Leiharbeitskräfte oder 
Arbeitnehmer/innen mit einem befristeten Arbeitsvertrag. Gegenüber solchen kurz
fristigen Arbeitsverhältnissen stellt die unbefristete oder längerfristig befristete Be
schäftigung in einem Pool sicherlich die günstigere Alternative dar, zumal die Be
troffenen durch Beratung, Betreuung und ggf. ergänzende Qualifizierung im Pool 
eher stabilisiert werden als in einem Betrieb, der hierfür keine personellen Kapazitä
ten und i. d. R. wohl auch wenig Interesse daran hat.

Welche Motive sollten aber nun Einsatzbetriebe von Poolarbeitskräften dazu ver
anlassen, diese bei der Besetzung von offenen Stellen gegenüber ggf. formal besser 
qualifizierten Bewerber/innen vom externen Arbeitsmarkt zu bevorzugen? Wissen
schaftliche Untersuchungen des Einstellungsverhaltens von Betrieben haben nach
gewiesen, daß diese vielfach versuchen, die Ungewißheit über die tatsächliche fach
liche und persönliche Eignung von Bewerber/innen zu vermindern, indem sie Ar
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beitskräfte aus dem räumlichen und sozialen Umfeld des Betriebes bevorzugen, die 
ihnen von anderen Belegschaftsmitgliedern empfohlen werden (Klems/Krömmel- 
bein/Schmid 1992:16). Diese Praxis wird auch mit dem von Manwaring (1982) ge
prägten Begriff des "erweiterten internen Arbeitsmarktes" umschrieben. Vorteile die
ses Verfahrens für die Betriebe werden vor allem in geringen Such- und Auswahl
kosten, der "Bürgenschaft" der bereits im Betrieb Beschäftigten und geringeren Pro
blemen bei der Integration der auf diese Weise rekrutierten Arbeitskräfte in die Be
legschaft gesehen (Deeke 1991:274f).

Die Einstellung von bereits "probeweise" im Betrieb Beschäftigten bietet ähnliche 
Vorteile wie die betriebsnahe Rekrutierung; darüber hinaus aber den weiteren Vor
zug, daß bereits konkrete Erfahrungen mit dem Arbeitsverhalten und der Qualifika
tion vorliegen. Aufgrund dessen liegt die Annahme nahe, daß bei der Besetzung von 
festen Arbeitsplätzen zunächst geprüft wird, ob eine derzeitige oder frühere Pool
arbeitskraft, mit der man gute Erfahrungen gemacht hat, für die Einstellung in Frage 
kommt. Arbeitskräftepools mit arbeitsmarktpolitischen Zielsetzungen sind in diesem 
Sinne als eine spezifische Form "erweiterter interner Arbeitsmärkte" anzusehen. 
Wenn sie sich auf besonders benachteiligte Arbeitslose konzentrieren und diesen den 
Einstieg in Betriebe über den Umweg der Arbeit als Poolarbeitskraft ebnen, können 
sie zur Umverteilung von Arbeitsmarktchancen beitragen. Dadurch werden zwar 
keine zusätzlichen Arbeitsplätze geschaffen. Da aber die Funktion von arbeitsmarkt
politischen Maßnahmen primär in einer Verbesserung der individuellen Arbeits
marktchancen von besonders benachteiligten Arbeitslosen besteht, erfüllen Arbeits
kräftepools in diesem Sinne eine Kemfunktion der Arbeitsmarktpolitik.
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Integrationsorientierte Arbeitnehmerüberlassung

• Betriebe mit Personalbedarf fordern Arbeitskräfte beim Überlasser an. Zwi
schen Einsatzbetrieb und Überlasser wird ein Dienstleistungsvertrag geschlos
sen; ein Arbeitsverhältnis besteht dagegen zwischen Überlasser und Arbeits
kraft, bzw. der Überlasser stellt die Arbeitskraft anläßlich des ersten Einsatzes 
ein.

• Durch Anwendung der im Einsatzbetrieb geltenden Tarifbestimmungen wird 
Lohndumping verhindert,

•  Der Betrieb übernimmt zunächst keine Arbeitgeberpflichten und -risiken. Die 
üblichen, für Arbeitslose oft diskriminierenden Mechanismen der Personalaus
wahl werden umgangen.

• Arbeitskräfte, die sich bewähren, können jederzeit vom Einsatzbetrieb über
nommen werden. Das Arbeitsverhältnis mit dem Überlasser endet und wird ab
gelöst durch einen Arbeitsvertrag unmittelbar mit dem Betrieb.

• Der Verbleib im Einsatzbetrieb wird vom integrationsorientierten Überlasser 
durch Beratung und durch Vermittlung bei Konflikten unterstützt.

• Das Modell ist anwendbar für Arbeitslose, die uneingeschränkt oder nach kurz
fristiger Hilfe beschäftigungsfahig sind.

•  Der Betrieb zahlt dem Überlasser marktübliche Überlassungsgebühren. Das 
Modell hat folglich die Chance, kostendeckend zu werden. In jedem Fall ist es 
für die öffentliche Hand erheblich billiger als alle Integrationsmodelle, die auf 
Lohnkostensubventionierung beruhen.

Zwar erreicht ein Ansatz wie START Zeitarbeit NRW sicherlich nicht die Langzeit
arbeitslosen mit besonderen Vermittlungshemmnissen, denn der Ansatz eignet sich 
nur für Arbeitslose, die unmittelbar wieder in Beschäftigung in einem Betrieb ein
gegliedert werden können und die nicht zunächst eine umfangreiche Beratung, Be
treuung, Stabilisierung und/oder Qualifizierung brauchen. Gleichwohl bietet der An
satz denjenigen eine Chance, die trotz Arbeitsbereitschaft und Arbeitsfähigkeit we
gen der skizzierten betrieblichen Vorbehalte häufig scheitern. Insofern stellt er eine 
sinnvolle Ergänzung zum bestehenden arbeitsmarktpolitischen Instrumentarium und 
zur Arbeitsvermittlung durch die Arbeitsämter dar. Der START-Ansatz bietet zudem 
den Vorteil, daß er zusätzlich zu anderen öffentlich finanzierten arbeitsmarktpoliti
schen Maßnahmen wirken kann, weil die Kosten im wesentlichen von den Betrieben 
getragen werden.

Dies ist nur möglich, weil die Dienstleistung von START für die Betriebe selbst at
traktiv ist. Ihnen wird eine Lösung ihrer personalpolitischen Probleme angeboten, 
die Auswahl und Einstellung von Arbeitslosen sowie zunächst das Beschäftigungs
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risiko übernimmt START. Nach einer je  nach dem betrieblichen Bedarf festzulegen
den Frist kann der Betrieb entscheiden, ob er die Leiharbeitskraft übernehmen will. 
Dies scheint für manche Betriebe interessanter und relevanter zu sein als der Preis, 
den sie zu zahlen haben. Insofern zeigen die bisherigen Erfahrungen mit START 
auch, daß die in der aktuellen Diskussion häufig dominierende einseitige Orientie
rung auf die Höhe der Lohnkosten als Einstellungshemmnis bei Langzeitarbeitslosen 
verfehlt ist.

5.2 Maatwerk

Ebenfalls aus den Niederlanden stammt der "Maatwerk"-Ansatz, der in jüngster Zeit 
von einigen deutschen Kommunen aufgegriffen worden ist, um Sozialhilfeempfän
ger/innen wieder in Arbeit zu bringen. Dabei liegt der Schwerpunkt auf denjenigen, 
die gemeinhin als besonders schwervermittelbar angesehen werden und die i. d. R. 
nicht von den Vermittlungsbemühungen der Arbeitsämter profitieren.

Anders als die weit verbreiteten Programme "Arbeit statt Sozialhilfe", die zeitlich 
befristete öffentlich geforderte Beschäftigungsmöglichkeiten bieten, setzt Maatwerk 
auf eine direkte Vermittlung der Betroffenen in reguläre Beschäftigung in Betrieben. 
Je nachdem, welche individuellen Qualifikationen und Erfahrungen die Betroffenen 
mitbringen, wird ein individueller Förderplan erstellt, der Beratung, Betreuung und 
ggf. kurze Schulungen umfaßt. Auf der Basis eines Qualifikations- und Interessen
profils werden daraufhin gezielt potentielle Arbeitgeber angesprochen, ob sie Inter
esse an der Einstellung des oder der Betroffenen haben.

Im Unterschied zu START, das zunächst offene Stellen akquiriert und dann versucht, 
geeignete Arbeitslose für diese Stellen zu finden, geht Maatwerk von den Arbeit
suchenden aus und versucht, für sie eine offene Stelle zu finden. Gemeinsam ist bei
den Ansätzen, daß sowohl den Beschäftigten als auch den Arbeitgebern Unter
stützung in der ersten Phase der Beschäftigung angeboten wird. Für Arbeitgeber und 
Arbeitsuchende sind die Dienstleistungen von Maatwerk kostenlos. Die Kosten wer
den i. d. R. von den Sozialämtern getragen, wobei diese allerdings keine Grundfi
nanzierung leisten, sondern Prämien für jede erfolgreiche Vermittlung zahlen. So 
wurde etwa in Hamburg ein Vertrag zwischen Maatwerk und der zuständigen So
zialbehörde abgeschlossen mit der Zielsetzung, innerhalb eines Jahres 300 Sozialhil- 
feempfanger/innen in eine Beschäftigung über 6 Monate zu bringen. Für jede erfolg
reiche Vermittlung erhält Maatwerk eine Prämie von 4.000 DM. Die Sozialver
waltung geht insofern kein finanzielles Risiko ein, als einerseits Kosten nur bei Er
folg anfallen und andererseits die Kosten der Prämie durch die Voraussetzung einer 
mehr als sechsmonatigen Beschäftigung unter den eingesparten Sozialhilfeausgaben 
liegen.

Einen anderen Ansatz, der sich auch auf die Maatwerk-Methode stützt, verfolgt ein 
international angelegtes und von der Europäischen Union mitfinanziertes Projekt, in
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dessen Rahmen die Stammkräfte von Bildungsträgem und arbeitsmarktpolitischen 
Projekten beschäftigungsbegleitend für die Vermittlung von Maßnahmeteilnehme
rinnen qualifiziert werden. Damit wird das Ziel verfolgt, Übergänge in Beschäfti
gung zu fördern, ohne daß dafür ein neuer Träger gegründet wird.

Da diese Projekte erst seit kurzem laufen, kann ihre Wirksamkeit und Tragfähigkeit 
in der Bundesrepublik noch nicht beurteilt werden. Aus Hamburg wird allerdings 
berichtet, daß bis Juni 1997 360 Sozialhilfeempfänger/innen mit Hilfe von Maatwerk 
eine neue Beschäftigung gefunden haben. Es bestehen inzwischen Überlegungen, 
Maatwerk-Vermittler an Kommunen abzugeben, damit diese mit Hilfe der Maat
werk-Methode die Vermittlung von Sozialhilfeempfänger weiter ausbauen 
(F ranchi se-System).

In den Niederlanden, wo Maatwerk bereits seit über 10 Jahren tätig ist, hat sich der 
Ansatz als erfolgreich erwiesen. Dies dürfte auf folgende Faktoren zurückzuführen 
sein: Durch den intensiven Beratungs- und Betreuungsprozeß wird genau analysiert, 
welche individuellen Interessen und Qualifikationen (auf nicht formaler bzw. beruf
licher Art) die zu vermittelnden Sozialhilfeempfanger/innen haben. Auf dieser Basis 
werden potentielle Arbeitgeber angesprochen, ob sie bereit sind, denjenigen oder 
diejenige einzustellen. Im Rahmen eines ausführlichen Beratungsgespräches in Be
trieben können geschickte Berater/innen durchaus auch verdeckte Arbeitsplatzpo
tentiale aufdecken, die u. U. für die zu Vermittelnden geeignet sind.

Bislang wird häufig davon ausgegangen, daß der Umfang offener Stellen eine vor
rangig durch wirtschaftliche Faktoren bestimmte Größe ist. Es ist jedoch zu fragen, 
ob es nicht innerhalb einer gewissen Spannbreite auch Möglichkeiten gibt, durch Be
ratung und ein maßgeschneidertes Unterstützungspaket verdeckte Beschäftigungs
potentiale offenzulegen und in stärkerem Maße für zusätzliche Beschäftigung auszu
schöpfen. Dieser Fragestellung wurde bislang von Seiten der Forschung zu wenig 
Beachtung geschenkt.

5.3 Skandinavische Stellvertretungsprogramme

Interessant und möglicherweise auch auf die Bundesrepublik übertragenswert er
scheinen Erfahrungen aus Skandinavien mit sogenannten "Stellvertretungs
programmen". Im Kem geht es bei diesen Programmen dämm, Beschäftigten die 
Möglichkeit zu geben, sich zeitweilig vor allem für Weiterbildung, teilweise aber 
auch für Kinderbetreuung oder "Sabbaticals" freistellen zu lassen und während die
ser Zeit Arbeitslosengeld zu beziehen. Den Betrieben werden für solche Phasen Ar
beitslose als Stellvertreterlnnen gestellt, die zuvor für diese Aufgabe qualifiziert 
wurden oder die sich die erforderlichen Qualifikationen berufsbegleitend aneignen 
(Höcker 1995). Dies hat den doppelten Effekt, daß das Problem des personellen Er
satzes, das auch in der Bundesrepublik häufig der Weiterbildung von Beschäftigten 
entgegensteht (Herrmann 1995:222), mit Unterstützung der Arbeitsverwaltung gelöst
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und gleichzeitig Arbeitslosen die Möglichkeit geboten wird, praktische Arbeits
erfahrungen in Betrieben zu erwerben. Teilweise ersetzen die Steilvertreterinnen di
rekt die Beschäftigten, die aus unterschiedlichen Gründen ihren Arbeitsplatz zeit
weilig verlassen; teilweise wird auch ein innerbetrieblicher Rotationsprozeß ausge
löst, der nicht zuletzt Anstöße für eine verstärkte betriebliche Personalentwicklung 
auslösen kann: Beschäftigte rücken zunächst zeitweilig auf qualifiziertere und an
spruchsvollere Arbeitsplätze auf, und die Stellvertreterlnnen besetzen die Arbeits
plätze am "unteren Ende" dieser Kette.

Vorteile der Stellvertretungsprogramme werden auf allen Seiten gesehen: "Die beur
laubten Erwerbstätigen müssen keine drastischen Einbußen beim Einkommen und 
bei einer späteren Rentenzahlung in Kauf nehmen; gleichzeitig wird den Arbeits
losen eine beschäftigungsnahe Qualifizierung und der Wiedereinstieg in den Ar
beitsmarkt erleichtert. Für die Betriebe sind zwei Vorteile erkennbar: Soweit ihre 
Mitarbeiter Bildungsurlaub in Anspruch nehmen, kann dies für betriebliche Moder
nisierungsprozesse genutzt werden (zum Teil werden Qualifizierungsprogramme di
rekt auf die betrieblichen Belange zugeschnitten). Gleichzeitig - das gilt auch für an
dere Formen der Arbeitsabwesenheit - erhalten die Betriebe Ersatzarbeitskräfte, ohne 
dafür Zusatzkosten aufbringen zu müssen." (Kloas 1995:233)
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Modellprogramm JobRotation

Nach dem Vorbild der skandinavischen Stellvertreterprogramme wurden im Rahmen
der EU-Gemeinschaftsinitiative ADAPT u.a. in NRW und Berlin Modellversuche
begonnen, die sich besonders an KMU richten. Die Modellversuche sind nach fol
genden Grundlinien konstruiert:

• KMU erhalten Beratung bei der Ermittlung ihres Weiterbildungsbedarfs und der 
Aufstellung eines Weiterbildungsplans.

• Arbeitslose werden dafür qualifiziert, während der Umsetzung des Weiterbil
dungsplanes den Personalmehrbedarf zu decken. Im Rahmen eines Praktikums 
werden sie von denjenigen eingearbeitet, die sie vertreten sollen.

• Während Stammkräfte weitergebildet werden, werden sie direkt oder indirekt 
(Ringtausch) durch die qualifizierten und eingearbeiteten Arbeitslosen vertre
ten.

• Anders als in Skandinavien erhalten die Stammkräfte während der Weiterbil
dung weiterhin ihr normales Arbeitsentgelt vom bisherigen Arbeitgeber; das 
Arbeitsverhältnis wird also nicht unterbrochen.

• Das Programm deckt die Weiterbildungskosten für Stammkräfte und ihre Stell
vertreter sowie den Unterhalt der Stellvertreter. Die Stellvertretung erfolgt in 
Form eines Praktikums; mit den Stellvertretern wird kein Arbeitsverhältnis be
gründet.

•  Erwartet wird, daß die Stellvertreter durch zwischenzeitlich entstehenden Per
sonalersatz- oder-mehrbedarf im Einsatzbetrieb "hängen bleiben".

Die Übemahmequoten der Steilvertreterinnen nach Rückkehr der Beschäftigten, die 
sie zeitweilig ersetzt haben, liegen in Skandinavien nach den vorliegenden Informa
tionen relativ hoch - insbesondere, wenn sie zuvor an einer vorbereitenden Qualifi
zierungsmaßnahme teilgenommen haben. Ähnlichkeiten mit dem START-Ansatz 
sind unverkennbar - betriebliche Vorurteile gegen Arbeitslose können auf diese 
Weise überwunden werden; die Stellvertreterlnnen erhalten die Chance, sich für eine 
Festeinstellung zu "bewähren". Auch eine Integration des Stellvertretungsansatzes in 
Modelle wie START erscheint denkbar und sinnvoll, denn eine solche Agentur 
könnte sich gezielt um zusätzliche betriebliche Einsätze kümmern, wenn die Wie
dereingliederung im Anschluß an eine Stellvertretung nicht gelingt (Weinkopf 
1996a:366). Die durchschnittliche Dauer einer Stellvertretung lag in Schweden 
1992/93 bei 112 Tagen - bei einer Streubreite zwischen wenigen Tagen und einein
halb Jahren (Höcker 1995:38). Ein Teil der Stellvertreterlnnen wird also rasch wie
der arbeitslos, wenn sich nicht unmittelbar eine weitere Stellvertretung anschließt.
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In den bei uns anlaufenden Modellversuchen kann erprobt werden, ob die Bereit
schaft von Betrieben zur Freistellung von Beschäftigten auch in der Bundesrepublik 
gesteigert werden kann, wenn ihnen der Aufwand der Rekrutierung und Qualifizie
rung von Ersatzpersonal auf diese Weise abgenommen wird. Da wohl kaum von der 
Hand zu weisen ist, daß ein Teil derjenigen, die einen festen Arbeitsplatz haben, die
sen gerne zeitweilig verlassen würden, um sich der Betreuung von Kindern oder 
pflegebedürftigen älteren Familienangehörigen zu widmen, sich beruflich fortzubil
den oder sich einfach mal eine "Pause" zu gönnen, kann eine Innovation wie die 
Einführung eines Stellvertretungsprogrammes dazu beitragen, bezahlte Arbeit auf 
mehr Köpfe zu verteilen und damit zwar nicht das Beschäftigungsvolumen zu meh
ren, aber zumindest Arbeitslosigkeit zu reduzieren.

5.4 Soziale Betriebe in Niedersachsen

Einen völlig anderen Ansatz verfolgt das Programm "Soziale Betriebe" in Nieder
sachsen, das im Jahre 1991 von der dortigen Landesregierung eingeführt wurde. Es 
zielt im Kern auf die Schaffung neuer Dauerarbeitsplätze für besonders benachteilig
te Zielgruppen des Arbeitsmarktes ab. Anders als die meisten anderen arbeitsmarkt
politischen Instrumente, die eine wirtschaftliche Betätigung nicht oder nur in engen 
Grenzen gestatten, müssen Soziale Betriebe Güter produzieren oder Dienstleistungen 
erbringen, um einen möglichst hohen Teil ihrer Kosten selbst zu erwirtschaften. Die 
öffentliche Förderung ist auf maximal fünf Jahre begrenzt (Christe 1995:1).

Im Februar 1995 gab es in Niedersachsen 74 solcher Betriebe mit insgesamt 1.499 
Beschäftigten. Knapp 80 % der Beschäftigten stammten aus den besonderen Ziel
gruppen des Programms. Knapp zwei Fünftel waren zuvor länger als drei Jahre ar
beitslos gewesen, ein Drittel war älter als 50 Jahre. Drei Fünftel verfügten nicht über 
eine abgeschlossene Berufsausbildung; 37 % zählten zu den Schwerbehinderten bzw. 
Personen mit gesundheitlichen Einschränkungen. Ein Viertel der Beschäftigten hatte 
zuvor Sozialhilfe bezogen. Vor diesem Hintergrund kommt die wissenschaftliche 
Begleitung zu dem Ergebnis, "daß Soziale Betriebe für diejenigen Erwerbslosen, die 
ansonsten ohne Chance auf dem Arbeitsmarkt sind und die auch von herkömmlichen 
Instrumenten aktiver Arbeitsmarktpolitik kaum erreicht werden, eine wichtige Mög
lichkeit der Integration ins Erwerbsleben sind" (Christe 1995:3).
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Soziale Wirtschaftsbetriebe in Nordrhein-Westfalen 

Modellprogramm 1996-1999

• Soziale Wirtschaftsbetriebe sind "normale", d. h. nicht gemeinnützige Erwerbs- 
untemehmen, deren Beschäftigte zu 70 % aus arbeitsmarktpolitischen Zielgrup
pen bestehen, darunter mindestens 40 % ehemals Langzeitarbeitslose.

• Gefordert werden Existenzgründer, die einen sozialen Wirtschaftsbetrieb grün
den oder nicht mehr als drei Jahre vor Antragstellung gegründet haben.

• Gegenstand der Förderung sind die Bruttolohnkosten der einzustellenden An
gehörigen von Zielgruppen. Die Förderung erfolgt über 5 Jahre durch Festbe
träge, die jährlich um 10 Prozentpunkte abgesenkt werden. ____________

Das Programm "Soziale Betriebe" erreicht nicht nur schwierige Zielgruppen, sondern 
hat gleichzeitig den Anspruch, daß die Betriebe sich mittelfristig am Markt behaup
ten sollen. Im Jahre 1994 lag die durchschnittliche Selbstfinanzierungsquote der ge
förderten Betriebe bei 36,5 %. 13 % der Betriebe erwirtschafteten mehr als die Hälfte 
ihrer Kosten selbst (Christe 1995:4). Angesichts ihrer besonderen Beschäftigten- 
struktur auf der einen und der insgesamt schwierigen Wirtschaftslage erscheint dies 
durchaus beachtlich. Allerdings deutet vieles darauf hin, daß die Zielsetzung einer 
kostendeckenden Arbeitsweise der Sozialen Betriebe nach fünf Jahren zu ambitio
niert war. Die wissenschaftliche Begleitforschung schlägt vor diesem Hintergrund 
vor, die Förderrichtlinien zukünftig zwischen den beiden Grundtypen von sozialen 
Betrieben zu differenzieren: Für die Existenzgründungsbetriebe sollten die Zielgrup
penanforderungen gelockert werden, um ihnen die Erreichung der Marktfahigkeit zu 
erleichtern. Denjenigen Betrieben, die eher den Charakter einer Qualifizierungs- und 
Beschäftigungsinitiative haben, sollte die Möglichkeit gegeben werden, dauerhaft 
öffentliche Zuschüsse in Anspruch zu nehmen.

Trotz dieser Einschränkungen bleibt festzuhalten, daß Soziale Betriebe eine Lücke 
füllen, die herkömmliche arbeitsmarktpolitische Instrumente nicht abdecken. Für 
ansonsten weitgehend chancenlose Arbeitslose werden Dauerarbeitsplätze geschaf
fen, die einen beachtlichen Teil ihrer Kosten selbst erwirtschaften. Insofern emp
fiehlt die wissenschaftliche Begleitforschung, die Erfahrungen auch in anderen Bun
desländern aufzugreifen (Christe 1995:9). In Nordrhein-Westfalen hat die Umset
zung eines ähnlichen Programms kürzlich begonnen.

6 Synergien von Arbeitsmarkt- und Strukturpolitik

Die Forderung, Arbeitsmarkt- und Strukturpolitik zu verknüpfen, ist nicht neu (vgl. 
Melcher/Tietzel 1976; Semlinger/Knigge 1983) und entspricht der ursprünglichen 
Konzeption des Arbeitsförderungsgesetzes als Bestandteil der Wirtschafts- und 
Strukturpolitik der Bundesregierung (Kühl 1982). Durch die Erfahrungen in den
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neuen Bundesländern, wo in bis dahin unbekanntem Maßstab öffentlich geförderte 
Beschäftigung in strukturrelevanten Tätigkeitsfeldern organisiert wurde (vgl. Hein- 
ze/Voelzkow 1995; Knuth 1996a), erhielt die Diskussion über die Verzahnung von 
Arbeitsmarkt- und Strukturpolitik neuen Auftrieb (vgl. Bosch 1993b; Adamy 1994). 
Auch in den alten Bundesländern gewann das Thema mit dem Ende des Vereini
gungsbooms wieder an Aktualität (Seifert/Ziegler 1995; SPD-Bundestagsfraktion
1995). Da es unmöglich ist, die Arbeitsplatzlücke von 5 bis 8 Millionen (Bosch
1996) durch öffentlich geförderte Beschäftigung zu schließen, stellt sich verstärkt die 
Frage nach der Nachhaltigkeit der Beschäftigungsförderung. Sollte es nicht möglich 
sein, durch arbeitsmarktpolitisch geförderte Beschäftigung die Voraussetzungen für 
die Schaffung von regulären, erwerbswirtschaftlich tragfahigen Arbeitsplätzen zu 
verbessern?

6.1 Recycling industrieller Altflächen als Ersatzbeschäftigung nach Personal
abbau

Nicht für alle von Massenentlassungen und Betriebsstillegungen betroffenen Arbeit
nehmer lassen sich unmittelbar neue Beschäftigungsperspektiven auf dem regulären 
Arbeitsmarkt finden (vgl. 4.3), und auch nicht alle kommen für eine Qualifizierung 
in Frage. Zu dieser Gruppe gehören vor allem Ältere, die bis zum Ruhestand noch 
einige Jahre überbrücken müssen, sowie Ungelernte, denen die schulischen Voraus
setzungen für eine Ausbildung fehlen. Lemungewohnte Gruppen von Arbeitnehmern 
sind durch reine Kursangebote kaum zu erreichen; eine als sinnvoll erlebte Arbeits
aufgabe kann die Motivation zu einer arbeitsbegleitenden Qualifizierung schaffen, 
die auf diese Arbeitsaufgabe bezogen ist.

Für derartige Fälle bietet sich als Alternative zur Arbeitslosigkeit nach Personal
abbau eine geförderte Arbeit an. In den neuen Bundesländern wurde in den Jahren 
1991-1994 der Personalabbau in Treuhandbetrieben massenhaft dadurch abgefedert, 
daß die Beschäftigten unmittelbar in Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen (ABM) über
gingen. Die ausgeübten Tätigkeiten hatten und haben zum großen Teil die Sanierung 
und Wiedemutzbarmachung industrieller Altstandorte zum Inhalt. Wichtigste Träger 
dieser Maßnahmen wurden Gesellschaften zur Arbeitsforderung, Beschäftigung und 
Strukturentwicklung (ABS), die meistens aufgrund eines Interessenausgleichs über 
den Personalabbau gegründet wurden.

Im Unterschied zur Ausnahmesituation nach der deutschen Einigung wird der naht
lose Übergang aus betrieblicher Beschäftigung in ABM unter arbeitsmarkt
politischen "Normalbedingungen" nur ausnahmsweise zugelassen. Nur 5 % der für 
ABM verfügbaren Mittel dürfen für die Beschäftigung von Personen aufgewendet 
werden, die innerhalb der letzten 18 Monate nicht mindestens 12 Monate arbeitslos 
gemeldet waren und zuletzt Anspruch auf Arbeitslosengeld, Arbeitslosenhilfe oder 
Unterhaltsgeld hatten. Deshalb kommen ABM als Auffanginstrument zur Vermei
dung von Arbeitslosigkeit in der Regel nicht in Frage (Beispiel für eine Ausnahme
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siehe Kasten). Betroffene müssen zunächst 12 Monate arbeitslos sein, um "ABM- 
fähig" zu werden. Die Stahlstiftung Saarland praktiziert zusammen mit ihrer Be
schäftigungsgesellschaft ein Modell, bei dem ausgeschiedene Stahlarbeiter zunächst 
als Arbeitslose finanziell und sozial betreut werden. Entlassene unter 52, bei denen 
die finanzielle Unterstützungszusage der Stiftung nicht bis zur Rente reicht, können 
nach einem Jahr Arbeitslosigkeit in eine ABM in Trägerschaft der Beschäftigungs
gesellschaft eintreten.

Henrichshütte Hattingen:

ABM im Industriebrachenrecycling 

als Auffanglösung bei Personalabbau

• Nach einem langen Prozeß des sozialverträglichen Personalabbaus waren 1993 
von der Stillegung der Henrichshütte in Hattingen (seit 1988 Teil der Vereinig
ten Schmiedegesellschaft) noch etwa 660 Beschäftigte betroffen. Für zunächst 
etwa 200 war keine Lösung durch Vorruhestand oder Versetzung im Konzern in 
Sicht.

• Das Bildungswerk Witten/Hattingen, ursprünglich gegründet zur Fortsetzung: 
der beruflichen Erstausbildung am Standort Hattingen, ist seit 1993 Träger von 
Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen mit etwa 170 Teilnehmern. Sie sind eingesetzt 
beim Abbruch von Altanlagen und der Umgestaltung des Geländes zum Ge
werbe- und Landschaftspark.

• Hilfreich für die Realisierung des Projekts war der Erwerb des Geländes durch 
den Grundstücksfonds Rühr des Landes NRW. Die Verkaufsverhandlungen 
wurden erheblich dadurch beschleunigt, daß die ABM Teil der verhandelten 
Lösung für den Personalabbau waren.

•  In dem Projekt werden weitaus mehr Arbeitslose aus der Region beschäftigt als 
ehemalige Stahlarbeiter, Die Teilnehmer erhalten eine Qualifizierung im Be
reich des umweltschonenden Abbruchs von Industrieanlagen.

(vgl. Pawlik/Heidner/Ostermann 1994; Müller 1996; Knuth 1996c).

Als Alternative zu Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen kommt der Pauschalierte Lohn
kostenzuschuß zur Arbeitsförderung in Frage (§ 249h AFG; seit 1994 in West
deutschland: § 242s AFG), ein 1993 neu geschaffenes Instrument, auf das in den 
neuen Bundesländern die Auffangfunktion bei Personalabbau überging. Ab 1998 
wird das Instrument unter der Bezeichnung "Strukturanpassungsmaßnahmen" fortge
führt. Strukturbedingt Kurzarbeitende (ab 1998 alle Beschäftigten, die von Arbeits
losigkeit bedroht sind) können nahtlos übergehen in geforderte Beschäftigungsmaß
nahmen, die der Erhaltung und Verbesserung der Umwelt dienen. Der pauschal ge-
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zahlte Lohnkostenzuschuß entspricht den durchschnittlichen Aufwendungen der 
Bundesanstalt für Arbeitslosengeld und -hilfe in dem entsprechenden Jahr. Der Zu
schuß wird jedoch nur dann in voller Höhe gezahlt, wenn für die Arbeitnehmer Ent
gelte vereinbart sind, die 80 % der Entgelte für eine gleiche oder vergleichbare unge- 
forderte Tätigkeit nicht übersteigen. Diese Bestimmung erschwert die Nutzung des 
Instruments als Auffanglösung bei Personalabbau. Auch deckt der Lohnkostenzu
schuß nur einen kleinen Teil der Gesamtkosten von Maßnahmen zur Sanierung in
dustrieller Altflächen, bei denen ja  Großgeräte eingesetzt und Spezialfirmen hinzu
gezogen werden müssen. Auch fallen beträchtliche Transport- und Entsorgungsko
sten an. Die Gesamtkosten solcher Maßnahmen sind daher nur durch Beteiligung des 
Personal abbauenden Unternehmens, der an der Wiedemutzung des Geländes inter
essierten Kommunen sowie ggf. des jeweiligen Bundeslandes zu decken.

Die Beschäftigung von Arbeitslosen oder im Zuge von Betriebsstillegungen frisch 
Entlassenen mit strukturverbessemden Arbeiten - wie z. B. der Sanierung und Wie- 
demutzbarmachung von Industriebrachen - ermöglicht eine Reihe von Synergien:

• Wenn zugleich mit arbeitsmarktpolitischen auch strukturpolitische Ziele ver
wirklicht werden, können Fördermittel aus strukturpolitischen Programmen zur 
Kofinanzierung eingesetzt werden. Dadurch werden Arbeitsförderungsmaßnah
men in Tätigkeitsfeldern realisierbar, in denen die Arbeitsmarktpolitik allein 
wegen des hohen Bedarfs an Sachmitteln (Maschineneinsatz, Entsorgungs
kosten, Materialverbrauch, Planungsaufträge usw.) überfordert wäre.

• Nach dem "Reißverschlußprinzip" können Langzeitarbeitslose in Arbeitsforde
rungsprojekte auf Altstandorten einbezogen werden. Sie profitieren gleicher
maßen von den projektbezogenen Leistungen des Altuntemehmens sowie aus 
öffentlicher Förderung und erhalten Zugang zu einem sinnvollen Arbeitsfeld, 
das ohne proaktive Arbeitsforderung nicht erschlossen worden wäre.

• Die rasche Neuentwicklung einer Industriebrache setzt voraus, daß der Alt
eigentümer eng mit den für die Regionalpolitik zuständigen Instanzen koope
riert und auf spekulative Strategien der Erlösmaximierung verzichtet. Die Ko
operationsbereitschaft des Altuntemehmens kann erheblich gefördert werden, 
wenn die geplante Maßnahme zugleich Bestandteil einer sozialverträglichen 
Problemlösung in bezug auf den mit der Betriebsstillegung verbundenen Perso
nalabbau darstellt.

• Strukturverbessemde Arbeitsförderungsprojekte, die unmittelbar aus Prozessen 
des Personalabbaus hervorgehen, schaffen Voraussetzungen für die Entstehung 
neuer Arbeitsplätze auf dem alten Standort oder in der Region. A uf diese Weise 
wird dafür gesorgt, daß nicht nur Personal und Industrieanlagen sozial- bzw. 
umweltverträglich abgebaut werden, sondern daß auch Neues entsteht.

In der sehr kurzen kritischen Zeitspanne zwischen der Ankündigung einer Stillegung 
und dem Abschluß der Verhandlungen über Interessenausgleich und Sozialplan muß
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zwischen zahlreichen sehr unterschiedlichen Akteuren - Unternehmen, Betriebsrat, 
Gewerkschaft, Arbeitsamt, Gebietskörperschafiten, verschiedenen Ressorts der Lan
desregierung und einem bestehenden oder zu gründenden Beschäftigungsträger - 
ein Konsens erzielt werden. Das wird in der Regel ohne einen kompetenten, durch
setzungsfähigen und weithin akzeptierten "Prozeßmakler" (Neumann/Spies 1995) 
nicht möglich sein. Für diese Aufgabe kommen intermediäre Organisationen in Fra
ge, die an der Nahtstelle von Struktur- und Arbeitsmarktpolitik operieren, im öffent
lichen Auftrag handeln, aber nicht unmittelbar Teil der öffentlichen Verwaltung sind 
(s. u.).

6.2 Politikfeldübergreifendes Projektmanagement

Auch unabhängig von Auffangmaßnahmen bei Personalabbau ist es offensichtlich 
sinnvoll, Beschäftigungsmaßnahmen etwa für Langzeitarbeitslose oder arbeitslose 
Jugendliche auf die Verbesserung der wirtschaftsrelevanten Standortbedingungen 
auszurichten und in Vorhaben der regionalen Strukturpolitik zu integrieren. Einer
seits gewinnt dann die geforderte Beschäftigung Nachhaltigkeit, indem sie zur Ent
stehung von Dauerarbeitsplätzen beiträgt; andererseits können die Lohnkostenzu
schüsse der Arbeitsmarktpolitik ergänzt werden durch Material- und Investitionsko
sten, was die Voraussetzung dafür ist, Arbeiten im gewerblichen Bereich überhaupt 
unter realistischen Bedingungen durchzuführen, d. h. mit zeitgemäßer Technik und 
unter Einsatz üblicher Verfahren.

Die so einleuchtende Verbindung von Arbeitsforderung und Strukturpolitik stößt 
jedoch in der Praxis auf nur schwer zu überwindende Barrieren:

• Inkompatibilität der Zeitstrukturen

Die Planungs- und Realisierungszeiträume für strukturpolitische Vorhaben sind 
um ein Vielfaches länger als die Planungshorizonte, auf die sich arbeitsmarkt
politische Beschäftigungsträger unter den derzeitigen Rahmenbedingungen ori
entieren können.

• Inkompatibilität der Förderkriterien

Grundlegende Bedingungen des traditionellen Instruments arbeitsmarktpolitisch 
geforderter Beschäftigung, der Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen, sind die Krite
rien des "öffentlichen Interesses" und der "Zusätzlichkeit". Arbeiten werden nur 
dann als im öffentlichen Interesse liegend betrachtet, wenn sie der Allge
meinheit, d. h. einem grundsätzlich unbegrenzten Personenkreis zugute kom
men. Und sie sind nicht mehr zusätzlich, wenn ihre Durchführung bereits be
schlossene Sache war, bevor die Einbeziehung von Beschäftigungsmaßnahmen 
beantragt wird.
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• Inkompatibilität der Verkehrsformen

Öffentliche Infrastrukturvorhaben werden umgesetzt durch Beauftragung pri
vatwirtschaftlicher Unternehmen. Die Rechtsbeziehungen zum Unternehmer 
richten sich nach dem Zivilrecht. Dagegen erfolgt arbeitsmarktpolitische Förde
rung von Beschäftigungsmaßnahmen auf Antrag des Maßnahmeträgers durch 
einen Zuschuß. Die Zuschüsse werden nach dem Fehlbedarfsprinzip gezahlt, d. 
h. die Erzielung von Überschüssen wird durch Kürzung der Zuschüsse verhin
dert. Privatrechtlich verfaßte Träger, die nicht als gemeinnützig anerkannt sind, 
werden nur unter erschwerten Voraussetzungen gefördert. Die Verbindung ar
beitsmarktpolitisch geförderter Beschäftigung mit Fördermaßnahmen der regio
nalen Strukturpolitik setzt eigentlich voraus, daß der Träger beide Eigen
schaften vereint: Unternehmer im Rahmen privatrechtlicher Auftragsver
hältnisse und gemeinnütziger arbeitsmarktpolitischer Beschäftigungsträger im 
Rahmen öffentlicher Zuschußförderung zu sein. Beide Eigenschaften sind aber 
kaum miteinander vereinbar.
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Radwegebau und regionale Grünzüge in der Emscher-Region: 

Verknüpfung von Arbeitsmarkt- und Strukturpolitik 

durch eine Projektmanagementgesellschaft

•  Der Kommunalverband Ruhrgebiet als Bauherr des Radwegesystems beauftragt 
die LEG Standort- und Projektentwicklung (LEG-S), eine Tochter der Landes
entwicklungsgesellschaft NRW, als Generaluntemehmer mit der Realisierung 
des Gesamtvorhabens.

• Die LEG-S vergibt die für die Beschäftigung der arbeitsmarktpolitischen Ziel
gruppe - hier: arbeitslose Jugendliche ohne verwertbare berufliche Qualifikati
on - geeigneten Arbeiten freihändig an mehrere ausgewählte Beschäftigungs
träger im nördlichen Ruhrgebiet.

• Die Beschäftigungsträger beantragen die ABM-Förderung unmittelbar beim 
jeweils zuständigen Arbeitsamt. Sie decken die nicht durch ABM-Förderung 
abgedeckten Kosten der Maßnahmen durch die Aufträge der LEG-S.

• Die LEG-S vergibt die nicht für die Durchführung in ABM geeigneten Arbeiten 
an private Unternehmen. Sie gewährleistet die Koordination des Gesamtvorha
bens, die Kooperation zwischen Frivatuntemehmen und Beschäftigungsträgem 
sowie der Beschäftigungsträger untereinander.

• Die Auftragsmittel des KVR stammen aus dem Ökologieprogramm Erascher- 
Lippe, einem strukturpolitischen Förderprogramm für die Region. Die Qualifi
zierung der Teilnehmer, ihre Anleitung und das Management durch die LEG-S 
werden vom Arbeitsministerium NRW aus dem "Handlungsrahmen Kohlege
biete" gefördert. Die ABM-Mittel der Bundesanstalt für Arbeit, knapp die 
Hälfte der Gesamtkosten, fließen auf der Ebene der einzelnen Beschäftigungs
träger hinzu. Arbeitsmarkt- und strukturpolitische Förderung werden in dieser 
Struktur miteinander verbunden.

  (vgl. Knuth 1996b);

Die vielfältigen Inkompatibilitäten zwischen öffentlichen Strukturvorhaben und ar
beitsmarktpolitisch geförderter Beschäftigung lassen sich überwinden durch Vermitt
lung von Projektmanagementgesellschaften, die öffentliche Aufträge bündeln, in 
umsetzbaren Losgrößen an Beschäftigungsträger weitergeben und diese hierbei von 
unternehmerischen Risiken in dem Maße freihalten, wie es zur Erfüllung des ar
beitsmarktpolitischen Auftrages, d. h. der Beschäftigung von Zielgruppen, unerläß
lich ist (vgl. Pawlik/Segger 1993; Segger 1994 und 1995; Knuth 1996c). Hierzu be
nötigen derartige Managementgesellschaften ergänzende Mittel, die in NRW im 
Rahmen der Arbeitsmarktpolitik des Landes bereitgestellt werden.
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7 Beschäftigungsforderung im Dienstleistungssektor am Beispiel haushalts
bezogener Dienstleistungen

Der Dienstleistungssektor wird gemeinhin als Hoffnungsträger für zusätzliche Be
schäftigungsmöglichkeiten angesehen. Welche Maßnahmen aber ergriffen werden 
müßten, um hier die Entstehung zusätzlicher Arbeitsplätze zu fördern, wird höchst 
kontrovers diskutiert. Teilweise wird dabei die Ansicht vertreten, daß ein zu hohes 
Lohnniveau in der Bundesrepublik die Entstehung von Arbeitsplätzen insbesondere 
im Dienstleistungsbereich verhindert, die angesichts relativ niedriger Qualifikations
anforderungen auch Langzeitarbeitslosen neue Beschäftigungschancen bieten könn
ten. Als Lösungsweg wird von vielen die Auffassung vertreten, das aus ihrer Sicht 
überhöhte Lohnniveau sei abzusenken bzw. stärker zu differenzieren. Teilweise wer
den solche Forderungen ergänzt um den Vorschlag, niedrige Löhne durch die Ge
währung staatlicher Zuschüsse direkt an die betroffenen Beschäftigten aufzustocken 
("negative Einkommensteuer", "Bürgergeld" - Scharpf 1993), wobei jedoch - wie 
Kritikerlnnen des Ansatzes bemängeln (vgl. z. B. Bäcker/Hanesch 1993; Bäcker 
1994; Hirsch 1995; Meinhardt/Teichmann/Wagner 1994) - sowohl dessen arbeits
marktpolitische Wirksamkeit fraglich ist als auch zahlreiche Gestaltungsfragen unge
löst sind.

Ein Grundproblem des Dienstleistungssektors besteht darin, daß er in weiten Berei
chen sehr arbeitsintensiv und dem technischen Fortschritt weniger zugänglich ist als 
die meisten Bereiche des produzierenden Sektors. Vor diesem Hintergrund wird 
häufig die Auffassung vertreten, daß Produktivitätssteigerungen nur begrenzt oder in 
manchen Bereichen - wie etwa personenbezogenen Dienstleistungen - sogar fast 
unmöglich sind. Dies ist ein wesentlicher Grund dafür, daß Diskussionen über Wege 
zu mehr Beschäftigung in diesem Bereich häufig um die Löhne kreisen. Es gibt je 
doch auch gute Argumente gegen diese Forderungen. So werden in manchen Dienst
leistungsbereichen wie etwa von Krankenhäusern und Pflegediensten schon heute 
Klagen über Schwierigkeiten bei der Personalrekrutierung geführt, und die Beschäf
tigten verbleiben häufig nur kurze Zeit in diesen Tätigkeitsbereichen. Zwar kann die 
Attraktivität der Arbeitsplätze auch z. B. durch neue attraktivere Arbeitszeitmodelle 
erhöht werden (Bittner 1996), aber dies dürfte keinesfalls ausreichen, um zusätzli
ches Personal für Pflegetätigkeiten zu gewinnen. Lohnsenkungen wären in diesem 
Bereich jedenfalls kontraproduktiv - sie würden den Personalmangel nur verschär
fen. Gegen eine Strategie der Lohndifferenzierung und -Senkung spricht auch, daß 
geringe Lohnerwartungen die Bereitschaft und das Interesse der Beschäftigten ver
ringern, in Aus- und Weiterbildung zu investieren. Das hohe Qualifikationsniveau 
der Beschäftigten wird jedoch gerade in der Bundesrepublik als ein wesentlicher 
Standortfaktor angesehen.

Angesichts dieser hier nur kurz skizzierbaren Probleme bleibt festzuhalten, daß es 
keinen allgemeingültigen "Königsweg" zur Beschäftigungsförderung im Dienst
leistungssektor gibt. Vielmehr ist ein differenziertes und zielgenaues Vorgehen ge-
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fordert, das die spezifischen Bedingungen, Probleme und Entwicklungspotentiale 
einzelner Dienstleistungsbereiche berücksichtigt. Dies soll im folgenden exempla
risch für den Bereich der Dienstleistungen in Privathaushalten, dem auf nationaler 
und europäischer Ebene ein erhebliches zusätzliches Beschäftigungspotential zu
geschrieben wird, skizziert werden. Dieser Markt wird z. B. im sogenannten 
"Weißbuch" der EU explizit angesprochen. Im folgenden sollen die in Frankreich 
und den Niederlanden ergriffenen Maßnahmen zur Förderung der Beschäftigung im 
Bereich haushaltsbezogener Dienstleistungen skizziert, mit den bislang in der Bun
desrepublik vorherrschenden Ansätzen in diesem Bereich verglichen und hinsicht
lich ihrer Übertragbarkeit auf die Bundesrepublik analysiert werden.

Zunächst ist jedoch kurz auf die spezifischen Besonderheiten von haushaltsbezoge
nen Dienstleistungen einzugehen. Die Inanspruchnahme haushaltsbezogener Dienst
leistungen ist in besonderem Maße dadurch geprägt, daß eine Entscheidung zwi
schen Do-it-yourself und Fremderstellung getroffen wird. Bestimmende Faktoren 
sind hierbei vor allem die Preise, die Bewertung der eigenen Zeit und die Flexibilität 
der Zeitbudgets (Appelbaum/Schettkat 1996:5). Fremdbezug kann attraktiv sein, 
wenn besondere Qualifikationen erforderlich sind oder wenn die professionelle Er
bringung der Dienstleistung effizienter (produktiver) erfolgen kann - etwa durch den 
Einsatz von Maschinen oder aufgrund von Spezialisierungsvorteilen. Da insbesonde
re haushaltsbezogene Dienstleistungen im engeren Sinne Produktivitätssteigerungen 
nur begrenzt zugänglich und die Unterschiede zwischen der Produktivität der Eigen- 
und Fremderstellung eher gering sind, hängt die Entscheidung hier vor allem von der 
Differenz zwischen dem eigenen Nettolohn und dem Preis der Dienstleistung ab. Der 
Preis haushaltsbezogener Dienstleistungen wiederum wird in erster Linie durch den 
Lohn desjenigen bestimmt, die oder der die Dienstleistung ausführt. "Ist die Lohndif
ferenz gering und wird diese durch Steuern und Abgaben noch weiter verringert oder 
gar verkehrt, dann besteht für die Nachfrage nach privaten Dienstleistungen nur we
nig Raum." (Appelbaum/Schettkat 1996:5)

Nun ist es keineswegs so, daß in der Bundesrepublik haushaltsbezogene Dienst
leistungen wenig verbreitet sind. Dienstleistungen in Privathaushalten stellen bereits 
heute einen großen Beschäftigungsmarkt dar, der im Vergleich zu anderen jedoch 
kaum reguliert ist. Arbeitsvertragliche Bindungen, Kündigungsschutz, sozialver
sicherungsrechtliche Absicherung, tarifliche Regulierung, Arbeitsschutz und Ar
beitssicherheit haben faktisch kaum Bedeutung; in weiten Bereichen ist der Arbeits
markt in Privathaushalten bis heute ein grauer Markt.

Die wachsende Bedeutung von Dienstleistungen in Privathaushalten ist auf zahlrei
che Faktoren zurückzuführen:

• die steigende Erwerbstätigkeit von Frauen;
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• Defizite in der Vereinbarkeit von Beruf und Familie; insbesondere unzureichen
de öffentliche Angebote zur Kinderbetreuung und Unterstützung bei der Haus
arbeit im weitesten Sinne (Kantinen, Wäsche- und Einkaufsdienste);

• die steigende Zahl Alleinerziehender;

• die wachsende Zahl von alleinstehenden älteren Personen (zunehmend mit rela
tiv guter finanzieller Absicherung).

Im Jahre 1992 lag der Schwerpunkt der geringfügigen Beschäftigung in den alten 
Bundesländern mit 28 % (bzw. 732.000 Personen) bei den Privathaushalten. Ganz 
überwiegend waren dort Frauen beschäftigt - 677.000 Frauen gegenüber nur 55.000 
Männern, was einem Frauenanteil von 92,5 % entspricht. Auch die relative Bedeu
tung der sozialversicherungsfreien Beschäftigung ist in diesem Tätigkeitsbereich ex
trem hoch. In Privathaushalten sind fast viermal so viele Personen sozialversiche
rungsfrei beschäftigt, wie die amtliche Statistik (Volkswirtschaftliche Gesamtrech
nung) überhaupt als Erwerbstätige in diesem Bereich ausweist (Schätzung 1991:
200.000 Personen). Insofern müßten Strategien zur Beschäftigungsforderung in die
sem Bereich auch und vor allem darauf setzen, diesen Arbeitsmarkt stärker für offi
zielle sozialversicherungspflichtige Beschäftigung zu erschließen. Dies wird in der 
aktuellen politischen Diskussion über Beschäftigungspotentiale in diesem Bereich 
häufig außer acht gelassen.

Unter Berücksichtigung der oben ausgeführten Überlegungen, welche Faktoren die 
Nachfrage nach haushaltsbezogenen Dienstleistungen beeinflussen, kommt dem 
Preis der Dienstleistungen offenbar eine hohe Bedeutung zu. Ist eine Strategie zur 
Ausweitung regulärer Beschäftigung, die allein schon aufgrund der Lohnnebenko
sten zwangsläufig auch mit höheren Kosten verbunden ist, in diesem Bereich also 
von vornherein zum Scheitern verurteilt? Diese Frage ist nicht grundsätzlich zu be
jahen; allerdings bedarf es staatlicher Anstöße, um die Beschäftigungspotentiale im 
Bereich haushaltsbezogener Dienstleistungen besser auszuschöpfen. Grundsätzlich 
ist eine gezielte Förderung dieser Dienstleistungen sowohl durch Subventionen der 
Nachfrage als auch durch Subventionen des Angebotes möglich. Darüber hinaus be
stehen verschiedene Möglichkeiten der Ausgestaltung solcher Subventionen. So 
können sie sowohl auf Dauer als auch zeitlich befristet (als Anschubfinanzierung zur 
Entwicklung neuer Angebote bzw. Märkte) gewährt und an bestimmte Voraus
setzungen geknüpft werden.

Frankreich setzt auf die Förderung der Nachfrage nach haushaltsbezogenen Dienst
leistungen durch Steuerbegünstigungen und Maßnahmen zur Vereinfachung des Ver
waltungsaufwandes: Mit § 5 des Gesetzes Nr. 93-1313 vom 20. Dezember 1993 
(fünfjähriges Gesetz über Arbeit, Beschäftigung und Berufsbildung) wurden soge
nannte "Dienstleistungsschecks" (chèques emploi-service) eingeführt. Damit können 
Privatpersonen, wenn sie jemanden einstellen, der in ihrem Haushalt berufsfremde 
Tätigkeiten ausführt, das Entgelt und sämtliche anfallenden Sozialabgaben bezahlen.
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Darunter fallen alle Beschäftigungen im Haus und in der Familie wie Hausarbeit, 
Kinderbetreuung, Gartenarbeit, Altenhilfe, Nachhilfeunterricht etc. Nicht per Dienst
leistungsscheck zahlbar sind Unterstützungstätigkeiten im beruflichen Bereich wie 
Sekretariatsarbeiten oder Hilfe beim Bau. Ziel des Dienstleistungsschecks ist eine 
erhebliche Vereinfachung für Arbeitgeber und Beschäftigte bei gelegentlichen oder 
nur wenige Stunden pro Woche umfassenden Tätigkeiten: Es müssen keine Arbeits
verträge abgeschlossen, keine Gehaltsabrechnungen erstellt und keine Sozialver
sicherungsbeiträge errechnet werden.

Frankreich:

Dienstleistungsschecks für haushaltsbezogene Dienstleistungen

• Der Dienstleistungsscheck gilt für alle im Haushalt und in der Familie anfallen
den Arbeiten, die keine Berufsausbildung erfordern.

• Alle arbeits- und versicherungsrechtlichen Formalitäten sowie die Anweisung 
des Lohnes erfolgen durch ein einziges Formular. Das schließt eine Unfallversi
cherung ein.

• Die Berechnung der Sozialversicherungsbeiträge wird den privaten Haushalten 
als Arbeitgebern abgenommen; die Beiträge werden nachträglich eingezogen.

• Die Haushalte können ihre Aufwendungen zur Hälfte und bis maximal etwa
15.000 DM von ihrer Steuerschuld abziehen.

• Arbeitslose können per Dienstleistungsscheck zur Arbeitslosenunterstützung 
hinzuverdienen. Es erfolgt nur eine teilweise Anrechnung, so daß der Anreiz zur 
Arbeit erhalten bleibt.

• Über Dienstleistungsschecks wird ein Arbeitsvolumen von umgerechnet 30.000 
V ollzeitarbeitsplätzen abgewickelt.

Normalerweise müssen Arbeitgeber in Frankreich nicht weniger als neun verschie
dene Posten der Sozialversicherung mit jeweils unterschiedlichen Prozentsätzen be
dienen: die Arbeitslosen-, Renten- und Krankenversicherung, die Zusatzrentenkasse 
für Hausangestellte, die Familien- und Unfallversicherung, die CSG (eine allgemeine 
Sozialversicherungsabgabe), das RDS (eine Abgabe zur Tilgung von Altschulden der 
Sozialversicherung), den nationalen Wohnungsfonds und die Witwenkasse. Mit der 
Einführung des Dienstleistungsschecks hat sich der Aufwand beträchtlich reduziert: 
Das Scheckheft ist bei Banken, Sparkassen und bei der Post erhältlich. Jeder Scheck 
besteht aus zwei Blättern - eines zum Bezahlen des Lohnes und eines, das nach Ein
tragung der Arbeitsstunden und des Stundenlohnes an die Einzugsstelle für Sozial
versicherungsbeiträge geschickt werden muß. Diese errechnet die fälligen Sozialver
sicherungsbeiträge und schickt dem betreffenden Haushalt darüber eine Rechnung.
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Die Abführung der Lohnsteuer obliegt dem oder der Beschäftigten im Rahmen der 
individuellen Einkommensteuererklärung.

Haushalte können mehrere Personen per Dienstleistungsscheck beschäftigen; die 
wöchentliche Arbeitszeit jeder Person darf aber nicht über 8 Stunden liegen. Die Be
schäftigten dürfen in mehreren Haushalten arbeiten, wobei die wöchentliche Arbeits
zeit 39 Stunden nicht überschreiten darf. Der Dienstleistungsscheck soll auch dazu 
beitragen, die Ausübung von Nebenjobs zum "Beruf' werden zu lassen und jenen, 
die davon leben, erlauben, Vollzeit zu arbeiten und dieselben sozialen Vorteile zu 
genießen wie andere Arbeitnehmer/innen. Darüber hinaus sind spezielle Bestim
mungen für Arbeitslose vorgesehen. Sie dürfen bis zur Höhe von 70 % ihres letzten 
Lohnes per Dienstleistungsscheck bezahlte Arbeit verrichten, ohne ihre Unter
stützung vollständig zu verlieren. Diese Regelung gilt für maximal 18 Monate, und 
die im Rahmen von Dienstleistungsschecks bezahlte Arbeitszeit begründet neue An
sprüche auf Arbeitslosenunterstützung.

Für die Privathaushalte ist das Dienstleistungsscheck-Verfahren nicht nur aufgrund 
der vereinfachten Abwicklung interessant, sondern vor allem auch wegen der steuer
lichen Förderung. Beschäftigungen im Bereich der Haushaltshilfe begründen einen 
Anspruch auf Steuerermäßigung von 50 % der verausgabten Kosten bis zu einer 
Höchstgrenze der Steuererspamis von 45.000 FF (etwa 15.000 DM). Die Steuer
erleichterung deckt die zusätzlichen Ausgaben für die Sozialabgaben, die bei 
Schwarzarbeit nicht angefallen wären, ganz oder teilweise. Außerdem ist der Arbeit
geber bei Unfällen oder bestimmten Schäden geschützt. Da die Aufwendungen von 
der Steuerschuld abgezogen werden können, profitieren einkommensschwächere und 
einkommensstarke Haushalte in gleichem Maße von der steuerlichen Förderung. Zu
sätzlich wird Privatpersonen, die über 70 Jahre alt sind, versuchsweise eine Befrei
ung vom Arbeitgeberanteil der Sozialversicherungsbeiträge gewährt.

Es gibt auch sogenannte Vermittlungsgesellschaften, die Angebot und Nachfrage 
nach "familiennahen" Arbeitsplätzen zusammenbringen und Beschäftigten ermögli
chen, mehrere Beschäftigungen nebeneinander auszuüben. Für potentielle Arbeitge
ber bieten die Vermittlungsgesellschaften den Vorteil, daß sie die zukünftigen Be
schäftigten nach beruflichen Fähigkeiten auswählen und auch nach der Vermittlung 
beiden Seiten zur Verfügung stehen. Darüber hinaus können sie weitere Dienstlei
stungen anbieten wie etwa die Neuausstellung von Scheckheften oder das Ausfüllen 
des Sozialversicherungsabschnitts. Die Kosten derartiger Dienste können den jewei
ligen Arbeitgebern in Rechnung gestellt werden. Die Vermittlungsgesellschaften 
bemühen sich überdies gezielt um die Wiedereingliederung von Zielgruppen.

Inzwischen nutzen nach Angaben des französischen Arbeitsministeriums etwa
202.000 Haushalte pro Monat die Dienstleistungsschecks für durchschnittlich 5 Ar
beitsstunden pro Woche, was einer Zahl von etwa 30.000 Vollzeitarbeitsplätzen ent
spricht.
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Die französischen Erfahrungen mit Dienstleistungsschecks werden im Ausland mit 
Interesse verfolgt. Daß auch das französische System nicht ohne Probleme ist, zeigen 
jüngste Erfahrungsberichte, die darauf verweisen, daß vor allem die Privathaushalte 
als Arbeitgeber profitieren, während sich die Situation der Beschäftigten nicht we
sentlich verbessert hat. Dies dürfte vor allem darauf zurückzuführen sein, daß das 
System der Dienstleistungsschecks die hohe Abhängigkeit zwischen den be
schäftigenden Haushalten und den Arbeitskräften bei solchen Beschäftigungs
verhältnissen nicht auflöst. Die Beschäftigten sind weiterhin von einem oder mehre
ren Arbeitgebern abhängig und bleiben auf sich alleine gestellt. Eine Professio- 
nalisierung der Dienstleistungen auf der einen und spürbare Verbesserung ihrer so
zialen Absicherung auf der anderen Seite hat sich offenbar nicht eingestellt. Insofern 
wird insbesondere von Seiten der Gewerkschaften und Wohlfahrtsverbände eine 
Stärkung der Rolle der oben bereits erwähnten Vermittlungsgesellschaften gefordert. 
Dies weist in die Richtung des niederländischen Ansatzes, der nicht auf eine Sub
vention der Nachfrage, sondern des Angebotes zielt und mit dem gleichzeitig die 
Zielsetzung verfolgt wird, Arbeitsplätze für Langzeitarbeitslose zu schaffen. Es wer
den keine Arbeitsverhältnisse in Privathaushalten, sondern eine Erbringung der 
Dienstleistungen durch Beschäftigte von professionellen Unternehmen gefördert.

In den Niederlanden wird seit Anfang 1996 Projekten oder Unternehmen, die haus
haltsbezogene Dienstleistungen anbieten, für die Dauer von maximal zwei Jahren der 
Arbeitgeberanteil der Sozialversicherungsbeiträge erlassen, wenn sie für solche Tä
tigkeiten Langzeitarbeitslose einstellen und sozialversicherungspflichtig beschäfti
gen. Die Kosten übernimmt das niederländische Arbeitsministerium. Die Projekte 
oder Unternehmen werden damit in die Lage versetzt, ihre Dienstleistungen zu Ko
sten anzubieten, die in etwa den Kosten für Schwarzarbeit entsprechen. Die Kun
den/innen haben den Vorteil, daß ihnen der Aufwand der Rekrutierung von Beschäf
tigten abgenommen wird und das Unternehmen oder Projekt für die Zuverlässigkeit 
und Qualifikation der Beschäftigten bürgt.

Derzeit ist noch nicht absehbar, ob nach Auslaufen der öffentlichen Förderung die 
Preise entsprechend erhöht werden und am Markt durchgesetzt werden können oder 
ob eine Rotation einsetzen muß - d. h. neue Langzeitarbeitslose eingestellt werden, 
für die dann wieder Subventionen in Anspruch genommen werden können. Dies 
wird wohl vor allem davon abhängen, ob es im Förderzeitraum gelingt, die Qualität 
der Dienstleistungen und die Qualifikation der Beschäftigten so weit zu steigern, daß 
die Kunden/innen zur Zahlung eines höheren Preises bereit sind.

In der Bundesrepublik ist derzeit keine klare Linie bei der Förderung haushalts
bezogener Dienstleistungen erkennbar. Auf der einen Seite setzte die Bundes
regierung im Rahmen des Jahressteuergesetzes 1997 trotz einhelliger Ablehnung der 
bei einer Anhörung beteiligten Experten/innen auf die Erhöhung des Betrages, der 
für Beschäftigungsverhältnisse in Privathaushalten ("Dienstmädchenprivileg") vom 
zu versteuernden Einkommen absetzbar ist (von 12.000 auf 18.000 DM). A uf der
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anderen Seite hat sie die französische Idee der Dienstleistungsschecks aufgegriffen: 
Seit dem 1.1.1997 besteht die Möglichkeit, die Meldung zur Sozialversicherung über 
Haushaltsschecks abzuwickeln und dabei die Berechnung der Beiträge den Kranken
kassen zu überlassen. Anders als in Frankreich wird jedoch die Gewährung von 
Steuerabzugsmöglichkeiten nicht an diese Form der Abwicklung gebunden. Außer
dem führt eine Beschäftigung von Haushaltshilfen über Dienstleistungsschecks nicht 
automatisch zur Einbeziehung der Betroffenen in die Sozialversicherung, weil die 
Sozialversicherungsfreiheit von "geringfügigen" Beschäftigungsverhältnissen unter 
15 Wochenstunden und einem monatlichen Verdienst von derzeit 610,- DM bestehen 
bleibt. Zwar können sich auch mehrere Haushalte zusammenschließen, die jeweils 
für sich Dienstleistungen im Umfang von weniger als 15 Wochenstunden in An
spruch nehmen, zusammen aber diese Grenze überschreiten und sich den Steuervor
teil teilen. Dieses Verfahren ist aber kaum praktikabel, weil es einen großen Koordi
nationsaufwand zwischen den Haushalten verursacht. Sobald ein Haushalt abspringt, 
bricht die ganze Konstruktion zusammen. Deshalb wird von der deutschen Regelung 
nur ein sehr kleiner Teil der Arbeitsverhältnisse in Privathaushalten erreicht. In 
Frankreich dagegen liegen die Sozialversicherungsfreigrenzen deutlich niedriger.

Ein weiterer entscheidender Unterschied zwischen Frankreich und Deutschland be
steht in diesem Kontext darin, daß die französischen Privathaushalte die Kosten von 
Haushaltshilfen im Rahmen des Dienstleistungsschecksystems zur Hälfte von ihrer 
Steuerschuld abziehen können, während in Deutschland Kosten für Haushaltshilfen 
vom zu versteuernden Einkommen abgezogen werden können. Letzteres führt dazu, 
daß die Steuervorteile um so höher sind, je  höher das Einkommen und damit der 
Grenzsteuersatz sind. In Deutschland profitieren vom sogenannten "Dienstmäd
chenprivileg" vor allem Spitzenverdiener, während der Abzug von der Steuerschuld 
in Frankreich allen Steuerpflichtigen im gleichem Maße zugute kommt. Der deutsche 
Ansatz ist sowohl verteilungspolitisch problematisch als auch von seinen potentiel
len Beschäftigungswirkungen eng begrenzt (Weinkopf 1996c).

Beide Förderungsansätze sind zudem mit dem Manko behaftet, das geringe Ansehen 
haushaltsbezogener Dienstleistungen bei den Beschäftigten außer acht zu lassen, das 
vor allem mit der hohen Abhängigkeit vom beschäftigenden Haushalt, dem geringen 
Status und der Isolation am Arbeitsplatz zusammenhängt. Nicht umsonst ist häufig 
von "Dienstmädchen" und der "Rückkehr zur Feudalherrschaft" die Rede. 
"Tätigkeiten wie Kinderbetreuung, Reinigungs- und Einkaufsdienste lassen sich je 
doch auch in weniger feudalen Strukturen organisieren" (Appelbaum/Schettkat 
1996:11) - nämlich mit Hilfe von "Dienstleistungspools" oder -agenturen, wie sie 
bereits im Zusammenhang mit den niederländischen Aktivitäten angesprochen wor
den sind. Wenn der einzelne Haushalt zwar Nachfrager der Dienstleistungen, aber 
nicht zugleich direkter Arbeitgeber ist, dann können für die Beschäftigten akzepta
blere Arbeitsbedingungen realisiert werden.
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Dienstleistungspools oder -agenturen sind in jüngster Zeit in verschiedenen Bundes
ländern teils ohne, teils mit öffentlicher Förderung gegründet worden. Eine zentrale 
Zielsetzung ist dabei die Schaffung von sozialversicherungspflichtigen Beschäfti
gungsverhältnissen in einem Bereich, der bislang weitgehend durch geringfügige 
Beschäftigung und Schwarzarbeit geprägt ist.

Stundenweise Einsätze in verschiedenen Haushalten sollen bei den Pools bzw. 
Agenturen gebündelt werden (Weinkopf 1996b). Die Agenturen bzw. Pools würden 
die Arbeitgeberfunktion übernehmen und den Privathaushalten haushaltsbezogene 
Tätigkeiten wie etwa Putzen, Kinderbetreuung oder kleinere Reparaturen als 
Dienstleistung gegen Entgelt anbieten. Vorteile für die Haushalte liegen darin, daß 
sie sich weder mit der Rekrutierung, Auswahl und Einstellung der Beschäftigten 
noch mit der Lohnzahlung und Sozialversicherung befassen müssen. Außerdem 
könnte ein solcher Pool bei Krankheit oder Urlaub der eigentlichen Arbeitskraft Er
satz stellen. Auf seiten der Beschäftigten besteht der entscheidende Vorteil in der 
Schaffung regulärer sozialversicherungspflichtiger Arbeitsplätze, die tariflich ent
lohnt werden. Darüber hinaus böte ein Pool Kontakt zu Kollegen/innen und Qualifi
zierungsmöglichkeiten.

Die entscheidende Frage ist dabei, ob durch eine solche Professionalisierung haus
haltsbezogener Dienstleistungen die Zahlungsbereitschaft der Privathaushalte als 
potentielle Kunden/innen so weit erhöht werden kann, daß diese bereit sind, die auf
grund der Sozialversicherungsbeiträge und Overhead-Kosten höheren Preise zu be
zahlen. Nur wenn dies gelingt, wird die von fast allen Projekten mittelfristig ange
strebte Kostendeckung ohne öffentliche Zuschüsse erreicht werden können. Erleich
tert werden könnte die Gründung solcher Dienstleistungspools, wenn sie durch fi
nanzielle Förderung der Nachfrage durch Privathaushalte als Kunden/innen flankiert 
würde. Es ist nicht einzusehen, daß die öffentlichen Subventionen der Nachfrage 
nach haushaltsbezogenen Dienstleistungen auf Anstellungen in Privathaushalten be
schränkt werden, wie es derzeit in Deutschland der Fall ist. Denn das Steuerprivileg 
greift nur, wenn der einzelne Haushalt unmittelbar Arbeitgeber ist. Werden die 
Dienstleistungen dagegen über einen Pool als Arbeitgeber bezogen, erhält weder der 
auftraggebende Haushalt noch der Pool eine Steuerentlastung oder sonstige Unter
stützung.

Für den Bereich der haushaltsbezogenen Dienstleistungen wurde hier exemplarisch 
aufgezeigt, wie zusätzliche Beschäftigungspotentiale durch arbeitsorganisatorische 
Innovationen und eine öffentlich-private Kofinanzierung erschlossen werden könn
ten. Auch für andere Dienstleistungsbereiche müssen solche und ähnliche Konzepte 
entwickelt werden, die die jeweils spezifischen Bedingungen und Probleme berück
sichtigen und innovative Lösungen entwickeln. Insgesamt ist festzuhalten, daß ein 
vielversprechender Ansatz zur kurz- und mittelfristigen Erschließung zusätzlicher 
Beschäftigungspotentiale in den personenbezogenen Dienstleistungen darin besteht, 
einerseits arbeitsorganisatorische Neuerungen zu entwickeln und andererseits Kosten
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der Arbeitslosigkeit zugunsten einer finanziellen Unterstützung von Dienstleistungen 
zu reduzieren. "Darin liegt ein hoher Effizienz-, Wohlstands- und Wohlfahrtsgewinn 
(...), dessen Aktivierung allerdings die Überwindung des budgetspezifischen Den
kens der Finanzpolitiker erfordert und gesamtfiskalisches Handeln verlangt." 
(Appelbaum/Schettkat 1996:12).

8 Zusammenfassung: Innovations- und Forschungsbedarfe

• Innovationen in den Bereichen der Arbeits- und Arbeitsmarktpolitik sind erfor
derlich, damit Beschäftigungspotentiale besser als bisher ausgeschöpft werden 
können. Darüber hinaus können sie zur Innovationsfähigkeit von Wirtschaft 
und Gesellschaft im allgemeinen beitragen.

• Die beschäftigungswirksame Umverteilung von Arbeit ist weder durch makro
ökonomische Modellrechnungen noch allein durch flächendeckende Regulie
rungen gesetzlicher oder tariflicher Art zu erreichen. Sie kann vielmehr nur 
dann wirksam werden, wenn einerseits Wünsche der Beschäftigten nach kürze
ren Arbeitszeiten (Abbau von Überstunden, Teilzeit in vielfältigen Abstufun
gen) und einer anderen zeitlichen Organisation des Arbeitslebens (geregelte 
Unterbrechungen der Erwerstätigkeit mit Einkommenssicherung und Arbeits
platzschutz, Verkürzung der Lebensarbeitszeit) befriedigt werden, andererseits 
die Unternehmen dadurch in die Lage versetzt werden, flexibler auf Kunden
wünsche und Marktentwicklungen zu reagieren und ihr Anlagekapital effizien
ter zu nutzen.

Jenseits ideologischer Auseinandersetzungen über Verkürzung oder Verlänge
rung der Arbeitszeit bleibt die Frage nach den betrieblichen und individuellen 
Bedingungen einer beschäftigungswirksamen Umverteilung von Arbeit als For
schungsthema aktuell.

• Die Innovation in der betrieblichen Arbeitszeitorganisation ist eng mit der In
novation der Arbeitsorganisation insgesamt verknüpft. Denn eine bedarfsge
rechte Feinsteuerung des Arbeitseinsatzes verlangt sowohl eine Dezentralisie
rung von Entscheidungen über die Anwesenheit als auch die Fähigkeit der je 
weils Anwesenden, alle anfallenden Aufgaben zu erledigen. Eigenverantworli- 
ches Arbeiten verursacht oft spontane Mehrarbeit, die aber in starren und zen
tral regulierten Arbeitszeitsystemen in die Grauzone offizieller Nichtexistenz 
verdrängt wird. Dadurch wird die Motivation für ein derartiges Arbeitsverhalten 
gefährdet.

Das Wechselverhältnis von Arbeitsorganisation, Delegation von Verantwortung 
und Verhandlung, Arbeitszeitorganisation und der Innovationsfähigkeit von 
Organisationen ist weitgehend unerforscht.



305

• Im Zusammenhang mit der Arbeitsorganisation wird Weiterbildung in dreifa
cher Hinsicht zum Innovationsfaktor. Erstens können die Betriebe die erforder
lichen arbeitspolitischen Innovationen nur leisten, wenn die Arbeitskräfte - 
und zwar nicht nur Fach- und Führungs-, sondern zunehmend alle Arbeitskräfte 
- in einen permanenten Weiterbildungsprozeß einbezogen sind. Zweitens ist ei
ne die Arbeitslosigkeit senkende Umverteilung von Arbeit nur in dem Maße 
möglich, wie unter den Arbeitslosen passend qualifizierte Arbeitskräfte zu fin
den sind, bzw. wenn durch enge Abstimmung zwischen Betrieben, Arbeitsver
waltung und Bildungsträgem Arbeitslose anforderungsgerecht qualifiziert wer
den. Und drittens kann der Austausch mit dem externen Arbeitsmarkt, d. h. die 
Einstellung von frisch Aus- oder Weitergebildeten, betriebliche Innovations
prozesse anstoßen oder fordern.

Forschungsbedarf besteht hinsichtlich der Fragen, wie einerseits eine stärkere 
Einbeziehung der An- und Ungelernten in die betriebliche Weiterbildung zu er
reichen ist und wie andererseits die arbeitsmarktpolitisch geförderte Weiterbil
dung so organisiert werden kann, daß sie einerseits betriebs- und bedarfsnäher 
wird und andererseits weiterhin auch langfristig verwertbare Kenntnisse ver
mittelt.

• Weiterbildung ist auch einer der Schlüssel dafür, die Tendenz zur immer frühe
ren Ausgliederung aus dem Erwerbsleben zu brechen und zu vermeiden, daß die 
bereits durchgesetzte Heraufsetzung der Altersgrenzen im Konflikt zur betrieb
lichen Personalpolitik zu weiter steigender Altersarbeitslosigkeit und Altersar
mut führt. Weiterbildung zur Sicherung der Erwerbsbeteiligung Älterer beginnt 
nicht erst im Alter, sondern setzt voraus, daß Lembereitschaft und -fähigkeit 
während des ganzen Arbeitslebens gefördert und gefordert werden.

Der Zusammenhang von Arbeitsorganisation, Arbeitszeitorganisation und 
Weiterbildung stellt unter dem speziellen Aspekt der vermehrten Beschäftgung 
Älterer ein eigenes Forschungsfeld dar.

• Das bisherige "deutsche Beschäftigungsmodell" mit vergleichsweise stabilen, 
langjährigen Beschäftigungsverhältnissen, in dem Anpassungsprozesse durch 
Umschichtungen auf den internen Arbeitsmärkten von Großunternehmen be
wältigt wurden, ist unter dem Gesichtspunkt der Innovationskraft ambivalent zu 
beurteilen. Einerseits sind soziale Sicherheit, kalkulierbare Perspektiven und 
Loyalität gegenüber dem Betrieb unabdingbare Vorausssetzungen für die Be
reitschaft der Beschäftigten, sich ständig weiterzubilden und aktiv an Innovati
onsprozessen mitzuwirken. Andererseits führt die Abschottung interner Ar
beitsmärkte insbesondere bei sinkender Beschäftigung und Einstellungsstop zu 
Betriebsblindheit und defensivem Verhalten der Beschäftigten, zur einseitigen 
Orientierung des Managements auf kostensenkende und beschäftigungs- 
vermindemde Prozeßinnovationen (bei Vernachlässigung der Produktinnovati- 
on und der Erschließung neuer Märkte) und zur Überalterung der Belegschaf
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ten. Ein positives Innovationsklima ist weder vereinbar mit einer Personalpoli
tik des Heuems und Feuems noch mit einem Beschäftigungsmuster nach dem 
Vorbild des Beamtentums auf Lebenszeit. Zwischen Chaos und Stagnation ist 
der Mittelweg einer regulierten Dynamik mit sozialer Sicherheit, positiven An
reizen und kalkulierbaren Risiken zu suchen.

Der Widerstreit von Deregulierungsbestrebungen und Bemühungen zur inno
vativen Re-Regulierung sollte unter den Gesichtspunkten betrieblicher Innova
tionsfähigkeit und der jeweils zu erwartenden Beschäftigungseffekte themati
siert werden.

• Eine unvermeidbare Form der Beschäftigungsdynamik ist der Abbau von Ar
beitsplätzen im einen und die Entstehung neuer Arbeitsplätze im anderen Be
trieb. Im Falle von Personalabbau fallt den vom Arbeitsplatzverlust Betroffenen 
der Weg über den externen Arbeitsmarkt in neue Beschäftigung oft schwer. Das 
gilt insbesondere in bereits mittlerem Alter, nach langer Betriebszugehörigkeit 
und bei geringer oder nur betriebsspezifischer Qualifikation. Um zu verhindern, 
daß vorübergehende Arbeitslosigkeit sich zu Langzeitarbeitslosigkeit verfestigt, 
sollte die berufliche Mobilität wirksamer unterstützt werden. Soweit Mobilitäts
zwänge durch den Personalabbau von Unternehmen ausgelöst werden, gehört es 
zu deren beschäftigungspolitischer Verantwortung, einen Beitrag zur Mobili
tätsforderung und zur Milderung der mit beruflicher Mobilität verbundenen Ri
siken zu leisten. Dieses ist die Grundlogik künftiger "aktivierter Sozialpläne", 
die neben individuellen Abfindungen ein Dienstleistungsangebot bzw. die dafür 
erforderliche Finanzierung enthalten müssen. Derartige auf die Wiedereinglie
derung gerichtete Sozialplanmaßnahmen können ab 1998 vom Arbeitsamt un
terstützt werden.

Der erforderliche Paradigmenwechsel ist in der Gesetzgebung teilweise vollzo
gen. Die betriebliche Umsetzung ist dagegen noch völlig offen. Erfolgreiche 
Beispiele fü r  aktivierte, mobilitätsorientierte Sozialpläne sollten wissenschaft
lich dokumentiert, hinsichtlich ihrer Übertragbarkeit analysiert und dadurch 
zur Orientierung der Betriebsparteien und Sozialpartner verfügbar gemacht 
werden.

• Bereits heute können Betriebe mit Personalanpassungsbedarf durch strukturbe
dingte Kurzarbeit und Zahlung von Kurzarbeitergeld von Personalkosten entla
stet werden. Die Kurzarbeit sollte für Qualifiziemng, berufliche Neuorientie
rung und die Anbahnung neuer Arbeitsverhältnisse genutzt werden. Dabei er
fährt die Existenzgründung als Extremfall der beruflichen Mobilität der von Ar
beitsplatzverlust Bedrohten wachsende Aufmerksamkeit. Existenzgründungen 
vermeiden nicht nur Arbeitslosigkeit, sondern erschließen - bei freilich nicht zu 
vernachlässigenden Risiken des Scheitems - mittel- und langfristig neue Be
schäftigungspotentiale.
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Der Forschungsbedarf in diesem Bereich dürfte durch bereits laufende Projekte 
abgedeckt sein.

• Zur Unterstützung beruflicher Mobilitätsprozesse und um gegebene Beschäfti
gungspotentiale voll auszuschöpfen sind neuartige arbeitsmarktpolitische 
Dienstleistungen erforderlich, die die klassische Trennung von Instrumenten 
wie Beratung, Weiterbildung, Arbeitsvermittlung und Arbeitnehmerüberlassung 
aufbrechen. Funktionen solcher Dienstleistungen sind die Erhaltung, Erhöhung 
oder Wiederherstellung der Beschäftigungsfähigkeit von Arbeitnehmern, die 
Überwindung von Informations- und Selektionsbarrieren am Arbeitsmarkt so
wie die Erschließung von Nachfragepotentialen. Hierzu ist eine über die klassi
sche Arbeitsvermittlung hinausgehende Akquise von offenen Stellen erforder
lich, die bisher verdeckte Nachfrage nach Arbeitskräften offenlegt und darüber 
hinaus Betriebe bei der Konzipierung und Umsetzung von beschäfti
gungswirksamen Innovationen auf den Gebieten Arbeitszeit und Arbeits
organisation berät. Es geht also nicht nur darum, den Arbeitsämtern nicht ge
meldete offene Stellen zu ermitteln, sondern vor allem um die Weckung einer 
zusätzlichen Nachfrage, die ohne ein "Marketing für mehr Beschäftigung" 
überhaupt nicht aufgetreten wäre.

Umfang und Struktur der verdeckten Nachfrage nach Arbeitskräften sind na
turgemäß unbekannt. Sie läßt sich nur experimentell ermitteln. Die For
schungsaufgabe besteht darin, die Erfahrungen von Arbeitsvermittlern insbe
sondere in den neuartigen Vermittlungsagenturen zu systematisieren und zu 
verallgemeinern.

• Mobilitätsförderliche Dienstleistungen sollten präventiv, d. h. bereits dann ver
fügbar gemacht werden, wenn das derzeitige Arbeitsverhältnis durch betriebli
che Umstellungs- und Anpassungsprozesse bedroht ist. Sie sind aber mit gewis
sen Modifikationen ebenso geeignet, die Wiedereingliederung von bereits Ar
beitslosen einschließlich der Langzeitarbeitslosen in das Erwerbssystem zu ver
bessern. A uf die individuellen Defizite von Arbeitslosen, aber vor allem auch 
ihre entwickelbaren Potentiale zugeschnittene Dienstleistungen haben sich als 
weit erfolgreicher erwiesen als Versuche, Ausgrenzungen am Arbeitsmarkt 
durch Lohnkostensubventionen oder abgesenkte Einstiegstarife zu überwinden. 
Dagegen können Einstellungsbeihilfen in Kombination mit Dienstleistungen für 
Arbeitslose und Betriebe sinnvoll sein. Beschäftigungswirksam und zugleich 
nachhaltig sind sie dann, wenn sie in expandierenden KMU zu vorgezogenen 
zusätzlichen Einstellungen führen.

Einerseits durch den Import arbeitsmarktpolitischer Integrationsmodelle, ande
rerseits durch neue Instrumente im Arbeitsförderungsgesetz (bzw. SGB III) ist 
die Vielfalt der Instrumente erfreulich gewachsen. Es feh lt aber an einer wis
senschaftlich fundierten Einschätzung, welches Instrument fü r  welche Zielgrup
pen von Arbeitnehmern und fü r  welches Beschäftigungsziel am besten geeignet
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ist. Notwendig hierfür ist eine Klassifizierung der Zielgruppen, die am Konzept 
der Beschäftigungsfähigkeit und der zur ihrer Erreichung jeweils weiterzuent
wickelnden Potentiale orientiert ist.

• So verschieden diese neuartigen Dienstleistungen auch sind - gemeinsam ist 
ihnen, daß sie auf die eine oder andere Weise die Schnittstelle zwischen Betrieb 
und Arbeitsmarkt bearbeiten und dadurch die Funktion der Arbeitsmärkte ver
bessern. In den meisten Fällen sind Träger dieser Dienstleistungen neuartige, 
ungeachtet ihres jeweiligen steuerrechtlichen Status nicht primär auf Gewin
nerzielung ausgerichtete Organisationen (vgl. die ausführlich dargestellten Bei
spiele wie Beschäftigungs- und Qualifizierungsgesellschaften, integrationsori
entierte Arbeitnehmerüberlasser, zielgruppenorientierte Arbeitsvermittler, so
ziale Wirtschaftsbetriebe, Arbeitskräftepools). Sie stehen zwischen privater Er
werbswirtschaft und öffentlicher Hand, unterscheiden sich zugleich aber auch in 
Selbstverständnis, Organisation und Funktion deutlich von den traditionellen 
frei-gemeinnützigen Trägem im Bereich der Arbeitsmarkt- und Sozialpolitik.

Angesichts einer arbeitsmarktpolitischen Tradition, die durch Logiken wie 
"Förderung", "Zuschuß" und "Zuweisung von Arbeitskräfte in Maßnahmen" 
geprägt ist, besitzt die Ausarbeitung eines Paradigmas von "Arbeitsmarktpolitik 
als Dienstleistung" höchsten Innovationswert. Denn nur wenn man die jeweils 
geforderte Dienstleistung und ihre "Kunden" explizit macht, lassen sich Quali
tätskriterien und Empfehlungen zur optimalen Organisation der Leistungser
stellung entwickeln.

•  Eine weitere für die Arbeitsmarktpolitik zunehmend relevante Dienstleistungs
funktion besteht im träger- und politikfeldübergreifenden Prozeß- und Projekt
management. Betriebliche Beschäftigungskrisen z. B. sind zeitkritisch, erzeu
gen ein schwer entwirrbares Knäuel von Fach- und Rechtsfragen sowie von In
teressenpositionen und sind nur lösbar bei Einbeziehung zahlreicher externer 
Akteure. Regionale Netzwerke von Weiterbildungsträgem, Job-Rotation- 
Modelle nach dem skandinavischen Stellvertreterprinzip sowie die Zusammen
führung von Fördermitteln der Arbeitsmarkt- und der Strukturpolitik für struk
turrelevante und realitätsgerechte Maßnahmen der Beschäftigungsforderung er
fordern ein großes Maß an Koordination. In manchen Fällen ist es u. a. erfor
derlich, Fördermittel zu bündeln und ggf. mit Mitteln aus aktivierten Sozialplä
nen zusammenzuführen, Haftungsrisiken abzufangen, spezielles Know-how 
verschiedener Träger in einem Projekt zu verknüpfen, Großprojekte in hand
habbare Lose aufzuteilen und den Gesamtprozeß über ein System von Einzel
verträgen zu steuern. Zumindest in ihrer derzeitigen Verfassung ist die öffentli
che Hand in keiner ihrer Erscheinungsformen (Arbeitsverwaltung, Landesver
waltung, Kommunalverwaltung) in der Lage, derartige Aufgaben wahrzuneh
men. Zur Umsetzung komplexer arbeitsmarktpolitischer Vorhaben bedarf es
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daher privatrechtlich verfaßter Managementagenturen, die sowohl öffentliche 
als auch private Aufträge annehmen könnten.

Die oben geforderte Konzeption von ''Arbeitsmarktpolitik als Dienstleistung" ist 
daher einzubetten in einschlägige theoretische Ansätze. Reform des Staates, 
Privatisierung öffentlicher Dienstleistungen, intermediäre Organisationen und 
ihre Steuerung sowie der "non-profit" oder "Dritte Sektor" dürften hierbei rele
vante Anknüpfungspunkte sein.
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Jürgen Kühl/Manfred Lahner 

Kapitel V II

Innovative Arbeitsmarktpolitik und die Restrukturierung von 
Betrieben

1 Zur Notwendigkeit innerbetrieblicher Restrukturierung

Die Restrukturierung bestehender Betriebe/Verwaltungen als wettbewerbsfähige 
Wertschöpfungseinheit, Arbeitgeber und Ausbilder i. S. betriebswirtschaftlicher Sa
nierung, zukunftsfähiger Produkt- und Produktionskonzepte, modernisierter Perso
nalentwicklung mit zeitgemäßen Arbeits- und Betriebszeitmustem sowie richtungs
weisenden Management- und Organisationsstrukturen steht nicht im Aktionsfeld von 
Wirtschaft und Staat sowie Markt und Politik. Noch viel weniger wissen wir über die 
tatsächlichen, intendierten und möglichen Beiträge der Arbeitsmarkt- und Beschäfti
gungspolitik zu betrieblichen Restrukturierungsprozessen, obwohl diese in den letz
ten Jahrzehnten viele institutioneile, anreizgestützte, prozedurale und instrumentale 
Innovationen angesichts der anhaltenden Beschäftigungsprobleme erfahren haben. 
Nicht nur ein erheblich gesteigerter Mitteleinsatz, auch Kooperation, Koordination 
und Transferhilfen suchen die Arbeitspolitik mit der Wirtschaftsstrukturpolitik in
nerhalb und außerhalb von Betrieben/Behörden zu verbinden. Auch die Betriebs
politik hat ihrerseits die arbeitspolitischen Hilfen nicht nur in Form der Qualifizie
rung, Lohnzuschüsse und öffentlichen Beschäftigungsförderung erkannt und bei Re
konstruktionsbemühungen der Betriebseigner, der Arbeitnehmervertretungen und der 
öffentlichen Instanzen zu nutzen gelernt.

Abstinenz, mitunter sogar Rückzug des Staates aus der Strukturwandelförderung, aus 
der Industriepolitik sowie aus der Wissenschafts- und Technologiepolitik widerspre
chen seinem Modemisierungs- und Innovationsanspruch. In einem doppelten Inno
vationsbegriff wird sowohl der betrieblichen Erneuerung als auch der echten Reform 
von Arbeitsmarkt- und Beschäftigungspolitik nachzugehen sein. Denn für innovative 
Prozesse sind zwar Aus- und Weiterbildung sehr notwendig, doch hinreichend sind 
vor allem arbeitspolitische Innovationen und betriebliche Restrukturierungshilfen. 
Die Verzahnung von Arbeits- und Strukturpolitik kann beider Wirksamkeit und Be
schäftigungseffekte verbessern. Die Reformdebatte in der Arbeitsförderung vereint 
die Lager in der Erkenntnis, daß wirtschaftsnah, betriebsorientiert und innerbetrieb
lich - z. B. mit Lohnzuschüssen, Einstellungshilfen, Strukturanpassungen, strukturel
ler Kurzarbeit, Betriebsgründungen u.s.w. - anzusetzen ist. Somit stellt sich die Fra-
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ge, wie weit sich die Arbeitsforderung auf die betriebliche und marktwirtschaftliche 
Handlungslogik einlassen muß, um ihre Beschäftigungswirkungen zu optimieren - 
auch im Konzert mit anderen Politikbereichen aber auch einlassen darf, ohne ihre 
Eigenständigkeit zu verlieren, mit Beitrags- und allgemeinen Haushaltsmitteln Ni
veau, Struktur und Zielgruppenförderung der Beschäftigung zu verbessern.

Dabei geht es vor allem darum, die Entwicklung bestehender Betriebe sowie den 
Fortbestand überlebensfähiger Neugründungen zu fördern, ohne die Arbeitsmarkt- 
und Beschäftigungspolitik hauptverantwortlich zu machen oder gar zu überfordem. 
In der Bestandspflege unter den 2 Millionen Betrieben (mit mindestens einem sozi
alversicherungspflichtig Beschäftigten) sind stets andere, neue Arbeitsplätze nötig. 
Und häufig kommt die Arbeitsförderung zu spät, statt mit präventiven und innovati
ven Instrumenten früher anzusetzen und Betrieben, die nicht zu den Gewinnern des 
Strukturwandels zählen, wieder auf Erfolgskurs zu verhelfen, ohne zu stark in be
trieblichen Abläufe zu intervenieren. Zwischen den Gewinnern und den Verlierern 
des Strukturwandels gibt es hunderttausende von Betrieben mit Millionen von Ar
beitsplätzen, deren Erneuerung gefördert werden kann, ohne schlechten Risiken, also 
Betrieben, die kein Geld oder kein Interesse an ihrer Modernisierung haben, gute 
Mittel hinterherzuwerfen. Neue Arbeitsplätze in Betriebsgründungen und in sich 
modernisierenden Betrieben sind mitunter völlig anders, so daß die Beschäftigungs
verluste in schrumpfenden Altbetrieben nicht ohne Überleitungshilfen, tragfähige 
Brücken und neue Transferhilfen auszugleichen sind.

Wenn der Arbeitsplatzwegfall durch Gründungen und expandierende Betriebe nicht 
mehr aufzufangen ist - im Westen sinkt die Erwerbstätigkeit ununterbrochen seit 
1992/3 - so ist gerade über Restrukturierungshilfen für fortbestehende Betriebe 
nachzudenken. Nicht selten sind Betriebe jedoch von innen allein nicht nicht mehr in 
Schwung zu bringen, so daß es Verknüpfungen des betriebsintemen mit dem exter
nen Strukturwandel braucht.

Schließlich ergeben sich neue Chancen für eine eigenständigere Arbeitsmarktpolitik, 
weil Betriebe allein durch Arbeitskostensenkung, Personalabbau und Steuererspamis 
auf Dauer nicht profitabel zu halten sind, sondern auf externe Forschungsergebnisse, 
neue Produkte, moderne Arbeitszeitmuster und Organisationsformen sowie Qualifi
zierung angewiesen sind. Damit ist die Arbeitsförderung eingebunden in den be
trieblichen Sturkturwandel und in die regionale Entwicklung. Dazu werden arbeits
politische Querschnittshilfen benötigt, die in dem Sinne innovativ sind, daß sie be
triebliche Beschäftigung durch Innovation fördern.

Dennoch sind die Verbindungsglieder und Synergieeffekte zwischen der Restruktu
rierung von Betrieben und den arbeitspolitischen Innovationen aus acht Gründen 
weitgehend ungeklärt:

• Obwohl rhetorisch mit höchster Priorität der mittelfristigen Halbierung der Ar
beitslosigkeit (Beirat Arbeitsmarktpolitik 1994; Klauder, Schnur, Zika 1996)
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verpflichtet, vernachlässigen Beratung, Akteure und Instanzen sowie Förder
konzepte die Betriebe/Verwaltungen als die alles Entscheidenden darüber, ob 
Arbeitsplätze geschaffen, besetzt, geteilt, umorganisiert, fusioniert, verlagert 
oder vernichtet werden (Kühl 1996). Aktiv werden sie allenfalls bei konkursrei
fen einzelnen Großbetrieben, in der Mittelstandspolitik, in der Forschungs- und 
Technologiepolitik und bei Gründung und Ausweitung der kleinen und mittle
ren Betriebe (KUM). Statt rekonstruktionsbedürftige Betriebe mit beratenden, 
bestandssichemden, finanziellen, arbeitspolitischen und technisch-organisa
torischen Hilfen wieder auf die Füße zu stellen und dadurch dem betriebsinter
nen Strukturwandel Vorrang vor dem externen zu geben, setzen Wirtschaft und 
Staat auf Mobilitätsförderung der überzähligen Beschäftigten in das externe Be
schäftigungssystem und in expansive Betriebe, auf Ausgründungen und Neu
gründungen.

• Zweitens richten sich alle Aktivitäten auf den externen Strukturwandel, wenn 
für die betriebsspefisch qualifizierten, eingespielten und konsensorientierten 
Belegschaften zu wenig Erwerbsarbeit oder eine zu geringe Rendite auf das 
eingesetzte Eigenkapital gegeben sind: Arbeitskostensenkung durch Personal
abbau sowie Konzessionen bei Entgelten und Arbeitsbedingungen. Vorherr
schend sind Interessenausgleich, Ausgliederungshilfen, ausstiegsorientierte Per
sonalauswahl, Belegschafts-buy out, Outplacement-Hilfen, Qualifizierung für 
und Vermittlungen in andere, expandierende Betriebe, materiel
le/fachliche/organisatorische Unterstützung bei Existenz- und Ausgründungen, 
mitunter Scheinselbständigkeit. Diesem betrieblichen Bedarf zur Moderation 
des Personalabbaus entsprechen als neue Geschäftsfelder subsidiäre und tempo
räre Auffanglösungen und Durchgangsstationen. Transfersysteme entstehen 
zwecks Beschäftigung, Qualifizierung und betreiben Überlassung und Vermitt
lung uneigennützig oder gewinnträchtig ihre Geschäfte, mit der Hoffnung auf 
Wiederbeschäftigung in einem anderen Betrieb.

• Drittens konzentrieren sich die praktizierten Lösungen - selbst wenn bei Auf
tragsmangel der Verbleib eines (qualifizierten) Teils der Belegschaft möglich 
ist - auf strukturelle Kurzarbeit z. T. in betriebsorganisatorisch selbständigen 
Einheiten meist ohne Qualifizierung, auf beschäftigungssichemde Konzessio
nen bei Löhnen und Arbeitszeiten und auf Qualifizierung für andere Arbeitge
ber bzw. anonyme Arbeitsmärkte, statt diese Aktivitäten unter Verzicht auf be
triebsbedingte Kündigungen in den Dienst der Restrukturierungsbemühungen 
zu stellen. Dazu zählt auch die Förderung von Technikakzeptanz und Innovati
onsfähigkeit - bislang kaum thematisiert. Gefragt wird nach Innovationen be
triebsbezogener und wirtschaftsnaher Arbeitspolitik, die sich - wenn möglich - 
sogar frühzeitig und präventiv einem ausgehandelten Konzept innerbetriebli
cher Umstrukturierung nutzbar macht und den Betrieb und seine Beschäftigung 
bereits intern dem Strukturwandel anpaßt.
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• Viertens sind rein pretiale, prozedurale und deregulierende Rahmenregulierun
gen und Angebotsverbesserungen vorherrschend, ohne wirksame Anreize für 
und Verpflichtugen zu betrieblichen Restrukturierungsanstrengungen konsen- 
sual zu vereinbaren und kooperativ umzusetzen. Anreize wie Löhne, Preise, 
Zinsen, Steuer- und Sozialabgabensätze sowie Subventionen haben ebensowe
nig Wirkungssicherheit auf die unternehmerische Entscheidungslogik bei Ver
kleinerung, Fusion, Schließung oder Verlagerung von Betrieben wie Verfah
rensregeln in Form von Branchendialogen, Zukunftskommissionen, Arbeits
marktkonferenzen, eine dezentralere Arbeits- und Selbstverwaltung, regionale 
Bündnisse für Arbeit oder Deregulierungen (Entgeltfortzahlung, Kündigungs
schutz, private Arbeitsvermittlung, Ladenschluß usw.). Auch das seit 1.4. 1997 
geltende neue Arbeitsforderungsrecht mit Trainingsmaßnahmen, Eingliede
rungsvertrag, Einstellungszuschüssen, bei Neugründungen, Vergabegrundsatz 
bei ABM und Lohnzuschüssen an Unternehmen ohne Einsatzfelderbegrenzung 
(Ost) geht zwar stärker auf Betriebe zu, zielt aber nicht auf betriebliche Restruk
turierung.

• Fünftens fehlt der betriebswirtschaftlichen Sanierungsliteratur fast vollständig 
die Wertschätzung des betriebsspezifischen Humankapitals, der eingespielten 
Stamm- und Randkräfte, der Vertrauensbasis und Betriebsbindung als Quelle 
produktiver Arbeit. Humanressourcenmanagement gilt als etwas anderes als ei
ne arbeitspolitische Stützung des Rekonstruktionsprozesses. Gibt es innerbe
triebliche Qualifizierung, konzentriert sie sich auf die Qualifiziertesten, betont 
die individuelle statt gruppenbezogene Förderung und verzichtet auf weitere in
nerbetriebliche Beschäftigungsforderung. Eine Analyse der Erfolgsfaktoren 
prosperierender Unternehmen leisten z. B. Adamer/Kaindl (1994).

• Sechstens paßt die Förderlogik der überdies vielen hundert Wirtschaftsförder- 
programme für Existenzgründer, Mittelstand, Technologietransfer insbesondere 
in KMU, Betriebsansiedlungen und europäische Kooperationen trotz hohen 
Mitteleinsatzes nicht zu einer Arbeitsforderung, die ebenfalls trotz hohen Mitte
leinsatzes außerbetrieblich und individuell orientiert ist. Gerade wenn man auf 
unsubventionierte Beschäftigung setzt, muß der innerbetriebliche Strukturwan
del mit gewandelten Beschäftigungsverhältnissen förderbar sein, bis nach er
folgreicher Restrukturierung wettbewerbsfähige Wertschöpfungseinheiten un- 
gefördert fortbestehen können.

• Siebtens problematisiert die arbeitspolitische Evaluierungsliteratur (Schmid/ 
O ’Reilly/Schömann 1997) die Wirkungen der eingesetzten Förderinstrumente 
auf die betriebliche Entwicklung mit dem Ziel der Restrukturierung überhaupt 
nicht, nur Kurzarbeit und Kündigungsschutz werden auch in betrieblicher Per
spektive gesehen. Vielmehr wird der Frage nachgegangen, wie arbeitspolitische 
Innovationen in Form von gesetzlichen und prozeduralen Regelungen, pretialen 
Anreizen, Informations- und Infrastrukturprogrammen wirksam koordiniert
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werden können, um die Flexibilität und Funktionsfähigkeit von Arbeitsmärkten, 
nicht Betrieben, zu fördern. Bei geeigneter Kombination, Abstimmung und 
Implementation möglichst in selbstorganisierten Kooperationsformen sollen 
den Einzelansätzen von Markt oder Staat überlegene Lösungen herauskommen 
(ebenda 6, 31).

• Achtens liefert auch die Literatur zur Restrukturierung Ostdeutschlands allen
falls partielle Hinweise (Schmidt/Lutz 1995).

Die hier herangezogene Literatur entstammt vier Problembereichen, die zugleich 
entsprechenden Phasen zuzuordnen sind und den Fortgang der Diskussion um ar
beitspolitikgestützte Restrukturierungsprozesse kenntlich machen.

Phase 1 - Mitte der 1980er Jahre:

Restrukturierung als mitgestalteter innerbetrieblicher Strukturwandel durch Diversi
fikation der Wertschöpfung, Qualifizierung und Partizipation der Belegschaften und 
ihrer Vertretung durch Beschäftigungspläne sowie betriebsgestützte Beschäftigungs- 
und Qualifizierungsgesellschaften mit dem Ziel, “den finanziellen Atem der betrieb
lichen Personalpolitik durch die Kombination betrieblicher Sozialplanmittel mit öf
fentlichen Mitteln zu verlängern. Die Unternehmen sollten Zeit zur Umstrukturie
rung und Diversifizierung gewinnen, um die Arbeitskräfte anschließend weiter zu 
beschäftigen.” (Bosch 1995:91); allgemein (Bosch/Neumann 1991).

Phase 2 - in der ersten Hälfte der 1990er Jahre:

Restrukturierung als Rüstungskonversion, insbesondere in den Abrüstungsanstren
gungen seit dem Ende des Wettrüstens (Koppen 1991).

Phase 3 - von Mitte 1990 bis 1994/95:

Restrukturierung ostdeutscher Betriebe nach der Vereinigung beider deutscher Staa
ten in Form der Ansanierung, Sanierung durch Privatisierung und Sanierung in Li
quidation bzw. Gesamtvollstreckung (Schwalbach 1993).

Phase 4 - ab Mitte der 1990er Jahre:

Restrukturierung durch Kooperation in betrieblichen Bündnissen für Arbeit, ausge
hend vom VW-Modell (Hartz 1994) bis hin zu Public-Private-Partnerschafts- 
lösungen in und mit Einzelfirmen (Neumann 1996). In Kooperation mit Betrieben 
werden technologische Leitbilder, zukunftsträchtige Beschäftigungsfelder und prak
tikable Projekte für Betriebe in einer Region festgelegt.

Phase 5 - in den 1990er Jahren und darüber hinaus:

Europäische Restrukturierungsprogramme zwecks vorbeugender Anpassungsmaß
nahmen an den Wandel der Industrie und der Produktionssysteme.

Diese Phasen stellen Innovationsfortschritte dar, überlappen sich und bauen aufein
ander auf. Gemeinsam ist ihnen der Ansatz beim Betrieb, der in wirtschaftlichen
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Schwierigkeiten als sanierungsfahig erkannt auf eine neue Basis gestellt wird, um 
produktive und profitable Wertschöpfung statt ausschließlich sozialverträgliche 
Flankierung des Personalabbaus zu erreichen. Waren in der 1. Phase Beschäfti
gungspläne und -gesellschaften noch als gewerkschaftliche Abwehrinstrumente ge
gen Personalabbau, Verlagerung oder Stillegung von Betrieben gedacht (Bosch/ 
Neumann 1991:13), so waren die Modelle der 2. und insbesondere der 3. Phase der 
Schaffung und Sicherung einer neuartigen Wertschöpfungsbasis in rundemeuerten 
Betrieben nach dem endgültigen Wegfall der Geschäftsgrundlagen und Märkte ge
schuldet, was keinesfalls über Personalabbau und Arbeitskostensenkung zu erreichen 
war. In der jüngsten 4. Phase setzt sich die Erkenntnis durch, daß zwar der Markt, 
der technologische Fortschritt und die Produktivität den Personalbedarf bestimmen, 
aber nicht die Art der Problemlösung vorgeben (Hartz 1994:9). Dies eröffnet Raum 
für beschäftigungspolitische Alternativen, prozedurale und institutioneile wie in- 
strumentelle Innovationen betriebsbezogener Arbeitspolitik.

Die Integration beschäftigungswirksamer Handlungsfelder soll durch Interessenaus
gleich und den Konsens der inner- und außerbetrieblichen Akteure erreicht werden. 
Für die Verzahnung und Synergien der Betriebspolitik mit der Technologie- und 
Wirtschaftsforderung sowie der Arbeitsmarktpolitik gelten fünf Prinzipien 
(Neumann 1996):

• für die Erwerbsarbeit das Projektprinzip, z. B. Technologiezellen auf Vorschlag 
der Arbeitnehmer bei Grundig;

• für die Handlungsebene Betrieb das Prinzip der Public-Private-Partnership;

• für die unerläßliche Kommunikation das Dialogprinzip;

• für die Entscheidung über die zu tragende Verantwortung das Kompromißprin
zip;

• für die Finanzierung das Ko-Finanzierungsprinzip der Verknüpfung privater 
und öffentlicher Mittel unterschiedlichster Provenienz (EU, AFG, Bund, Land, 
Kommune, Banken, Risikokapitalfonds, Eigenmittel der Betriebe, kapitalisierte 
Abfindungsleistungen, ersparte Restarbeitskosten bis Vertragsende).

Einige generalisierende Einschätzungen folgen aus der Literatursichtung:

Generell wird vor der Entlassung der Betriebe aus ihrer Restrukturierungsverantwor
tung gewarnt, da die Überlassung an Restrukturierungsträger (z. B. industriepoliti
sche Investitions-agenturen, kommunale Sanierungsgesellschaften, Treuhandanstal
ten) bei deren begrenztem Budget bald zur Überlastung mit konkursgefahrdeten, un- 
sanierten, unterkapitalisierten und technisch wie produktpolitisch veralteten Firmen 
fuhren würde (so frühe Erfahrungen in Großbritannien, Spies 1988:336). Recycling 
und “Endlagerung” nicht zu schließender Betriebe wird nicht als ausschließlich öf
fentliche Aufgabe gesehen, kann aber auch nicht dem Markt allein überlassen blei
ben.
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Ferner resultieren die Bemühungen um neue Förderinstrumente in der Arbeitspolitik 
aus der ungenügenden Reichweite des größten Finanztopfes AFG im Hinblick auf 
Strukturwandel zwecks Verbesserung der sektoralen und regionalen Beschäfti
gungsstrukturen, Modernisierung und insbesondere präventive, unternehmensnahe 
Förderinstrumente (Aster 1996a:31).

Politische Fortschritte werden gesehen in dem Verzicht auf die ordnungspolitisch 
begründbare Verengung auf nicht-interventionistische Instrumente, Vorgehenswei
sen und Finanzierungen sowie in der Herstellung ressortübergreifender Regelungen 
zur innerbetrieblichen Wirtschafts- und Arbeitsförderung, so daß sie in der einzel
wirtschaftlichen Entscheidungsautonomie zum Tragen kommt. In den Mittelpunkt 
treten die vorhandenen industriellen und beschäftigungspolitischen Potentiale, nicht 
nur die Mittelstandsförderung und die KMU. Gewerbeflächen, Finanzhilfe, Bera
tungsdienstleistungen, Produktentwicklungs- und Markterprobungs- und Marktein
führungshilfen, Technologietransfer sowie Qualifizierungs- und Arbeitsmarktpolitik 
werden betriebsspezifisch gebündelt und im restrukturierungsbedürftigen Betrieb 
einsetzbar (Spies 1988:334).

1.1 Zum Restrukturierungsbegriff

Der hier verwendete Restrukturierungsbegriff ist weit gefaßt, um die in der Literatur 
übliche umfassende Sichtweise einzufangen. Mitunter wird der in den neuen Ländern 
gebräuchliche Begriff der Rekonstruktion von Betrieben verwendet. Haben sich in 
betriebswirtschaftlicher Sicht ungewollt die Erfolgspotentiale, das Reinvermögen 
und die Liquidität eines Unternehmens so ungünstig entwickelt, daß die wirtschaftli
che Existenz ernsthaft gefährdet ist und zur Abwendung der Liquidation nur eine 
Sanierung in Frage kommt, so bezeichnet man als Sanierung “die Summe aller fi
nanzwirtschaftlichen, leistungswirtschaftlichen und rechtlich-organisatorischen 
Maßnahmen, durch die Leistungspotentiale wieder aufgebaut und eine existenz
erhaltende Rentabilität erreicht werden” (Schwalbach 1993:178).

Zu den unterschiedlichen Prozeßmustem betrieblicher Modernisierung unter dem 
Aspekt der personellen Erneuerung ist auf Semlinger/Frick (1995) zu verweisen. In 
personalwirtschaftlicher Sicht werden Mitarbeiterkonzepte zwecks innerbetriebli
cher Umsetzung, Höherqualifizierung, Gruppenarbeit usw. meist erst dann entwik- 
kelt, wenn alle Möglichkeiten des Personalabbaus auf das branchen- oder konkurren
tenüblichen Niveau des Umsatzes je Mitarbeiter ausgeschöpft sind. Dabei ist stets 
nach interner und betriebsextemer Personalanpassung sowie quantitativen und quali
tativen Aspekten zu unterscheiden, obwohl die unterschiedlichen betrieblichen Maß
nahmen in wechselnder Kombination und einzeln mit mehrfachen Zielsetzungen und 
Zeitmustem ergriffen werden. Semlinger/Frick (1995:14f.) verweisen auf den Zu
sammenhang zwischen Arbeitsformen unverzüglicher externer Anpassung und Pro
blemen der Motivation und Kontrolle für Leistungsfähigkeit und -bereitschaft, die 
für innerbetriebliche Restrukturierung unerläßlich sind. Gerade für betriebliche Per



324

sonalanpassungen gilt: “Eine nachhaltige Reorganisation, d. h. zielgeführte Anpas
sung an und Vorbereitung für neue Möglichkeiten und Erfordernisse, kann nicht al
lein durch Optimierung der bekannten Strukturen und Prozeduren und noch weniger 
durch den bloßen ‘Rückbau’ des sozialstaatlichen und kollektivrechtlichen Organi
sationsrahmens auf das Grundgerüst marktwirtschaftlicher Libertät erreicht werden.” 
(Semlinger/Frick 1995:15).

Das Produkt- und Produktionskonzept umfaßt die nötigen Produkt- und Prozeßinno- 
vationen sowie die erwartete Amortisationsdauer bzw. die letztlich entscheidende 
Eigenkapitalrentabilität der erforderlichen Restrukturierungsinvestitionen, bis inner
halb von 3 bis 5 Jahren eine branchen- oder betriebsgrößenübliche Bilanz- und Er
tragsstruktur erreicht ist.

Das Management und die Organisation der Restrukturierung sind weitere Sanie
rungsdimensionen, die betriebsintern Fachkompetenz und Organisationskapital in 
den Firmenbereichen Materialwirtschaft/Logistik, Marketing/Vertrieb, Forschung 
und Entwicklung, Finanzen/Controlling sowie Personal und Recht erfordern. Zur 
Steuerung des Restrukturierungsprozesses gehören Planungs-, Überwachungs- und 
Kontrollgremien, die Einbeziehung der Belegschafitsvertretungen und die betriebli
chen Außenbeziehungen zu potentiellen externen Helfern wie Beratungsgesellschaf
ten, Banken, Wirtschaftsforderem, lokal-regionalen Akteuren.

Dazu gehört ferner die Fähigkeit zur Gründung neuer, gleichwohl kooperierender 
Betriebe unter Nutzung der vorhandenen Potentiale an Arbeitnehmern, Produkti
onsmitteln, Beschäfitigungsfeldem, Absatzwegen, Kunden und Lieferverflechtungen. 
Mitunter wird auch die Hereinnahme neuer Arbeit und Wertschöpfung im Zuge einer 
betrieblichen Angründung als Restrukturierungsmaßnahme verstanden.

Zum Restrukturierungserfolg sind innerbetrieblich nicht nur diese fünf Aktionsberei
che gemeinsam zu bearbeiten, sondern es sind auch die außerbetrieblichen Koopera
tionen zu Arbeitgeberverbänden und Gewerkschaften, zu Kammern und Beratungs
einrichtungen, zu Kommunen und Kreisen, Regierungsbezirken, kommunalen 
Zweckverbänden, Trägem mit ihren Netzwerken sowie Landesregierungen herzustel
len. “Durch das Zusammenführen betrieblicher Restpotentiale mit Arbeitsforderung 
und regionaler Strukturpolitik werden strukturrelevante Projekte ermöglicht, die zur 
wirtschaftlichen Wiederbelebung der Region beitragen.” (Knuth 1996:364f.). Des
halb werden Agenturen zur Mobilitätsforderung von überzähligem Personal in ande
re Betriebe sowie zur regionalen Arbeits- und Strukturforderung immer wichtiger. 
Zugleich wird eine Öffnung unternehmerischer Planungs- und Entscheidungslogik 
für beschäftigungspolitische und regionalwirtschaftliche Kriterien deutlich.
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1.2 Betriebliche Entwicklungstypen und Restrukturierbarkeit von Betrieben

Letztlich sind es immer Betriebe1 , also die örtlichen Einheiten zur Produktion von 
Gütern und Dienstleistungen, allenfalls Mehrbetriebsuntemehmen, jedoch nicht 
Branchen, die im Strukturwandel konkret unter Anpassungsdruck geraten. Denn die 
betriebliche Beschäftigungsforschung hat mit Längsschnittanalysen der amtlichen 
Statistik und neuartigen Betriebserhebungen (Kühl/Lahner/Wagner 1997) gezeigt, 
daß innerhalb einer Branche eine sehr große Entwicklungsheterogenität der Betriebe 
herrscht. Klodt/Schmidt (1995) haben sich mit dem Problem der Branchenabgren
zungen und -prognosen auseinandergesetzt und betriebliche Mikrodaten gefordert, 
um im Wettbewerb zwischen Unternehmen/Betrieben “erfolgreiche” und “weniger 
erfolgreiche” unterscheiden zu können.

Tab. 1: Beschäftigungsbewegungen in Westdeutschland nach drei Sektoren 1982-94 in 1000

Bewegung

Primärer
Sektor

Sekun

därer

Sektor

Tertiärer
Sektor

Gesamt

wirtschaft

Durchschnitt
liche Verände
rungen pro 
Jahr

Beschäftigungszuwachs durch 

Gründungen

140 1 766 3 451 5 357 446

Beschäftigungsverlust durch 

Schließungen

- 161 - 1 411 -2  375 -3 948 - 329

Beschäftigungszuwachs durch 

expandierende Betriebe

273 6 342 9 485 16 100 1 342

Beschäftigungsverlust durch 

schrumpfende Betriebe

-255 - 7 358 -7  628 -15 241 - 1 270

Nettobeschäftigungsänderung - 3 - 662 2 933 2 269 189

Quelle: Betriebsdatei des IAB, Rundungsdifferenzen; Beilmann u. a. (1996:114)

Das deutsche Beschäftigungssystem umfaßt 1996 im Westen 1,62 Mio. Betrie
be/Verwaltungen mit mindestens einem sozialversicherungspflichtigen Beschäftigten und 
390 000 solcher Betriebe im Osten. Darüberhinaus gibt es wenige hunderttausend Betriebe, 
die nur aus Selbständigen, Mithelfenden, Angehörigen der Freien Berufe bestehen, Betriebe, 
die keine sozialversicherungspflichtigen Beschäftigten (z. B. geringfügig Beschäftigte) und 
Behörden, die nur Beamte haben. Die Verteilung der Betriebe und der Beschäftigung nach 16 
Branchen und 10 Betriebsgrößenklassen zeigen Bellmann/Düll/Kühl/Lahner/Lehmann 
(1996:133 bis 137).
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Gut vier von fünf Arbeitsplätzen bestehen in lediglich einem guten Fünftel aller 1,6 
Mio. westdeutschen Betrieben in einem längeren Zeitraum von 20 Jahren. Dieser ho
he “Bestandsstamm” richtet die Restrukturierungsförderung auf den innerbetriebli
chen Strukturwandel von Betrieben mit anhaltendem Personalabbau. Tab.l zerlegt 
die gesamtwirtschaftliche Beschäftigungsdynamik von 1982-1994, die im Ergebnis - 
bis zum historischen Beschäftigungsmaximum 1992 im Westen - 2,3 Mio. zusätzli
che Arbeitsplätze erbrachte, durchschnittlich also fast 190.000 pro Jahr, in vier 
Komponenten. Unter dem Restrukturierungsaspekt interessieren vor allem die 
schrumpfenden, aber weiterbestehenden Betriebe, die 1982-1994 insgesamt 15,2 
Mio. Arbeitsplätze, etwa je  zur Hälfte im Produzierenden Sektor (7,4 Mio.) und im 
Dienstleistungssektor (7,6 Mio.) kosteten, jahresdurchschnittlich immerhin 1,27 
Mio. In zweiter Linie interessiert der Beschäftigungsverlust durch Betriebsschlie
ßungen von fast vier Millionen 1982-1994 bzw. jahresdurchschnittlich 329.000 Ar
beitsplätze. Aktuell war 1996 mit 25.800 Insolvenzen, davon 7.700 im Osten, eine 
Steigerung der Betriebs- und Arbeitsplatzverluste um 15 % zu verzeichnen. 1977 
werden weitere 10 % Zuwachs an Konkursen erwartet.

Das IAB-Betriebspanel teilt die 1,6 Mio. westdeutschen Betriebe in vier Typen je 
nach ihrer Beschäftigungsentwicklung 1992-1994 ein:

Durchgehend wachsende Belegschaften 1992-1994 wiesen 5,3 % aller Betriebe auf, 
sie sind zu 57 % auch Ausbildungsbetriebe, beschäftigen aber nur gut je  11 % der 
Erwerbstätigen und der Auszubildenden. Ein Drittel aller Betriebe konnte trotz Re
zession und Aufschwungschwäche seine Belegschaft halten und vereinigt je  ein 
Siebtel aller Beschäftigten und Auszubildenden. 1992-1994 ständig schrumpfende 
Betriebe sind zwar lediglich 7 % von allen, doch gibt es dort 19 % der Beschäftigten 
und 17 % der Auszubildenden. Über die Hälfte aller Betriebe mit rd. 55 % aller Be
schäftigten weisen 1992-1994 eine unregelmäßige Personalentwicklung auf. 
(Bellmann/Düll/Kühl/Lahner/Lehmann 1996:100).

Die Restrukturierung der betrieblichen Wertschöpfungsbasis in den neuen Ländern 
und in Ostberlin erfolgte durch “Neuaufbau von oben” der ursprünglich 8.900 Un
ternehmen mit 45.000 Betriebsstätten in Form der Privatisierung, Ausgründung und 
Liquidation sowie durch “Neugründung von unten”. Nach Abschluß der raschen Pri
vatisierung im Oktober 1991 galten alle der Treuhandanstalt (THA) unterstellten 
6.500 Unternehmen durchweg als sanierungsbedürftig, 70 % von ihnen wurden sogar 
als “sanierungsfähig” eingestuft. Allein 1991 stellte die THA für die betriebswirt
schaftliche Sanierung 77,5 Mrd. DM bereit (Entschuldung, Liquiditätsbürgschaften, 
Darlehen, Investitionshilfen nach Schwalbach 1993:177). Nach einem THA- 
Leitfaden wurden Sanierungskonzepte für die sanierungsfähigen Unternehmen und 
Betriebsbereich ausgearbeitet, die Betriebe aber allenfalls nur “ansaniert”, da 
“Privatisierung als beste Sanierung” angesehen wurde.

Rössel (1995:132) bestimmt bei seinen Betriebsuntersuchungen drei Gruppen von 
Betrieben im Hinblick auf ihre Sanierbarkeit:
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• “Betriebe, die bei der marktwirtschaftlichen Grundsanierung nie die Zukunfts
chance und Perspektiven des Unternehmens aus dem Auge verloren haben. In 
diesen Betrieben dominierten die Abbauprozesse nur sehr kurzzeitig, viel Kraft 
wurde auf die Aufbau- und Umbauprozesse konzentriert. Anhand klarer Ziel
stellungen wurde das Erhaltenswerte erhalten. Es handelt sich überwiegend um 
Betriebe, die von Konzernen aufgekauft wurden bzw. um kleinere innovative 
Betriebe mit speziellen Untemehmenskonzepten. Die Grundsanierung war in 
12-18 Monaten abgeschlossen.

• Betriebe, die in der Grundsanierung eine widerspruchsvolle Entwicklung 
durchlaufen haben, zeitweise kostensenkende Potentialzerstörungen betrieben, 
später erfolgreich Potentiale profilierten und teilweise die Abläufe erfolgreich 
modernisierten. Wesentliche Aufgaben der Grundsanierung wurden bewältigt, 
die Zukunftschancen sind trotzdem offen. Die Betriebe sind privatisiert oder 
befinden sich in einer Management KG. Die Grundsanierung zog sich über 
mehr als 3 Jahre hin, teilweise scheint sie gegenwärtig noch nicht abgeschlos
sen zu sein.

• Betriebe, die in der Grundsanierung vorrangig Abbauprozesse umsetzten und zu 
konstruktiven Um- und Aufbauprozessen nicht in der Lage waren bzw., wo die
se Prozesse zu spät und nicht erfolgreich eingeleitet wurden. Oft handelt es sich 
um Mittel- und Kleinbetriebe ohne besondere Stärken. Ein erheblicher Teil der 
Betriebe wurde insolvent bzw. gilt als Insolvenzkandidat.”

Von den über 4 Mio. Arbeitsplätzen in DDR-Kombinaten 1989/90 gab es 1995/96 
noch 950.000 in vollständig und 340.000 in teilweise privatisierten Firmen, sowie
50.000 in der Obhut der Treuhandnachfolgerin. 2.780 Unternehmen gingen in Liqui
dation, etwa ein Drittel ihrer Arbeitsplätze bestand fort (Wahse/Schäfer/Dahms/Kühl
1996) und (Kühl/Wahse 1995). Anfang Oktober 1996 arbeiteten in den vollständig 
oder mehrheitlich privatisierten Firmen noch 762.000 Beschäftigte, Tendenz weiter 
fallend.

Gebbert (1995:347ff.) folgert aus den THA-Aktivitäten, daß unabgeschlossene 
Marktfindungsprozesse eine Anpassung der Produktpalette und der Produktorgani
sation erschwert habe, so daß zielgerichtete Technikinnovationen darunter zu leiden 
hatten. Statt funktionsfähige Organisationen mit neuartiger Personaleinsatzplanung 
(Arbeitszeitmuster, Personalentwicklung, Mehrstellenqualifikation, Team- und 
Gruppenarbeit, flache Hierarchien, Verantwortungsdelegation) habe die Modemisie- 
rungsstrategie der neuen Privateigentümer das frühere Qualifikations- und Flexibili
tätsdilemma noch erhöht, übereilt alle Null-Kurzarbeiter und ABM-Kräfte abgebaut, 
in qualifikatorische Engpässe geführt und keine ausgewogenen und damit zukunfts
trächtigen Stammbelegschaften entstehen lassen, eine Orientierung auf eine wettbe
werbsfähige Arbeitsgestaltung verhindert. Nach wie vor fehle eine Ergänzung der 
technischen Innovationen durch eine entsprechende Umgestaltung von Arbeit und 
Organisation für wirklich neue Produktionskonzepte. Immerhin kämen mit der Er-



gänzung ökonomischer Stützungmaßnahmen durch die Organisations- und Qualifi
kationsgestaltung vermehrt personalstrategische Entwicklungskonzepte ins Blick
feld, die Personalabbau offensiv mit zielgerichteten Arbeitsgestaltungs- und Quali
fizierungsmaßnahmen zu verbinden suchen (ebenda:354).

Nach Denisow/Steinhöfel/Stieler/Tügel (1995:286-296) sahen auch neue Untemeh- 
menssanierungs- und Privatisierungskonzepte umfangreiche Personalreduktionen 
vor:

• Personalabbau durch Ausgliederung “untemehmensfremder” Produktion und 
geringere Fertigungstiefe und -breite;

• Schließung oder Ausgliederung betrieblicher Sozialeinrichtungen (Kinder
betreuung, Kantinen, Sport, Urlaub, Kultur, medizinische Betreuung);

• Abbau über AFG-Instrumente;

• Nutzung der natürlichen Abwanderung und Sozialauswahl bei Kündigungen.

Statt Personal überwiegend als “Anpassungsressource” zu betrachten, sehen die Au
toren Personal als wichtigste Ressource zur Gestaltung der Untemehmensprozesse, 
so daß der Erfolg des Personalmanagements zunehmend an seinem Beitrag zur Be
einflussung der Wertschöpfung gemessen werde (ebenda:295). Mit der Persona
lentwicklung werden nicht nur ständig neue Qualifikationsdefizite ausgeglichen, 
sondern vor allem innovative Impulse in die Unternehmen getragen.

Diese Schlußfolgerungen schlagen die Brücke zu der allgemeinen Personalwirt
schaftsproblematik im Restrukturierungsprozeß. Dies problematisiert sogar die vor
herrschenden Instrumente zum Personalabbau:

• natürliche Personalabgänge vorübergehender oder endgültiger Art;

• vorzeitiges Ausscheiden Älterer auf Kosten der sozialen Sicherung zwecks 
Frühverrentung nach Arbeitslosigkeit (obwohl dies die Lohnzusatzkosten treibt 
und bei angehobenen Altersgrenzen politisch erschwert wird);

• freiwillige oder assistierte Betriebswechsel;

• Ausgründungen, Verselbständigung, Übergang in eine Scheinselbständigkeit;

• betriebsbedingte Kündigungen, die hohe “Trennungskosten” aufweisen, wenn 
die Kündigungsfristen nicht einzuhalten sind oder die Sozialauswahl zu kontra
produktiven Belegschaftsverschlechterungen oder Verlusten betriebsspezifi
scher Qualifikationen führt. Sozialpläne und Aufhebungsverträge können auch 
vor Ort unakzeptabel werden.

Aster (1996a:35f.) schlägt bei der Restrukturierbarkeitsprüfung folgende wissen
schaftlich wenig anspruchsvolle, in der Praxis aber durchaus bewährte Typenbildung 
vor:

328
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• Betriebe in Konkurs/Liquidation/Stillegung einschließlich der Standortaufgabe: 
Es geht ausschließlich um Personalabbau;

• der Betrieb ist insolvenzgefährdet und entläßt betriebsbedingt einen Teil (meist 
den gering qualifizierten) der Belegschaft, um für die dann gegebenen Überle
benschancen zu kämpfen;

• der Betrieb ist modemisierbar, indem er auf veränderte Produkte, Verfahren und 
Organisation der Arbeit umgestellt wird. Der Erhalt von Arbeitsplätzen, später 
ihre Ausweitung, steht im Mittelpunkt;

• Betriebe gründen sich aus oder neu und erhalten Gründungshilfen aus Planung 
und Finanzierung, Lohnkostenzuschüsse, integrierte Qualifizierungs- und Be
schäftigungsprogramme, Bürgschaften, Insolvenzvorsorge etc.

Fragen nach den Möglichkeiten wirtschaftssystemkonformer Förderung rekonstru
ierbarer Betriebe, ohne daß Dauersubventionstatbestände, Mittelmitnahme oder Ver
drängung unsubventionierter Betriebe bzw. Arbeitsplätze in Kauf zu nehmen sind, 
werden hier nicht weiter behandelt. Die Vergabeverfahren für Fördermittel, das Ge
bot einheitlicher Lebensverhältnisse, das Erfordernis der “Zusätzlichkeit” oder 
“Gemeinnützigkeit”, das Werbeverbot und die Unbedenklichkeitsbescheinigung 
seitens der Wirtschaft zeigen hier bewährte Regelungen auf.

Innerbetriebliche Handlungsmöglichkeiten bei Personalüberhang oder gefährdeter 
Beschäftigung erfordern unternehmerische, bankenfähige Konzepte für marktfähige 
Produkte und Arbeitsplätze. Konkursverwalter spielen eine zentrale Rolle. Die Un
ternehmensfortführung gelingt nur mit externen Investoren, die Mittel aus dem Inter
essenausgleich, Stillegungskosten, Konkursausfallgeld, Sozialplänen reichen nicht, 
es braucht frisches Geld. Personalentwicklungs-, Mitarbeiter- oder Beschäftigungs
gesellschaften, Motivationsworkshops usw. mögen im Einzelfall neue Organisations
formen darstellen. Wenn sie keine neuen Produkte oder Dienstleistungen hervorbrin
gen und am Markt plazieren, erzeugen sie “Warteschleifenmodelle”, die freilich den 
unerläßlichen Zeitgewinn für Restrukturierungen schaffen. Jobbörsen, Verleih- und 
Vermittlungsbüros, Vereine zur beruflichen Förderung in Baubetrieben sind dabei 
hilfreich.

Die Beispiele erfolgreicher Rekonstruktion sind die Mühlensiepen-Sanierung, die 
DITEC-Mitarbeitergesellschaft, der Bergbauzulieferer Tiefenbach, die Fensterpro- 
filfirma Glück, Kulmbach. Die Sitzländer haben die Management- und Beratungs
kosten übernommen, doch generell fehlt die beschäftigungspolitische Infrastruktur, 
Anfangs- und Fortführkonzepte zu entwickeln und umzusetzen und dabei Betriebsrä
te, Management und Konkursverwalter kooperieren zu lassen. Ein einheitliches Pro
zeßmanagement kann die bestehenden Instrumente der Wirtschafts- und Arbeitsför
derung kombinieren. Das Konkursrecht müßte mehr fortführungs- statt verwertungs
orientiert sein. Nicht mehr benötigte Rechte, Patente und Ideen/Vorentwicklungen 
können weitergegeben, Flächen, Räume, Betriebsmittel können weiter genutzt oder
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zu Einstandspreisen übernommen werden. Allerdings dürfen diese Auffanggesell
schaften nicht von den abgebenden Unternehmen beherrscht werden.

Dabei sind sehr wichtige Einzelaspekte der Restrukturierung von Betrieben ange
sprochen, die hier nicht weiter verfolgt werden können.

1.3 Zur Verbindung von betrieblicher Restrukturierung und arbeitspolitischer 
Innovation

Die betriebliche Restrukturierung im Kern und am Rand unter Einschluß der nötigen 
Personalentwicklung ist grundsätzlich Aufgabe der Unternehmen. Ohne staatliche 
Hilfen sind jedoch viele Unternehmen konzeptionell, organisatorisch und finanziell 
nicht in der Lage, die dazu notwendigen Maßnahmen durchzuführen. Obwohl z. B. 
die Arbeitsförderung ausschließlich betriebsinteme Maßnahmen grundsätzlich unter
sagt, hat es in den letzten 20 Jahren immer wieder erfolgreiche Programme und An
sätze innerbetrieblicher Anpassungsprozesse aus Beitrags- und Steuerzahlermitteln 
gegeben.

Als erstes Beispiel ist das Sonderprogramm 1979 der Bundesregierung zur Förde
rung der innerbetrieblichen Qualifizierung zwecks struktureller Anpassungs- und 
Umstellungsmaßnahmen der Betriebe über 404 Mio. DM mit über 30.000 geförder
ten Arbeitnehmern zu nennen (Ohndorf 1992), darunter 84 % im Verarbeitenden 
Gewerbe.

Die Begleitforschung (Mendius/Sengenberger/Köhler/Maase 1983) hat gezeigt, daß 
diese Förderung einen positiven quantitativen, vor allem jedoch qualitativen Effekt 
auf die Arbeitsmärkte sowie insbesondere KMU ausgeübt hat. Viele Betriebe sind 
mit Anpassungs- und Umstellungsprozessen belastet und benötigen für neue Pro
duktionsziele häufig Arbeitnehmer mit höherer und anderer Qualifikation, die zu er
werben dem Betrieb zu aufwendig oder in außerbetrieblicher Form zu vermitteln, zu 
riskant ist. Das Programm hat das Potential an positiven Struktureffekten bei weitem 
nicht ausgeschöpft, über 80 % der Mittel gingen in die “sonstige Qualifizierung” oh
ne anerkannten marktfähigen Abschluß. Statt Förderung der innerbertrieblichen An
passung als Daueraufgabe sollte sie lieber auf ein Experimentalprogramm zur Erpro
bung neuartiger Instrumente in schwierigen Konstellationen des Strukturwandels 
beschränkt werden (Ohndorf 1992:310). Die Arbeitsmarktpolitik sollte jetzt zusätz
lich auf die Förderung der Anpassungsprozesse in den Betrieben ausgerichtet werden 
und dadurch unmittelbarer zur Bewältigung des Strukturwandels beitragen. Mehr 
Untemehmensverantwortung ist durch Überlassung der Antragstellung an die Be
triebe erreichbar; Ausbilder, Lehrmittel, Verbindung von inner- und außerbetriebli
chen Lemorten, Nutzung freier Lehrkapazitäten auch der Großbetriebe sowie Lohn
zuschüsse gestaffelt nach der externen Verwertbarkeit der Qualifikationen werden 
vorgeschlagen. Zur Bedeutung weiterbildender Qualifizierung im Strukturwandel sei 
auf Mangold/Caspar/Hochmuth (1996) verwiesen.
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Das zweite Beispiel betrifft die seit 1994 in das AFG (§ 62d) eingeführte Projektför
derung wie sie die Haushaltsordnungen von Bund und Ländern vorsehen. Unterneh
men, Privatpersonen mit gemeinnützigen Zwecken sowie öffentliche Träger können 
Zuschüsse zu den Investitionen, zum Betriebsmittelaufwand und zu den Personalko
sten für das Anleitungs- und Betreuungspersonal in Höhe von 80 % bis 100 % der 
als förderungswürdig anerkannten Gesamtsumme erhalten. Die Kriterien des Bes
serstellungsverbots der Betreuer, der Wirtschaftlichkeit, Sparsamkeit sowie Erzie
lung von Einnahmen, die der Förderung nicht gegengerechnet werden, sind einzuhal
ten. Förderprojekte sollen soweit wie möglich am Markt operieren. Das Instrument 
ist auch mit anderen Personalkostenzuschüssen nach dem AFG und Landesmitteln 
kombinierbar (Aster 1996:40-44).

Das dritte Beispiel bezieht sich auf die in § 175 Arbeitsförderungsreformgesetz 
(AFRG, Gesetzentwurf 1996:54) geplante Änderung beim strukturellen Kurzarbei
tergeld bei voraussichtlich endgültigem Arbeitsausfall (entsprechend § 63 Abs.4 
AFG). Abweichend vom geltenden Recht soll wegen der Feststellungsschwierigkei
ten nicht mehr darauf abgestellt werden, ob der Arbeitsausfall auf einer schwerwie
genden strukturellen Verschlechterung der Lage des Wirtschaftszweiges beruht, son
dern ob Strukturveränderungen in einem Betrieb mit einer Einschränkung oder Still
legung des Betriebes oder wesentlicher Betriebsteile verbunden sind und damit Per
sonalanpassungsmaßnahmen in einem erheblichen Umfang einhergehen. Die organi
satorische Zusammenfassung der sonst von Massenentlassungen betroffenen Arbeit
nehmer in einer betriebsorganisatorisch eigenständigen Einheit soll den Betroffenen 
ermöglichen, die notwendige Qualifizierung zielgerichtet zu gestalten und die 
Vermittlungsaussichten während des Bezuges von Kurzarbeitergeld zu verbessern. 
Allerdings ist die Qualifizierung nicht vorgeschrieben, die Förderungsdauer kann ein 
bis zwei Jahre betragen.

Das vierte Beispiel betrifft die Zuschüsse zu beschäftigungswirksamen Sozialplan
maßnahmen nach dem geplanten § 252 AFRG, z. B. bezahlte Umschulungen in Be
rufe mit guten Beschäftigungsaussichten. Vor den Leistungen der Arbeitsförderung 
müssen erst alle innerbetrieblichen Möglichkeiten ausgeschöpft sein, die Maßnahme 
muß zweckmäßig zur Eingliederung sein, überteuerte Konzeptionen sollen unter
bleiben, der Betrieb muß sich angemessen an den Eingliederungskosten beteiligen, 
für den Wegfall des Unternehmens ist Vorkehrung mit einem Träger und einem fe
sten Finanzierungsvertrag zu treffen, ohne daß in jedem Fall eine Auffanggesell- 
schaft zu gründen ist. Ebenso wie bei der individuellen Förderung der beruflichen 
Bildung ist die Förderung ausgeschlossen, wenn die Maßnahme überwiegend be
trieblichen Interessen dient, z. B. wenn sie die von der Stillegung eines Produktions
zweiges betroffenen Arbeitnehmer für einen anderen Produktionszweig desselben 
Unternehmens qualifiziert (AFRG-Entwurf 1996:198).

Weitere Beispiele finden sich in der Trägerschaft von ABM in 1996 und den Mög
lichkeiten, sie mit einer Qualifizierung anzureichem:
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West Ost

Behörden und öffentliche Träger 39,9 % 27,0 %

Vereine, Stiftungen, Kirchen, Wohl
fahrtsverbände, Initiativen, gemeinnüt
zige Unternehmen

55,7 % 32,5 %

Privatwirtschaftliche Unternehmen, 

ABS-Gesellschaften

4,4 % 40,5 %

Quelle: BA -IAB-Statistik

Bosch (1990:50f.) faßt die AFG-Förderung als nachrangig gegenüber anderen Ver
pflichtungen der Betriebe zusammen: Wenn neue Produkte eingefuhrt werden sollen 
bzw. ihre Entwicklung absehbar ist, überwiegt das betriebliche Interesse an der Qua
lifizierung. Je schwieriger die Qualifizierung von “Noch-nicht-Arbeitslosen” sei, 
desto mehr werde ein interner Strukturwandel der Betriebe erschwert; die Konzen
tration des Mitteleinsatzes auf “Schon-Arbeitslose” entspreche der Forcierung des 
externen Strukturwandels statt Arbeitslosigkeit im Entstehen zu vermeiden. Alle Al
ternativen, z. B. die abfindungsfinanzierte Beschäftigungsförderung (Klös 
1997:74ff), laufen bestenfalls auf die Wiederbeschäftigung in einem anderen Be
trieb hinaus, ohne den abbauenden Betrieb in seinen Rekonstruktionsbemühungen 
im betrieblichen und im allgemeinen Beschäftigungsinteresse zu unterstützen. Der 
Entwurf des AFRG entbehrt sogar der strukturpolitischen Zielsetzung des AFG zur 
Verbesserung der sektoralen und regionalen Beschäftigungsstrukturen 
(Stellungnahme Arbeitskreis AFG-Reform 1996).

Die Verbindung zwischen betrieblicher Restrukturierung und Arbeitsförderung 
bleibt aus der Sicht der betriebswirtschaftlichen Sanierungsliteratur, der industrieso
ziologischen Modemisierungsdebatte, der transformationsgeleiteten Literatur sowie 
der arbeitsmarktpolitischen Problemsicht und Förderbarkeit noch zu leisten, wenn 
man zur nachhaltigen Beschäftigungssicherung die erste Priorität auf den innerbe
trieblichen Strukturwandel zwecks Keminnovation emeuerbarer Betriebe lenkt.

2 Ansätze der Arbeitspolitik in Betrieben als Beitrag zu ihrer Restrukturie
rung

Trotz der soeben benannten Lücke sollen nun die in der Literatur herausgearbeiteten 
innovativen Ansätze der Arbeitspolitik in Betrieben zusammengefaßt werden. Einen 
Überblick über betriebliche Beschäftigungspolitik geben Schultz-Wild (1978), 
Ehreiser/Nick (1978) und neuerdings Kühl (1992).
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2.1 Beschäftigungspläne und Förderung von Qualifizierung, Innovationsoffen
heit und Technikakzeptanz

Die vergangenen Branchenkrisen im Westen am Beispiel der Landwirtschaft, des 
Bergbaus, der Stahlindustrie, der Werften, der Uhrenproduktion und der Unterhal
tungselektronik haben ebenso wie der notwendige ökologische Umbau der Wirt
schaft und die Konversion der Rüstungsindustrie neue innerbetriebliche und wan
delorientierte Ansätze hervorgebracht, die keineswegs strukturüberlebte Betriebe und 
dauerhaft unrentable Arbeitsplätze erhalten wollten (Bosch 1990). Vielmehr setzen 
die Gewerkschaften auf das Konzept des internen, d. h. des innerbetrieblichen 
Strukturwandels (Bosch/Neumann 1991:161 ff.), das den Abbau alter, unhaltbarer 
Produktlinien mit dem Aufbau neuer Fertigung, möglichst im Betrieb, zumindest am 
Ort, synchronisiert. Dies fördert auch die Innovationsoffenheit und Technikakzep
tanz in den Belegschaften. Zugleich sollen endogene Potentiale der Betriebe und 
Regionen bestmöglich genutzt und weiterentwickelt werden, und zwar ressourcen
schonend, qualifikationserhaltend, unter Weitemutzung statt Ausverkauf von Anla
gen, Gebäuden und Infrastruktur. Von Anfang an sind auch die Übergänge von Be
schäftigten in andere Betriebe oder Branchen sowie Personaleinsatzbetriebe auf 
Kurzarbeitsbasis (noch ohne Qualifizierung bei Hoesch), Warteschleifenmodelle mit 
oder ohne Qualifizierung bzw. Wiedereinstellungszusage sowie betriebsformige 
Ausbildungs-, Qualifizierungs- und Beschäftigungsgesellschaften vorgesehen.

1985 enthielt der erste Beschäftigungsplan bei Grundig vier Elemente 
(Krippendorf/Lobodda/Pfäfflin 1991:43-62):

• Eine paritätisch besetzte Kommission “Neue Produkte” erarbeitet Diversifizie
rungsmöglichkeiten für die Firma.

• Neue Arbeitsabläufe und Arbeitsplätze sollen menschengerecht gestaltet wer
den, Rationalisierungseffekte sollen der Arbeitserleichterung und Höherquali
fizierung dienen.

• Jedem von der Betriebssanierung Betroffenen war Weiterbildung ohne Ein
kommensverluste anzubieten, nach deren Abschluß eine Wiederbeschäftigung 
mit neuen Produkten, in anderen Untemehmensbetrieben oder auf freigeworde
nen Stellen gewährleistet wurde.

• In einem Stufenkonzept wurden Aufhebungsverträge, Frühverrentungen und 
Weiterbildung mit Arbeitsplatzgarantie angeboten.

Das für Westdeutschland erstmalige, 1987 für die Zentrale und die einzelnen Stand
orte fortentwickelte Modell der paritätischen Kommission “Neue Produktlinien” 
wird als “nützlich und erfolgreich” (ebenda:59) eingeschätzt. Produktideen wurden 
aufgegriffen, Arbeitnehmervorschläge berücksichtigt, die Produktpalette im Um
weltsektor erweitert und in der Untemehmensplanung verankert. Standortbezogene 
Projektteams erarbeiteten 250 Projektvorschläge, z. T. aus der Analyse regionalen
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Bedarfs. Eine Arbeitsgruppe “Neue Produkte und Weiterbildung” unterstützt die 
Umstrukturierung überbetrieblich und regional.2

Andere Beschäfitigungspläne (Übersicht bei Bosch 1990:53-56) sahen vierteljährli
che Beratungen zwischen Geschäftsleitung und Betriebsrat über neue Produktideen, 
paritätische Beratungskommissionen über die Umstrukturierung des Unternehmens 
und neue Produkte, die Überprüfung der Auftragsvergabe, die Errichtung einer 
Stahlstiftung (Aus- und Weiterbildung, Ersatzarbeitsplätze, Lohnersatzleistungen), 
eines Qualifizierungszentrums, die Gründung von Beschäftigungsgesellschaften 
(Kurzarbeit, Qualifizierung, ABM), die Beteiligung am Aufbau von Industrie- und 
Technologieparks sowie ähnlichen Entwicklungszentren und an Neuansiedlungen 
vor.

Bosch (1990:175ff.) bilanziert die 30 vereinbarten Beschäftigungspläne als vorran
gig betriebliche Qualifizierungspläne, als Instrument zum Ausbau betrieblicher Ar
beitsmärkte, als Verpflichtung der Unternehmen auf zunächst internen Strukturwan
del. “Die Mehrzahl der Unternehmer sieht in den Beschäftigungsplänen eine Einen
gung unternehmerischer Handlungsfreiheit, eine unzulässige Ausweitung von Mit
bestimmungsrechten, eine Verzögerung eines notwendigen Personalabbaus und den 
Aufbau neuer, langfristig kostenträchtiger Verantwortungen der Unternehmen für die 
Region.” (ebenda: 178). Statt neue Beschäftigung für dieselben Arbeitnehmer zu un
veränderten Bedingungen, im selben Betrieb und Ort vorrangig durch Qualifizierung 
anzustreben, wären die Grundgedanken der Beschäftigungspläne auf KMU und an
dere Gewerkschaften als die IG Metall auszudehnen. Diversifizierung und Qualifi
zierung lassen sich nur sachlich und zeitlich synchronisieren, wenn durch externe 
strukturpolitische Hilfen neue Arbeitsplätze geschaffen werden. Beschäftigungspläne 
und AFG-Förderung greifen nicht ineinander, weil die für Entwicklung, Markterpro
bung und Einführung neuer Produkte nötige Qualifizierung vorwiegend “im be
trieblichen Interesse” liegt, also grundsätzlich nicht förderbar ist. Als Brücke zwi
schen der arbeitsmarktpolitischen Soforthilfe bei Massenentlassungen und der regio
nalen Strukturpolitik zur mittelfristigen Schaffung von Arbeitsplätzen wird auf den 
IG Metall-Vorschlag der Beschäftigungsgesellschaften verwiesen (IG Metall 1989).

Zehn Jahre später kämpft Grundig nach der Aufgabe durch die Konzemmutter Philips um die 
Früchte gemeinsamer Technikentwicklung, um eine Anteilsübemahme durch ein Bankenkon
sortium wie bei Saarstahl und um die Firmenansiedlung in nun ungenutzten Immobilien, auch 
mit Hilfe aus dem 70 Mio. DM-Topf der bayerischen Landesregierung für Arbeitsmarktpolitik 
in der Region.
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2.2 Beschäftigungssicherungsvereinbarungen

Seit dem beschäftigungssichemden VW-Modell (Hartz 1994) von Ende 1993 wurde 
in vielen Betrieben und Branchen oder Regionen eine beschäftigungsorientierte Ta
rifpolitik eingeschlagen. Beschäftigungssicherungsverträge in der Metallindustrie 
wurden verlängert und teilweise noch ausgebaut. Über einige Jahre gibt es Entgelter
höhungen unterhalb der Produktivitäts- plus Preissteigerungsrate, die Lohnstückko
sten sinken. In vielen Metallbezirken wurden Vereinbarungen abgeschlossen, die 
notleidenden Unternehmen mit Zustimmung der Tarifparteien befristet ein Unter
schreiten der Tarifbedingungen gestatten.

Zur Vermeidung betriebsbedingter Kündigungen gab es Arbeitszeitverkürzung ganz 
oder teilweise ohne Lohnausgleich, der Ausgleichszeitraum für Abweichungen von 
der 35-Stunden-Woche kann auf ein Jahr und darüber hinaus verlängert werden. Der 
Verzicht auf Überstundenzuschläge zugunsten von Freizeit bedeutet ebenfalls Ko
stensenkung zur Beschäftigungsstabilisierung. Diese neuen Instrumente und erste 
betriebliche Öffnungsklauseln für Entgelte verweisen die Fortentwicklung des erhal
tungswürdigen FlächentarifVertrags in Richtung auf betriebliche Optionen bei Ent
gelt und Arbeitszeit (Thelen 1996). Promberger u. a. (1995) nennen aktuell zehn 
geltende Tarifverträge dieser Art für 6,5 Mio. Beschäftigte und gehen von einer indi
rekten Inanspruchnahme für rd. 700.000 Beschäftigte aus.

Wenn aber die Belegschaften notleidender Betriebe mit einem Einkommensverzicht 
und Entgeltsenkungen einverstanden sein sollen, müssen sie eine gewisse Sicherheit 
haben, daß ihr Verzicht mit Beschäftigungssicherheit oder sogar mit der Schaffung 
neuer und zusätzlicher Arbeitsplätze belohnt wird. Können die Tarifparteien keine 
solchen beschäftigungspolitischen Garantien geben, sind die Entgelt- und Arbeitzeit
konzessionen in betrieblichen Bündnissen für Arbeit in mehr Beschäftigung umzu
setzen. Dies war der Kemgedanke des IG Metall-Vorsitzenden Zwickel.

Das Vorreitermodell VW war der “kreative Entwurf einer neuen solidarischen Alter
native mit dem Ziel der Beschäftigungssicherung” statt Entlassung von 30.000 Be
schäftigten mit Sozialplan (Osterloh/Schmitt-Dunkhorst 1997:206). Der Erhalt des 
betrieblichen Humankapitals statt Verminderung des jungen, qualifizierten Beschäf
tigungssegmentes, das Fortbestehen gewachsener Arbeitsstrukturen statt Demotivie- 
rung durch innerbetriebliche Umsetzungen mit z. T. Abstieg verbunden und die So
zialplankosten führten zu diesem Untemehmensvorschlag, die Bedeutung des Kon
zerns für die Region und die Zulieferer zur raschen Umsetzung und Einsparung ge
sellschaftlicher Folgekosten in Milliardenhöhe (ebenda:212).

Es ist jedoch zu fragen, ob und inwiefern solche Vereinbarungen zur Beschäfti
gungssicherung, z. B. durch Qualifizierung des vor betriebsbedingten Kündigungen 
gefeiten Personals, in den Dienst der Restrukturierung des Betriebes über die Ar
beitskostenreduktion hinaus gestellt wurden. VW gründete eine “Coaching GmbH
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für innovative Personal- und Organisationsentwicklung”, die Qualifizierungsmaß
nahmen je  nach Produktionsanforderungen vor allem für jene Beschäftigte in arbeits
freien Blockzeiten durchfuhren soll, die aufgrund von Produktionsrückgängen oder - 
Verlagerungen vorübergend unterbeschäftigt sind. Die Coaching-GmbH soll über die 
Weiterbildung während struktureller Kurzarbeit auch als Qualifizierungsinstrument 
für die regionale Arbeitsmarkt- und Strukturpolitik dienen. “Die Coaching- 
Gesellschaft soll, im Sinne einer ‘regionalen Entwicklungsagentur’, dazu beitragen, 
daß Regionen nicht mehr ausbluten. Man will Arbeit und Arbeitskräfte erhalten, um 
sie für neue, marktfähige Beschäftigungsinitiativen qualifizieren zu können. Um die
se beiden Aufgabenfelder miteinander zu verbinden, wird die Coaching-Gesellschaft 
die Geschäftsfelder ‘Innovative Personalkonzepte’ und ‘Qualifizierung’ aufnehmen. 
Hinzu kommt: Sonst anfallende Kosten, zum Beispiel Arbeitslosigkeit, werden erst
mals nicht mehr ausschließlich auf Dritte verlagert.” Hartz (1994:145). Die Ausgren
zung einzelner wird vermieden, freiwerdende Arbeitszeit wird gleichmäßig verteilt 
und steht allen - den Beschäftigten, den Unternehmen und der Region - zur persönli
chen und beruflichen Entwicklung zur Verfügung.
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Übersicht 1: Zwecke und Geschäftsfelder der VW-Coaching GmbH

Innovative Personalkonzepte Qualifizierung

-  Spitzenleistungen identifizieren und for
dern, Übertragbarkeit auf alle relevanten 
Zielgruppen sichern

-  Forschen und Entwickeln auf dem Gebiet 
Personal unter internationalen Maßstäben

-  Innovative Personalkonzepte im Produkti- 
ons- und Dienstleistungsbereich fördern

-  Arbeitsmarktpolitische Projekte (In
sourcing) initiieren und fordern

-  Strukturwandel der Arbeit in der Autoin
dustrie und ihren Zulieferern gestalten

-  Individuelle Bildungs- und Laufbahnbera
tung

-  Aufbau und Pflege einer methodischen 
Talentbank

-  Betreuungs- und Coachingprogramme 
durchfuhren

-  Qualität der Belegschaft von VW und der 
umliegenden Unternehmen erhöhen und 
diese weltweit konkurrenzfähig halten

-  Berufsausbildung

-  Geforderte Fortbildung und Umschulung

-  Kundenspezifische Fort- und Weiterbil
dung

-  Enwicklung von speziellen Qualifizie
rungsmaßnahmen

-  Höherqualifizierende Fortbildung mit an
erkannten Abschlüssen (Fachwirt, Tech
niker, Meister)

-  Beschäftigung und Unterricht in Übungs
firmen

-  Durchführung von Workshops zu kontinu
ierlichen Verbesserungsprozessen, von 
VW-Qualitätszirkeln

-  Praxislemplätze

-  Nebenberufliche Qualifikation für Betriebe 
von Kunden und Zulieferern

Q uelle : N a c h  H a r tz  ( 1 9 9 4 :144f.)

Indem während der betrieblichen Beschäftigungssicherung Gelegenheit zur Weiter
qualifizierung geboten wird, verstärken Bildungs- und Beschäftigungssystem ihr Zu
sammenwirken und erfüllen regionale Entwicklungsaufgaben. Die Coaching- 
Gesellschaft wird als Drehscheibe zwischen Unternehmen und Arbeitsmarkt gese
hen, indem sie Menschen aus unterschiedlichen Unternehmen und vom Arbeitsmarkt 
aufnimmt und ihnen ihre Weiterentwicklung ermöglicht, um dann wieder an einen 
Arbeitsplatz zurückzukehren. Durch die Zusammenarbeit von VW mit den Ländern 
seiner Standorte, mit Kommunen und Unternehmen verspricht sich Hartz 
(1994:155), “arbeitsmarktpolitische Innovationen zu beschleunigen”. Das Beispiel 
ruft geradezu nach Übertragbarkeit auf andere Unternehmen mit Personalüberhang 
und nach Aktivierung der Arbeitsförderung zur Unterstützung betrieblicher Restruk
turierungsprozesse im gesellschaftlichen Interesse. Mangelnde Personalentwicklung
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schadet den Unternehmen, denn bei stärkerer Angleichung von Produkten und Prei
sen zählen Qualität, Qualifizierung und Service.

Allerdings werden die realen und die indirekten Beschäftigungseffekte angesichts 
der immensen Produktivitätssteigerungen nicht verkannt, selbst wenn VW im Früh
jahr 1997 für sechs bis 18 Monate befristet 400 Leute mit 10 % geringeren Entgelten 
einstellt.

2.3 Kurzarbeit und Qualifizierung im Betrieb

Seit Ende 1993 besteht die Zahlung von Kurzarbeitergeld - sowohl bei konjunkturell 
vorübergehendem als auch bei strukturell endgültigem Arbeitsausfall - auch dann, 
wenn Kurzarbeiter anläßlich der Kurzarbeit an Qualifizierungsmaßnahmen teilneh
men. Während der Betrieb die Maßnahmekosten trägt, erhalten die Teilnehmer statt 
des Kurzarbeitergeldes ein Unterhaltsgeld. Das Bundesprogramm “AFG-Plus” vom 
12. November 1994 finanziert zusätzlich Lehrgangsgebühren bis 7,- DM je Unter
richtsstunde/Teilnehmer und ggf. Fahrkosten, wenn die zu vermittelnden Kenntnisse 
nicht nur betriebsbezogen verwertbar sind. Zwecks “Lernen bei der Arbeit” ist eine 
Kombination mit Kurzarbeitergeld durch eine auf maximal 6 Monate begrenzte Be
schäftigung bei einem anderen Arbeitgeber in einem anderen Wirtschaftszweig 
möglich.

Mangold/Caspar/Hochmuth (1996:129) fassen die Möglichkeiten von Qualifizierung 
anläßlich der Kurzarbeit in Übersicht 2 zusammen und verweisen auf die bislang ge
ringe Nutzung dieser vorteilhaften Verbindung. Es gibt betriebsorganisatorische 
Probleme und Anerkennungsschwierigkeiten.
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Übersicht 2: Kurzarbeit und Qualifizierung

Schrumpfender

Wirtschaftsbereich

Stagnierender

Wirtschaftsbereich

Expandierender

Wirtschaftsbereich

Beschäftigungs
perspektive

Abbau der Arbeits
plätze

Indifferent - voraus
sichtlich teilweise 
Abbau, teilweise Er
halt der Arbeitsplätze

Erhalt der Arbeits
plätze

Zielrichtung der Qua
lifikation innerhalb 
des internen Arbeits
marktes

-Übertragung von 
Qualifikationen

• Unterstützung des 
betrieblichen 
Struktur wandels

• Übertragung von 
Qualifikationen

• Unterstützung des 
betrieblichen 
Strukturwandels

Zielrichtung der Qua
lifikation innerhalb 
des externen Arbeits
marktes

Neues Qualifikations
profil, da Betriebs
und Branchenwechsel 
erforderlich

Modifiziertes Qualifi
kationsprofil

• Betriebswechsel 
bzw.

• Branchenwechsel

Unterstützung der 
Qualifizierungsmaß- 
nahmen durch

§ 63 Abs. 4 AFG

Strukturelles KUG. 
Eine zeitlich begrenz
te Beschäftigung ei
nes Kurzarbeiters bei 
einem anderen Ar
beitgeber eines ande
ren Wirtschaftszwei
ges auf der Basis des 
’’Lernens bei der Ar
beit ’’ist möglich. 
Vor-aussetzung für 
die Zahlung von 
KUG. ist hier-bei je
doch, daß der Kurzar
beiter kein Arbeits- 
entgeld bezieht und 
die Beschäftigung 
einen Zeitraum von 6 
Monaten nicht über
schreitet (§65 Abs.3 
AFG)

§ 63 Abs. 4 AFG

Strukturelles KUG. 
bzw. §§64 Abs. 1, 63 
Abs. 1 AFG, wenn die 
Quali-fizierung für 
die Reinte-gration in 
den externen Ar
beitsmarkt forderlich 
ist. Auch hier ist eine 
zeitlich beschränkte 
Beschäftigung bei 
einem anderen Ar
beitgeber möglich 
(siehe linke Spalte).

§§64 Abs. 1, 63 Abs. 
1 AFG, wenn die 
Qualifizierung auch 
für Reintegration in 
den externen Ar
beitsmarkt forderlich 
ist.

Q uelle : M an g o ld /C asp a r/H o ch m u th  (1 9 9 6 :1 2 9 )
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Am Beispiel der Einführung von Produktionsplanungs- und Steuerungssystemen in 
Unternehmen zeigen Mangold u. a. (ebenda: 128), daß es gerade bei der Einführung 
neuer Technologien und bei einer betrieblichen Umgestaltung wesentliche Vorteile 
bringt, wenn vorhandenes betriebliches Humankapital durch geeignete Weiterbil
dungsmaßnahmen aufgestockt wird. Eine Studie für das BMA (Bundesministerium 
für Arbeit und Sozialordnung 1993:196) schlägt für diese Zwecke Weiterbildungs
rücklagen der Betriebe vor. Denn eine AFG-Förderung sei lediglich dann begründet, 
wenn “ein besonderes arbeitsmarktpolitisches Interesse an der Durchführung der 
Maßnahme besteht, z. B. bei Qualifizierung für Umstrukturierung oder Produktion
sumstellungen, die es erforderlich machen, um den Bestand des Betriebes oder eines 
Betriebsteiles sicherzustellen.” Mangold u. a. (1996:132) schlagen für KMU einen 
Regionalfonds für Weiterbildung vor und erwägen, Kleinbetriebe unter 20 Beschäf
tigten nicht mehr vom strukturellen Kurzarbeitergeld auszuschließen, z. B. weil 
Großbetriebe zunehmend Risiken auf kleinere Zulieferer abwälzen.

Während die Qualifizierung von Montanindustrie-Kurzarbeitem in Handwerksbe
trieben wenig brachte, haben sich in den neuen Ländern aus der betriebsorganisatori
schen Einheit für Kurzarbeiter mitunter neue Untemehmenseinheiten herausgeschält, 
die unter Einhaltung des jeweiligen Branchentarifvertrages durch die Arbeitsämter 
lizensierte Arbeitnehmerüberlassung nach dem Konzept des Arbeitskräftepools oder 
in Untemehmensverbünden zwischenbetrieblichen Arbeitskräfteaustausch nach dem 
Konzept des Personaleinsatzbetriebes organisieren (Spies 1995:126).

Mit den Ausweitungsmöglichkeiten der Qualifizierung während der Kurzarbeit, mit 
der Verselbständigung der Kurzarbeitseinheiten zu Transferagenturen und mit dem 
Übergang zu betriebsstruktureller statt wirtschaftszweigstruktureller Kurzarbeit im 
Entwurf des AFRG zeichnen sich interessante Fortentwicklungen der Arbeitsförde
rung zwecks Restrukturierung ab.

2.4 Ausgründung, Firmenkooperation und Innovationswerkstatt zur Produkt
entwicklung

Droht ein Betrieb an den Anpassungsnotwendigkeiten des Strukturwandels allein zu 
scheitern, bleibt zu prüfen, ob durch Ausgründung, Hereinnahme neuer Firmenteile 
im Form der Angründung, Firmenkooperationen und Innovationswerkstätten Neue
rungenin das alte Unternehmen hereingetragen werden können. Es geht also um Ak
tivitäten, die über die Betriebsgrenzen hinausgehen, um die beschäfitigungssichemde 
Umstrukturierung der Unternehmen durch neue Geschäftsfelder, “Ersatz
arbeitsplätze” und “alternative Produktion” zu erreichen, die jedoch innovativ in den 
Betrieb zurückwirken.

Wird zur Wiederherstellung der Wettbewerbsfähigkeit eines Betriebes seine Wert
schöpfungskette analysiert und auf überlebensfähige Kernkompetenzen reduziert, 
erfolgt die Des- und Reintegration sowohl in der Auslagemng nicht betriebsnot-
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wendiger Betriebsteile, als auch in Form der Ausgliederung von Produktionsstufen, 
als auch durch Eingliederungen neuartiger Wertschöpfung. Es kommt zu Ausgrün
dungen “gesunder” Untemehmenseinheiten, Asset-Verkäufen, Verwertung der nicht 
betriebsnotwendigen Grundstücke und Werkswohnungen, nicht mehr benötigte Ma
schinen und Anlagen werden vermarktet. (Die THA hatte dafür im August 1992 so
gar eine Maschinenbörse eingerichtet). Da sich jedoch die Umstrukturierbarkeit auf 
die gesamte Wertschöpfungskette von der Beschaffung, Produktion und Vermark
tung bezieht, sind neben der Entwicklung neuer Produkte über die Verbesserung der 
Produktionstechnik und der Arbeitsorganisation bis zur Erschließung neuer Märkte 
auch die Außenbeziehungen des Betriebes in die Bemühungen um seine Erneuerung 
und Beschäftigungssicherung einzubeziehen. Der interne und der technologische 
Strukturwandel gehen Hand in Hand mit einer Erneuerung der Beziehungen zwi
schen Vorlieferanten, Produzenten und Kunden entlang der gesamten Leistungspalet
te. Kern/Sabel (1993:491) benennen das “Problem steigender Kosten, zunehmender 
Komplexität und größerer Riskantheit technologischer Innovationen. Zur Entwick
lung neuer Produkte und neuer Produktionsprozesse muß zwischen technischen 
Möglichkeiten selektiert werden, deren letztendliches Nutzungsspektrum noch unsi
cher ist. Gleichzeitig wird aber die Reduktion der Entwicklungszeiten immer wichti
ger.”

Trotz der Besonderheiten der neuen Bundesländer sind dort für ganz Deutschland 
beachtenswerte Restrukturierungsformen entwickelt worden:

• Ausgründungen überlebensfahiger Betriebsteile.

• Management-Buy-Out und Management-Buy-In.

• Die Zusammenfassung sanierbarer Unternehmen in Management-KGs, die in 
ihnen zusammengefaßte Betriebe zunächst rekonstruierten und dann verkauften.

• Teams sanierungserfahrener Manager sollten Betriebe mit ca. 200 Mitarbeitern 
rekonstruieren (Schwalbach 1993:206f.).

• Mitarbeiterbeteiligungsgesellschaften, die aber wenig Bedeutung erlangten 
(einschl. des Belegschafts-Buy-Out). Banken sollten benötigtes Kapital vorfi
nanzieren, das den Arbeitnehmern mit Landesbürgschaft im Rahmen des Ver
mögensbildungsgesetzes zurückgezahlt wird.

Diese neuartigen Instrumente achteten wenig auf Personalprobleme. Häufig dienten 
sie dazu, die Voraussetzungen für die Nutzung von Mitteln der Regional-, Wirt- 
schafts- und Arbeitsforderung erst zu schaffen. Ausgründungen i. w. S. beraubten die 
Hergabebetriebe mitunter der besten Potentiale, nach “Entkernung” oder mangels 
Rückflüssen der Emeuerungspotentiale wurden die Betriebsreste liquidiert. Es ent
standen aber auch regionale Netze von Abnehmern und Zulieferern, gemeinsame 
Markteinführung und Vermarktung, Technologietransfer, Know-how-Pools usw., die 
wiederum Industrieparks, Technologie- und Entwicklungszentren beförderten.
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Im Sinne einer Angründung an ein bestehendes Unternehmen hat Berlin einen Proto
typ für eine neue präventive und betriebsnahe Arbeitsmarktpolitik, eine Innovati
onswerkstatt bei der Berliner Pierburg GmbH geschaffen. Binnen zweier Jahre sollen 
in Zusammenarbeit mit dem Betrieb neue Produktionsprozesse und neue marktfähige 
Produkte entwickelt werden, auch unter ökologischen Aspekten. Längerfristiges Ziel 
ist entweder die Wiedereingliederung der Werkstatt-Teilnehmer bei Pierburg oder 
die Vermarktung der entwickelten Produkte als eigene Gesellschaft. Die Firma stellt 
einen Projektmanager, sein Werksgelände und seine Werkstätten sowie 300.000 DM 
als Anschubfmanzierung bereit. Eine weitere Mio. DM kommt aus dem Europäi
schen Strukturfonds. Weitere Betriebe haben Interesse an Innovationswerkstätten. 
Dieses Modell könnte dem Sanierungsbedarf der gesamten Berliner Metallindustrie 
Rechnung tragen (Tagesspiegel 8.10.1994).

2.5 Europäische Arbeitsförderungsinitiativen tragen ihre M itwirkung an der 
Umstrukturierung in die Betriebe

Die Frage nach den industrie- und innovationspolitischen Möglichkeiten wirtschafts
systemkonformer Förderung von wettbewerbsfähigen Arbeitsplätzen in bestehenden 
Betrieben stellt sich immer dringlicher. Deutschland erhält bis 1999 unter den EU- 
Ländern die zweitmeisten Mittel aus den EU-Strukturfonds. Zur Förderung des 
Strukturwandels in notleidenden westdeutschen Industriegebieten stellt die Europäi
sche Kommission in den kommenden drei Jahren 805,6 Millionen Ecu (rund 1,57 
Milliarden DM) zur Verfügung. Die Gelder aus den Strukturfonds der Gemeinschaft 
fließen nach Nordrhein-Westfalen, Berlin, Saarland, Bremen, Hessen und Bayern. 
Die europäischen Beihilfen werden durch deutsche Mittel in Höhe von 1,85 Milliar
den Ecu (3,6 Milliarden DM) ergänzt. Rund eine Milliarde Ecu kommt davon aus der 
Privatwirtschaft. Der Rest sind öffentliche Mittel. Bis Ende 1999 sollen damit mehr 
als 100.000 Arbeitsplätze geschaffen oder erhalten werden.

Zwischen 1991-1993 wurden in den neuen Ländern aus den EU-Strukturfonds über 
220 000 Arbeitsplätze geschaffen, 1994-1999 erhalten sie 14 Mrd. Ecu. Die Bilanz 
der europäischen Strukturförderung gilt als positiv, da sie Entwicklungsunterschiede 
verringert und zu wirtschaftlichen wie sozialem Zusammenhalt beigetragen hat (SPI 
aktuell 1994 mit dem Programmüberblick).

Tabelle 2 gibt einen Überblick über die EU-Strukturfonds mit den Gemeinschaftsi
nitiativen und den Mittelansätzen.
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Tabelle 2: Verteilung der EU-Strukturfondsmittel auf die Gemeinschaftsinitiativen

G em ein sch a fts in itia tiv en M ittel 
(in  M rd. E cu) 
E U  insgesam t

M itte lzu w eisu n g  
(M io . E cu) 

fü r  D eu tsch lan d

M itte lzu w e isu n g  
(M io . E cu) 

fü r  N B L

M itte lzuw eisung 
(M io . E cu) für 

a lte  B undesländer

1. Grenzüberschreitende Zu
sammenarbeit

- IN T E R R E G /R E G E N  II 2 ,9 402 ,2 2 81 ,6 120,6

2. Ländliche Entwicklung

- LEADER II 1,4 174,0 81 93

3. Regionen in äußerster 
Randlage

- R E G IS  II 0,6

4. Humanressourcen

- NOW (Chancengleichheit 
von Frauen a u f dem Arbeits
markt)

(0 ,3 7 )

- H O R IZ O N  (V e rb esse 
ru n g  d e r  B e sc h ä ftig u n g s
au ssich ten  v o n  B eh in d e r
ten  u n d  B en ach te ilig ten )

(0 ,73)

- Y O U T H S T A R T  
(B e k ä m p fu n g  d e r  Ju g e n d 
arb e its lo s ig k e it)

(0 ,3 )

5. Industrieller Wan
del/Beschäftigung

- A D A P T 1,4 228 ,8 67,2 161,6

6. Industrieller Wandel

- R E C H A R  II (K o h le re g io 
nen)

0,4 ?

- R E S ID E R  II (S ta h lre 
g io n en

0,5 ?

- K O N V E R  (R ü s tu n g s
k o n v ers io n )

0,5 ?

- R E T E X  (T ex tilreg io n ) 0,5 ?

-P o rtu g ies isch e  T e x til
industrie

0,4 ■

7. Förderung von Klein- und 
Mittelbetrieben

-K M U 1,0 183,0 151,6 31,4

8. Städtische Krisengebiete

- U R B A N 0,6 96,8 72,7 24,1

9. Fischerei

- PE S C A 0,25 23 ,0 13,1 9,9

Q uelle : E U -K o m m issio n ; G d  W Z  5, 1994:5
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Artikel 130 EG-Vertrag Absatz 1 präzisiert die industriepolitischen Aktivitäten der 
EU:

• Erleichterung der Anpassung der Industrie an strukturelle Veränderungen;

• Förderung eines günstigen Umfeldes für die Initiative und Weiterentwicklung
der Unternehmen in der gesamten EU, insbesondere der KMU;

• Förderung eines für die Zusammenarbeit des Unternehmen günstigen Umfeldes;

• Förderung einer besseren Nutzung des industriellen Potentials der Politik in den
Bereichen Innovation, Forschung und technologischer Entwicklung (Ahbe 
1997:321).

Hier sollen aus der Vielzahl der europäischen Programme vor allem drei herausge
stellt werden. Erstens die ESF-ergänzende Qualifizierung während der Kurzarbeit 
nach “AFG-Plus”, zweitens die länderübergreifende Initiative ADAPT und innerhalb 
dieses Programms die JOBROTATION zur Qualifizierung von Beschäftigten unter 
Ersatz durch qualifizierte Stellvertretungen.

Von Ende 1994 bis Ende 1999 führt die BA aus Mitteln des ESF zusätzliche, das 
AFG ergänzende Maßnahmen der beruflichen Qualifizierung und Beschäftigungs
aufnahme durch (“AFG-Plus”; Deeke, Hülser, Wolfinger 1996). Dabei ist das Ziel 4 
der EU-Strukturpolitik relevant, nachdem es von Arbeitslosigkeit bedrohten Arbeit
nehmern erleichtert werden soll, sich auf den industriellen Wandel und die Verände
rungen der Produktionssysteme einzustellen (Lang-Neyjahr 1995). Während die 
Qualifizierung nach dem AFG auf die berufliche Bildung Arbeitsloser, ungelernter 
Beschäftigter und durch eine ausgesprochene Kündigung, d. h. unmittelbar von Ar
beitslosigkeit bedrohte Arbeitnehmer beschränkt ist, können durch das “AFG-Plus” 
neben dem Kurzarbeitergeld als Leistung zum Lebensunterhalt individuelle Aufwen
dungen, Lehrgangsgebühren, Fahrt- und andere Maßnahmekosten finanziert werden. 
“Die Qualifikationsinhalte sollen vorrangig auf die Bereiche Produktinnovation, 
neue Werkstoffe und Techniken, neue Arbeitsverfahren und -Organisation, Marktori
entierung, Wettbewerbs- und Betriebsführungskompetenz sowie Umweltdienstlei
stungen und -techniken ausgerichtet sein, unter besonderer Berücksichtigung der 
Belange von kleinen und mittleren Unternehmen” (Deeke u. a. 1996:28 als Zitat der 
BA-Durchführungsanweisung zu “AFG-Plus”). Der Betrieb hat sich z. B. durch Bei
träge zur Sozialversicherung, Einrichtungen und Lehrkräfte oder Kostenübemahme 
“angemessen” an der Qualifizierung zu beteiligen.

Die Begleitforschung hat wegen der im Förderjahr 1995 geringen Bedeutung dieser 
Förderungsart zunächst noch keine Ergebnisse hervorgebracht (Deeke u. a. 1996:3). 
Bis diese vorliegen, sind daher die genannten Qualifikationsinhalte von besonderem 
Interesse. Produktinnovation, neue Techniken, Arbeitsorganisation und Betriebsfüh
rungskompetenzen benennen wichtige Bedingungen für Betriebe. Gerade die Kom
bination von AFG-, ESF- und Betriebsmitteln zwecks Qualifizierung während der
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Kurzarbeit in wichtigen Emeuerungsfeldem von Betrieben stellt eine interessante 
Fortentwicklung dar. Allerdings werden die Förderbestimmungen des ESF von der 
BA so interpretiert, daß in erster Linie von Arbeitslosigkeit bedrohte Kurzarbeiter 
gefördert werden sollen, während der Betrieb als Emeuerungsobjekt nicht in Frage 
kommt.

Die europäische Gemeinschaftsinitiative ADAPT im Rahmen des Weißbuchs 
“Wachstum, Wettbewerbsfähigkeit und Beschäftigung” von 1993 will eine neue 
Synthese “zwischen der Arbeit als Faktor der gesellschaftlichen Integration, der 
Chancengleichheit und den Erfordernissen der Wirtschaft, der Wettbewerbsfähigkeit 
und der Schaffung von Arbeitsplätzen” herstellen (Gemeinschaftsinitivative ADAPT 
1995:7). Vier Ziele werden miteinander verknüpft:

• die beschleunigte Anpassung der Arbeitnehmer an den industriellen Wandel,

• die Steigerung der Wettbewerbsfähigkeit von Industrie, Handel und Dienstlei
stungsgewerbe,

• die Verbesserung der Qualifikation, erhöhte Flexibilität und Mobilität zur Ver
meidung von Arbeitslosigkeit,

• die Antizipierung und Beschleunigung der Schaffung neuer Arbeitsplätze und 
neuer Aktivitäten, besonders in KMU.

ADAPT soll EU-Gemeinschaftsinitiativen, insbesondere “Beschäftigung”, “KMU”, 
“ESF Ziel 4”, und Gemeinschaftsprogramme wie LEONARDO, FORCE, PETRA, 
COMETT unterstützen und ergänzen sowie insbesondere innovative Projekte dieser 
Vorhaben im transnationalen Erfahrungsaustausch und Kooperationen fördern.

Die bis Ende Juli 1996 insgesamt bewilligten 97 Projekte haben folgende Arbeits
schwerpunkte (ADAPT 1996:1):

• Analysen und Prognosen (Arbeitsmarktentwicklung, Weiterbildungsbedarf etc.) 
zum Zusammenhang zwischen Strukturwandel, drohendem Arbeitsplatzverlust 
und fehlenden Qualifikationen,

• Arbeitsorganisation (Arbeitszeitmodelle, Prozeßinnovation, Gruppenarbeit 
etc.),

• Information und Sensibilisierung (für Sozialpartner, Unternehmen etc.),

• Informationssysteme (Nutzung von Datenbanken und -netzen, Frühwarnsystem 
für KMU etc.),

• Know-How-Transfer (Hochschule-Wirtschaft, Technologie etc.),

• Management (Qualitätsmanagement, Controlling für KMU, Reorganisation 
etc.),

• Neue Arbeitsplätze (Telearbeit, Existenzgründung, Stellvertretungsmodell etc.),



346

• Qualifizierungsstrategien (CBT, Lernen am Arbeitsplatz, Neue Qualifikationen 
etc.),

• Umwelt (Umweltmanagement, Kreislaufwirtschaft, Recycling, umweltverträg
liche Werkstoffe etc.),

• Untememensstrategien (Outscourcing, Telekooperation, Tele-Service-Zentrum, 
Neue Dienstleistungen etc.).

Für ADAPT erhält die Bundesrepublik zwischen 1995 und 1999 einen Brüsseler 
Förderbeitrag von 228 Millionen Ecu. Er wird durch 249 Millionen Ecu von öffentli
cher und privater Seite ergänzt. Weitere 23 Millionen Ecu gibt es für den neuen Pro
grammteil ADAPT-Bis, der sich auf die Anwendung von Informations- und Kom
munikationstechniken bezieht.

ADAPT soll dazu beitragen, Arbeitnehmern zur Neuqualifikation zu verhelfen. Wel
che thematischen Schwerpunkte gesetzt werden, entscheidet nicht Brüssel, sondern 
das jeweilige Mitgliedsland. Im Falle Deutschlands sind es die Bundesländer, die 
über die Vergabe von 85 Prozent der Finanzmittel befinden. Anfang 1997 waren erst 
30 % der Mittel vergeben (Süddeutsche Zeitung Nr. 38 vom 15.2.1997).

In Berlin waren im Oktober 1996 von 48 Anträgen 14 bewilligt:

• fünf Projekte mit 311 Betrieben und 387 Beschäftigten im Bereich Informati- 
ons- und Kommunikationstechnologie, Telearbeit/Teleleaming;

• zwei Projekte mit 18 Betrieben und 74 Beschäftigten im Bereich Ökologische 
Planung und Umwelt;

• vierzig Betriebe mit 2074 Beschäftigten - einschließlich eines Projektverbundes 
mit der IG Metall für 40 Betriebe, deren gesamte Belegschaft qualifiziert wird - 
im Bereich Arbeitszeitmodelle/Prozeßinnovation/Wechsel der Arbeits
organisation;

• drei Projekte mit 91 Betrieben und 381 Beschäftigten im Bereich Human Re- 
source Management;

• drei Projekte mit 65 Betrieben und 130 Beschäftigten in der beruflichen Bil
dung (Dohse 1996:35).

Die genannten Förderschwerpunkte und die Details der bewilligten Projekte stellen 
wichtige Handlungsfelder einer betrieblichen Restrukturierung heraus. Selbst wenn 
mit der Qualifizierung erneut Arbeitnehmer im Mittelpunkt stehen, sind zahlreiche 
innovationsträchtige Untemehmensfelder benannt. Die Projekte müssen innovativ 
sein, transnational agieren, das Bildungswesen fördern und aktives Vorgehen und 
Beteiligung aller Akteure vorsehen.

Als konkretes Beispiel sei auf ein Qualifizierungs- mit Stellvertretungsmodell hin
gewiesen, das auch für die Restrukturierung von Betrieben nutzbar ist, sofern Perso
nalaustausch und Qualifizierung dabei dienlich sind. Das Modellprojekt
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JOBROTATION nutzt ADAPT für die Weiterbildung von Beschäftigten aus KMU 
im Sinne einer zukunfitsorientierten Personalentwicklung und als präventives Mittel 
der Arbeitsmarktpolitik. Um die Freistellung von Beschäftigten für eine Weiterbil
dung zu ermöglichen, werden zuvor geschulte Arbeitslose stellvertretend in den am 
Projekt beteiligten Betrieben tätig. Die Stellvertretung wird insbesondere von Lang
zeitarbeitslosen und Berufsrückkehrerinnen im Rahmen einer “Berufspraktischen 
Fortbildungsmaßnahme” wahrgenommen. Durch diese aufeinander abgestimmte 
Qualifizierung von Beschäftigten und Arbeitslosen dient das Modellprojekt 
JOBROTATION somit sowohl der Personalentwicklung in KMU als auch der Ein
gliederung von Arbeitslosen (SPI JOBROTATION 1996, Uhrig 1996):

Betrieben bietet JOBROTATION folgende Vorteile:

• Unterstützung bei der Personalentwicklung und Erhöhung der Motivation und 
Leistungsfähigkeit der Mitarbeiter,

• untemehmensorientierte Qualifizierung zur Sicherung und zur Erhöhung der 
Wettbewerbsfähigkeit,

• zusätzliche Mitarbeiterin/zusätzlicher Mitarbeiter für mindestens 6 Monate - 
ohne Kostenbeteiligung der Betriebe,

• Reduzierung der Personalausfallkosten durch die Stellvertretung,

• Kennenlemen zukünftiger Mitarbeiter/Mitarbeiterinnen,

• Wegfall von zeitaufwendigen Personalauswahlverfahren,

•  Information, Beratung und Unterstützung durch die Koordinierungsstelle,

• Beteiligungsmöglichkeit am transnationalen Austausch zum Kennenlemen neu
er Partner und zur Erschließung neuer Absatzmärkte,

• Imagegewinn durch die Beteiligung am Modellprojekt.

Die Kosten für die Fortbildung der Arbeitslosen, die als Stellvertretung in die betei
ligten Betriebe gehen, werden finanziert aus Fortbildungs- und Umschulungsmitteln. 
Auch während der Stellvertretung gibt es Unterhaltsgeld von den Arbeitsämtern, der 
Betrieb muß sich an der Finanzierung der Stellvertretung zu 10 % bis 30 % beteili
gen. Die für die Weiterbildung freigestellten Beschäftigten behalten ihren Status als 
Angestellte und bekommen weiterhin von ihrem Arbeitgeber ihr Gehalt. Ihre Wei
terbildung wird finanziert aus Mitteln der Gemeinschaftsinitiative ADAPT, die in 
dem Berliner ADAPT-Projekt JOBROTATION ko-fmanziert wird aus Mitteln der 
Senatsverwaltung für Arbeit, Berufliche Bildung und Frauen. Neuerdings werden für 
Ausgliederungen von Personal auch “Jobtransfergesellschaften” vorgeschlagen.

Träger des JOBROTATION-Projektes in Berlin ist eine Koordinierungsstelle, ange
siedelt bei der SPI Service Gesellschaft, die Ende 1996 rd. 300 Träger mit 6.500 
Stellen in Wissenschaft, Forschung, Kultur, Jugend, Medien, Sport und öffentlichem 
Dienst hatte und mit 100 Mio. DM ein Drittel des Berliner Fördervolumens bewirt



348

schäftete. In ihrem zweiten Zwischenbericht bilanziert die SPI (1997), daß 
JOBROTATION vor allem Betriebe anspricht, die sich im ökonomischen Gleich
gewicht befinden und ein gutes Arbeitsklima haben, darunter auch Handwerksbetrie
be. Bei aktuellen Schwierigkeiten seien die Betriebe weniger geneigt, 
JOBROTATION als neue Methode der Personalentwicklung anzuwenden.

Die Grundidee, zuvor arbeitslose Vertretungen in Betriebe mit Lohnkostenzuschüs
sen nach § 249h, 4b, AFG, zu bringen, während Beschäftigte mit ESF-, z. B. 
ADAPT-Mitteln weiterqualifiziert werden, läßt sich auch mit den beiden genannten 
Instrumenten erreichen (z. B. in Sachsen-Anhalt).

Die Programmvielfalt will einerseits beträchtliche Investitionen in die Erweiterung, 
Anpassung und Modernisierung des Produktionssektors und der Infrastruktur for
dern, andererseits die Anpassung der betroffenen Regionen an den grundlegenden 
Wandel ihrer wirtschaftlichen Situation beschleunigen. Ferner werden zum einen 
besondere Zielgruppen, zum anderen KMU mit Innovation, Management, Arbeitsor
ganisation und Kommunikationssystemen gefördert. Zusammenarbeit zwischen Bil- 
dungs- und Forschungseinrichtungen und Unternehmen sowie Vernetzungen unter
einander werden herausgestellt. Daraus folgen immer auch Qualifizierungsmaßnah
men. Auch Finanzierungshilfen, Zinsverbilligungen, Risikokapital und EIB- 
Darlehen werden angesprochen.

Unverkennbar ist dabei das Anliegen der EU-Strukturpolitik, bestehenden Betrieben 
bei ihrer Modernisierung behilflich zu sein, selbst wenn nur die Arbeitnehmer geför
dert werden.

2.6 Betriebliche Bündnisse fü r  Arbeit m it E influß a u f  die Erneuerung von Be
trieben: Sanierungsbetriebsvereinbarungen

Betriebliche Bündnisse für Arbeit haben die größte Realisierungschance, weil der 
Betrieb - neben der Branche in der Region mit Flächentarifvertrag - die konsensfa- 
higste Regelungsebene im Vergleich zu bundesweiten Beschäftigungsstrategien ist. 
Dem US-concession bargaining Mitte der 1980er Jahre folgend, sehen die Betriebs
vereinbarungen meist Beschäftigungssicherung, selten auch Aufstockung der Beleg
schaften, gegen Lohnkonzessionen und betriebsoptimierte Arbeitszeitmodelle vor. 
Dies mögen einige Beispiele erläutern:

• Die chemische Industrie vereinbarte bis Ende Februar 1997 geringe Personal
aufstockungen bei Beschäftigungssicherung, die Besetzung von mehr Ausbil- 
dungsstellen und Übernahme nach Ausbildungsabschluß, die Entfristung zeit
lich begrenzter Beschäftigung, Einsteigertarife für Langzeitarbeitslose, eine 
Altersteilzeitregelung und eine Teilzeitförderung.

• Die niedersächsische Metallindustrie verlängerte für 90.000 Arbeitnehmer die 
Beschäftigungssicherungsvereinbarung, vereinbarte 1997 5 % mehr Ausbil
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dungsplätze mit grundsätzlicher Übernahme in Vollzeitarbeit, hilfsweise Über
nahme für sechs Monate, und schuf die Möglichkeit, künftig die Arbeitszeit oh
ne Lohnausgleich bis auf 29 Stunden in der Woche für den gesamten Betrieb, 
Betriebsteile oder einzelne Beschäftigungsgruppen zu senken. Statt dazu stets 
neue Betriebsvereinbarungen abzuschließen, haben Arbeitgeber und Betriebsrat 
ein Initiativrecht, mit dem auf einer Schlichtungsstelle die Verkürzung durchge
setzt werden kann.

• Mercedes-Benz schließt nach Abbau von 37.000 Arbeitsplätzen für 134.000 
Beschäftigte bis Ende 2000 betriebsbedingte Kündigungen aus, ohne daß eine 
Bestandsgarantie aller Arbeitsplätze trotz mittelfristig konstanter Beschäfti
gungserwartungen gegeben wird. Tarifliche Erhöhungen betreffen nur noch ta
rifliche Entgelte. Wegfallende Wechselschicht- und Samstagsarbeitszulagen, 
gestrichener Sonderurlaub sowie 5 % Lohnsenkung in einem Werk mit 2.800 
Beschäftigten dienen der Finanzierung.

• Das VW-Modell hat nach Untemehmensangaben seit Anfang 1994 rd. 20.000 
Arbeitsplätze gesichert, 1.000 befristet Eingestellte wurden auf Dauer beschäf
tigt. Zuschläge für Mehr- und Samstagsarbeit sowie bezahlte Pausen sollen in 
einem “Zeit-Wertpapier” angelegt, Ausgleichsansprüche bei Mehrarbeit sollen 
längerfristig angespart und am Ende des Arbeitslebens eingelöst werden.

• Die Opel AG hat Ende 1993 für vier Jahre vereinbart, daß nur zwei Drittel ge
zahlt werden, wenn Tarife und andere Arbeitskosten steigen.

• Die Trumpf GmbH & Co. hat eine “Vereinbarung zur Beschäftigungs- und 
Standortsicherung in Deutschland” abgeschlossen, wonach der gegenwärtige 
Personalstand gehalten, bei Bedarf um 100 erhöht wird und alle Ausgebildeten 
übernommen werden. Das neue Werk entsteht in Deutschland. Die effektive 
Arbeitszeit wird - ausgehend von der 35-Stunden-Woche - flexibilisiert, die 
Anwesenheit der Belegschaft erhöht, die zudem auf einem Zeitkonto bis zu 200 
Stunden aus Mehrarbeit ansammeln kann, welches in schlechten Zeiten abge
baut werden kann. Persönliche Wegezeiten gelten nicht mehr als Arbeitszeiten, 
so daß im Jahr ca. 70 Stunden mehr im Betrieb zu verbringen sind.

Eine Bestandsaufnahme der bis Ende 1996 geschlossenen Bündnisse für Arbeit lie
fern Lorenz/Clasen (1996). Allen diesen Bündnissen ist gemeinsam, daß Entgelte, 
Arbeitszeit und Beschäftigung plus Ausbildung zwecks Beschäftigungssicherung als 
Gegenleistung moderiert werden, ohne daß Modernisierungen (siehe aber das VW- 
Modell) des Betriebes vorgesehen werden.

Einen neuen Weg sind Geschäftsleitung, Betriebsrat und IG Metall/DAG bei der 
Gossen-Metrawatt GmbH gegangen. Der Firmeneigner Röchling hat seit der Über
nahme 1992 bereits rd. 100 Mio. DM in die Sanierung der fränkischen Firma ge
steckt, die 1996 einen zweistelligen Millionenverlust verzeichnete. Der Sanierungs
vertrag sieht vor, daß 100 der 510 Beschäftigten in die Nürnberger Gesellschaft für
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Personalentwicklung und Qualifizierung mbH (GPQ) wechseln und die verbleiben
den 410 eine Beschäftigungsgarantie erhalten, während der Betrieb auf Entgeltkür
zungen verzichtet. Durch zwei bei der Landesregierung Bayern beantragte Förder
projekte sollen die zur GPQ gewechselten Arbeitnehmer, soweit sie das Arbeitsamt 
nicht anderweitig vermittelt, nach Qualifizierung in den restrukturierten Betrieb zu
rückkehren. Die Arbeitsverwaltung hat eine Mitsprache bei der Auswahl der zur 
GPQ gehenden Arbeitnehmer. Fördermittel des Landes für “Leitprojekte” in Höhe 
von 2 Mio. DM sollen dazu beitragen, daß die Belegschaftszahlen später wieder er
höht werden (Nürnberger Nachrichten vom 7.10.96).

Exemplarisch und damit verallgemeinerungsfahig lassen sich folgenden Lösungse
lemente festhalten:

Die Lösung wird direkt im sanierungsbedürftigen Betrieb erarbeitet, ohne daß inter
mediäre staatliche Ebenen dazwischengeschaltet sind. Geschäftsleitung, Betriebsrat 
und Gewerkschaften vereinbaren mit verbindlichen Leistungen und Gegenleistungen 
ein Sanierungsmodell. Dies setzt einerseits eine Kooperationskultur und konsensfä
hige Akteure voraus, andererseits die Einbeziehung und Zustimmung weiterer Ak
teure. Die Arbeitsverwaltung muß der Förderung des vorübergehenden Perso
nalüberhangs in einer Qualifizierungsgesellschaft zustimmen, die notwendigen Mit
tel bereitstellen, für anderweitige Vermittlungen sorgen und auf die Einlösung der 
Rückkehroptionen achten. Die Landesregierung muß über die Definition von 
“Leitprojekten” und “regionalen Kompetenzzentren” zur Sanierung des Betriebes 
geeignete Förderprojekte auflegen. Die Kommune muß den politischen Willen für 
die Umsetzung des Vorhabens aufbringen, die Kooperation ggf. mittels Regionalbe
auftragter für Wirtschafts- und Arbeitsforderung oder mittels Projektmanager orga
nisieren und die betriebliche Strategie mit den kommunalen Entwicklungsperspekti
ven verbinden. Betriebe und Gewerkschaften mahnen von den Kommunen konzep
tionelle Unterstützung bei der Firmenrestrukturierung an und fordern passende In- 
dustrieansiedlungen, damit überhaupt eine Kompetenzregion entsteht. Für tragfahige 
Zukunftskonzepte fehlen in den Firmen “Kompetenzzentren für Forschung und Vor
entwicklung”, im Multi-Media-Zeitalter z. B. Verknüpfungen zwischen Computer 
und Telefon, Dienste rund um das Internet, Intranet, Satellitentechnik, CD-Video- 
Geräte, Diagnosetechnik für Autos, Orientierungshilfen bei Verkehrsverbundsyste- 
men. Es fehlen untemehmensübergreifende Kooperationen zwischen Stadt, Universi
täten und Tarifparteien in Form von “Ideenfabriken für die Zukunft” und 
“Technologiezellen” in saniertem Altindustriegelände. Benötigt werden Kooperati
onsnetzwerke der Zulieferfirmen, “Ressourcen-Sharing” zur gemeinsamen Ausla
stung hoher Anlage-Investitionen, Entwicklungs-, Vertriebs- und Servicegesellschaf
ten im Betriebsverbund, abgestimmte Lösungen bei der Erkennung, Bewertung und 
Umsetzung von Innovationen.
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Für Personalvertretungen sprechen Genz/Töpfer/Zawadski (1997) von einer
“Veränderungskompetenz von innen”, die folgende Handlungsfelder (ebenda S. 17) 
umfaßt:

• Kenntnis der Bestandteile, Inhalte und Folgen von Betriebsänderungen,

• Fragen an das Management bei betrieblichen Umstrukturierungen,

• Kenntnisse der gegebenen Beteiligungs - und Mitbestimmungsmöglichkeiten,

• Verbreiterung der Informationsgrundlagen,

• Leitbild der betrieblichen Umstrukturierungsprozesse entwickeln,

• Rolle der Meister klären,

• Festlegung des Regelungsbedarfs, ev. Kontakte zu externen Beratern,

• Aufgabenstellung und Arbeitsteilung in der Personalvertretung; Festlegung der
Handlungsschritte,

• Grundlagen der Personal- und Qualifizierungsplanung,

• Lohn- und Gehaltsgestaltung bei veränderter Arbeitsorganisation,

• Arbeitszeitmodelle.

Autonome Projekte ohne Rückbezug auf Betriebe scheitern zu leicht. Der Sanie
rungsbetrieb benötigt zur Aufrechterhaltung der Wertschöpfung Entlastung bei Per
sonal- und Arbeitskosten. Finanzmittel stehen aus dem Interessenausgleich, aus Auf
hebungsverträgen und Sozialplänen seitens der Arbeitnehmer zur Verfügung. Pro
jektbezogen steht das Förderinstrumentarium des AFG, ergänzt um EU-, Bundes
und Landesmittel der Wirtschafts- und Arbeitsförderung bereit. Bei der betrieblichen 
Förderung geht es nicht nur um Geld, sondern um Sachmittel wie Raumnutzung, 
Mietnachlaß, Immobilienhilfen, Lohn- und Steuerabrechnung usw.

Aus alledem folgt, daß die Restrukturierung eines Betriebes mit Personalüberhang 
der konsensorientierten Leistungsvereinbarung, der Abstimmung mit den übrigen 
Akteuren, kleinregionaler Wirkungsvoraussetzungen und der geregelten Ko- 
Finanzierung von Geld- und Sachmitteln bedarf.

3 Betriebliche Restrukturierung im Zuge der Rüstungskonversion

Durch den Rückgang der Nachfrage nach Rüstungsgütem seit 1991 um ca. 50 % hat 
in der wehrtechnischen Industrie der Bundesrepublik Deutschland eine Schrump
fungsprozeß eingesetzt, der bis heute zu Verlusten von schätzungsweise 180.000 der 
ursprünglich 280.000 Arbeitsplätze geführt hat. Dabei handelt es sich sowohl um die 
direkt als auch um die indirekt von Rüstungsaufträgen betroffenen Arbeitsplätze. 
Wegen der Heterogenität der wehrtechnischen Industrie existieren hier keine amtli
chen statistischen Daten. Eine Aufteilung der geschätzten Arbeitsplatzverluste auf
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die großen Rüstungskonzeme, die mittelständischen Betriebe und die Zulieferungs- 
untemehmen ist daher nicht möglich.

Die Bewältigung der Anpassungsprobleme, die Abrüstung insbesondere für struktur
schwache Regionen mit sich bringt, ist - aufgrund der verfassungsrechtlichen Kom
petenzverteilung für die Wirtschaftsförderung - in erster Linie Sache der Länder. 
Gleichwohl ist der Bund den Ländern aus seiner gesamtstaatlichen Verantwortung 
heraus bei der Bewältigung der Folgen der Abrüstung weitgehend entgegengekom
men.

Über die Leistungen des Bundes hinaus fördert die Europäische Kommission im 
Rahmen der Gemeinschaftsinititative KONVER die wirtschaftliche Diversifizierung 
in Regionen, die von der rückläufigen Nachfrage in der Rüstungsindustrie und vom 
Truppenabbau besonders stark betroffen sind.

Für die Gemeinschaftsinitiative KONVER sind für die Förderperiode 1994 bis 1999 
rd. 332 Mio. ECU (Preisbasis 1994) als Strukturfondsmittel für die Bundesländer 
vorgesehen. Zur Umsetzung der Gemeinschaftsinitiative KONVER führen die Bun
desländer operationelle Programme in eigener Zuständigkeit durch.

“Entsprechend der marktwirtschaftlichen Ordnung in der Bundesrepublik Deutsch
land ist es Aufgabe der Unternehmen, sich strukturellen Änderungen anzupassen. Es 
gibt dementsprechend keine staatlichen Rüstungskonversions-Projekte. Über pri
vatwirtschaftliche erfolgreiche Rüstungskonversions-Projekte liegen der Bundesre
gierung keine Erkenntnisse vor.

Die Bundesregierung geht davon aus, daß die privatwirtschaftlichen Unternehmen 
wie bisher ihre Möglichkeiten zur Rüstungskonversion voll ausschöpfen werden. 
Programme der Bundesregierung zur Rüstungskonversion hat es in der Vergangen
heit nicht gegeben, sie sind auch für die Zukunft nicht vorgesehen” (Kolb 1996:3).

Nachfolgend werden deshalb verallgemeinerungsfahige Folgerungen aus betriebli
chen Fallbeispielen gezogen.

Die Firma Steen, Elmshorn, verlor im Zuge der Rüstungskonversion 40 % des Um
satzes bei 30 % Preisverfall und wollte 50 Arbeitsplätze mit einem Personalentwick
lungsplan sichern, in dem Umstrukturierung, neue Fertigung und Qualifizierung im 
Zuge von Vertrauensbildung statt Regelung eingesetzt wurden. Um in einer 
“Zukunftswerkstatt” Produkte weiterzuentwickeln und neue Produktlinien aufzule
gen, wurde ein “Schnupperkurs” i. R. des schleswig-holsteinischen Bildungsurlaubs
gesetzes bei der Technologieberatungsstelle in Kiel genommen. Die Innovationsan
strengungen wurden in 3 Arbeitsgruppen organisiert, die Löhne waren festgeschrie
ben, die Produktivität stieg um 20 % bis 30 %. Eingespielte Belegschaften erleichter
ten die Innovation. “Marktgerechte” Produktentwicklung im Baukastensystem ent
lang der vorhandenen Vertriebsschiene, eine verbesserte Preisqualität und ein mini
miertes Produkthaftungsrisiko gingen Hand in Hand. Entwicklung, Prototyp und 
Konstruktion wurden verbessert. Ein Kooperationsprojekt scheiterte. Der Betriebsrat
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kümmerte sich um die Nutzung der EU-Qualifizierungsprogramme. In Ko- 
Finanzierung wurden vor allem EU - KONVERII - Mittel eingesetzt, eine der weni
gen Nutzer des Konversionsprogramms.

Hug und Meier (1992) schätzen am Beispiel der Rüstungskonversion in der Schweiz 
defensive Strategien (Entlassung und Sozialpläne) als teuer und sozial schädlich ein 
und sehen in offensiven Strategien wie Diversifizierung und Rüstungskonversion, 
also Umstellung der Produktion und der militärabhängigen Dienstleistungen, den 
einzigen Ausweg zur langfristigen Beschäftigungssicherung.

Interessanter sind die betrieblichen Strategien und deren soziale Folgen. Unterschie
den werden:

1) Stabilisierende und expansive Strategien

Als gefährlich und zugleich politisch aussichtslos werden der Ruf und die Bemühun
gen nach Erhöhung der Militärausgaben eingeschätzt. Ebenfalls geringe Chancen 
werden der Erhöhung und Ausweitung der Waffenexporte aus Gründen weltweiter 
Überkapazitäten und aus politischer Räson eingeräumt. Ein verschärfter Vertei
lungskampf zwischen Rüstungs- und Unterhaltungsbetrieben wird aus Gründen des 
technischen Fortschritts - die Kosten für Wartung und Betrieb moderner Ausrüstung 
steigen schneller als Kredite für Neubeschaffung und die Trennung von Produktion 
und Wartung ist nicht mehr trennscharf - zu zusätzlichen Problemen führen. Das 
gleiche gilt für Verteilungskämpfe zwischen den Regionen. Der Verteilungskampf 
zwischen Inland und Ausland hängt ab von der technologischen Ausrichtung der 
Rüstungsgüter und wird eher zu zusätzlichen Verlagerungen ins Ausland führen, da 
Entwicklung und Produktion von high-tech Produkten im Inland nur mit unverant
wortlichem Aufwand zu leisten wären. Einer Privatisierung der eidgenössischen 
Militärwerkstätten sind durch die Sozialisierung der im Rüstungswirtschaft entste
henden Verluste Grenzen gesetzt. Letztendlich wird noch die Konzentration der Rü
stungswirtschaft und ihre Anlehnung an internationale Konzerne erörtert, eine im 
Sinne der Neutralität gefährliche und damit nicht zu realisierende Strategie.

2) Defensive und offensive Rückzugsstrategien

Defensive Reaktionen werden als ebenfalls teuer und sozial schädlich angesehen. 
Entlassungen und Stillegungen bedeuten gewaltige materielle und immaterielle 
Verluste ( Investitionen, Qualifikation, Know-how). Beispiele belegen darüber hin
aus, daß auch ein Verkauf früher oder später zur Stillegung führt. Dazu kommen 
noch Kosten für Sozialpläne. Hug und Meier unterstellen, daß rein defensives Rea
gieren durch vorübergehende Teilzeitbeschäftigung, Unterstützung bei Stellensuche, 
Umzug, Weiterbildung und Umschulung, Lohngarantie und Frühverrentung teuer 
und nur Nothilfe im äußersten Falle sein können. “Sozialpläne sind Ausdruck des 
Versagens einer vorausblickenden Personalpolitik” (Hug/Meier 1992, S. 97)

Diversifizierung und Konversion als offensive Auswege ist deshalb der Vorzug zu 
geben.
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Drei Ansätze der Konversion werden international unterschieden:

Erstens die Umlenkung der Militärausgaben des Nordens zu gunsten der Entwick
lung des Südens. Eine Uno-Untersuchung stellt fest, daß gleich hohe Ausgaben wie 
im Rüstungsbereich im zivilen Bereich die doppelte Anzahl Arbeitsplätze schaffen. 
Die Uno-Berichterstatterin fordert vorsorgliche Konversionsplanung, damit die Ar
beitsplatzfrage nicht als Argument gegen Konversion verwendet werden kann.

Aus der Gewerkschaft stammt zweitens der Vorschlag einer erweiterten Mitbestim
mung über neue Produkte und deren Herstellung. In der motivierten Mitwirkung 
werden produktivitätssteigemde Ressourcen gesehen.

Der bisher erfolgreichste dritte Ansatz geht von einer sozialpolitisch motivierten 
Verteidigung von Arbeitsplätzen aus. Die Erfahrungen zeigen, daß Konversion ein 
schwieriger Planungs- und Kommunikationsprozeß ist, der immer erst in Gang ge
setzt werden muß. Es geht darum, in den entsprechenden Regionen einen umfassen
den Strukturwandel einzuleiten, der über die bedrohten Betriebe hinausgeht. Eine 
enge Kooperation von Behörden, Betrieben, Sozialpartnern und der Wissenschaft ist 
notwendig.

Seit der Slogan “Arbeit durch Rüstung” an Zugkraft verlor, sahen die Gewerkschaf
ten die einzige realistische Alternative in einer konsequenten Konversionspolitik. 
Arbeitsgruppen und Kongresse erarbeiteten Ziel -und Maßnahmekataloge. Ziele sind 
die Schaffung friedens-, sozial-, und ökologieverträglicher Arbeitsplätze als Lebens
grundlage kommender Generationen. Konversion erfordert in erster Linie betriebs- 
und regionalwirtschaftliche Maßnahmen, zu denen die Gewerkschaften ihren Beitrag 
leisten wollen. Mitwirkungsforderungen können mit neuem Leben erfüllt werden. 
Den drängender Fragen nach einer Arbeitsplatzsicherung soll mit umfassenden In
formationen begegnet werden. Nationaler und internationaler Erfahrungsaustausch 
sollen gefördert und in den Betrieben entsprechende Informationszentren angeboten 
werden. Die gewerkschaftliche Bildungsarbeit soll einmünden in:

• Konversionsworkshops für Betriebe und Regionen,

• Arbeitskreise für Alternativen auf betrieblicher Ebene,

• Vorschläge für Maßnahmen zur Weiterbildung und Umschulung.

Konversion kann auch nicht allein von oben durchgesetzt werden, es braucht die 
“aktive Mitwirkung von unten zur optimalen Nutzung des betrieblichen Qualifikati-

ons -und Produktionspotentials”. Die politische Umsetzung der Konversionsforde
rungen braucht vielmehr eine breit angelegte Unterstützung. Gewerkschaften sehen, 
daß nur gemeinsam mit politischen Partnern Konversion durchsetzbar wird.

Hierfür soll eine breite Koalition angestrebt und die Konversionsforderung gleich
zeitig in die Verhandlungen über Gesamtarbeitsverträge und die anderen Verhand
lungen der Sozialparteien eingebracht werden. Eine aktive Opposition gegen wehr
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wirtschaftliche Sonderinteressen darf nicht fehlen. Über die entsprechenden Medien 
ist der Informationsfluß und die Zusammenarbeit zwischen den Akteuren zu fordern.

Eine enge Verflechtung von betrieblichen Vorschlägen zur Konversion mit Gewerk
schaftsstrukturen und mit weiteren mit Konversion befaßten Instanzen ist einem Ide
enaustausch und damit der Zielerreichung forderlich.

Betriebsinterne Umstrukturierung in der Rüstungskonversion

Wichtigste Handlungsebene für Konversion ist der Betrieb. Ohne unternehmerische 
Initiative und die aktive Mitwirkung der Belegschaft hat eine Umstellungspolitik 
keine Aussicht auf Erfolg. Einige staatliche Rüstungsbetriebe, nicht jedoch die Un
terhaltsbetriebe, haben geringfügige neue Tätigkeitsfelder eröffnet (gesetzl. Be
schränkungen). Umfangreichere Aktivitäten gibt es in der privaten Rüstungsindu
strie. Den Staatsbetrieben wird in Zukunft höhere unternehmerische Autonomie zu
gestanden.

Insgesamt wird aber der politische Wille zur Konversion in diesem Bereich der 
staatlichen Wirtschaft beklagt.

Die Übersicht 3 faßt die wichtigsten Forderungen zur Konversion in Rüstungs- und 
Unterhaltungsbetrieben zusammen:
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Übersicht 3: Maßnahmen zur Konversion der Rüstungs- und Unterhaltungsbetriebe

1 Unternehmensstrategie 
zugunsten Konversion

Erarbeitung einer Konversionsstrategie in 
den Unternehmungen und Betrieben;

2 Konversionsabteilungen Planung, Forschung, Entwicklung, Marke
ting;

3 Marktabklärung Systematische Abklärung, abgestützt auf 
das vorhandene Potential; Zusammenarbeit 
mit externen Stellen;

4 Erfolgskontrollen Systematische Bilanzen der eingeleiteten 
Schritte und der effektiven Erfolge;

5 Einbezug der Belegschaft Information, Mitwirkung, Mitbestimmung, 
Weiterbildung, Umschulung, Mobilitätsför
derung;

6 Positives Planungselement Besonders konversionsfahige Betriebe sind 
umzustellen.

7 Neue Eigentumsformen Konvertierte Betriebe oder Betriebsteile 
sind in eigenständige, gemischtwirtschaft
liche Unternehmungen zu überführen

Q uelle : H u g , M ey er 1992, S. 125

zu 1: Aufzeigen vorhandener Qualifikations- und Produktionspotentiale, der 
Kooperationen und der Absatzkanäle. Planung des Ablaufs, Information der 
Belegschaft, ggf. Beteiligung externer Akteure und Betriebe, Darlegung der 
Zeithorizonte.

zu 2: Errichtung von Konversionsabteilungen in den vor- und nachgelagerten 
Bereichen mit leistungsfähiger Personalausstattung bzw. falls dies nicht 
möglich ist, sind geeignete externe Kapazitäten beizuziehen.

zu 3: Die Marktabklärung, als zentrales Element erfolgreicher Konversions
politik, ermittelt, welche Produkte mit den vorhandenen Ressourcen her
gestellt und über welche Absatzkanäle sie vertrieben werden.

zu 5: Über einen umfassenden und kontinuierlichen Informationsfluß sind die 
Mitarbeiter in den Konversionsprozeß einzubeziehen. Kommunikative Ein
bahnstraßen sind unbedingt zu vermeiden. Die Anregungen der Belegschaft 
müssen aufgenommen werden. Weiterbildung und Umschulung sind anzubie
ten.
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zu 6: Die Konversionsfahigkeit spielt eine wichtige Rolle im Planungspro
zeß. Geeignete Betriebe (Betriebsteile) sind zu identifizieren, umzustellen 
und die Resttätigkeiten auf andere Betriebe (Abteilungen) so zu verteilen, 
daß sich eine betriebswirtschaftlich sinnvolle Zentralisierung der verbleiben
den Aufgaben ergibt.

Auf der Basis vorhandenen Know-hows, vorhandener Qualifikationen, Ausrüstungen 
und Absatzwege lassen sich Ideen für zivile Güter entwickeln:

• Ausbau des Entsorgungs- und Recyclingbereiches,

• Alternative Energien,

• Verwendung von Gebäuden und Landreserven für neue Aufgaben, z. B. für 
kreative Stadtentwicklung und offene Planung,

• Zielfestlegung unter Einschluß kultureller Bedürfnisse,

• Raumplanung,

• Schaffung von bezahlbaren Wohnmöglichkeiten,

• Ansiedlung von Aus- und Weiterbildungsinstitutionen durch private und öf
fentliche Anbieter,

• Unterkünfte und Chancen für Tourismus,

• Raum für expandierende Betriebe,

• Erholungs- und Naturschutzparks,

• Stiftung für Verifikation und Abrüstung auf der Basis des ABC-Schutzzentrums 
für internationale Aufgaben.

Die bisherigen defensiven Strategien sind durch eine Diversifizierung der Produktion 
abzulösen. Die Verbreiterung der Produktpalette verringert die Abhängigkeit von 
Rüstung. Bereits vorliegende hohe Diversifizierungsgrade erleichtern die Konversi
on. An privaten Betrieben der Wehrtechnik wird dies deutlich. Einmal werden dorti
ge Erfahrungen in Kombination mit dem bestehenden zivilen Bereich in der Welt
raumtechnik eingesetzt, zum anderen werden Erfahrungen vom militärischen auf den 
zivilen Bereich der Luftfahrt übertragen. Aus einer Panzerschmiede wird ein Produ
zent für zivile Spezialfahrzeuge und aus militärischer Waffenproduktion entstehen 
Sport- und Jagdwaffen. Darüber hinaus wird von allen Betrieben hochentwickelte 
Fertigungstechnologie als Lohnarbeit angeboten bzw. es werden für sie neue Ein
satzfelder entwickelt. Teilweise sind aber für den gesamten Prozeß flankierende 
Maßnahmen der Arbeits- und Technologieförderung von außen erforderlich.

Am Beispiel von hochtechnisierten Groß- und Mittelbetrieben der Rüstungsindustrie 
befinden die Autoren: “Konversion ist eine Frage des unternehmerischen Willens 
und kaum ein technisches Problem” (Hug/Meier 1992, S. 131) und ziehen als Fazit 
der Untersuchung privatwirtschaftlicher Konversion: “Zur erfolgreichen Konversion
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privater Unternehmen braucht es einen klaren Untemehmensentscheid, ein aktives 
Management und eine aktive Mitwirkung der Belegschaft” (Hug/Meier 1992, S. 133).

Mittel zur Förderung der Konversion erwarten Hug/Meier aus einer Aufstockung - 
nicht jedoch aus einer Kürzung und Umschichtung von bestehenden Förderpro
grammen wie Förderung des Regionalverkehrs, Förderung der Wettbewerbsfähigkeit 
von KMU und Innovationsfördermitteln.

Hemmnisse für die Konversion erwachsen aus dem Fehlen von Kompetenzen, Insti
tutionen und Verfahren in Betrieben, Regionen und auf Bundesebene. Erste Ansätze 
zur Behebung dieser Hemmnisse sind vorhanden, die jedoch durch politische Initia
tiven über die staatlichen Absichten zu Gunsten der Konversion, durch Bereitstel
lung von Mitteln, durch Aufträge an Arbeitsgruppen mit Vollzugskompetenz und 
durch Erfolgskontrollen und Berichtspflichten zu sichern sind.

Für die stark durch Rüstung geprägte Region München schätzen Huck, Grundmann 
u. a. (1989) die beschäftigungs- und wirtschaftspolitische Bedeutung der Rüstungs
industrie ab. 15 % der Beschäftigten der Metallindustrie sind in Rüstungsbetrieben 
tätig und 46 % des Gesamtumsatzes dieser Branchen werden dort erbracht. Zahlrei
che multinationale Programme schreiben die Abhängigkeit der Region von der Rü
stungsindustrie bis über das Jahr 2000 fest.

Wenn Abrüstungspläne durchgesetzt werden, führt dies in der Region zu eklatanten 
Beschäftigungsproblemen. Die Untersuchung stellt ein regionales Abhängigkeits
profil vor und nennt nur ansatzweise und beispielhaft Alternativen und exemplari
sche Beispiele für Konversion.

Dem Personalabbau beim Militär setzt man eine höherwertige, effizientere 
(“produktivitätssteigernde”) technische Ausstattung entgegen. Die Einbindung von 
Informationstechnologie, Photovoltaik in traditionelle Produkte und die Aufkäufe 
kleinerer Betriebe durch Großkonzeme deuten diese Richtung an. Ein Transfer bis
her ausschließlich militärisch genutzter Technologien und damit eine Verbreiterung 
der Absatzmärkte in den zivilen Sektor wird einkalkuliert.

Trotz der zu erwartenden personellen und finanziellen Haushaltsengpässe sind auf 
der politischen Ebene, mit wenigen Ausnahmen, keine Konzepte entwickelt worden, 
die diese Defizite mit den Abrüstungskonzepten in Beziehung, setzen. Internationale 
und langfristige Verträge im Rüstungsbereich mit Kompensationskosten für even
tuelle Ausstiege führen deshalb derzeit zu unabsehbaren Folgen für Auftraggeber 
und Unternehmen. Daraus folgt die Unabdingbarkeit international abgestimmter 
Vorgehensweisen über Rüstungskonversion. Darüber hinaus besteht Über
einstimmung, daß selbst bei gleichbleibenden Rüstungsausgaben die Zahl der Be
schäftigten in den einschlägigen Branchen sinken wird: zum einen durch Kostenstei
gerung, zum anderen durch eine Zunahme der internationalen und multinationalen 
Kooperation mit Synergieeffekten und anderen technisch/organisatorisch bedingten 
Produktivitätssteigerungen.
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Die Voraussetzungen für Konversion werden im Raum München als günstig angese
hen, da nur wenige Unternehmen ausschließlich rüstungswirtschaftlich tätig sind und 
die reinen Rüstungsbetriebe über technologische Möglichkeiten und entsprechend 
qualifiziertes Personal verfügen, um neue zivile Produkte zu entwickeln, zu produ
zieren und diese auf dem Weltmarkt durchsetzen zu können.

Als Voraussetzung für erfolgreiche betriebliche Konversion werden identifiziert:

• Hochtechnologieprodukte,

• eine enge Beziehung zwischen Zivil- und Rüstungsprodukten,

• relativ geringe Abhängigkeit von spezialisiertem Personal und Ausrüstung,

• ein auch auf den zivilen Bereich ausgerichtetes Marketing,

• geringe Abhängigkeit von Rüstungsexporten,

• niedrige Abhängigkeit von der Produktion von Rüstungsgütem auf Betriebs
und Unternehmensebene.

Dabei können Großunternehmen die Vorteile in den Bereichen Investition, Finanzie
rung, Untemehmensführung u. ä. gegenüber kleineren vorteilhaft nutzen.

Die hohen Gewinne der Großunternehmen in den Aufschwungjahren und nach den 
Rrisenbereinigungsprozessen und die hohen Liquiditätspotentiale warten wegen ab
nehmender Sachvermögensrendite auf externe Anlagen, meinen die Autoren und se
hen gleichzeitig die Neuformierung der bundesdeutschen Rüstungsindustrie mit po
litisch administrativer Unterstützung hin zu größeren Einheiten (Daimler, Siemens 
usw.). Durch die Übernahmen sichern sich die Großkonzeme gleichzeitig einen An
teil am Kuchen der Hochtechnologie und der damit einhergehenden nationalen För
dermittel. (B. J. Huck, M. Grundmann et al., 1989, S. 123 ff.). Dabei lassen die Auto
ren jedoch die Beschäftigungseffekte solcher Transaktionen außer acht.

Allerdings ist absehbar, daß im Zuge der Abrüstung, in der zunehmenden Realisie
rung des europäischen Binnenmarktes und bei dem Rückgang der Beschaffungen das 
Problem der Überkapazitäten potenziert wird. Beim Umbau der Volkswirtschaft mit 
dem Ziel langfristiger Abrüstung entstehen aus der Verflechtung zwischen staatli
chen Interessen und unternehmerischen Positionen im Wettbewerb um Macht und 
Märkte erhebliche Interessenkollisionen und Konfliktpotentiale.

Die Gewerkschaften setzen sich für konkrete Abrüstungsbemühungen ein und kriti
sieren die Großfüsionen mit ihrer kaum kontrollierbaren wirtschaftlichen und politi
schen Macht.

A uf betrieblicher Ebene werden dabei als weitere Probleme die monostrukturierten 
Produktpaletten und Standorte sowie die wachsende Abhängigkeit von stetig flie
ßenden staatlichen Aufträgen gesehen. Auf betrieblicher Ebene entstanden insbeson
dere im Bereich der IG Metall Arbeitskreise “ Alternative Produktion”, die sich nicht 
nur mit der Frage was, sondern auch wie produziert wird, befassen. Auf örtlicher
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Ebene wird versucht, durch Ausweitung der Produktpalette eine Arbeitsplatz -und 
Standortsicherung sowie eine Änderung oder Umstellung der Produktion zu errei
chen und die Durchsetzungsvoraussetzungen des Betriebsrates zu verbessern. Die 
Diversifikationsbemühungen zielen ab auf qualitatives Wachstum in Koppelung mit 
regionalen Entwicklungsfeldem der Umweltvorsorge (Öffentlicher Nahverkehr, 
Energieversorgung, Umweltentlastung). Betriebliche Potentiale und Ressourcen 
werden durch diese Arbeitskreise zielgerichtet auf ihre Möglichkeiten überprüft, in 
diesen Bereichen einem ökologischen Wirtschaften an Hand lokaler Bedarfssituatio
nen gerecht zu werden.

Damit werden auf der Nachfrageseite Ansatzpunkte zur Erschließung neuer Märkte 
aufgezeigt, die zunächst in der Hauptsache über staatliche Mittel zu befriedigen sind. 
Neue Anwendungsfelder für vorhandene und neue Technologien, die dann zuneh
mend private Anwender finden, werden erschlossen. Diese Konzepte sollen nach den 
Vorstellungen der Gewerkschaften in Beschäftigungsprogramme münden und auf 
betrieblicher Ebene verankert werden. Mit diesen Modellen will man gleichzeitig die 
beschränkten Möglichkeiten betrieblicher Mitbestimmung überwinden sowie regio
nal- und strukturpolitische Handlungsfelder erweitern. Forderungen nach alternati
ven Wachstumsmodellen und entsprechenden regionalen Strukturkonzepten müssen 
die notwendige Rüstungskonversion und die arbeitsorientierte Diversifikation an ge
fährdeten Standorten flankieren.

Im Projekt “Ansatzpunkte für den kommunalen Umwelt- und Ressourcenschutz - 
Diversifikationsabschätzungen auf der Basis einer regionalen Potentialanalyse für 
qualitatives Wachstum in Augsburg” werden die Perspektiven einer Konversion auf
gezeigt (B.J. Huck/M. Grundmann et al. 1989, S. 132 ff.).

Das Projekt ist bei MBB, einem High-tech-Betrieb der Rüstungsindustrie, angesie
delt und wird geführt von einer Arbeitsgemeinschaft aus dem MBB-Betriebsrat, der 
Stadt Augsburg in Zusammenarbeit mit dem IMU-Institut und in Zusammenarbeit 
mit der MBB-Energie- und Prozeßtechnik. Ziel der Arbeitsgemeinschaft ist es, für 
die Region modellhaft Potentiale zur Umweltverbesserung und Energieeinsparung 
aufzuzeigen und zu bestimmen, ob die Umweltbelastungen mit vorhandenen oder 
noch zu entwickelnden Technologien in den Griff zu bekommen sind. Andere Un
ternehmen der Region sollen einbezogen werden. Ein zentraler Ansatzpunkt der 
Studie für die regionale Umsetzung sind systemtechnische Erfahrungen - oft militäri
sche ’’Abfallprodukte” des Unternehmens MBB. Die anstehenden Probleme erfor
dern eine Vernetzung einzelner Techniken zunächst im Bereich der Energietechnik 
und dann in der Abwassertechnik. Neben der technischen Machbarkeit sind die Pro
blemlösungen auch unter wirtschaftlichen Kriterien und Bedarfsaspekten zu beurtei
len.
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4 Kooperation der Arbeitspolitik mit Betrieben - Tragen Auffanglösungen 
zur Restrukturierung von Betrieben mit Ausgliederungsstrategien bei?

Die Grundorientierung betriebszentrierter Arbeitspolitik und ihre strategische, recht
liche und organisatorische Umsetzung in Arbeitsfördergesellschaften (als Oberbe
griff) steht vor zwei Alternativen (Knuth 1996:27):

• Sind sie dazu geeignet, betriebliche Beschäftigungskrisen so zu bewältigen, daß 
eine Beschäftigung im alten Unternehmen gesichert wird? Können Anpas- 
sungserfordemisse des Strukturwandels, an deren Bewältigung das Unterneh
men zunächst zu scheitern drohte, durch die Personalpuffer und Innovations
funktion von Arbeitsförderungsgesellschaften i. S. eines internen Strukturwan
dels in das Unternehmen re-intemalisiert werden?

• Oder soll durch rechtliche Verselbständigung der Auffanggesellschaften der 
Personalüberhang vom problemverursachenden Unternehmen übernommen 
werden und zwecks Förderung des externen Strukturwandels auf andere und 
neue Branchen, Betriebe oder Arbeitsplätze verwiesen, vermittelt oder verliehen 
werden?

Knuth (1996:326) verortet “Intemalisierungsstrategien” interessen- und ver
bandspolitisch, führt sie segmentationstheoretisch auf interne Arbeitsmarktstrategien 
vornehmlich großer Betriebe zurück, hält sie für “den vergeblichen Versuch, ein hi
storisch vergängliches Muster der Arbeitsmarktregluation zu bewahren”, zeigt, daß 
sie gerade notwendig scheitern müssen, da die Handlungsspielräume für interne An
passungen abnehmen, und spricht sich für sozialverträgliche Extemalisierungen des 
Personalüberhangs durch Beschäftigungsförderung in neue Arbeitsverhältnisse aus. 
Es sind jedoch die Formen der internen Personalreduzierung klar zu trennen von der 
Schaffung neuer Beschäftigungsmöglichkeiten durch Diversifizierung und Innovati
on als wesentliche Voraussetzungen einer betrieblichen Restrukturierung. In diesen 
innerbetrieblichen Prozeß kann sich Arbeitsförderung einbringen und dafür ihre In
strumente mit der betrieblichen Personalwirtschaft, mit Ansprüchen aus dem Interes
senausgleich, vorhandene Ressourcen des Betriebes und gewachsene Einflußme
chanismen nutzbar machen. Ferner haben Kapitaleigner, Geschäftsleitungen, Beleg
schaften und Personalvertretungen ein gemeinsames Interesse an internem Struktur
wandel, und ein rekonstruiertes Unternehmen dient den örtlichen Standortinteressen
ten am besten. Sollte die Restrukturierung scheitern, sind dennoch Auffanggesell
schaften mit Wiederbeschäftigungshilfen nötig, und das Beispiel der Sanierungsbe
triebsvereinbarung zeigt, daß sie als Zwischenqualifizierungsglied sinnvoll in be
triebliche Restrukturierungsketten mit Rückkehroption eingebaut werden können.

In diesem Sinne wären Arbeitsförderungsgesellschaften eine wegweisende Innovati
on und nicht nur ein Übergangsphänomen im ostdeutschen Transformationsprozeß. 
Voelzkow/Heinze (1996:43) sind allerdings skeptisch, weil veränderte Sozialstruktu-
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ren der Arbeitslosen, der Wegfall der THA-Mittel und andere Förderkonditionen des 
AFG die Beschäftigungsgesellschaften in den Spagat zwischen widersprüchlichen 
Anforderungen der Strukturpolitik und zielgruppenorientierter Arbeitsmarktpolitik 
treibt und zerreißt.

Hier sollen Restrukturierungen von Betrieben stets mit innovativen Akzenten für den 
Fortbestand des Betriebes auf neuer Basis verstanden werden. Die Betriebe sollen 
gestärkt werden, indem Arbeitsförderung marktlogischer gemacht wird. Arbeitsfor
derungsgesellschaften hatten positive und negative Beispiele, mitunter waren sie mit 
den Tranformationsproblemen auch überfordert. Es geht nicht um Strukturkonservie
rung, sondern um Bestandspflege und Innovation. Einige vorläufige Bilanzierungen 
halten es für ein arbeitsmarkt- und wirtschaftspolitisches Gebot der Stunde, die ABS- 
Gesellschaften zu stabilisieren und weiterzuentwickeln (IG Metall 1996, Hofmann 
1997).

4.1 Betriebsgestützte Beschäftigungs- und Qualifizierungsgesellschaften

Angesichts einer “Konzeptionslücke” in der Arbeitsforderung, die auch ihrer Indivi- 
dual- statt Projektorientierung geschuldet ist, bestand der innovative Kern des be
achtlichen Mitteleinsatzes von fast der Hälfte der BA-Ausgaben im Osten im vor
übergehenden Auffangen ganzer Belegschaften, die sonst arbeitslos geworden und es 
häufig lange geblieben wären. Somit besteht die beschäftigungsfordemde 
Hauptfunktion in der Verringerung der Arbeitslosigkeit durch Weiterbeschäftigung 
und Qualifizierung sowie in der Sicherung des sozialen Friedens für ein 16- 
Millionen-Volk, das zwar binnen kurzem einen Stasi-Staat gestürzt, aber den Verlust 
von 40 Prozent aller Arbeitsplätze noch zu verkraften hatte. In der Stärkung der 
Massenkaufkraft liegt die Stabilisierungsfunktion.

Arbeitsförderungsgesellschaften sollten durch Qualifizierung und Beschäftigung das 
endogene Entwicklungspotential der Region stärken, gegenüber dem staatlichen Ar
beitsplatzabbau in Landwirtschaft und Industrie neue Arbeitsplätze als Ausgleich 
schaffen, die Dienstleistungslücke überwinden helfen und durch Aus- und Existenz
gründungen dem Mangel an Selbständigen abhelfen (Strukturwandelfunktion). Da 
jedoch der Aufbau neuer Beschäftigung, neuer Selbständigkeit und Freier Berufe 
sowie der Umbau der privaten Dienstleistungen dem nicht ohne weiteres funktions
fähigen Markt und einer Unzahl von nicht aufeinander abgestimmten Förderpro
grammen überantwortet war, konnte die Strukturwandelfunktion kaum zielgerichtet 
wahrgenommen werden. Ausgründung beraubten die Arbeitsfördergesellschaften 
zugleich ihrer fähigsten Mitglieder. Sowohl die Aus- und Existenzgründungen als 
auch der Anteil innovativer Projekte, Dienstleistungen und Beschäftigungsfelder 
blieben gering und weit hinter den euphorischen Erwartungen in der kurzen Experi
mentierphase des Transformationsprozesses 1991/92 zurück.
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In einer Situation knapper Mittel beruft sich die Arbeitsmarktpolitik stets auf die 
Fördemotwendigkeit der Zielgruppen wie Langzeitarbeitslose, gering Qualifizierte, 
Ältere, und es werden besondere Programme zur Frauenforderung und Berufsausbil
dung aufgelegt (Zielgruppenfunktion). Mit dieser Konzentration konnten zugleich 
wieder Individualkriterien nach Maßgabe knapper Mittel herangezogen und die Pro
jektforderung einschließlich der Strukturwandelhilfe zurückgedrängt werden. Struk
turwandel- und Zielgruppenfunktion geraten in Konflikt. Je mehr einstellungshin- 
demde Merkmale in der Zielgruppe Zusammentreffen, desto schwieriger wird die 
nachhaltige Eingliederung in unsubventionierte Beschäftigung.

Neben diesem Funktionswandel fand der Umbau der Beschäftigungsforderung von 
den ABM zu den Lohnkostenzuschüssen statt, die für die BA “billiger” sind und von 
den Trägern mehr Ko-Finanzierung von Europa-, Landes-, Treuhand- und Kommu
nalmitteln verlangten, wenn nicht Eigenmittel erwirtschaftet werden konnten oder 
wegen der Rechtsform nicht erzielt werden durften. Der dritte Funktionswandel 
führte die Arbeitsforderungsgesellschaften stärker zu kleinregionalen Kooperationen 
mit Kommunen und örtlichen Unternehmen oder zu größerer Zusammenarbeit im 
Branchenverbund.

Schon in der Vergangenheit sind im Westen zur Lösung zielgruppenspezifischer Be
schäftigungsprobleme neue Trägerstrukturen geschaffen worden: Berufsbildungs
werke, Berufsförderungswerke, sonstige Einrichtungen zur beruflichen Rehabilitati
on, Werkstätten für Behinderte. Die Projektförderung nach § 62d AFG finanziert 
Ausgaben für Bau- und Ausstattungsinvenstitionenen, für laufenden Betriebsmitte
laufwand binnen zwei Jahren, Anleitungs- und Betreuungspersonal in Maßnahmen 
für besonders schwer vermittelbare Arbeitslose. Gesellschaften zur Arbeitneh- 
merüberlasssung können Sach- und Personalmittel erhalten. Aus alledem folgt, daß 
weder Individualansprüche nach Maßgabe der BA-Haushaltsansätze noch individuel
le Rechtsansprüche auf Arbeitsförderung ausreichen, sondern daß institutionelle 
Trägerstrukturen, ProjekfÖrderung und beschäftigungsorganisatorische Vorkehrun
gen notwendig sind (Kühl 1997:26-28).

Arbeitsförderungsgesellschaften haben in den neuen Ländern folgende Entwicklung 
genommen (zur Aufteilung auf neue Länder und AFG-Programme vgl. Hofmann 
1997):

• 31.12.1991: noch keine ausgeprägten Gesellschaften, 108.000 Teilnehmer,

• 1991/92: 333 Gesellschaften, 130.000 Teilnehmer,

• 1994: 404 Gesellschaften, 142.000 Teilnehmer,

• Anfang 1995: 400 Gesellschaften, 162.000 Teilnehmer.

Sie erfüllten zunächst die Stabilisierungs- und Abfederungsfunktion, später zuneh
mend die Zielgruppenfunktion. Als Träger von ca. 40 Prozent aller ABM und Lohn
zuschuß-Maßnahmen erledigten sie wichtige Umsetzungsaufgaben.
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Arbeitsmarktpolitik hatte die überaus negativen Beschäftigungsfolgen forcierter Pri
vatisierung aufzufangen. Sie erhielt vom Markt, genauer von den privatisierten, neu 
gegründeten und rückübertragenen Betrieben, und der Wirtschafts-, Regional- und 
Strukturpolitik keine, unzureichende oder mit zu wenig Vorlauf versehene Nachfra
gesignale nach Beschäftigten und benötigten Qualifikationen. Strukturrelevante Ar
beitsforderung blieb daher auf Reparatur, Landschaftspflege, Industrieflächen- und 
Umweltsanierung, Infrastrukturverbesserung, also “weiche” Standortfaktoren ver
wiesen. Nur wenige Arbeitsfordergesellschaften verstanden sich als 
“Fördereinrichtungen des Strukturwandels”, “regionale Entwicklungsagenturen”, 
“Sprungbrett für individuelle Aus- oder Existenzgründungen”, “Innovationsträger 
regionaler Modernisierung”. Sie hatten nur geringe Anteile an den Gewerbeanmel
dungen. Effizienzprobleme erwuchsen daraus, daß hochqualifizierte Arbeitnehmer 
für geringer qualifizierte Tätigkeiten einzusetzen waren, daß die Sach- und Investiti
onsmittel unzureichend blieben, daß wegen des Konkurrenzverbotes Erträge häufig 
auf Förderzusagen angerechnet wurden, und daß das Management in Neuland, ohne 
durchschaubare Regeln und Vorgehensweisen, im vielfältigen Interessenkonflikt der 
Akteure und in einem riesigen Fördermix und -dschungel rasch tätig werden mußte. 
Hild (1995:503) führt die begrenzte Wirksamkeit der Arbeitsforderungsgesellschaf
ten auf Interessengegensätze, nicht zu überwindende Formelkompromisse, Koordi
nationsdefizite der beteiligten Fachpolitiken, grundlegende Statusdefekte sowie ma
teriell und instrumenteil fehlende Voraussetzungen zurück.

Selbst wenn Erwartungen an die Arbeitsfordergesellschaften zu hoch gesteckt waren 
und angesichts der ostdeutschen Beschäftigungskatastrophe nicht voll erfüllt werden 
konnten: Sie stellen eine beschäftigungspolitische Innovation dar und sind eine der 
wenigen Lehren aus dem ostdeutschen Transformationsprozeß für den Westen. Als 
erfahrene Träger in praktischer Beschäftigungspolitik sind sie prädestiniert, neue Be- 
schäftigungsgfelder und Bedarfslagen zu ermitteln und in wirksamen Beschäfti
gungsprojekten zu organisieren. Als Beschäftigungsagenturen haben sie - anders als 
die mit anderen Aufgaben eingedeckten Arbeits- und Sozialämter und kommunalen 
Wirtschaftsforderer - ein professionelles Management, das nach der Projektentwick
lung Mittel akquiriert, die Ko-Finanzierung sichert und die gesamte Laufzeit 
“durchfinanziert”. Eine betriebsförmige Organisation erlaubt stabile Kontakte zu den 
lokalen Akteuren, der Wirtschaft, den Interessenverbänden. Die lokal-regionale Ver
ankerung, die Erfahrung mit Personalabbau in schrumpfenden Betrieben oder Bran
chen und die Kooperationsbeziehungen zu anderen Trägem bis hin zu Netzwerken 
erlauben Musterlösungen für die Arbeitsförderung bei Entlassungen und Betriebs
schließungen. Projekt- bzw. Programmorientierung, die Ko-Finanzierung aus viel
fältigsten privaten und öffentlichen Mitteln sowie betriebsgestützte Auffangnetze 
beginnend im Betrieb, fortgesetzt am Betrieb mit seiner finanziellen, organisatori
schen und sachlichen Unterstützung sichern die praktische Umsetzung des Konzepts 
öffentlich geförderter Beschäftigung. Es geht um die Institutionalisierung und Pro- 
fessionalisierung der Wahrnehmung der Beschäftigungsaufgabe, die bei Marktversa
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gen auf der betrieblichen Strecke bleibt, also politisch gemeinsam mit der Wirtschaft 
wahrgenommen werden muß. (Kühl 1997:31).

ABS-Gesellschaften werden ihre Rolle wandeln zu Unternehmen neuen Typs mit 
hochprofessionellen Dienstleistungen in der Arbeitsförderung, Wirtschaftsförderung 
und Ko-Finanzierung. Als Akteure und hauptzuständige Instanzen des regionalen 
Strukturwandels sind sie überfordert, aber Strukturentwicklungsaufgaben können sie 
wahmehmen. Nötig sind Fonds für echte Zusatzmittel jenseits der Regelförderung, 
sei es aus Landesmitteln oder in tarifvertraglichen Branchenfonds.

4.2 Förderung von Ausgründungen und Neugründungen

Arbeitsförderungsgesellschaften aller Art und Beschäftigungsprojekte mit erwerbs
wirtschaftlicher Betätigung eröffnen Chancen auf zusätzliche Arbeitsplätze, wenn sie 
Unternehmen ausgründen, zugründen oder völlig neu aufziehen. Bei der Zugründung 
wird eine Projektidee oder ein bereits entwickeltes Produkt mit den damit zusam
menhängenden Arbeitsplätzen einem bestehenden Betrieb zugeführt, z. B. in Tech
nologiekooperationen mit Hochschul- und Forschungseinrichtungen. Als Beispiel sei 
auf den “Innovationsfonds” verwiesen, den die Deutsche Maschinen- und Schiffbau 
AG im Rahmen der Sozialplanverhandlungen mit der THA, dem Konzembetriebsrat 
und der IG Metall vereinbarte (Spies 1995:120). Der Innovationsfonds half, die 
Qualität der vorbereiteten Projekte zwecks neuer Dauerarbeitsplätze im Unterneh
men (“Zugründung”) zu steigern oder neue, produktionsnahe Dienstleistungsunter
nehmen zu schaffen (“Ausgründung”). “Die Neugründung von Unternehmen als Teil 
einer Strategie der Beschäftigungssicherung stellt unzweifelhaft einen in dieser Form 
neuen Ansatz dar, der bislang durch politische Vorbehalte etwa auf Seiten der Ge
werkschaften, aber auch durch karge Instrumentierung geprägt war.” (Spies 
1995:120).

Die Förderung dieser drei Gründungsformen - neben der Förderung der Existenz
gründung durch Bund, Länder, Ausgleichsbank und BA für Arbeitslose nach § 55a 
AFG - wird auch für Arbeitnehmer angeregt, die im Rahmen von Interessenaus
gleich/Sozialplänen aus ihren Altuntemehmen ausscheiden. Dabei spielt die verbil
ligte Überlassung, die Sanierung/Umsetzung/Vermarktung freiwerdender Flächen 
und Gebäude, die Erhaltung regionaler Branchen- oder Technologiekompetenz und 
die Einbeziehung von Gewebeparks eine wichtige Rolle (Spies 1996:129-131).

Bosch (1996:110f.) fordert die Vorbereitung auf Gründungen als zulässigen Inhalt 
von Weiterbildung und ABM. Die Beratung und Begleitung von Gründern durch 
ABM-Beschäftigte oder Arbeitsfördergesellschaften liegen im öffentlichen Interesse 
an wirtschaftsnahen Aktivitäten. Bei Einführung eines Arbeitsmarktbeitrages für 
Selbständige und Beamte müßte diese Lücke durch neue arbeitsmarktpolitische In
strumente ausgefüllt werden.
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Klös (1997:73-74) befürwortet sozialplanfinanzierte oder lohnsubventionierte Grün
dungsförderung zwecks Verringerung der Fertigungstiefe und einer neuen Arbeitstei
lung zwischen Industrie und Dienstleistungen. Durch arbeitsmarktpolitische Grün
dungshilfen könne die geringe Überlebenschance von Gründungen aus abhängiger 
Beschäftigung oder gar Arbeitslosigkeit deutlich verbessert werden. Die Mittelzu
weisung könne periodisiert oder als einmalige kapitalisierte Lohnersatzleistung er
folgen. Da eine Gründungsförderung für eine Ko-Finanzierung zwischen betriebli
chen und öffentlichen Mitteln besonders geeignet sei, solle vermehrt über eine Kop
pelung von Sozialplanmitteln mit Transfers wie dem Überbrückungsgeld nach § 55a 
AFG nachgedacht werden. Die Zusammenfassung von entlassungsbedrohten Arbeit
nehmern in betriebsorganisatorischen Einheiten zielte letztlich auf Ausgründung. 
Diese Einheiten, Einsatzbetriebe, in denen überzählige Montanbeschäftigte an 
Handwerks- und sonstige Betriebe ausgeliehen und dort qualifiziert werden, sowie 
Arbeitskräftepools könnten den qualifikatorischen und sektoralen, also externen 
Strukturwandel fordern. Werden Abfindungszahlungen als Einstiegshilfe in neue Be
schäftigung präventiv angelegt, könnten die entlassenden Unternehmen frühzeitig 
disponieren, welche Leistungen von ehemaligen Mitarbeitern zugekauft werden, was 
wiederum den neuen Selbständigen Chancen auf maßgeschneiderte Produkte und 
damit Wettbewerbsvorteile verschafft.

Gerade wenn Qualifizierung mit Kurzarbeit oder anderen Arbeitszeitpuffem für be- 
triebsinteme Umstrukturierung, betriebliche Innovation und Diversifizierung, Quali
fizierung für ko-finanzierte Beschäftigungsprojekte usw. nicht ausreichen, sind die 
positiven ostdeutschen Erfahrungen beim Wiederaufbau überlebensfahiger Betriebe 
durch die drei Gründungsformen, bei regionalen, betriebsgestützten F+E-Projekten 
und bei der Wirtschaftsentwicklung durch Flächen- und Gebäudemanagement einzu
beziehen und durch neue gründungsorientierte Arbeitsmarktinstrumente zu ergänzen.

4.3 Kombination von Beschäftigungsgesellschaften und Innovationsbetrieben

Qualifizierungs- und weitergehende Arbeitsförderungsmaßnahmen in eigenständigen 
Einheiten, betriebsgestützten oder gar losgelösten Gesellschaften lösen keine positi
ven Impulse für die Betriebsemeuerung aus, wenn sie nicht vom Betrieb angeregt 
wurden und wenn die Arbeitnehmer nicht weiterbeschäftigt werden. Daher liegt eine 
Kombination beider Aktivitäten nahe, die an Beispielen erörtert werden soll.

Die erste Koppelungslösung vom Dezember 1995 ist die “Qualifizierungs- 
gesellschaft Landsberg mbH” (als erste in Bayern), die - übrigens im Zuge der Rü
stungskonversion - 60 “überflüssige” Spezialisten der DASA in Kurzarbeit Null für 
zivile Tätigkeiten qualifiziert, und die von drei ehemaligen DASA-Mitarbeitem ge
gründete “Elektrotechnische Support GmbH” (ETS). Die DASA Ulm unterstützt die 
ETS durch Anschubfinanzierung, Infrastruktur- und Grundstückshilfe sowie im 
Rahmen des Outsourcing durch bevorzugte Aufträge zu marktgerechten Preisen. 
Außerdem stellt sie den Gegenwert der Monatsgehälter bereit, die den Mitarbeitern
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bei Verbleib bis zum Ende der regulären Kündigungsfrist zustünden. Durch den vor
gezogenen Eintritt in die Qualifizierungsgesellschaft können ihr pro Mitarbeiter 
maximal drei Monatsgehälter, zusätzlich umgewandelte Sozialplanansprüche zuflie
ßen. Die BA zahlt strukturelles Kurzarbeitergeld nach § 63 Abs. 4 AFG und Maß
nahmekosten. Staatliche Mittel der Existenz- und Innovationsförderung kommen 
hinzu. Ferner haben sich DASA-Mitarbeiter bereiterklärt, mit partiarischen Arbeit
nehmerdarlehen die Eigenkapitalbasis der ETS zu stärken.

Beide Unternehmen sind Teil eines einheitlichen Konzepts, die Arbeitslosigkeit wird 
in der Qualifizierungsgesellschaft überbrückt, die langfristige Tätigkeit wird in dem 
Wirtschaftsuntemehmen aufgenommen. Trotz schwieriger Kostenabgrenzung wer
den beide Gesellschaften sauber getrennt, zum einen um Fördermittel zu erhalten, 
zum anderen um Markteffizienz zu messen. Neugründungen laufen sonst Gefahr, 
betriebliche Kosten- und Ertragsrechnungen zu vernachlässigen und Anlaufverluste 
zu verschleiern. Werden laufende Geschäfte aus den Abfindungen der Mitarbeiter 
finanziert, werden diese entlassen, wenn sie aufgebraucht sind - die dauerhafte Be
schäftigung fehlt, hier wird sie in der ETS geboten. In der Qualifizierungsgesell- 
schaft haben die Mitarbeiter ein Beschäftigungsverhältnis, sie behalten ihre Ansprü
che an die Sozialversicherungen in Höhe ihres alten Bruttogehaltes und bauen sie 
sogar aus. In der Probezeit können sie selbst kündigen, ohne Sperrzeiten beim Ar
beitslosengeld zu erhalten (Wolfseher 1996:125-131).

Im zweiten Beispiel ließ die iQG, Beschäftigungs- und Qualifizierungsgesellschaft 
am DASA-Standort Wedel einen Teil der von ihr aufgenommen Kurzarbeiter in vier 
Innovationsprojekten Produktentwicklungen vorantreiben, Märkte erkunden und 
Existenzgründungen vorbereiten. Mit dem Gründungskapital aus Sozialabfindungen 
entstanden drei neue Unternehmen mit 12 Beschäftigten. Die iQG half, indem Ar
beitnehmer auftragsbezogen in Zweitarbeitsverhältnissen mit Rückkehroption zur 
Verfügung gestellt wurden (Knuth/Vanselow 1995:105f.). Büttner/Schenk (1995:47) 
verweisen auf eine “Ideenwerkstatt” der VEM motors GmbH, Hamburg, deren Be
triebsrat nach wiederholtem Personalabbau Produktideen anregte, die nicht ins Un- 
temehmenskonzept passen, um Ersatzarbeitsplätze in freiwerdenden Betriebsteilen 
für betriebsbedingt ausscheidende Arbeitnehmer zu schaffen.

Die innovative Leistung der iQG besteht darin, die Aktivierbarkeit von Kurzarbeit 
für Entwicklungsarbeiten belegt zu haben (Knuth/Vanselow 1995:112). Die Vorar
beiten für Gründungsaktivitäten setzen konzeptionelle Tätigkeiten voraus, For
schung, Vorentwicklung, Patentanmeldung, Prototypen, Markterkundung, Markter
schließung usw. Anfänglich konnten solche Arbeiten in den neuen Ländern auch in 
ABM gefördert werden.

Das dritte Beispiel DITEC bildet eine von Digital Equipment abgespaltene Mitarbei
tergesellschaft für 1300 Beschäftigte als Belegschafts-buy-out in ein neues Wirt
schaftsunternehmen, das Beschäftigungssicherung statt Abfindung und Arbeitsförde
rung bot. Es handelt sich um eine Übernahme als “Mitarbeitergesellschaft”, eine Be
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triebsfortführung als Belegschaftsuntemehmen. Knuth/Vanselow (1995:109) verwei
sen auf weitere Beispiele , die an die überwiegend gescheiterten Betriebsübemahmen 
der 1980er Jahre anknüpfen, und nennen ein NRW-Förderprogramm von Mitte 1994, 
das geplante Belegschaftsinitiativen zur Übernahme stillzulegender Betriebe berät. 
Die DITEC übernahm Geschäftsfelder, Kunden und Produkte des Mutterhauses und 
suchte von Anfang an die Beschäftigungssicherung am Markt, selbst wenn die Be
schäftigungsorientierung Vorrang vor der Eigenkapitalrendite hatte.

4.4 Bestimmung neuer Beschäftigungsfelder: Ideenbörsen

Konzentrieren sich Betriebe zwecks Restrukturierung auf die Stärkung ihrer Ein
nahmeseite und die Modernisierung ihrer Wertschöpfung statt auf Arbeitskostensen
kung und Personalabbau, so können die vorderen und die hinteren Glieder der insge
samt zu erneuernden Wertschöpfungskette auch öffentlicher Beratung und Förderung 
zugänglich gemacht werden. Dies betrifft Forschung und Entwicklung, das Heraus- 
finden neuer Beschäftigungsfelder, Markteinführung und Absatzförderung. Da dies 
grundsätzlich betriebliche und marktabhängige Funktionen sind, können hier nur öf
fentliche Hilfestellungen gegeben werden.

Im Frühjahr 1991 hatte das “Gemeinschaftswerk Aufschwung Ost” öffentliche In
vestitionsprogramme mit verstärkter Arbeitsmarktpolitik verknüpft, ABM wurden zu 
einem großen und experimentellen Beschäftigungsinstrument. Dabei galten acht 
Prinzipien (Knuth 1996:59-61):

• Vollkostenförderung von 100 % der Arbeitsentgelte und flächendeckend, wenn 
die Maßnahme mangels Eigenmittel des Trägers sonst nicht zustandegekommen 
wäre;

• Sachkostenförderung einschließlich Investitionen und Geräte-Leasing sowie 
Maßnahmekosten für die arbeitsbegleitende Qualifizierung;

• Groß-/Projektförderung durch höhere Sachkostenzuschüsse und Sanierungspro
jekte sowie Personal- und Sachkosten in “ABM für ABM”;

• Investive- und strukturpolitische Orientierung durch Priorität für Verbesserun
gen der sozialen, wirtschaftsnahen und ökologischen Infrastruktur mit zahlrei
chen Teilnehmern;

• Betriebliche oder betriebsnahe Trägerschaft von Großprojekten im Bereich der 
Unternehmen und ABM in betrieblicher Trägerschaft;

•  Existenzgründung aus ABM;

• Arbeitsbegleitende Qualifizierung mit 20 % Anteil und Sachkostenübemahme;
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• Kollektiver Zugang von Belegschaften (ganz oder teilweise) aus Kurzarbeit Null 
nahtlos in ABM, was die projektförmige Organisation und die produktiv- 
investive Orientierung der Maßnahmen unterstützte.

Für ABM gab die BA 1990-96 insgesamt gut 62 Mrd. DM aus, davon 45,3 Mrd. DM 
im neuen Bundesgebiet.

Die genannten Ausweitungen stellen in sich schon Innovationen der Beschäftigungs
forderung dar, tragen neue Impulse in die Trägerbetriebe, sind wirtschaftsnah und 
investiv, verbessern die Infrastruktur für bestehende Betriebe sowie die Vorausset
zungen für Neuansiedlungen und Gründungen und fordern damit zugleich den inter
nen und externen Strukturwandel. Wirtschaftsnahe Bildungsträger haben seit der 
Lockerung des Alleinvermittlungsrechts der BA durch eigene Vermittlungen ein zu
sätzliches Qualitätskriterium für ihre Effizienz.

Zugleich haben Förderprogramme beim Aufspüren, Ausprobieren und Konsolidieren 
neuer Beschäftigungsfelder, dem wohl wichtigsten Restrukturierungsaspekt von Be
trieben, eine Pionierfunktion. Die ABM-Ideensammlung (ivb Nr. 41 vom 10. Okto
ber 1991) nennt 118 Maßnahmekategorien und spätere Maßnahmeziele von ABM 
bringen weitere Neuerungen.

Generell kann man die Anträge und bewilligten Projekte der europäischen, nationa
len und regionalen Wirtschafts- und Arbeitsförderung als wichtige Anregungen für 
neue Geschäftsfelder und damit öffentlich geförderte Markterprobung und Restruk
turierungshilfe ansehen:

• Die in Tabelle 2 genannten Europäischen Förderprogramme.

• Die Inhalte und Arbeitsschwerpunkte der rd. 100 ADAPT-Projekte (ADAPT- 
Kompendium 1996).

• Die in der Wirtschafts- und Regionalförderung, z. B. der Gemeinschaftsaufgabe 
Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur genannten Förderschwerpunk- 
te und Projektinhalte.

• Die arbeitsmarktpolitischen Programme der Bundesländer in ihren betriebsbe
zogenen Teilen (Arbeitsförderungszentrum 1996).

• Die Vorschläge als Diskussionsangebote aus der IG Metall zu Vitalisierungs- 
programmen für Sanierungsbetriebe, zur zukunftsorientierten Regionalpolitik, 
zur Wirtschaftsforderung, zur Produkt- und Prozeßinnovation, zu Zukunftsin
vestitionen, Marktzugangshilfen und zur Stärkung betrieblicher Funktionen (IG 
Metall 1996).

Bei ABM ist die private Trägerschaft durch Unternehmen gering, 1991/92 waren 
nach BA-Angaben lediglich 4 % der (ABM-)Beschäftigten in Maßnahmen tätig, die 
ganz oder teilweise an private Unternehmen vergeben wurden. Auch bei den grund-
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sätzlich vergabefähigen Projekten wurde lediglich in 10 % der Fälle ein Privatunter
nehmen beauftragt (Wolfinger/Brinkmann 1996:340).

Generell gilt, daß Begleitforschung, Evaluation und Wirkungsanalysen (Schmid u. a. 
1997) die innerbetrieblichen Wirkungen öffentlicher Fördermaßnahmen nahezu 
vollständig ausblenden. Zudem stellt die Forschung nicht auf betriebliche Restruk
turierungsprozesse mit öffentlicher Wirtschafts- und Arbeitsförderung ab. Die dazu 
erforderlichen einzelbetrieblichen Verlaufsdaten von Entwicklung und Förderung 
solcher Betriebe sind erst im Aufbau, z. B. im IAB-Betriebspanel (Beilmann u. a. 
1996; Kühl/Lahner/Wagner 1997). Insbesondere der Prozeß der Markterkundung 
und der Erprobung neuer Dienste/Produkte bleibt zu erforschen.

4.5 Regionalagentur fü r Unternehmensentwicklung und Unternehmenssanierung

Unzureichende Kooperation zwischen Zulieferer- und Finalproduzenten, Marktpro
bleme, Liquiditätsengpässe, Eigenkapitalmangel, fehlende Kreditsicherheiten und 
Managementdefizite sowie aktuelle und absehbare Konkursfalle machen einzelbe
triebliche Restrukturierungsbemühungen häufig zunichte oder gänzlich unmöglich. 
Als exemplarischen Ausweg nennen Barth/Bender (1996) den Vorschlag “Sanieren 
durch Innovation - Chemnitzer Regionalagentur für Untemehmensentwicklung und - 
Sanierung im Maschinenbau”. Er wurde am 3. Mai 1996 von Geschäftsführern und 
Betriebsräten Chemnitzer Unternehmen, Vertretern des Bundeswirtschaftsministeri
ums und des Arbeitsamtes, der Chemnitzer Wirtschaftsförderungs- und Entwick
lungsgesellschaft, der Geschäftsführer der ABS Wetexbau und Mitarbeitern der IG 
Metall erarbeitet. Die Projektarbeit der Agentur umfaßt zwei Bereiche:

• Sie soll gefährdeten Unternehmen frühzeitig bei Konzepten zur Weiterentwick
lung und Sanierung behilflich sein und für das notwendige Managementwissen 
sorgen. Im Konkursfall sollen mit den Verwaltern zügig Auffanglösungen und 
Finanzierungskonzepte erarbeitet werden. Mit dem Arbeitsamt werden Auffang
lösungen gestaltet, die Arbeitnehmer aufnehmen, die während der Gesamtvoll
streckung oder nach dem Entwicklungs- und Sanierungskonzept nicht mehr im 
Ursprungsbetrieb bleiben können. Mit Hilfe externer Manager sollen für Mitar
beiter in überlebensfähigen Betriebsteilen möglichst schnell Dauerarbeitsplätze 
geschaffen werden.

•  Sie soll den Zugang der kleinbetrieblichen und mittelständischen Wirtschaft zu 
privaten und öffentlichen Aufträgen in der Region erleichtern, das Vemet- 
zungspotential ausschöpfen und überbetriebliche Kooperation fördern. Eine re
gionale “Suche-Biete-Auftragsbörse” informiert über Kunden- und Zulieferer
aufträge aus der und an die Region. KUM wird mit überbetrieblichen Koopera
tionen bei Vertrieb, Produktion und Beschaffung zwecks Vernetzung von Wert
schöpfungspotentialen geholfen. Es gibt ein Informations- und Koordinierungs
instrument für öffentliche und private Investitionsaufträge, die Bildung von Ar-
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beitsgemeinschafiten und Hilfen bei der Zertifizierung nach DIN, ISO und Öko- 
Audit. Bestimmt wird auch der Qualifizierungsbedarf und die Aus- und Wei
terbildung.

Eine frühzeitig einsetzende, vorbeugende Emeuerungspolitik vor dem Konkurs gilt 
als wesentlich effizienter. Immerhin gingen 1996 in den neuen Ländern 7419 Unter
nehmen in die Gesamtvollstreckung, gut 26 % mehr als 1995; im Westen waren es 
18 111, ein Plus von 10 %. Besonders innovativ ist die bundesweite Auftragsbörse, 
die allen Maschinenbaubetrieben zugute kommt. Geplant ist ein betriebliches Früh
warnsystem, wobei die Regionalagentur beteiligte Unternehmen bevorzugt unter
stützt. Die neue Institution bündelt die regionalen Beratungspotentiale und Entschei
dungskompetenzen und hat insofern Modellcharakter für die neuen Länder.

4.6 Regionales Restrukturierungsmanagement

Das Beispiel der Regionalagentur weist einen Ausweg aus der jahrzehntelangen Dis
kussion um die beschäftigungswirksame Verzahnung von Arbeitsförderung und Re
gionalpolitik. Statt “Konkurs der Akteure”, präventiver Ansätze möglichst schon im 
Betrieb vor Krise oder Konkurs, “Bündelung der Aktivitäten”, Dezentralisierung der 
Verwaltungen und Kooperation mit der Wirtschaft behindern und blockieren sich 
gegenseitig ausschließende oder ausgrenzende Zuständigkeiten, Denkweisen und 
Förderinstrumente den Interessenausgleich und abgestimmtes Handeln der beschäf
tigungspolitischen Akteure. Gefordert werden die “institutionelle Schaffung von 
Netzwerkstrukturen” und eine konzeptionelle Neuorientierung der Arbeitsmarkt- und 
Strukturpolitik” (Seifert/Ziegler 1995:182).

Damit vollzieht sich eine Abkehr vom traditionellen Konzept (Wirtschaftsförderung, 
Betriebsansiedlung, Gründungshilfen, Gewerbepark, Verbund KUM-Forschungs- 
landschafit, Mittelstandspolitik) und eine Renaissance innerbetrieblich aktiven 
Strukturwandels. Wirtschaftsordnungsradikale Vorstellungen, daß es Aufgabe der 
Unternehmen sei, sich strukturellen Änderungen anzupassen, haben abgestimmten, 
kooperativen und arbeitsteiligen Vorgehensweisen Platz gemacht, die als solche 
schon innovativ sind. Durch gezielte regionale und landesweite Strukturpolitik- 
Maßnahmen sollen zeit- und ortsnah bestehende Strukturen und Arbeitsplätze ge
nutzt werden, um dort zukunftsfahige Produkte zu entwicklen, mit denen vor Ort 
durch Modernisierungen oder Umstrukturierungen in existierenden Betriebsanlagen 
Arbeitsplätze erhalten bzw. aufgebaut werden können. So setzt Europas größter Au- 
tokonzem VW neben “insourcing” bisher an Zulieferer vergebener Aufträge bei der 
Beschäftigungssicherung auf Ansiedlungen, eine Forschungsoffensive und den Aus
bau eigener Innovationen. Dabei zielen die Unternehmen vor allem auf

• die intelligente Automatisierung einfacher Verrichtungen;



372

• Innovationen bei Produkten und in der Fertigung, die viel Know-How erfordern 
und sehr wertschöpfungsintensiv sind;

• Kreativität und außergewöhnliches Design;

• Schnelle Umsetzung neuer Entwicklungen in der Fertigung; Verringerung der 
Zeit zwischen Entwicklung und Markteinführung;

• Konzentration auf Produkte oberer Preisklassen;

• hohe Lieferbereitschaft; Produktion erst nach ausreichenden Bestellzahlen, La
germinimierung;

• Unabhängigkeit von einengenden Tarifverträgen und loyale Mitarbeiter 
(Böhmer 1997).

Ein konkreter Ansatzpunkt für innovatorisch-strukturpolitisch ausgerichtete Projekte 
ist die Konversion und Revitalisierung von wegbrechender Produktion und wegbre
chenden Arealen. Bei der “Aktivierung von Entwicklungs- und Produktions-Know- 
How und -kompetenz aus betrieblichen Krisenentwicklungen oder Zusammenbrü
chen ist dabei Leitgedanke, wertvolle, zukunftsträchtige Ressourcen (Flächen, 
Standorte, Personal, Know How) bei Abbau von Produktionskapazitäten oder Be
triebsstillegungen nicht vollständig verloren zu geben, sondern Anknüpfungspunkte 
für neue wirtschaftliche Aktivitäten in Zusammenarbeit mit den betroffenen Unter
nehmen aufzugreifen und in Form von Ausgründungen oder neuen Nutzungen zu 
fördern” (Neumann 1996:755).

Zugleich werden Regional- und Wirtschaftsförderung mit der Arbeitsforderung und 
betrieblichen Verpflichtungen aus dem Interessenausgleich verbunden, in dem sich 
Unternehmen im Fall einer Förderung durch Dritte zur Ko-Finanzierung verpflich
ten. Im Grundig-Interessenausgleich von März 1996 “ist es der IG Metall gelungen, 
untemehmensbezogene Aktivitäten zur Beschäftigungsförderung und -Sicherung im 
Rahmen eines Interessenausgleichs an die regionale Entwicklungsperspektive anzu
docken und fordertechnisch abzusichem” (Neumann 1996:760).

Anders als im Repräsentantenmodell, nach dem besorgte Vertreter der Tarifparteien 
und der öffentlichen Hände regelmäßig, aber mangels Zuständigkeit, Kompetenz und 
Eigenmittel ohne Entscheidungen und Umsetzung folgenlos zuammenkommen, ver
sammelt das Akteursprinzip, das mindestens zur Hälfte Untemehmensvertreter ein
bezieht, alle Verantwortlichen in einem “Konsensgremium”. Sie arbeiten aus einer 
Bestandsaufnahme und absehbaren Entwicklungsperspektiven ein regionales Ent
wicklungsleitbild, z. B. in Mittelfranken zu folgenden Themen (Neumann 1996:757):

• Wirtschaftsstruktur und -fÖrderung

• Verkehrsinfrastruktur und Verkehrstechnologie

• Innovationspotentiale

• Handel und Tourismus
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• Umwelt und Energie

• Kommunikationswirtschaft

• Außenhandelsorientierung

• Humankapital und Qualifizierung

• Weiche Standortfaktoren

Daraus werden konsensual “Kompetenzfelder” und “Kompetenzinitiativen” entwik- 
kelt, die Ansatzpunkte für gemeinsame Projektarbeit sind, die in überwiegend pri- 
vatwirtschaftlicher Trägerschaft oder zum kleineren Teil in public-private- 
partnership mit 50 % Eigenbeteiligung laufen. Diese sind wiederum mit vier Groß
vorhaben der bayerischen Landesregierung “Technologiepark Mittelfranken”, 
“Mulitmedia-Competence-Center Franken”, Fraunhofer Arbeitsgruppe “Tele
kommunikation” und einem “Gewerbepark” sowie weiteren Einzelvorhaben ver
knüpft. Ein Netzwerk “Arbeit und Qualifizierung Region Nürnberg” will Arbeitslo
sigkeit durch beschäfitigungssichemde Maßnahmen in Unternehmen mit Struktur
problemen vermeiden helfen und Übergänge in neue Beschäftigung ermöglichen.

Das regionale “Veränderungsmanagement” setzt zwingend um den “Mittelpunkt 
Betrieb” gruppiert an, weil zum einen mit Priorität für “Prävention” der betriebliche 
Strukturwandel unterstützt, beschäftigungswirksame Projekte initiiert und arbeits
marktpolitisch Übergänge geschaffen, zum anderen den betroffenen Beschäftigten 
die Angst vor dem allseits gewollten Strukturwandel genommen werden soll, indem 
ihnen Weiter- oder Wiederbeschäftigungschancen in konkreten Projekten und Initia
tiven aufgezeigt werden.

Zum Netzwerk “Arbeit und Qualifizierung in der Region” gehören eine Reihe von 
Partnerschaftsprojekten von Unternehmen, Gewerkschaften und öffentlicher Hand, z. 
B. eine Standortgemeinschaft von Existenzgründem, ein Firmenverbund zur Förde
rung der beruflichen Weiterbildung und eine Gesellschaft für Personalentwicklung 
und Qualifizierung. Erstens soll damit schneller und effektiver auf betriebliche Ver
änderungen reagiert werden, die Erschließung zukunftsfähiger Geschäftsfelder er
leichtert und die Personalentwicklung diesen Wandelprozessen angepaßt werden. 
Zweitens sollen zielgenaue Übergänge in neue Beschäftigungsfelder organisiert wer
den, die durch Leitprojekte und Kompetenzinitiativen (z. B. Kommunikationswirt- 
schaft, Verkehrswirtschaft, Medizintechnik) gefördert werden. Drittens soll öffent
lich finanzierte und geforderte Beschäftigung möglichst wirtschaftsnah und markt
fähig angelegt sein, um Übergänge in unsubventionierte Beschäftigung zu bewerk
stelligen.

Die betriebsinteme Unterstützung von Unternehmensleitung und Arbeitnehmerver
tretung in betrieblichen Krisensituationen umfaßt (Neumann 1996:761):
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• Moderation mit dem Ziel der Konsensbildung zwischen den betrieblichen Par
teien;

• Information über Möglichkeiten betriebsnaher Arbeitsmarktpolitik;

• Konzeptentwicklungen in förderrechtlicher und inhaltlicher Hinsicht, ausge
hend von der betrieblichen Situation, z. B. durch Innovationsprojekte, Arbeits
organisation, Arbeitszeitflexibilisierung, Qualifizierung;

• Koordinierung und Abstimmung mit der Arbeitsverwaltung;

• Einbeziehung externer Partner und Institutionen.

Im Arbeitsmarkt- und Sozialfonds Bayern sind von den Verbänden der Wirtschaft 
und dem DGB gemeinsam vorgeschlagen worden:

“Finanzielle Unterstützung von befristeten Koordinierungsstellen bei schwerwiegen
den strukturellen Verschlechterungen bestimmter Wirtschaftszweige bzw. bei Mas
senentlassungen zur Zusammenführung der regionalen Aktivitäten, die für die 
Überleitung von Arbeitsverhältnissen in neue Tätigkeitsfelder erforderlich sind, und 
zur Beratung bei Management-buy-out-Projekten” (Bayerische Staatsregierung u. a. 
- Beschäftigungsprogramm Bayern 1996:9).

Die fünf erkennbaren Prinzipien: Dezentralisierung, Entgrenzung der Politikberei
che, kooperative Steuerung, Erarbeitung von Leitbildern und Projektorientierung 
schaffen realistische Voraussetzungen für eine frühzeitige und kontinuierliche Ein
bindung der Betriebsebene. Hier wirken Wirtschafts- und Arbeitsförderung gemein
sam an der Restrukturierung der Betriebe mit. Wie gezeigt, bedarf es dazu innovati
ver Institutionen und Vorgehensweisen des öffentlichen Managements betrieblicher 
Wandlungsprozesse vor Ort. Ungelöst bleibt die Frage, ob dabei mehr betriebliche 
Mittel als aus dem Interessenausgleich mit den Zuwendungen der Wirtschafts- und 
Arbeitsforderung verbunden werden können. Und bislang ist die Aufgabe der Kem- 
innovation von Betrieben und ihrer Beschäftigung weder inhaltlich noch zuständig
keitsmäßig gelöst, so daß der öffentliche Brückenvortrieb noch nicht auf innerbe
triebliche Brückenpfeiler stößt.

Die Rolle der Technologiezentren, die seit Anfang der 1980er Jahre existieren, die 
gegenwärtig in 200 Zentren mit knapp 5000 Unternehmen rd. 40 000 Arbeitsplätze 
bieten und von denen bis zum Jahr 2000 weitere 70 hinzukommen sollen, ist in die
sem Zusammenhang nicht klar zu bewerten:

Die Insolvenzgefahr ist mit 5 % binnen drei Jahren relativ gering, die Verlagerung 
ins Umland der Zentren stark, die Betriebs -und Beschäftigungseffekte sind beacht
lich. Doch sind die Zentren gegenwärtig (1997) nur zu 89 % ausgelastet, nicht die 
Hälfte denkt an Erweiterung. Im Durchschnitt arbeiten 38 % kostendeckend, 40 % 
erhalten vor allem in der Aufbau- und Anlaufphase Zuschüsse, 23 % erhalten lage
bedingte Beihilfen. Trotz der Schwerpunkte IuK-Technik, Software und Umwelt
technik wird auf mehr Vernetzung abgestellt (FAZ Nr.77, vom 3.4.1997).
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4.7 Kooperative Beschäftigungspolitik au f Landesebene

Bei 4 Millionen Arbeitslosen im Jahresdurchschnitt 1996 differierte die regionale 
Arbeitslosenquote um den Schnitt von 10,4 % zwischen 17,7 % in Sachsen-Anhalt 
und 6,8 % in Bayern. Beide Länder haben 1996 ihre arbeitsmarkt- und beschäfti
gungspolitischen Leitvorstellungen vorgelegt, wobei Sachsen-Anhalt (Ministerium 
für Arbeit, Gesundheit und Soziales 1996) das Programm der Landesregierung vor
stellt, während Bayern einen “Beschäftigungspakt” zwischen Landespolitik, Wirt
schaft und Gewerkschaft zwecks Halbierung der Arbeitslosigkeit durch neue Ar
beitsplätze und Betriebe bietet (Bayerische Staatsregierung u. a. 1996). Nach dem 
AFG erhält Sachsen-Anhalt 1995 etwa 7 Mrd. DM, darunter 4 Mrd. DM für Ar
beitsmarktpolitik, und das Land steuerte dafür 767 Mio. DM bei, der Spitzenwert der 
neuen Länder. Bayern stellt für den Beschäftigungspakt 1,23 Mrd. DM aus Privati
sierungserlösen bereit.

Sachsen-Anhalt sieht über die landeseigene Förderpolitik hinaus seine Möglichkei
ten in der Mitgestaltung der Bundesgesetzgebung über den Bundesrat, in der Mitwir
kung an der Selbstverwaltung der BA an deren Mittelverwendung und -Steuerung 
sowie in der Ausrichtung der ESF-Programmstruktur auf die Erfordernisse des Lan
des. Neben der Unterstützung von Existenzgründem und sozialorientierten Erwerbs
betrieben sowie der Projektförderung in der investiven und sozialen Infrastruktur 
stehen Maßnahmen zwecks Erhalt und Sicherung der Wettbewerbsfahgikeit, der Per
sonalentwicklung und Innovationsfähigkeit in KMU. Die Beschäftigtenqualifizie- 
rung soll künftig stärker auf die Innovationsfähigkeit der Betriebe abzielen und sie 
bei ihrer Organisation- und Personalentwicklung i.S. einer leistungsfähigen Beleg
schaft unterstützen. Die Betriebe werden bereits bei der Feststellung ihres Qualifizie
rungsbedarfs und der Umsetzung geeigneter Qualifizierungsmaßnahmen beraten. 
Aus EFRE- und ESF-Mitteln werden “Initiatoren für Organisations- und Personal
management” sowie die nötigen Neuqualifizierungen für innerbetrieblichen Struk
turwandel gefördert (Sachsen-Anhalt 1996:41). Regionalisierung der Arbeitsmarkt
politik wird als Einbeziehung der örtlichen Entscheidungs- und Finanzträger in die 
Gestaltung, Umsetzung und Finanzierung der Förderprogramme gemäß regionaler 
Entwicklungskonzepte gesehen, wobei Sanierungs- und ABS-Gesellschaften wichti
ge Katalysatorfunktionen haben. Vernetzung wird innerhalb der Landespolitik und 
zwischen ihr und den AFG- bis EU-Programmen angestrebt. Auch Thüringen ver
folgt einen Ressortkonsens zwischen wirtschafts- und Arbeitsförderung.

Bayern geht mit seinem “Beschäftigungspakt” zwischen den Organisationen der 
Wirtschaft, dem DGB Bayern und der Staatsregierung weit über ein Landespro
gramm für Arbeitsmarktpolitik hinaus. Auch die übrigen Bundesländer haben in ih
ren Programmen interessante Details, die hier aber nicht unter dem Aspekt der Wirt
schaftsnähe und des Betriebsbezuges mit besonderem Augenmerk auf Restrukturie
rungshilfen aufgearbeitet werden können. Während es um das “Berliner Bündnis für 
Standortsicherung und Beschäftigung” (Der Berliner Bürgermeister u. a. 1996) recht
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still geworden ist und die Spitzen von Landespolitik, Wirtschaft und Gewerkschaften 
in Hessen über Absichtserklärungen nicht hinausgekommen sind (Handelsblatt Nr. 
159 vom 19.8.1996), bietet der bayerische Beschäftigungspakt ganz neue Ansätze, 
mit denen das Land die unternehmerische Entscheidungsfindung inhaltlich, institu
tioneil und finanziell unterstützt, ohne selbst unternehmerische Funktionen wahrzu
nehmen (Bayerische Staatsregierung u. a. 1996:3-4):

• der gezielte Ausbau der Forschungsinfrastruktur und der Hochschulen mit kon
kret benannten Vorhaben soll die Anwendungsorientierung stärken und den 
technologischen Vorsprung sichern3;

• der anwendungsbezogene Technologietransfer zwischen Universitäten/Fach
hochschulen und Wirtschaft wird durch Verbundforschung in folgenden 
Schlüsselbereichen verbessert:

- Informations- und Kommunikationstechnik

- Systemtechnik

- Bio- und Gentechnologie

- Medizintechnik

- Solartechnik und Wasserstofftechnologie

- Reaktortechnologie

- Verkehrstechnologie

- Umwelttechnologie und nachwachsende Rohstoffe

- neue Werkstoffe, Werkzeug und Maschinenbau

- Lasertechnik

- Luft- und Raumfahrt

- Mikrosystemtechnik, Softwaretechnik

- Bauen in der Zukunft

- Katalysetechnik

• Integration des Technologietransfers in die Aus- und Fortbildung; Technologie
beratung für Arbeitnehmer; Verbesserung der Technikakzeptanz in der Bevöl
kerung;

• Innovationsoffensive: Aufbau einer Bayern Innovativ-Gesellschaft für Innova
tion und Wissenstransfer mbH;

Z. B. haben 1994 US-Hochschulen Lizenzeinnahmen von 500 Mio. $ erzielt und durch die 
Lizenseinnahmen wurden 1000 Gründungen initiiert sowie 150 000 Arbeitsplätze geschaffen.
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• Bündelung und Ausbau regionaler technologischer Kompetenzen zur Verbesse
rung des gegenseitigen Informationsstandes über vorhandene Innovationspoten
tiale und deren Nutzbarmachung für die bayerische Wirtschaft in Kompetenz
zentren (Verkehr, Umwelt, Bio- und Gentechnologie);

• Verbundprojekte für Autohersteller und Zulieferer;

• Errichtung von 20 Gründerzentren, technologieorientierte Untemehmensgrün- 
dungen, High-tech-Ausgründungen aus dem Hochschulbereich in Technologie- 
und Gründerzentren, Aufbau einer Risikokapitalgesellschaft, Rreditgarantiege- 
meinschaften.

Für 65 arbeitsmarktpolitische Projekte sollen 55 Mio. DM ausgegeben werden. Ein 
Experimentiertopf erlaubt die Erprobung innovativer Instrumente wie der Dienstlei
stungszentren. Personalentwicklungsgesellschaften sollen bei Betriebsstillegungen 
entlassene Arbeitnehmer aufnehmen, sie qualifizieren, auch während struktureller 
Kurzarbeit, vermitteln oder überlassen und neue Existenzen aufbauen helfen. Die 
befristeten Koordinierungsstellen zur Bündelung regionaler Aktivitäten bei Massen
entlassungen wurden schon erwähnt.

Zwar läßt der Beschäftigungspakt auf Landesebene die Betriebe unberührt und 
schafft damit keine Brücke zu betrieblichen Bündnissen für Arbeit. Doch verpflichte
ten sich die Organisationen der Wirtschaft, bei ihren Mitgliedsfirmen für verstärkte 
Investitionen in Bayern zu werben, für die Realisierung des Arbeitsplatzziels zur 
Halbierung der Arbeitslosigkeit einzutreten sowie mehr Teilzeitarbeitsplätze und für 
jeden Schulabgänger in zumutbarer Entfernung einen Ausbildungsplatz zu schaffen. 
Tarifliche Rahmenregelungen sollen auf betrieblicher Ebene ausgefüllt werden. Der 
Verbindlichkeitsgrad der Vereinbarungen wird an ihrer Realisierung ablesbar. 
Wichtig sind vor allem die geschilderten kleinregionalen Umsetzungsinitiativen in 
die Betriebe und die Orientierungsmöglichkeiten für Betriebe mit Restrukturierungs
absichten an Forschungstransfer, Leittechnologien, Kompetenzzentren und Förder
projekten einschließlich der Beschäftigungs- und Qualifizierungshilfen.

IG Metall, VDMA und BMWI haben am 15.12.1995 im Branchendialog Maschinen
bau eine konstruktive Produktivitäts- und Innovationspolitik zur Zielverbindung von 
Beschäftigung und Wettbewerbsfähigkeit angestrebt. Im Beschäftigungspakt Bayern 
vom 11.6.1996 ist wiederum die Branchenebene nicht angesprochen, so daß als 
Verbindung ein regionaler Branchendialog in Bayern nahelag, an dem Manager, Be
triebsräte (FAUN, Riedhammer, Rieter, Deckel/Maho), Organisationsvertreter(IG 
Metall, VDMA) und Wirtschaftswissenschaftler teilnahmen (Bayempapier zum Ma
schinenbau 1997). Zu einer “innovativen und beschäftigungsorientierten Industrie
kultur” (ebenda S.l 1) zählen:

• eine Produktivitätspolitik, die gleichermaßen auf Innovation der Produkte und 
der Prozesse abstellt,
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• Top down- und bottom up-Innovationen sollen aufeinander zulaufen (60 % der 
Mitarbeiter eines Unternehmens gaben an, sie könnten das Produkt besser ma
chen),

• Kooperation entlang der Wertschöpfungskette,

• Aufeinander zugehen von Unternehmen und Wissenschaft,

• Unterstützende Industriepolitik, auch im Ausland z. B. durch die Industrie- und 
Handelszentren, Service nach Verkauf, Teleservice,

• Qualifizierungsschub in Schulen, Ausbildung, Hochschulen, in Untemeh- 
mensprozessen und bei der Weiterbildung.

Insofern ergänzen sich die landespolitischen Folgerungen im Beschäftigungspakt 
und die Vorkehrungen zum regionalen “Change Management” sowie die betriebli
chen Bündnisse für Arbeit und die Brachendialoge gegenseitig. Denn nur dann steht 
die Restrukturierung des Betriebes im Mittelpunkt, und Härtefallklauseln mit Ar
beitszeit- und Entgeltkonzessionen gegenüber Tarifvereinbarungen erhalten ihren 
Sinn und eine nachprüfbare Gegenleistung, wenn sie von Sanierungsprogrammen 
begleitet werden.

4.8 Konsolidierungsfonds und Sanierungsbeteiligung

Besonders hervorzuheben sind die Konsolidierungs- und Sanierungshilfen des Bun
des, der neuen Länder und spezifischer Institutionen für ostdeutsche Betriebe 
(Bruch-Krumbein/Hochmuth/Ziegler 1996):

• Konsolidierungsfonds:

THA-Nachfolgerin BvS mit 500 Mio. DM und Länder mit 250 Mio. DM unter
stützen Unternehmen, insbesondere der gewerblichen Wirtschaft, die aktuell fi
nanzielle Engpässe, aber insgesamt erfolgversprechende Zukunftsaussichten 
haben. Unternehmen müssen (I) ein Konsolidierungskonzept vorlegen, (II) Ei
genbeiträge des Unternehmens nachweisen, (III) die Kreditmöglichkeiten ihrer 
Hausbanken ausgeschöpft haben und (IV) den Nachweis erbringen, daß alle 
sich bietenden externen Finanzierungsmöglichkeiten ohne Erfolg beantragt 
worden sind. Bis Ende 1996 war der Fonds überzeichnet, eine Fortsetzung ist in 
Vorbereitung, z. B. über die Kreditanstalt für Wiederaufbau (KfW).

• Beteiligungsfonds Ost:

Von 1996-98 werden jährlich 500 Mio. DM für Darlehen zur Stärkung des haf
tenden Kapitals von KMU mit guten Marktchancen, aber finanziellen Proble
men in der Expansionsphase bzw. bei der Markteinführung von Innovationen 
ausgegeben. Gefördert werden investive Maßnahmen und Betriebsmittel:

- Forschung und Entwicklung neuer Produkte, Verfahren oder Dienstleistungen
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- Erwerb von Grundstücken und Gebäuden

- Bauinvestitionen

- Anschaffung von Maschinen und Fahrzeugen

- Betriebs- und Geschäftsausstattung

- Umlaufvermögen

- Managementhilfen

- Kooperationen

- Umstellungs- und Konsolidierungsmaßnahmen.

Neben der KfW (Refmanzierungsdarlehen für Beteiligungen) finanziert die 
Deutsche Ausgleichsbank die Kosten der Produkteinführung, Markterschlie
ßung, Investitionen in Humankapital wie investitionsbezogene Schulungen, 
Managementverstärkung und zeitliche Unterstützung und branchenübliche 
Markterschließungskosten mit absehbarer längerfristiger Kapitalbildung. Ferner 
gibt es ein ERP-Beteiligungsprogramm, ein KfW-Risikokapitalprogramm sowie 
Technologiebeteiligungen des BMBF/KfW sowie der Deutschen Ausgleichs
bank.

• Bundes- und Landesbürgschaften, stille Beteiligungen

Da die finanzielle Sanierung in der Regel mit investiven Maßnahmen durchge
führt wird, stehen insbesondere ostdeutschen Unternehmen für Investitionen 
und Betriebsmittel Bürgschaften der Bürgschaftsbanken, der Deutschen Aus
gleichsbank, Bundes- und Landesbürgschaften mitunter nur subsidiär oder als 
stille Beteiligungen der öffentlichen Hand zur Verfügung.

•  Managementhilfen

Neu gegründete und privatisierte Betriebe sind nach 3 bis 4 Jahren besonders 
insolvenzgefährdet, so daß prophylaktisch vor allem Managementschwächen 
behoben werden sollen. Wichtig sind (I) Moderation und Vermittlung, (II) Bera
tung und Schulung durch bezahlte oder ehrenamtliche Experten sowie (III) Ma
nagementhilfen bei “harten” Investitionen. In den neuen Ländern haben “runde 
Tische” das Krisenmangement häufig (in 7 von 10 Fällen) erfolgreich betrieben, 
in den alten haben in den letzten 10 Jahren 700 in der Bundesarbeitsgemein
schaft “Alt hilft Jung” organisierte Experten 26.000 Beratungen zur Existenz
gründung und -erhaltung durchgeführt. Untemehmensberatung, Information 
und Weiterbildung, Fach- und Führungskräfteseminare ergänzen die Manage
menthilfen.

• Sanierungsbeteiligungsgesellschaften

Die Gewerkschaften haben bei der Privatisierung, Sanierung und Gestaltung 
von Auffangkonzepten, bei gescheiterten Privatisierungen und bei Betriebsfort-
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führungen aus Gesamtvollstreckungen immer wieder Lösungen vorgeschlagen, 
die über die betriebliche Ebene hinausgehen und sie mit der regionalen Struk
turpolitik sowie der Arbeitsmarktpolitik zu verbinden suchen. Untemehmens- 
krisen und gescheiterte Privatisierungen sollen nicht mehr über Arbeitsplatzab
bau und Betriebsschließungen abgewickelt werden. Vielmehr sollen Betriebe 
durch eine konsequente Innovationspolitik saniert werden, indem (Zwickel 
1997):

- Betriebe externe Managementhilfen erhalten,

- neue Finanzierungsmittel erschlossen werden,

- von Bund und Ländern Sanierungsbeteiligungsgesellschaften aufgebaut 
werden,

- die BvS, zu einer Bund/Ländergesellschaft fortentwickelt, zu einem In
strument der Betriebssanierung gemacht wird,

- ausgehend von den betriebsendogenen und regionalen Potentialen an
hand von Entwicklungsleitbildem industrielle Zukunftsprojekte defi
niert werden,

- Regionalagenturen zur Stärkung der Kooperations- und Umsetzungs
fähigkeit der Akteure eingerichtet werden.

Aus diesen Konsolidierungs- und Sanierungshilfen wird deutlich, daß eindeutige 
Akzente bei Innovationen, Markterschließung und Investitionen gesetzt werden und 
gleichzeitig ein kompetentes Management notwendig ist, da diese Hilfen qualifizier
tes Personal zur innerbetrieblichen Umsetzung voraussetzen. Dabei ergeben sich 
vielfältige Ansätze für Arbeitsmarktpolitik, z. B. Lohnkostenzuschüsse, aber noch 
viel weitergehende Möglichkeiten, wenn die grundsätzlichen Schranken für innerbe
triebliche Arbeitsförderung weiter fallen.

5 Die Bedeutung arbeitspolitischer Transferagenturen und öffentlich geför
derter Betriebe für den Strukturwandel

Restrukturierung von Betrieben bedeutet auch deren öffentliche Bestandspflege, da 
die Beschäftigungsdynamik ganz überwiegend in bestehenden Betrieben stattfindet, 
während überlebende Neugründungen nach einem Jahrzehnt lediglich etwa ein 
Zehntel aller Arbeitsplätze bieten und im Strukturwandel den Arbeitsplatzverlust 
durch Konkurse und Betriebsschließungen auszugleichen versuchen. Da erfahrungs
gemäß während der Restrukturierung der Personalüberhang reduziert wird und be
stenfalls nach gelungener Sanierung Rückkehroptionen für betriebsspezifisch und 
zwischenzeitlich neu Qualifizierte bestehen, haben sich meist in Form betrieblicher 
Beschäftigungs- und Qualifizierungsgesellschaften arbeitspolitische Transferagentu
ren für den vorübergehenden oder endgültigen Personalüberhang gebildet. Sie fan
gen Personal auf, organisieren Kurzarbeit und Qualifizierung, betreiben Arbeitneh



381

merüberlassung und Weiterbildung in verleihfreien Zeiten, private Arbeitsvermitt
lung, Schnupperkurse und Praktika in Betrieben. Diese Transferagenturen sichern 
gleichsam die Restrukturierung des Betriebsbestands und verbinden so internen und 
externen Strukturwandel.

Umgekehrt besteht öffentliche Bestandspflege darin, daß in öffentlicher Regie Be
triebe unterhalten werden, die aktiv Hilfe zur Selbsthilfe in Krisenbetriebe hineintra
gen wollen. In dieser Zielsetzung unterscheiden sich Arbeitsforderbetriebe 
(verstanden als Oberbegriff) von anderen öffentlich geförderten Betrieben, die sich 
der Reintegration von Arbeitslosen in das Beschäfitigungssystem widmen: Soziale 
Betriebe, beschäfitigungsfÖrdemde und sozialorientierte Erwerbsbetriebe, Integrati
onsbetriebe, Jugendberufsbildungsbetriebe, Werkstätten für Behinderte usw. Diese 
betriebsförmigen Einrichtungen werden nicht weiter behandelt, obwohl sie als inno
vative staatliche und erwerbswirtschaftliche Betriebsgründungen wichtige Beiträge 
zur Beschäftigung und Qualifizierung leisten.

Am Beispiel der mypegasus-Beteiligungs-GmbH und der Berliner Arbeitsförderbe- 
triebe sollen die Beiträge und Bedeutung der Transferagenturen und der öffentlich 
geförderten Betriebe zum betriebsin- und -externen Strukturwandel verdeutlicht 
werden. Damit wird zugleich deutlich, daß in der öffentlichen Bestandspflege von 
Betrieben mit Restrukturierungsbedarf die Ausschließlichkeit interner oder externer 
Wandlung überwunden wird. Entscheidend ist die Zentrierung auf bestehende Er
werbsbetriebe.

5.1 Transferagenturen: Mypegasus-Beteiligungs-GmbH

Im Nachgang mehrerer Qualifizierungs- und Beschäftigungsprojekte, z. B. zur 
Gruppenarbeit in Form von Fertigungsinseln, Verbundprojekten zwischen Betrieben 
zur technischen und organisatorischen Umgestaltung, für neue Arbeitsformen 
(Mangold u. a. 1996:157-172), entstand im Mai 1994 eine “Beschäfitigungs- und 
Qualifizierungsgesellschaft mypegasus-GmbH” (BQG). Nach Belegschafitsprotesten 
wurde der Konzemstillegungsbeschluß aufgehoben und der Altbetrieb mit 230 Be
schäftigten verkauft, 330 Beschäftigte wurden von der BQG aufgenommen. Mype- 
gasus ist in den alten Bundesländern außerhalb des Montanbereichs die größte 
Transferagentur. Ihre Hauptfinanzierungsquellen sind Auslauflöhne bzw. Sozial
planmittel aus jeder Altfirma, die vollständig aufgebraucht werden, das baden- 
württembergische Wirtschaftsministerium und ESF-Projektmittel, Kurzarbeitergeld 
und andere AFG-Leistungen, Einnahmen aus Arbeitnehmerüberlassung und ei
generwirtschaftete Umsätze aus einer ausgegründeten Produktionsgesellschaft. In
zwischen wurden aus mehreren Betrieben überwiegend Facharbeiter in auf 18 Mona
te befristete Beschäftigung nach einem AnerkennungsmetalltarifVertrag übernom
men. (Siehe Übersicht 4).
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Die Zielsetzung besteht darin, “die entlassenen Personen im Rahmen der BQG zu
nächst aufzufangen und Maßnahmen zur Vermittlung an neue Arbeitgeber einzulei
ten bzw. im Rahmen von Aus- und Neugründungen eigene Produktionsgesellschaf
ten aufzubauen, und somit durch Existenzgründungen neue Arbeitsplätze zu schaf
fen” (Mangold u. a. 1996:175). Als Tochtergesellschaft wurde eine Produktions- 
GmbH gegründet, die aus der Anschubfinanzierung investiert hat und - über eine 
Mindestauslastungsvereinbarung - ausschließlich für den Altbetrieb Auftragsarbeiten 
durchführt, also Lager- und Materialkosten spart. Dies nützt dem Altbetrieb, der 
Vertrieb wird über eine Vertriebsgesellschaft in gleichem Eigentum wie mypegasus 
organisiert.

Die größten Finanzierungsprobleme derartiger Transferagenturen bestehen darin, daß 
durch die Einschaltung externer Träger höhere Kosten als im Altbetrieb anfallen. Da 
nach dem AFG-Plus auch Zuschüsse an Maßnahmeträger möglich sind, gab es hier 
Entlastung. Neben der Individual - statt Gruppenorientierung der AFG-Maßnahmen 
behindern vor allem die zwölfmonatige Qualifizierungssperre nach Maßnahmeab
schluß, das Verbot von Qualifizierungsketten und die Versagung von Einarbeitungs
zuschüssen. Wolfseher (1995:129) verweist auf die Probleme am Beispiel NOKIA, 
deren Mitarbeiter höhere Abfindungen wünschten, statt ihre eigene Weiterbeschäfti
gung und einen Geschäftsbetrieb zu finanzieren, der sie entläßt, wenn die Abfindun
gen aufgebraucht sind.

Als aktuelles Beispiel wird die Überführung der Vulkan-Mitarbeiter bei einem An
schlußkonkurs in eine Beschäftigungs- und Qualifizierungsgesellschaft durch die 
Zahlung von Struktur-Kurzarbeitergeld nach § 63 Abs. 4 AFG unterstützt. Vorgese
hen ist, daß die überwiegende Mehrzahl der Vulkan-Mitarbeiter ihre Arbeitsverträge 
mit dem Unternehmen in Konkurs lösen. Gleichzeitig schließen sie einen auf zwölf 
Monate befristeten Vertrag mit einer Beschäftigungs- und Qualifizierungsgesell
schaft ab. Während dieser Zeit kann das Beschäftigungsverhältnis zugunsten eines 
Zweitarbeitsverhältnisses mit einer besonderen, zum Vulkan gehörenden Verleihge
sellschaft ruhendgestellt werden. Sie kann bei Bedarf den einzelnen Arbeitnehmer 
einmalig an die Werften im Vulkan-Verbund im Rahmen der erlaubnisfreien kon- 
zernintemen Arbeitnehmerüberlassung verleihen. Dies sichert den Arbeitnehmern 
vor und nach der konzemintemen Arbeitnehmerüberlassung den Anspruch auf 
Strukturkurzarbeitergeld. Wenn die Arbeitnehmer im Vulkan-Verbund arbeiten, er
halten sie Arbeitslohn vom konzemintemen Verleiher. Die Beteiligten erhoffen sich 
von dieser Konstruktion den Erhalt der Werften-Standorte Bremen und Bremerha
ven. Ziel ist es, weitere Aufträge zu akquirieren und letztlich eine tragfähige privat
wirtschaftliche Untemehmenslösung zu erreichen (BA 1996).

Nahezu alle Vulkanbeschäftigte waren bereit, in die mypegasus zu wechseln, so daß 
eine begrenzte Betriebsfortführung mit weniger Arbeitnehmern möglich wurde. Statt 
der jährlichen Lohnkosten von 320 Mio. DM fiel nach Auslaufen des Konkursaus
fallgeldes nur noch die Hälfte an. Abfindungen, Kurzarbeitergeld, Bremer Zuschüsse
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und ESF-Mittel sprangen ein. In der Beschäftigungsgesellschaft ist die Tätigkeits
dauer länger als die individuellen Kündigungsfristen. Bis März 1997 konnten 775 
Arbeitnehmer in andere Arbeitsplätze vermittelt werden, 1250 nahmen an Qualifizie
rungen teil. Anfang August 1997 wurde die Vulkan AG geschlossen.

5.2 Arbeitsförderbetriebe

Die Diskussion um neue Förderinstrumente in der Arbeitsmarktpolitik folgt aus der 
ungenügenden Reichweite des AFG im Hinblick auf Strukturwandel, Modernisie
rung und insbesondere präventive, untemehmensnahe Förderinstrumente (Aster 
1996:31). Arbeitsforderung soll praxisnah auch in unsubventionierten Betrieben er
folgen und zwischen der Marktorientierung und den Finanzierungsmöglichkeiten für 
Zielgruppen angelegt sein. Entweder kommen auch Privatbetriebe, die eine organisa
torische Einheit im Betrieb schaffen, in den Genuß der Förderung oder Einzelprojek
te werden mit der Wirtschaft abgestimmt. Die marktnahe betriebswirtschaftliche 
Orientierung sichert eine durchfinanzierte dreijährige Förderphase, im Idealfall eine 
allmähliche Verselbständigung bis zur Unabhängigkeit von öffentlichen Zuschüssen. 
Durch eine Festbetragsfinanzierung und den Einsatz selbsterwirtschafteter Mittel, 
statt deren Abzug von der Förderung erhalten Betriebe Anreize, bei erfolgreichem 
Wirtschaften mehr für die Arbeitsförderung zu tun. (Aster 1996:56-58) vergleicht die 
Ansätze der Bundesländer bei solchen betriebsförmigen Einrichtungen.

Die Berliner Arbeitsförderbetriebe, die im Zuge dieser Grundprinzipien entstanden, 
sollen hier vor allem unter dem Aspekt des Aufspürens innovativer Produkte und 
Marktnischen für bestehende Betriebe betrachtet werden. Sie kommen also bei in- 
solvenzgefahrdeten, zu modernisierenden und bei Unternehmen infrage, die. sich aus- 
oder neugründen wollen. Bei reinem Personalabbau können das AFG, arbeitsmarkt
politische Sonderprogramme von EU, Bund und Ländern, “outplacement”- 
Strategien, Transferagenturen oder Auffanggesellschaften eingreifen. Arbeitsforder
betriebe stellen einen Übergang von öffentlich geförderter Beschäftigung zu Wirt- 
schaftsuntemehmen dar (Senatsverwaltung für Arbeit, Berufliche Bildung und Frau
en 1996:36).

Initiierung, fachlich begleitende Beratung, Umsetzung, Controlling und Finanzierung 
der Arbeitsförderbetriebe obliegt “Service-Gesellschaften” im Rahmen von Treu
handverträgen mit dem Berliner Senat. Sie sind ein kostensparendes, innovatives 
Element der Berliner Arbeitsmarktpolitik seit 1991. Sie fungieren als Zwischenin
stanz und Bindeglied zwischen der Senatsverwaltung und den Beschäftigungsgesell
schaften, Betrieben und anderen arbeitsmarktpolitischen Initiativen/Vereinen. Sie 
zahlen Personal-, Sachkosten, zinslose Darlehen und sind auch Dachgesellschaft von 
Arbeitsforderungsbetrieben. Es geht ferner um Existenzgründungen nach drei Jahren 
degressiver Förderung, innerhalb derer der Arbeitsförderbetrieb (AFB) auf eine 
marktwirtschaftliche Basis gestellt werden soll. Neuere betriebswirtschaftliche Ana
lysen zeigen, daß diese Unternehmen inzwischen schon 50 % bis 54 % ihrer Kosten
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erwirtschaften (Aster 1996:33). Ein Teil der AFB beabsichtigt, sich als 
“Stadtbetrieb” zu etablieren oder kommunale Aufgaben zu übernehmen. Eine dritte 
Variante versteht sich als Teil eines Unternehmens und beabsichtigt mit diesem eine 
enge Kooperation (vgl. Übersicht 5).

Übersicht 5: Organisationsformen der Arbeitsförderbetriebe

Organisationsformen von Arbeitsförderbetriebin

Adressaten der 
Leistung

Förderdauer

Art der Leistung

Wirtschaftlich
keit

Staatliche Einrichtung

3 Jahre 
(Verlängerung möglich)

gesellschaftlich sinnvolle 
und dringend notwendige 
Aufgaben, die von anderen 
Unternehmen nicht abge
deckt werden

auf Dauer subventions
abhängig

privater Verbraucher 
Privatwirtschaft

auf 3 Jahre begrenzt

kooperierendes Unternehmen 

auf 3 Jahre begrenzt

zukunftsorientierte Produkte 
und Dienstleistungen mit 
guten Marktchancen

Produkte und Dienstlei
stungen mit direktem Bezug 
zum Leistungsprofil des 
Kooperationspartners

nach Ablauf der Förderung nach Ablauf der Förderung
Kostendeckung aus durch Kooperationspartner
eigener Betriebsleistung sichergestellt

Quelle: Aster 1996

Arbeitsforderbetriebe gibt es als Tochtergesellschaften, die in Marktnischen oder mit 
innovativen Produktionsverfahren betriebsförmig mittelfristig Aussicht auf Markt
rentabilität haben. Die Muttergesellschaft hat Interesse an weiteren Gesellschaftern 
und haftendem Kapital, z. B. als stille Beteiligung. Sie stellt Management und Pro
duktionsflächen, erleichtert den Marktzugang für neue Produkte und betreibt die 
Qualitätskontrolle. Fördermittel stellen das Risikokapital für die Anfangsinvestitio
nen, Lohnzuschüsse subventionieren die Arbeit, und zwar befristet und degressiv.

Ein weitere Voraussetzung für die Installation eines solchen Tochterunternehmens 
ist die Entdeckung innovativer Produkte und Marktnischen. “Dabei stellt sich die 
Frage, inwiefern mit Arbeitsmarktmitteln die Entwicklung innovativer Produkte be
günstigt werden kann, inwiefern zum Beispiel Forschungs- und Entwicklungsabtei
lungen solcher Unternehmen besondere Aufmerksamkeit auch aus dem Blickwinkel 
der Arbeitsmarktpolitik erwarten können. Es geht in diesem Zusammenhang nicht 
um “Innovationswerkstätten”, sondern um die Frage, wie die F&E-Ideen von mittel-
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ständischen Unternehmen, die häufig aus Geldmangel oder aus Mangel an Phantasie 
und Zeit in Schubladen bzw. auf “Festplatten” verkümmern, zu aktivieren wären. 
Dabei ist natürlich abzuwägen, welchen Arbeitsplatzeffekt die zu entwickelnden 
Produkte haben könnten und ob ihre Entwicklung in einem eigens geforderten Be
triebsteil des Unternehmens oder eben in einer Tochtergesellschaft als 
“Arbeitsforderbetrieb” forciert vorangetrieben werden könnte” (Aster 1996:38).

Personalauswahl und eine Qualifizierungsphase, bevor arbeitsplatzbezogene Schu
lung und -einarbeitung zur vollen Leistung geführt haben, sind wichtige Erfolgsvor
aussetzungen. Ferner kommt es auf “fachlich-versierte” Moderatoren an. Die Kon
kurshaftung liegt bei dem Betrieb und nicht bei den öffentlichen Zuwendungsgebem. 
Problematisch ist das “Erfordernis der Gemeinnützigkeit”.

Ausreichend haftendes Kapital (im Verhältnis zu Investitionen und dem Warenlager) 
ist eine entscheidende Entstehungsvoraussetzung für die Tochterbetriebe, da so am 
besten öffentliche Fördermittel hinzutreten können:

• Förderung gewerblicher Investitionen aus der Gemeinschaftsaufgabe Verbesse
rung der regionalen Wirtschaftsstruktur,

• Eigenkapitalhilfeprogramm,

• ERP-Programm,

• Existenzgründerprogramme.

Am Beispiel der Berliner Arbeitsförderbetriebe, die allgemein überall einführbar 
sind, kann mit öffentlichen Mitteln ein beschäftigungswirksamer Beitrag zur Re
strukturierung von Betrieben geleistet werden. Ein weiteres Beispiel ist die Forde
rung der SPD nach einer Mittelstandsagentur als Dienstleistung für Unternehmen in 
allen Fragen der Förderpolitik (Bundestagsdrs. 13/6097 vom 13.11.1996)

5.3 Synergien von Arbeitsmarkt- und Strukturpolitik

Die Forderung, Arbeitsmarkt- und Strukturpolitik zu verknüpfen, ist nicht neu (vgl. 
Melcher/Tietzel 1976; Semlinger/Knigge 1983) und entspricht der ursprünglichen 
Konzeption des Arbeitsförderungsgesetzes als Bestandteil der Wirtschafts- und 
Strukturpolitik der Bundesregierung (Kühl 1982). Durch die Erfahrungen in den 
neuen Bundesländern, wo in bis dahin unbekanntem Maßstab öffentlich geforderte 
Beschäftigung in strukturrelevanten Tätigkeitsfeldern organisiert wurde (vgl. Hein- 
ze/Voelzkow 1995; Knuth 1996), erhielt die Diskussion über die Verzahnung von 
Arbeitsmarkt- und Strukturpolitik neuen Auftrieb (vgl. Bosch 1993; Adamy 1994). 
Auch in den alten Bundesländern gewann das Thema mit dem Ende des Vereini
gungsbooms wieder an Aktualität (Seifert/Ziegler 1995; SPD-Bundestagsfraktion 
1995). Da es unmöglich ist, die Beschäftigungslücke von 6 Millionen allein durch 
öffentlich geförderte Beschäftigung zu schließen, stellt sich verstärkt die Frage nach 
der Nachhaltigkeit der Beschäftigungsförderung. Sollte es nicht möglich sein, durch
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arbeitsmarktpolitisch geförderte Beschäftigung die Voraussetzungen für die Schaf
fung von unsubventionierten, erwerbswirtschaftlich tragfahigen Arbeitsplätzen zu 
verbessern? Könnte die Arbeitsförderung nicht beschäftigungswirksamer werden, 
wenn sie mit der Wirtschafts- und Strukturpolitik verzahnt wird? Lassen sich durch 
Einmischung in, ja  Förderung des Strukturwandels nennenswerte Beschäftigungsef
fekte erzielen?

Nicht für alle von Massenentlassungen und Betriebsstillegungen betroffenen Arbeit
nehmer lassen sich unmittelbar neue Beschäftigungsperspektiven finden, und auch 
nicht alle kommen für eine Qualifizierung in Frage. Zu dieser Gruppe gehören vor 
allem Ältere, die bis zum Ruhestand noch einige Jahre überbrücken müssen, sowie 
Ungelernte, denen die schulischen Voraussetzungen für eine Ausbildung fehlen. 
Lemungewohnte Gruppen von Arbeitnehmern sind durch reine Kursangebote kaum 
zu erreichen; eine als sinnvoll erlebte Arbeitsaufgabe kann die Motivation zu einer 
arbeitsbegleitenden Qualifizierung schaffen, wenn sie auf diese Arbeitsaufgabe be
zogen ist.

Für derartige Fälle bietet sich als Alternative zur Arbeitslosigkeit nach Personalab
bau eine geförderte Arbeit an. In den neuen Bundesländern wurde in den Jahren 
1991-1994 der Personalabbau in Treuhand-Betrieben massenhaft dadurch abgefe
dert, daß die Beschäftigten unmittelbar in ABM übergingen. Diese ausgeübten Tä
tigkeiten hatten und haben zum großen Teil die Sanierung und Wiedemutzbarma- 
chung industrieller Altstandorte zum Inhalt. Wichtigste Träger dieser Maßnahmen 
wurden ABS-Gesellschaften, die meistens aufgrund eines Interessenausgleichs über 
den Personalabbau gegründet wurden.

Unter arbeitsmarktpolitischen “Normalbedingungen” wird der nahtlose Übergang 
aus betrieblicher Beschäftigung in ABM nur ausnahmsweise zugelassen. Er wurde 
kürzlich durch das Arbeitslosenhilfe-Reformgesetz zusätzlich erschwert. Die Stahl
stiftung Saarland praktiziert zusammen mit ihrer Beschäftigungsgesellschaft ein 
Modell, bei dem ausgeschiedene Stahlarbeiter zunächst als Arbeitslose finanziell und 
sozial betreut werden. Entlassene unter 52 Jahren, bei denen die finanzielle Unter
stützungszusage der Stiftung nicht bis zur Rente reicht, können nach einem Jahr Ar
beitslosigkeit in eine ABM in Trägerschaft der Beschäftigungsgesellschaft eintreten.
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ABM im Industriebranchenrecycling 

als Auffanglösung bei Personalabbau 

- Beispiel Henrichshütte Hattingen -

•  Nach einem langen Prozeß des sozialverträglichen Personalabbaus waren 
1993 von der Stillegung der Henrichshütte in Hattingen (seit 1988 Teil der 
Vereinigten Schmiedegesellschaft) noch etwa 660 Beschäftigte betroffen. 
Für zunächst etwa 200 war keine Lösung durch Vorruhestand oder Verset
zung im Konzern in Sicht.

• Das Bildungswerk Witten/Hattingen, ursprünglich gegründet zur Fortset
zung der beruflichen Erstausbildung am Standort Hattingen, ist seit 1993 
Träger von Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen mit etwa 170 Teilnehmern. Sie 
sind eingesetzt beim Abbruch von Altanlagen und der Umgestaltung des 
Geländes zum Gewerbe- und Landschaftspark.

Hilfreich für die Förderbarkeit (Kriterium des öffentlichen Interesses) war 
der Erwerb des Geländes durch den Grundstücksfonds Ruhr des Landes 
NRW. Die Verkaufsverhandlungen wurden erheblich dadurch beschleunigt, 
daß die ABM Teil der verhandelten Lösung für den Personalabbau war.

• In dem Projekt werden weitaus mehr Arbeitslose aus der Region beschäf
tigt als ehemalige Stahlarbeiter. Die Teilnehmer erhalten eine Qualifizie
rung im Bereich des umweltschonenden Abbruchs von Industrieanlagen.

Quelle: Pawlik/Heidner/Osterm ann 1994

Als Alternative zu ABM kommt der pauschalierte Lohnkostenzuschuß zur Arbeits
förderung in Frage (§ 249h AFG; seit 1994 in Westdeutschland: § 242s AFG), ein 
1993 neu geschaffenes Instrument, auf das in den neuen Bundesländern die Auffang
funktion bei Personalabbau überging. Strukturbedingt Kurzarbeitende können mit 
Arbeiten beschäftigt werden, die der Umweltverbesserung dienen. Der Zuschuß ent
spricht den durchschnittlichen Aufwendungen für Arbeitslosengeld und -hilfe. Die 
Gesamtkosten solcher Maßnahmen sind nur durch Beteiligung des Personal abbau
enden Unternehmens sowie ggf. des jeweiligen Bundeslandes zu decken. 1996 stan
den für die Lohnzuschüsse 1,4 Mrd. DM bereit, 30 Mio. weniger als 1995; lediglich 
81 % der veranschlagten Mittel wurden auch ausgegeben. Die Inanspruchnahme ist 
rückläufig, die Zahl von 186.000 Teilnehmern in 1997 nach 86.000 in 1996 (nur Ost) 
wohl unrealistisch.
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Tabelle 3: Inanspruchnahme und Beschäftigungseffekt von Lohnzuschttssen und ABM in den 
neuen Ländern 1992-97 in 1000

Jahr T.ohnzuschüsse (249h AFGÏ ABM

Inanspruchnahme Beschäftigungs
effekt

Inanspruchnahme Beschäftigungs
effekt

1992 - - 388 543

1993 22 31 260 365

1994 88 123 281 379

1995 107 149 312 419

1996 86 121 278 ’ 380

1997
(Haus

halt)

185 259 327 451

Quelle: BA

Die Zuschüsse als monatliche Festbeträge (1997) sind beachtlich:

West nach § 242s AFG 2.323,- DM pro Monat und Arbeitnehmer, im Jahr also 
27.876 DM;

Ost nach § 249h AFG 1.923,- DM pro Monat und Arbeitnehmer, im Jahr also 
23.076,- DM. Der Finanzierungsanteil der BA ist mit 22 % (1994) der gesamten 
Maßnahmekosten gering (Autorengemeinschaft 1997), 27 % trugen die neuen Län
der, 44 % die THA/BvS. Der Ko-Finanzierungszwang stößt allerorten auf Finanzie
rungsengpässe, die politikübergreifende Kooperationsbereitschaft läßt nach, die Ko
operationskosten sind hoch, eine mehrjährige Durchfinanzierung schwer zu errei
chen, der Vergabeanteil ist hoch und die Maßnahme billiger als ABM, erbringt aber 
gleichwohl 6,5 % Beitrag zur BA. Unabhängig von der Art der durchzufuhrenden 
Arbeiten gibt es ab 1.4.1997 einen gleich hohen “Lohnkostenzuschuß Ost für Wirt- 
schaftsuntemehmen”. Bislang ist nicht daran gedacht, diesen Zuschuß, der rd. zwei 
Drittel der Bruttolohnkosten ausmacht, an betriebliche Restrukturierungsmaßnah
men, neue Beschäftigungsfelder, Leittechnologien und Innovationsbemühungen 
sowie Qualifizierung zu binden.

Die Beschäftigung von Arbeitslosen oder im Zuge von Betriebsstillegungen frisch 
Entlassenen mit strukturverbessemden Arbeiten - wie der Sanierung und Wieder
nutzbarmachung von Industriebrachen - ermöglicht eine Reihe von Synergien:

•  Wenn zugleich mit arbeitsmarktpolitischen auch strukturpolitische Ziele ver
wirklicht werden, können Fördermittel aus strukturpolitischen Programmen zur
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Ko-Finanzierung eingesetzt werden. Dadurch werden Arbeitsförderungsmaß
nahmen in Tätigkeitsfeldern realisierbar, in denen die Arbeitsmarktpolitik allein 
wegen des hohen Bedarfs an Sachmitteln (Maschineneinsatz, Entsorgungsko
sten, Materialverbrauch, Planungsaufträge usw.) überfordert wäre.

• Nach dem “Reißverschlußprinzip” können Langzeitarbeitslose in Arbeitsförde
rungsprojekte auf Altstandorten einbezogen werden. Sie profitieren gleicherma
ßen von den projektbezogenen Leistungen des Altuntemehmens sowie aus öf
fentlicher Förderung und erhalten Zugang zu einem sinnvollen Arbeitsfeld, das 
ohne Arbeitsforderung nicht erschlossen worden wäre.

• Die rasche Neuentwicklung einer bisherigen Industriebrache setzt voraus, daß 
der Alteigentümer eng mit den für die Regionalpolitik zuständigen Instanzen 
kooperiert und auf spekulative Strategien der Erlösmaximierung verzichtet. Die 
Kooperationsbereitschaft des Altuntemehmens kann erheblich gefordert wer
den, wenn die geplante Maßnahme zugleich Bestandteil einer sozialverträgli
chen Problemlösung in bezug auf den mit der Betriebsstillegung verbundenen 
Personalabbau darstellt.

• Strukturverbessemde Arbeitsforderungsprojekte, die unmittelbar aus Prozessen 
des Personalabbaus hervorgehen, schaffen Voraussetzungen für die Entstehung 
neuer Arbeitsplätze am alten Standort oder in der Region. A uf diese Weise wird 
dafür gesorgt, daß nicht nur sozial- und umweltverträglich abgebaut wird, son
dern daß auch Neues entsteht.

In der sehr kurzen kritischen Zeitspanne zwischen der Ankündigung einer Stillegung 
und dem Abschluß der Verhandlungen über Interessenausgleich und Sozialplan muß 
zwischen zahlreichen sehr unterschiedlichen Akteuren - Unternehmen, Betriebsrat, 
Gewerkschaft, Arbeitsamt, Gebietskörperschaften, verschiedenen Ressorts der Lan
desregierung und einem bestehenden oder zu gründenden Beschäftigungsträger - ein 
Konsens erzielt werden. Das wird in der Regel ohne einen kompetenten, durchset- 
zungsfahigen und weiterhin akzeptierten “Prozeßmakler” (Neumann/Spies 1995) 
nicht möglich sein. Für diese Aufgabe kommen intermediäre Organisationen in Fra
ge, die an der Nahtstelle von Struktur- und Arbeitsmarktpolitik operieren, im öffent
lichen Auftrag handeln, aber nicht unmittelbar Teil der öffentlichen Verwaltung sind.

Auch unabhängig von Auffangmaßnahmen bei Personalabbau ist es offensichtlich 
sinnvoll, Beschäftigungsmaßnahmen etwa für Langzeitarbeitslose oder arbeitslose 
Jugendliche auf die Verbessemng der wirtschaftsrelevanten Standortbedingungen 
auszurichten und in Vorhaben der regionalen Strukturpolitik zu integrieren. Einer
seits gewinnt dann die geförderte Beschäftigung Nachhaltigkeit, indem sie zur Ent
stehung von Dauerarbeitsplätzen beiträgt; andererseits können die Lohnkostenzu
schüsse der Arbeitsmarktpolitik ergänzt werden durch Material- und Investitionsko
sten, was die Voraussetzung dafür ist, Arbeiten im gewerblichen Bereich überhaupt
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unter realistischen Bedingungen durchzuführen, d. h. mit zeitgemäßer Technik und 
unter Einsatz moderner Verfahren.

Die so einleuchtende Verbindung von Arbeitsförderung und Strukturpolitik stößt 
jedoch in der Praxis auf nur schwer zu überwindende Barrieren:

1. Inkompatibilität der Zeitstrukturen

Die Planungs- und Realisierungszeiträume für strukturpolitische Vorha
ben sind um ein Vielfaches länger als die Planungshorizonte, auf die sich 
arbeitsmarktpolitische Beschäftigungsträger unter den derzeitigen Rah
menbedingungen orientieren können.

2. Inkompatibilität der Förderkriterien

Grundlegende Bedingungen des traditionellen Instruments arbeitsmarkt
politisch geförderter Beschäftigung, der Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen, 
sind die Kriterien des “öffentlichen Interesses” und der “Zusätzlichkeit”. 
Arbeiten werden nur dann als im öffentlichen Interesse liegend betrachtet, 
wenn sie der Allgemeinheit, d. h. einem grundsätzlich unbegrenzten Per
sonenkreis zugute kommen. Und sie sind nicht mehr zusätzlich, wenn ihre 
Durchführung bereits beschlossene Sache war, bevor die Einbeziehung 
von Beschäftigungsmaßnahmen beantragt wird.

3. Inkompatibilität der Verkehrsformen

Öffentliche Infrastrukturvorhaben werden umgesetzt durch Beauftragung 
privatwirtschaftlicher Unternehmen. Die Rechtsbeziehungen zum Unter
nehmer richten sich nach dem Zivilrecht. Dagegen erfolgt arbeitsmarkt
politische Förderung von Beschäftigungsmaßnahmen auf Antrag des 
Maßnahmeträgers durch einen Zuschuß. Die Zuschüsse werden nach dem 
Fehlbedarfsprinzip gezahlt, d. h. die Erzielung von Überschüssen wird 
durch Kürzung der Zuschüsse verhindert. Privatrechtlich verfaßte Träger, 
die nicht als gemeinnützig anerkannt sind, werden nur unter erschwerten 
Voraussetzungen gefördert. Die Verbindung arbeitsmarktpolitisch geför
derter Beschäftigung mit Fördermaßnahmen der regionalen Strukturpolitik 
setzt eigentlich voraus, daß der Träger beide Eigenschaften verneint: Un
ternehmer im Rahmen privatrechtlicher Auftragsverhältnisse und gemein
nütziger arbeitsmarktpolitischer Beschäftigungsträger im Rahmen öffent
licher Zuschußförderung zu sein. Beide Eigenschaften sind aber kaum 
miteinander vereinbar.
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Die vielfältigen Inkompatibilitäten zwischen öffentlichen Strukturvorhaben und ar
beitsmartpolitisch geförderter Beschäftigung lassen sich überwinden durch Vermitt
lung von Projektmanagementgesellschaften, die öffentliche Aufträge bündeln, in 
umsetzbaren Losgrößen an Beschäftigungsträger weitergeben und diese hierbei von 
Untemehmerrisiken weitgehend freihalten (vgl. Pawlik/Segger 1993; Segger 1994 
und 1995). Hierzu benötigen sie ergänzende Mittel, die in NRW im Rahmen der Ar
beitsmarktpolitik des Landes bereitgestellt werden.

6 Innovative Ansätze zur betriebsinternen Restrukturierung und zum be
triebsexternen Strukturwandel

Im Prinzip lassen sich die vorangegangenen Ideen dahin systematisieren, daß allen 
betriebsextemen Umstrukturierungshilfen und Personaltransferagenturen auch be- 
triebsinteme Pendants entsprechen, die dann allerdings möglichst miteinander agie
ren sollten:

Externer Strukturwandel Interner Stmkturwandel

1. Ausgliederung, Verlagerung, Management- Eingliederung neuer Betriebsteile, manage
buy-out, outsourcing, Zulieferer ment-buy-in, insourcing, Scheinselb

ständigkeit

2. Betriebsgründung Angründung, Zugründung

3. Suche und Besetzung offener Stellen; Ar- Stellensuche und Vermittlung (“Arbeits-
beitsvermittlung, zwischenbetrieblicher Ar- markt im Betrieb”), Outplacement, Bera-
beitsplatzwechsel tung, Personalentwicklung

4. Arbeitnehmerüberlassung Betriebliche Arbeitskräftepools, Überlas
sung, Personaleinsatzbetrieb

5. ABS-Gesellschaften, regionale Beschäfti- Betriebsorganisatorische Einheiten, be-
gungs- und Qualifizierungsgesellschaften triebliche Beschäftigungsgesellschaften

6. Bildungssystem, schulische Aus- und Wei- Betriebliche Aus- und Weiterbildung,
terbildung, außerbetriebliche Qualifizierung Qualifizierung während der Kurzarbeit

7. Unterbrechungs- und Ausgliederungs- Vorverrentung, Altersteilzeit mit Be-
möglichkeiten, Erziehungs-, Bildungsurlaub, schäfti-gungsausgleich, job rotation, Stell-
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Vorverrentungen, Altersteilzeit Vertretung durch Arbeitslose zwecks Qua
lifizierung oder Unterbrechung für Be
schäftigte

8. Innovationsagenturen, Innovationstransfer, Forschung und Entwicklung, Machbar- 
Netzwerke, Laborwerkstätten, Scanner- keits-analaysen, Experimente, Produkt
stellen für Produktideen, Auffangstellen für Studien, Vorentwicklung, Produktentwick- 
F&E-Personal aus gescheiterten Betrieben, lungs- und Innovationswerkstatt, Markter- 
Ideenreste, unvollendete Entwicklungen, Schließung und Absatzstrategien 
übrigbleibende Geschäftsfelder

In nahezu allen Handlungsfeldem ergeben sich neue Ansatzpunkte für Arbeitsförde
rung bereits im Betrieb, wenn er wieder auf Erfolgskurs gebracht werden soll. Frei
lich sind nicht alle Instrumente in allen Betrieben einsetzbar, denn die durchschnitt
liche Betriebsgröße ist mit rd. 17 Beschäftigten hierzulande recht klein. Handwerk, 
Mittelstand und Dienstleistungsbetriebe werden spezielle Hilfen benötigen, auch be- 
triebsübergreifend, in Verbundlösungen und betrieblichen Netzwerken. Ein Hand
lungsleitfaden hilft, Kooperationspartner zu finden (Fraunhofer Institut 1997).

Eine Arbeitsforderung, die zwecks Bestandspflege auf die Fortentwicklung von Be
trieben setzt, ist ein integrierter Bestandteil der Innovationspolitik: Der Schlüssel zur 
Beschäftigung von morgen (Beirat Arbeitsmarktpolitik 1997).
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Kapitel VIII

Suchfelder für beschäftigungsintensive Wachstums- und 
Innovationsbereiche:
Ein potential- und problemlösungsorientierter Ansatz

Innovation ist die Schlüsselherausforderung für die Industrie- und Dienstleistungs
politik der Zukunft. Beschäftigungswirksamkeit kann aber bei gelingenden Innova
tionsprozessen keineswegs automatisch unterstellt werden. Neue Produkte, Dienst
leistungen und Verfahren haben mittel- und langfristig vor allem positive Beschäfti
gungseffekte, wenn es gelingt, mit ihrer Hilfe bestimmte Angebots- und Leistungs
bereiche so zu gestalten, daß für (potentielle) Kunden ein stark wachsendes Be
zugsinteresse entsteht - sei es, weil die Angebote neu und attraktiv oder deutlich bil
liger und besser als ihre Vorläufer sind.

1 Auf der Suche nach Innovation jenseits von HighTech

Innovationspolitik in Deutschland heißt derzeit vor allem zweierlei:

Zum einen die Bereitstellung von Wissen und Appelle an die Motivationen, die Lei
stungserstellungsprozesse zu verbessern, d. h. billiger, schneller, flexibler, besser zu 
gestalten. Neue Prozeß- und Organisationstechnologien sind hier die Schlüssel
kategorien. Unter Beschäftigungsgesichtspunkten führen "schlankere" Produktions
und Dienstleistungsverfahren oft zum Abbau eines Teils der Beschäftigungen, die 
verbleibenden Arbeitsplätze gelten jedoch als sicher. Oftmals kann die dramatisch 
steigende Produktivität sogar zu erheblichen Kostenvorteilen, steigenden Absätzen 
und in deren Folge auch zu mehr Beschäftigung führen.

Zum anderen plädieren (fast) alle Publikationen und Beiträge aus Wissenschaft und 
Politik zum Standort Deutschland für ein stärkeres Forschungsengagement der Un
ternehmen in "High-Tech" und Zukunftstechnologien. Wichtige Stichworte sind hier 
etwa Bio- und Gentechnologie, neue Werkstoffe, Telekommunikation, Umwelttech
nologien und Mikrosystemtechnik.

Die Öffentlichkeit, aber auch wachsende Teile der Politik und der Wissenschaft ste
hen diesem Rufen nach Prozeßinnovationen einerseits und neuen Zukunftstechnolo
gien andererseits mit Skepsis gegenüber. Prozeßtechnologien - so wird befürchtet - 
werden Arbeitsplätze vernichten. Und neue Technologien - vor allem die genannten



Basistechnologien - könnten den gleichen Effekt haben, ggf. - so die Ängste vieler 
Bürger - drohen sogar noch etliche ökologische, soziale und gesundheitliche Risiken.

Mittlerweile werden in einigen wissenschaftlichen Arbeiten zur Industrie- , Techno
logie- und Strukturpolitik Vorschläge unterbreitet, wie die Engpässe und Widersprü
che der geschilderten Modemisierungsansätze überwunden werden können. (Mohr 
1995, Lehner et al. 1993, BMBF 1996; Kaiser/Wetzel-Vandai, 1995). Die Grundidee 
dieser Ansätze läuft darauf hinaus, daß Innovation in Zukunft weniger vom technisch 
machbaren ausgeht, sondern den Technikbedarf in den Mittelpunkt stellt. "Aus die
ser Sicht wird die herkömmliche Wissenschafts- und Technologiepolitik angreifbar, 
wenn sie sich ausschließlich an sog. Querschnitts- und Schlüsseltechnologien aus
richtet. Die Fixierung auf technologische Felder birgt immer die Gefahr in sich, an 
den gesellschaftlichen Bedürfnissen, an der öffentlichen Akzeptanz und am Markt 
vorbeizuarbeiten." (Kaiser, 1995).

Die Plädoyers für "problemlösendes Wachstum" (Lehner 93/95), "qualitatives 
Wachstum" (Mohr, 1995a) oder Orientierung am "Technologiebedarf' 
(Kaiser/Wetzel-Vandai, 1995) sind keineswegs neu. Eine erste - und in der Rück
schau durchaus problematische - Prominenz erhielten sie in den 50er und 60er Jahren 
mit dem Konzept der "autogerechten Stadt". In den späten 70er und frühen 80er Jah
ren waren es dann vorwiegend gewerkschaftsnahe Autoren, die für politische Ein
griffe in die Ökonomie plädierten, um die Produktion zugunsten der Überwindung 
gesellschaftlicher Mängelbereiche sowie der Sicherung von Produktionsaktivitäten 
im Bereich der Zukunftsvorsorge umzustrukturieren (vgl. insbesondere Memoran
dum-Gruppe, 1983).

Die beschriebenen Ansätze der Technologie- und Innovationspolitik sind keineswegs 
unumstritten. Zwar stellt niemand in Abrede, daß es gesellschaftliche Bedarfe gibt, 
die nicht durch das markt- und technikgesteuerte Innovationsgeschehen eingelöst 
wurden. Jedoch gibt es fundamentale Zweifel daran, ob staatliche Instanzen das Wis
sen, den Konsens und die Macht mobilisieren können, um die gewünschten qualita
tiv ausgerichteten, problemlösenden und bedarfsgerechten Innovations- und 
Wachtstumsprozesse auszulösen. Zudem wird - gerade in der aktuellen Debatte um 
Globalisierung und ihre Folgen - eingewandt, Bedarfe "vor Ort" , in einer Region 
oder auch auf nationaler Ebene böten im Weltmaßstab oftmals kaum mehr als 
Marktnischen; von daher sei es wirtschaftlich höchst riskant, Innovationen in Rich
tungen zu lenken, die sich aus spezifisch räumlichen, sozialen oder ökologischen 
Bedarfen herleiteten. Vor dem Hintergrund solcher Überlegungen kommt nach wie 
vor der größte Teil der bundesdeutschen Ökonomen zu der Sicht, steuernde Eingriffe 
in die Ökonomie seien lediglich dann gerechtfertigt, wenn die Selbststeuerung des 
Marktes versage und es externe Effekte gäbe, keineswegs aber, um die Kräfte der 
Wirtschaft gezielt in eine bestimmte Richtung zu aktivieren (vgl. z. B. Klodt/Stehn, 
1994; Sieben, 1992).
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1.1 Die Notwendigkeit von Rahmenorientierungen und Verknüpfungsmanage
ment

Im Lichte neuerer, volkswirtschaftlicher und betriebswirtschaftlicher Innovationsfor
schungen (s. v. Bandemer/Belzer in diesem Band) müssen die Vorbehalte gegen 
"Bedarfsorientierung", "Problemlösungsorientierung" etc. jedoch überdacht werden. 
Um die Anpassungs- und Leistungsfähigkeit der Wirtschaft zu steigern, bedarf es 
offensichtlich in wachsendem Maße inhaltlicher Rahmenorientierungen für das In
novationsgeschehen wie auch massiver Unterstützung für ein verbessertes Zusam
menspiel derjenigen Akteure, die für umfassende und kundenorientierte Innovations
und Vermarktungsstrategien relevant sind.

Bei der Einlösung dieser Erfordernisse ergeben sich neue Perspektiven für "Bedarfs- 
" oder "Problemlösungsorientierung". Zwei Entwicklungstrends sind für den ange
sprochenen Orientierungs- und Unterstützungsbedarf vor allem ausschlaggebend:

Basisinnovation und technologische Durchbrüche sind wichtig; für den Markterfolg 
und die Beschäftigung mindestens genauso relevant ist es, mit ihrer Hilfe Anwen
dungen, d. h. Produkte und Dienstleistungen zu produzieren, die für Kunden schnell 
Nutzen bringen und attraktiv sind. Wenn auf diese Weise Innovationen schnell zu 
neuen Angeboten und damit zu neuen Marktchancen werden sollen, erfordert dies 
ein gut funktionierendes Zusammenspiel unterschiedlicher Akteure. Dies kommt je 
doch nur dann zustande, wenn es zwischen den verschiedenen Beteiligten eine Ver
ständigung über die Ziele und Richtungen der Zusammenarbeit gibt. Oftmals erge
ben sich solche gemeinsamen Rahmenorientierungen als Nebenprodukte einer einge
fahrenen Zusammenarbeit. Die sozial- und wirtschaftswissenschaftliche Regional
forschung spricht in diesem Zusammenhang oft von innovativen "Clustern" und 
"Milieus" (vgl. Heidenreich/Kraus, 1996); in der evolutorischen Ökonomie taucht 
dasselbe Phänomen als nicht handelbares, personengebundenes Wissen auf. Ver
schiedene Autoren sprechen in diesem Zusammenhang auch von der Bedeutung re
gionaler bzw. nationaler Innovationssysteme" (Lundvall, 1992; Nelson, 1993; Coo- 
ke, 1996). Gleichwohl besteht kein Zweifel daran, daß diese selbstgewachsenen 
Synergieressourcen nicht ausreichen, um die unter Wettbewerbs- und Beschäfti
gungsgesichtspunkten notwendige überbetriebliche Innovations- und Kundenorien
tierung zu gewährleisten. In altindustriellen "Rekonversationsregionen" etwa werden 
etablierte regionale Netzwerke oftmals sogar zu Verteidigungsallianzen des Status 
Quo und sind so eher innovationsbehindemd als innovationsfordemd. (Heinze et al, 
1996). Gebraucht werden deshalb Institutionen, mit denen Rahmenorientierung über 
zukünftige Bedarfe und Handlungskorridore geschaffen werden können.

Leistungsfähige, kundenorientierte Innovationsprozesse brauchen die überbe
triebliche Zusammenarbeit, allerdings - so die übereinstimmenden Analysen von 
Praktikern aus Unternehmen und Verbänden wie von einschlägigen wissenschaftli
chen Studien - fällt es Unternehmen schwer, den Schritt zur Kooperation zu machen
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und sie dann erfolgreich zu gestalten (Beizer, 1993). Sehr kompliziert ist offenbar 
auch die Zusammenarbeit zwischen der Wirtschaft und der öffentlichen Wissen
schaft; trotz der vielfältigen und teuren Anstrengungen, den Wissenstransfer auszu
bauen, herrscht zwischen beiden Bereichen zumeist "Funkstille" 
(Belzer/Hilbert/Schönfeld 1995, Brunn, 1995). Eine Verbesserung dieses Zustandes 
ist nur dann wahrscheinlich, wenn Mittel und Wege gefunden werden, Unternehmen 
untereinander aber auch mit anderen Einrichtungen so zu verknüpfen, daß dabei die 
Chancen für Synergie und für kundenorientierte Innovationen steigen. Wie aller
dings diese Verknüpfung aussehen soll, dies ist noch weitgehend unklar1.

Rahmenorientierungen und Verknüpfungen sind für wachsende Bereiche der Wirt
schaft eine wichtige Entwicklungsgröße. Ihre Bedeutung liegt vor allem dort, wo es 
um das schnelle Umsetzen von Wissen in kundengerechte Produkte und Dienstlei
stungen geht. Es kann kein Zweifel daran bestehen, daß dieser Umsetzungsschritt - 
von der Basisinnovation zu hochwertigen Produkten und Dienstleistungen - eine 
Schlüsselherausforderung für den Standort Deutschland ist. Natürlich kann die deut
sche Wirtschaft durch den Export von "Blaupausen" hochwertige Beschäftigung si
chern; und sicherlich wird auch die hochautomatisierte Massenproduktion ein wich
tiges Standbein der deutschen Wirtschaft werden. Tragfahige und beschäftigungs
wirksame Perspektiven dürften freilich vor allem die Kombination von gängigem 
Know-How mit innovativen Erkenntnissen zu neuen anspruchsvollen, effizient her
gestellten und kundengerechten Produkten und Dienstleistungen bieten. Innovati
onspolitik steht vor der Aufgabe, die Wirtschaft für Anpassungsleistungen in diese 
Richtung zu aktivieren.

1.2 Soziale und ökologische Probleme - Suchfelder fü r  Rahmenorientierungen 
und Verknüpfungen

Wirtschaftliche Modemisierungspolitik setzte bislang ihre Schwerpunkte dabei, die 
Performanz der wirtschaftlichen Akteure zu verbessern; in modernen Konzepten geht 
es dabei nicht nur um bessere Rahmenbedingungen und Infrastrukturen, sondern 
auch um innerbetriebliche Erneuerungen sowie um überbetriebliche Zusammenarbeit 
(vgl. Bullmann/Heinze 1997). Wenn es allerdings zutrifft,

• daß die Zukunft hochentwickelter Wirtschaften nur noch dadurch zu gewinnen 
ist, daß neustes technologisches Wissen schnell zu innovativen Produkten und 
Dienstleistungen wird und

Ein Beispiel fiir diese These stellt der gesellschaftliche Bedarfsbereich “Unter
stützungssysteme für zuhause lebende alte Menschen” dar; hier gibt es zwar große Chancen 
sowohl für Technik- als auch fiir Dienstleistungsanbieter. Jedoch finden die einschlägigen 
Unternehmen bislang kaum zur Zusammenarbeit (s.u., Kap. 8.3.4).
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• daß dafür die Zusammenarbeit zwischen Unternehmen immer unerläßlicher 
wird und deshalb von außen angeregt und unterstützt werden muß,

ist eine solche performanz- bzw. prozeßorientierte Industrie- und Dienstleistungs
politik nicht mehr hinreichend. Ohne die Konzentration der Kräfte auf ausgewählte 
Bereiche würden die zur Verfügung stehenden Mittel schnell aufgebraucht sein und 
außerdem droht Verzettelung.

Aktivierung durch Rahmenorientierungen und Verknüpfungen kommt mithin nicht 
ohne bereichsspezifische Focussierungen aus. Für den Erfolg beim Orientierungslauf 
des globalisierten Wettbewerbs reicht es nicht aus, einfach nur schnell und ausdau
ernd laufen zu können; wer sich behaupten will, sollte auch eine grobe Orientierung 
dafür haben, wie das Ziel aussieht und wo es stehen könnte.

Die Zielbestimmung, d. h. die Benennung bzw. Auswahl von zukunftsträchtigen 
Produkten und Dienstleistungen ist jedoch keine leichte Aufgabe. Bisher gibt es hier
für in den Wirtschafts- und Sozialwissenschaften nicht nur keine akzeptierten Lö
sungen, sondern sogar kräftige Vorbehalte (s. o). Weil uns dennoch eine stärkere 
Bestimmung von Korridoren unerläßlich erscheint, bleibt nur die Suche nach prag
matischen Vorgehensweisen. U. W. können dabei sowohl diskursiv-empirische als 
auch theoriebasierte Vorgehensweisen ausgemacht werden.

Bei den diskursiv-empirischen Verfahren sind zunächst einmal Expertendialoge, Zu
kunftskommissionen, Technologieräte etc. zu erwähnen. Experten stehen auch im 
Mittelpunkt der sog. Delphi-Studien, bei denen die Statements einer großen Zahl von 
Fachleuten zu Aussagen über die zukünftig relevanten technisch-wisssenschafitlichen 
Entwicklungen verdichtet werden, um diese dann wiederum von den Experten ein
schätzen zu lassen2. In der letzten Zeit macht man sich darüber hinaus verstärkt Ge
danken, auch Bürger zur Mitwirkung beim Erkennen von potentialreichen Gestal
tungsbereichen zu mobilisieren. Ein Weg dazu ist, ihnen Foren zu verschaffen, auf 
denen sie ihre Probleme, Bedürfnisse, Ansprüche und Erwartungen artikulieren kön
nen und so Wirtschaft und Politik Anhaltspunkte dafür geben, wo in Zukunft Ver
braucherinteressen liegen könnten.

Bei den eher theoriegeleiteten Verfahren gibt es noch keine vergleichbar weit ent
wickelten Ansätze. Dennoch liegt die Vorgehensweise auf der Hand: Zunächst geht

Unter der Delphi-Methode - die Wahl des Namens nimmt Bezug auf das aus der griechischen 
Mythologie bekannte Orakel von Delphi - wird die mehrfache Befragung von Experten über 
die zu erwartenden technisch-wissenschaftliche Fortschritte verstanden. Das Delphi-Verfahren 
wurde in den USA erfunden. In Japan wird es bereits seit Anfang der siebziger Jahre prakti
ziert, in Deutschland legte das Bundesministerium für Bildung und Forschung 1992 eine erste 
Studie vor. Die Ergebnisse einer zweiten Umfrage (Delphi II), sollen im Herbst 1997 veröf
fentlicht werden; eine erste Skizze derselben findet sich in Informationsdienst der Deutschen 
Wirtschaft (iwd v. 21.8.1997).
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es darum, aus dem sozialstrukturellen Wandel, Annahmen über den zukünftigen 
Produkt- und Dienstleistungsbedarf abzuleiten. Auf dieser Basis kann dann nach 
(aktuellen oder prinzipiell machbaren) technischen und organisatorischen Wegen 
gesucht werden, die bei einer qualitativ anspruchsvollen und wirtschaftlich effizien
ten Beantwortung der identifizierten Bedarfe helfen könnten. Und last but not least 
sind diese Überlegungen in Zusammenhang zu bringen mit der Frage, wann, unter 
welchen Bedingungen und mit welchen Konsequenzen für Wachstum und Beschäfti
gung neue Lösungen vom Markt getragen werden können.

Beide Vorgehensweisen, die diskursiv empirische sowie die theoriegeleitete, schlie
ßen sich wechselseitig keineswegs aus. Bislang ist lediglich das Delphi-Verfahren in 
Deutschland einigermaßen auf Akzeptanz gestoßen. Es ist zwar sehr stark an tech- 
nisch-wissenschaftlichen Potentialen ausgerichtet, liefert aber eine gute Grundlagen 
für den Abgleich mit den im theoriegeleiteten Verfahren genannten sozialstrukturel
len und wirtschaftlichen Größen. Darüber, warum entsprechende Gesamtschauen 
bislang in Deutschland noch Mangelware sind, kann nur spekuliert werden. Viel
leicht liegt die Ursache darin, daß eine positive Benennung von besonders zukunfits- 
fahigen Innovationskorridoren indirekt auch zu ungünstigen Bewertungen der nicht 
erwähnten Bereiche führt. Hiervor schrecken Verbände, Gewerkschaften, Politik und 
Verwaltung aber offensichtlich immer wieder zurück, weil sie Proteste fürchten. Die 
Konsequenz ist, daß man bei der Modemisierungspolitik Prozeß- und Performanz- 
größen in den Vordergrund stellt und tunlichst vermeidet, zukunftsfähige Produkt- 
und Dienstleistungsbereiche zu benennen.

Wir werden im folgenden (Kap. 8.2 und 8.3) einige Argumente dafür Zusammentra
gen, daß die sozialen und gesundheitlichen sowie die ökologischen Probleme, vor 
deren Bewältigung wir in Deutschland stehen, geeignete Suchfelder für neue, wirt
schaftlich tragfähige Produkte und Dienstleistungen sind. Daß in diesen Bereichen 
ein hoher gesellschaftlicher Bedarf zu finden ist, daran kann kein Zweifel bestehen. 
Unumstritten ist ebenfalls, daß in beiden Feldern technisch-wissenschaftlicher Fort
schritt zu verzeichnen sein wird. Industrie- bzw. dienstleistungspolitisch eine große 
Leerstelle bzw. Suchaufgabe ist allerdings die wirtschaftliche Tragfähigkeit von in
novativen Lösungen in den genannten Bereichen. In Deutschland sind soziale und 
ökologische Probleme zuallererst Angelegenheiten, die über den Staat geregelt wer
den müssen. Bislang ist es über diesen Weg auch sehr gut gelungen, sowohl umwelt- 
als auch sozialpolitisch ein international vergleichsweise vorbildliches Sicherungs
niveau zu realisieren - bemerkenswerterweise übrigens in beiden Bereichen mit au
ßerordentlich positiven Beschäftigungseffekten. Verbesserungen des erreichten 
Standards, vielleicht auch nur die Sicherung des Erreichten, werden sich auf dem 
staatlichen Wege - über strengere Umweltstandards bzw. öffentliche und halböffent
liche Sozialausgaben - aber kaum erzielen lassen. Der Druck des Weltmarktes, die 
Produktionskosten so gering wie möglich zu halten, wird die hierfür notwendigen 
Abschöpfungsspielräume drastisch reduzieren. Wenn die im sozialen und ökologi
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sehen Bereich fortbestehenden Probleme dennoch gelöst werden sollen, müssen 
marktgetragene Wachstumsstrategien entwickelt werden.

1.3 Instrumente fü r  eine aktivierende Innovationspolitik

Innovationspolitik, die für neue wirtschaftliche Perspektiven in gesellschaftlichen 
Bedarfsfeldem aktivieren will, läßt sich weder eindeutig dem liberalen noch dem in
terventionistischen Paradigma der Wirtschafts- und Strukturpolitik zuordnen. Die 
Ursache dafür ist, daß die traditionellen staatlichen Steuerungsmedien Recht und 
Geld unzureichend sind und demgegenüber der chancen- und zukunftsorientierte 
Dialog - vor allem in der Wirtschaft selbst, aber auch zwischen Wirtschaft und Poli
tik - drastisch an Bedeutung gewinnt (vgl. Willke 1996).

Für die Bestimmung von tragfähigen Innovations- und Wachstumspfaden und für die 
dringend notwendige Verbesserung des Zusammenspiels über Betriebs- und Bran
chengrenzen hinweg ist dies unerläßlich. Einlader, Inspirator und Moderator entspre
chender Gesprächsrunden, Technologieräte, Regionalkonferenzen etc. sind zualler
erst staatliche Instanzen. Allerdings müssen entsprechende Initiativen keineswegs 
auf öffentliche Akteure beschränkt bleiben. Private Stiftungen, Sparkassen, Banken 
und Forschungseinrichtungen sind hier ebenfalls gefordert.

Die bisherigen Erfahrungen mit ersten Ansätzen (z. B. die regionalisierte Struktur
politik in NRW, s. Heinze, Hilbert u. a., 1996) zeigen jedoch, daß es nicht reicht, 
"die Zukunft herbeizureden"; weitere wichtige Elemente einer aktivierenden Innova
tionspolitik sind etwa,

• daß darauf gedrängt wird, die Beratungen zu Handlungsplänen zu verdichten;

• daß innovative Ideen eingesetzt werden, um eine Orientierung am Status Quo 
zu verhindern;

• daß die Arbeit durch systematisches wissenschaftliches Suchen nach Zukunfts
pfaden begleitet wird; Delphistudien sind hierfür ein halbwegs bewährtes In
strument;

• daß für experimentelle, wirtschaftlich riskante Pilotprojekte öffentliche Mittel 
zur Verfügung stehen;

• daß die Planung und Durchführung innovativer Projekte nicht durch un- 
abgestimmtes Verhalten, fehlende Vernetzung der verschiedenen politischen 
Ebenen und Bereiche behindert wird;

• daß nicht nur Funktionäre und Verbandsvertreter, sondern vor allem die Unter
nehmenswelt selbst an der Innovationspolitik teilnimmt;

Diese aktivierenden Strategien in der Innovationspolitik schließen natürlich nicht 
aus, daß klassische Instrumente der wirtschaftlichen Steuerung - Regulierungen, mo
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netäre Anreize und öffentliche Leitnachfrage - praktiziert werden. Allerdings sind 
auch diese Instrumente daraufhin zu prüfen, ob sie für eine Aktivierung und Pro
blemlösung forderlich sind. So wird beispielsweise zu überlegen sein, ob nicht im 
Umweltbereich dynamische und ehrgeizige Ziele besser sind als starre Standards.

Aktivierende und problemlösende Innovationspolitik fängt in Deutschland nicht bei 
Null an; gleichwohl stellt sie einen Bruch mit dem gegenwärtigen "Mainstream" der 
Technologiepolitik dar. Sie setzt einen stärkeren Akzent auf Anwendungen und 
Kundennutzen als dies bislang der Fall ist. Der Vorteil einer solchen Akzentver
schiebung liegt nicht nur darin, daß so neue Wachstums- und Beschäftigungschancen 
erzielt werden. Positiv könnte darüber hinaus zu Buche schlagen, daß neue Techno
logien in der Bevölkerung eher auf Akzeptanz stoßen, wenn nicht nur abstrakt über 
Chancen und Risiken geredet wird, sondern auch der Wert neuer Technologien für 
neue oder verbesserte Produkte und Dienstleistungen deutlich wird.

Mehr reden, d. h. Dialog und Kooperation in der Struktur- und Innovationspolitik 
wird oft im Sinne des Zusammenfindens aller (potentiell) Betroffenen am “runden 
Tischen” interpretiert. Forschungen über die Bedingungen und Möglichkeiten von 
zwischenbetrieblicher Kooperation zeigen jedoch, daß das Konzept alle mit allen 
reden zu lassen, oft nicht aufgeht. Die Wahrscheinlichkeit von Kooperation und in
novativer Synergien steigt vielmehr dann, wenn leistungsfähige Partner mit sich 
wechselseitig ergänzenden Stärken zusammenfinden (Beizer 1993; vgl. auch den 
Beitrag von Bandemer und Beizer in diesem Band). Die Logik in solchen Kooperati
onsbeziehungen ist dann, daß zusammengearbeitet wird, um besser konkurrieren zu 
können; von einer “Wir sitzen alle in einem Boot”-Orientierung, wie sie oftmals von 
“runden Tischen” erhofft wird, ist man in erfolgreichen Kooperationsbeziehungen 
also oftmals weit entfernt.

Welche Konsequenzen diese Erkenntnis für Struktur- und Innovationspolitik nach 
sich zieht, ist unseres Wissens nach von der einschlägigen wissenschaftlichen For
schung noch nicht im Detail hergeleitet worden. Unseres Erachtens läuft es jedoch 
darauf hinaus, daß man gezielt leistungsfähige Akteure für Partnerschaften zusam
menbringen muß, also in gewissem Sinne bei der Kooperationsförderung ein 
“Creaming” betreiben sollte.

Die mit einem solchen “Creaming” verbundenen Selektivitäten werfen ordnungspo
litische Fragen auf. Unter welchen Bedingungen können öffentliche Einrichtungen 
Untemehmensverbünde unterstützen, die in erster Linie darauf zielen, ihre Wettbe
werbschancen gegenüber Konkurrenten zu erhöhen? Aus der ökonomischen Theorie 
lassen sich in Bezug auf dieses Problem zwar einige Antworten ableiten (vgl. v. 
Bandemer/Belzer in diesem Band). Politisch-pragmatisch gibt es aber vor allem zwei 
Begründungszusammenhänge, die Unterstützungen rechtfertigen. Öffentliche An
strengungen sind zum einen dann tolerabel, wenn es um hochinnovative und sehr 
risikoreiche Projekte geht, deren Realisierung ein Schlüssel für die Entwicklung
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neuer Technologien und den Aufbau neuer Märkte ist. Zum anderen ist öffentliches 
Engagement dann erforderlich, wenn wünschbare wirtschaftliche Leistungen wegen 
hoher Planungs- und Koordinationskosten (Transaktionskosten, vgl. Williamson 
1985) ausbleiben und deshalb öffentlich angeschoben werden müssen.

Weiter oben haben wir bereits angedeutet, daß Politik in Deutschland mit dem Pro
blem des Immobilismus zu kämpfen hat; erste Stimmen werden schon laut, die vor 
einer “blockierten Gesellschaft” (Schröder 1997) warnen. Aktivierende und problem
lösende Innovationsstrategien brauchen jedoch nicht auf die Bundesebene und auf 
den engeren Bereich der Politik beschränkt bleiben. Sie bieten sowohl für regionale 
Ansätze als auch für nicht-staatliche Akteure (z. B. Banken oder FuE-Einrichtungen) 
Chancen. Je nach den regionalen Gegebenheiten kann hier die Suche nach Schnitt
mengen zwischen Bedarf, Technik und wirtschaftlicher Tragfähigkeit aufgenommen 
werden. Sicherlich gibt es außer Ökologie sowie Soziales und Gesundheit auch noch 
einige andere Felder, die Raum für entsprechende Strategien lassen. Darüber hinaus 
kann auch in den von uns hervorgehobenen Bereichen noch vielfach differenziert 
werden.3

Um den beschriebenen Innovationsweg zu gehen, brauchen Industrie- und Dienst
leistungspolitik Mut. Sie müssen damit leben, daß nur ein Teil der in Frage kom
menden Akteure mitzieht und der andere risikoscheu und kritisierend am Rande 
steht. Sie müssen die Verantwortung dafür (er-)tragen, Innovationsfelder mit Zu
kunft anzugehen, obwohl sie auch um die Gefahr des Scheitems wissen. Wer diesen 
Mut aufbringt, der kann aber viel gewinnen. Meyer-Krahmer/Reger (1997) zeigen, 
daß bei Großunternehmen das Interesse an komplexen Problemlösungen steigt - 
nicht zuletzt auch in den Bereichen Ökologie/Soziales und Gesundheit. Dies ist vor 
allem für regionale Innovationsanstrengungen eine große Chance. Wenn es gelingt, 
in einer Region leistungsfähige Akteure dafür zu mobilisieren, problemlösungsori
entierte Innovationen (pilothaft) anzugehen, kann dies zum einen bedeuten, daß 
Großunternehmen einen Teil ihrer FuE-Ausgaben in der betreffenden Region tätigen, 
zum anderen kann es auch wichtige Impulse für weitergehende Innovationen, sowie 
für Qualifikation und Beschäftigung “vor Ort” bringen.

In den folgenden Kapiteln (2 und 3) soll gezeigt werden, daß die skizzierten Ansätze 
des problemlösenden Wachstums und des aktivierenden Staates im sozialen und 
ökologischen Bereich durchaus gute Aussichten haben und daß sich eine solche 
Innovationsstrategie gerade auch unter Beschäftigungsgesichtspunkten nicht zu

So spielt etwa sowohl in Ostwestfalen als auch in der Region Aachen das Thema Gesund
heitwirtschaft eine wachsende Rolle. Während in Bielefeld und Umgebung organisatorische 
und gesundheitswissenschaftliche Fragen eine hervorgehobene Bedeutung haben, ist es im 
Aachener Raum die Gesundheitstechnik.
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verstecken braucht. Kapitel 4 zeigt auf, daß die im Zusammenhang mit den Neuen 
Medien und Telekommunikationsdiensten hochgeschossenen Wachstums- und 
Beschäftigungshoffhungen vermutlich nur dann halbwegs in Erfüllung gehen werden, 
wenn nutzerorientierte, problemlösende Anwendungen entstehen.

2 Umweltschutzwirtschaft: Ein Zukunftsmarkt zwischen Erfolg und neuen 
Herausforderungen

Der Markt für Umweltschutzgüter gilt vielen Beobachtern als einer der zentralen Zu
kunftsmärkte, an den hohe Beschäftigungserwartungen geknüpft werden. Alle bis
lang verfügbaren Studien auf nationaler und internationaler Ebene zeigen, daß Un
ternehmen in diesem Sektor in den vergangenen Jahren erhebliche positive Beschäf
tigungswirkungen zu verzeichnen hatten. So wird die durchschnittliche Beschäfti
gungszunahme in der us-amerikanischen Umweltschutzwirtschaft auf etwa 10 % ge
schätzt, während in Japan, Canada oder Australien ein Wachstum von ca. 3-4 % 
feststellbar war (Sprenger, 1996). Zwar werden die positiven Effekte gesamtwirt
schaftlich durch Abbau in anderen Sektoren abgeschwächt, allerdings sind hierbei 
nur bedingt Zusammenhänge mit umweltpolitischer Regulation feststellbar. Viel
mehr erfolgt der Beschäftigungsabbau in anderen Sektoren eher im Rahmen generel
ler Kostenreduzierungsstrategien der Unternehmen. Per Saldo, so das Fazit einer 
Reihe von Untersuchungen, überwiegen die positiven Beschäftigungseffekte um
weltschutzpolitischer Maßnahmen. (Blazejczak/Edler/Gomig, 1993; ECOTEC, 
1992).



411

Tabelle 1: Patentspezialisierung ausgewählter Länder in modernen Schlüsseltechnologien 
(RPA-Werte1)

Spezialisierung im Bereich:

M ik roe lek tron ik 1985 1986 1987 1988 1989 1990 1991 1992 1993

USA 15 16 11 12 10 9 10 17 19

Japan 53 50 54 50 51 50 51 45 45

Deutschland -36 -43 -47 -52 -55 -60 -58 -57 -61

Großbritannien -14 -20 -25 -23 -23 -24 -31 -13 -11

Frankreich -16 -16 -18 -8 -23 -20 -24 -12 -17

Schweiz -74 -66 -74 -71 -80 -85 -81 -83 -86

K anada -3 -15 -53 -56 -48 -24 -50 -53 -17

Schweden -79 -73 -73 -83 -62 -53 -44 -69 -51

Niederlande 45 46 41 39 24 12 36 38 23

m oderne  B iotechnologie 84-86 87-89 90-92

USA 31 33 45

Japan 14 -20 -25

Deutschland -62 -60 -62

G roßbritannien -13 -4 25

Frankreich -32 -44 -22

Schweiz -18 -55 -11

Kanada 5 33 63

Schweden -30 -12 -53

N iederlande -54 2 21

U m w elttechn ik 84-86 87-89 90-92

USA -22 -22 -17

Japan -62 -50 -35

Deutschland 40 38 37

Großbritannien -31 -34 -4

Frankreich 31 18 -13

Schweiz -7 -9 5

Kanada 61 33 37

Schweden 42 43 24

N iederlande -2 -18 22

1 Positive Vorzeichen: D er Anteil an den Patenten au f  diesem G ebiet ist höher als bei Patenten insgesamt.

Quelle: N IW /DIW /ISI/ZEW , 1995: Zur technologischen Leistungsfähigkeit Deutschlands. Erweiterte Berichterstattung 
1995
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Bei der Umweltschutzwirtschaft handelt es sich sowohl unter sektoralen Gesichts
punkten, als auch auf technologischer Ebene um einen typischen Querschnittsbereich 
mit einer überdurchschnittlichen Forschungsintensität. Diese hohe Forschungsin
tensität läßt sich sowohl sektoral, als auch auf der einzelbetrieblichen Ebene feststel
len (Nordhause-Janz/Rehfeld, 1995). Insofern ist es nicht verwunderlich, daß, neben 
der beschäftigungspolitischen Bedeutung, die Umweltwirtschaft in einer Reihe von 
Ländern eine wichtige Rolle für die jeweiligen Forschungsprofile spielt. Die Bundes
republik Deutschland ist hierfür ein gutes Beispiel.

Umweltschutztechnik stellt einen der wenigen Zukunftstechnologiebereiche dar, in 
dem die Bundesrepublik überdurchschnittliche Patentanteile besitzt und gleichzeitig 
über Handelsvorteile auf Weltmarktniveau verfügt (Tabelle 1 und 2). Neben dieser 
positiven Bedeutung der Umweltschutzwirtschaft für die Beschäftigung und das na
tionale Innovationsprofil kann dieser Wirtschaftsbereich aber auch als typisches Bei
spiel dafür angesehen werden, wie hochwertige technologieorientierte Industrie
zweige in einzelnen Regionen als Nachfrager auch entsprechende innovative 
Dienstleistungen nach sich ziehen können und somit einen Beitrag zur Modernisie
rung regionaler Wirtschafts- und Beschäftigungsstrukturen liefern. Nordrhein- 
Westfalen, das über rund 1/3 der bundesdeutschen Umweltschutzuntemehmen ver
fügt, ist hierfür ein gutes Beispiel. Im Folgenden soll daher etwas ausführlicher auf 
die nordrhein-westfälische Umweltschutzwirtschaft eingegangen

Tabelle 2: Außenhandelskennziffern der OECD-Länder bei Umweltschutzgütern 1993

L and W elthandelsante ile RW A RCA

Bundesrepublik Deutschland 18,4 19 35

Frankreich 7,4 -13 2

G roßbritannien 6,9 4 29

Italien 10,6 36 65

Niederlande 3,9 -36 -9

Schweiz 3,8 36 47

USA 19,3 18 67

Japan 13,2 -12 31

K anada 2,3 -72 -80

Schweden 2 -12 -22

RW A : Positive Vorzeichen: D er Anteil an den Exporten dieser Produktgruppe ist höher als bei Exporten von verarbei
teten Industriewaren insgesamt. R C A : Positive Vorzeichen: Die Export/Import-Relation ist bei dieser Produktgruppe 
höher als bei verarbeiteten Industriewaren insgesamt.

Quelle: N IW /DIW /ISI/ZEW , 1995: Z ur technologischen Leistungsfähigkeit Deutschlands. Erw eiterte Berichterstattung 
1995
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2.1 Umweltschutzmarkt und Markteintritte der nordrhein-westfälischen Umwelt
schutzunternehmen

Die Ausweitung und Ausdifferenzierung umweltpolitischer Maßnahmen und die 
Entstehung und Entwicklung des Umweltschutzmarktes stehen in einem engen Zu
sammenhang. Dies zeigen die Markteintritte nordrhein-westfälischer Unternehmen 
in den Umweltschutzmarkt (Abbildung 1). Erkennbar sind die vereinzelten Marktein
tritte in den 50er Jahren, das langsame aber kontinuierliche Ansteigen der Zahl der 
Umweltschutzuntemehmen in den 60er Jahren, die deutliche Zunahme der Marktein
tritte mit Beginn der Umweltschutzpolitik in den 70er Jahren sowie die äußerst ex
pansive Dynamik seit Mitte der 80er Jahre. Auch wenn der Anstieg der Unterneh
menseintritte kontinuierlich verlaufen ist, so wird deutlich, daß die Zahl der Eintritte 
in den Jahren einer intensiven Umweltschutzpolitik deutlich schneller als in den Jah
ren zuvor gestiegen ist.

Abbildung 1: Einstiegszeiträume nordrhein-westfalischer Unternehmen in den Umweltmarkt
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Quelle: Nordhause-Janz/Rehfeld, 1995

Gleichzeitig, so zeigt eine genauere Betrachtung, lassen sich hinter der quantitativen 
Zunahme der Umweltschutzuntemehmen deutliche Verschiebungen in ihrer sektora
len Zusammensetzung feststellen (Abbildung 2). Von den bis 1980 in den Umwelt
schutzmarkt eingetretenen Unternehmen stammte weit mehr als die Hälfte aus der 
Industrie, ein gutes Drittel aus dem Dienstleistungsbereich. In den frühen 80er Jah
ren fand lediglich eine leichte Verschiebung zugunsten der Dienstleistungen statt. 
Der Anteil der Neueintritte aus dem Verarbeitenden Gewerbe sank auf weniger als

U n te m eh m e n sa n te ile  in % (1993=100)
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die Hälfte, der Anteil der Neueintritte aus dem Dienstleistungsbereich stieg auf gut 
42 vH. Völlig anders sieht dieses Bild seit Mitte der 80er Jahre und insbesondere seit 
Anfang der 90er Jahre aus: Nur noch ein Viertel der Neueintritte erfolgt durch Un
ternehmen aus dem Verarbeitenden Gewerbe und fast zwei Drittel aus dem Dienst
leistungsbereich.

Eine Ausdifferenzierung der jüngsten Neueintritte hinsichtlich der Branchenzusam
mensetzung verdeutlicht diese Entwicklung eingehender. Hierbei zeigen sich drei 
Trends:

Abbildung 2: Anteile der Wirtschaftsgruppen an den neu in den Umweltschutzmarkt 

eintretenden Unternehmen - in vH -
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Q uelle : N o rd h au se -Jan z /R eh fe ld , 1995

• Wie in den vorhergehenden Jahren auch, läßt sich ein Teil der Neueintritte 
durch Impulse aus umweltpolitischen Maßnahmen interpretieren. Hierzu gehört, 
daß knapp ein Viertel der Unternehmen in dieser Zeit dem Bereich "Abfall- und 
Abwasserbeseitigung" zuzurechnen ist, wobei ohne Zweifel ein enger Zusam
menhang mit der Vielzahl neuer Richtlinien und Verordnungen in den einzelnen 
Bereichen der Abfallwirtschaft zu vermuten ist.

jeweilige Untemehmensanteile in %

1971-1980 1981-1985

Zeiträume der Markteintritte

[□ Ind us tr ie  □Bau/M andel ^D ienstle is tungen]

• Noch häufiger finden sich Dienstleistungsunternehmen unter den Neueintritten, 
die Planung, Beratung Engineeringaufgaben für Unternehmen anbieten. Rund 
40 vH der Neueintritte sind diesem Bereich zuzuordnen.
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• Unter den Neueintritten aus dem Verarbeitenden Gewerbe dominieren nun Un
ternehmen aus dem Bereich Meß- und Regeltechnik: Knapp ein Drittel stam
men aus dieser, ansonsten in Nordrhein-Westfalen eher unterdurchschnittlich 
repräsentierten Branche.

Zusammenfassend ist festzuhalten, daß vor allem die überdurchschnittlichen Markt
eintritte aus dem Dienstleistungbereich und aus der Meß- und Regeltechnik Impulse 
in zwei zentralen Bereichen der Umweltschutzwirtschaft erkennen lassen, die bisher 
unter wirtschaftsstrukturellen Gesichtspunkten in Nordrhein-Westfalen eher unter
durchschnittlich repräsentiert waren. Dies weist daraufhin, daß in der jüngsten Ver
gangenheit in Nordrhein-Westfalen ein innovatives Umfeld entstanden ist, das nicht 
nur das traditionelle Funktionsspektrum der Umweltschutzwirtschaft erweitert hat, 
sondern als Standortfaktor auch wiederum positive Rückwirkungen auf die Umwelt
schutzanbieter selbst ausübt. In den vergangenen zwei Jahrzehnten hat sich die nord- 
rhein-westfalische Umweltschutzwirtschaft zu einem bedeutenden Produktionsclu
ster entwickelt, in dem mittlerweile rund 90 000 bis 100 000 Arbeitsplätze vorhan
den sind (Nordhause-Janz/Rehfeld, 1995).

2.2 Regionale Bezugs- und Kooperationsbeziehungen

Verschiedene, auf Porter (Porter, 1991) zurückgehende Untersuchungen haben ge
zeigt, daß erfolgreiche Regionen durch das Vorhandensein sogenannter 
"Produktionscluster" gekennzeichnet sind. Hierunter sind räumliche Konzentrationen 
von Unternehmen unterschiedlicher Produktions- und Distributionsstufen innerhalb 
eines bestimmten Marktsegmentes zu verstehen. D. h. produktionsorientierte Dienst
leistungen, spezialisierte Lieferanten von Vorprodukten und Geräten sowie For- 
schungs- und Entwicklungseinrichtungen sind konstituierend für die Zusammenset
zung eines Produktionsclusters und die hier ablaufenden Innovationszusam
menhänge. Ein treibendes Moment innerhalb eines Produktionsclusters bildet die 
Nähe zu Nachfragern. Die räumliche Ballung von führenden Nachfragern, seien sie 
öffentlich oder privat, und Anbietern sowie das Vorhandensein staatlicher For
schungsinfrastrukturen und deren Verzahnung mit Innovationsaktivitäten in der 
Wirtschaft trägt dazu bei, die Innovationsdynamik kontinuierlich voranzutreiben. 
Hierzu gehört auch, daß die zur Befriedigung der Nachfrage anfallenden Aufgaben
stellungen an die regional ansässigen Zulieferer weitergegeben und diese wiederum 
zu entsprechenden Innovationen veranlaßt werden. Die Bedeutung eines Produktion
sclusters besteht also in zweierlei Hinsicht: Es bildet ein "Saatbeet" für Innovationen 
in einem spezifischen Marktsektor und es entwickelt eine Eigendynamik, die zu 
weiteren, vor- und nachgelagerten wirtschaftlichen Aktivitäten, Neugründungen und 
auch Ansiedlungen führt. (Lundvall, 1992; Marceau, 1994; Nelson, 1993; Rehfeld, 
1994; Nordhause-Janz/Rehfeld, 1995).
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Die Charakterisierung der nordrhein-westfälischen Umweltschutzwirtschaft als Pro
duktionscluster wird deutlich, wenn man die regionalen Verflechtungen und Koope
rationsbezüge der Unternehmen berücksichtigt. Relativ eindeutig sind die Ergebnisse 
hinsichtlich der räumlichen Verteilung der Bezugsquellen von Vorleistungen für die 
Umweltschutzuntemehmen in Nordrhein-Westfalen (Abbildung 3). Zwar lassen sich 
angesichts fehlender Vergleichszahlen für andere Produktionsketten keine Aussagen 
über mögliche Besonderheiten in der Umweltschutzwirtschaft formulieren, wohl 
aber können Aussagen darüber getroffen werden, welche Produkte und Leistungen 
stärker regional, welche stärker überregional bezogen werden. Hierbei lassen sich 
drei Gruppen unterscheiden:

Produktionsorientierte Dienstleistungen werden von den befragten Unternehmen 
überwiegend regional bezogen. Sofern Analysen und Laboruntersuchungen extern 
erbracht werden, erfolgt dies in einem Drittel der Fälle durch Unternehmen in un
mittelbarer Standortnähe, bei der Hälfte der Unternehmen durch Anbieter innerhalb 
Nordrhein-Westfalens. Lediglich 14,2 vH der von außen bezogenen Analysen und 
Laboruntersuchungen werden durch Unternehmen aus anderen Bundesländern er
bracht, nur 2,0 vH von Anbietern aus dem Ausland. Ähnlich stark ist die Bedeutung 
der räumlichen Nähe bei dem Bezug von Beratungs- und Ingenieurdienstleistungen: 
Fast drei Viertel dieser Dienstleistungen werden, sofern extern bezogen, von Unter
nehmen in unmittelbarer Standortnähe (26,1 vH) bzw. aus Nordrhein-Westfalen 
(47,9 vH) bezogen, lediglich 6,7 vH aus dem Ausland.



Abbildung 3: Regionale Bezugsquellen nordrhein-westfalischer Umweltschutzunternehmen

■ unmittelbare Standortnähe □  NRW Bändere Bundesländer □  Ausland

Geräte zum Messen, Regeln, Prüfen

Anlagen und Bauten

Hilfs- und Rohstoffe

Beratungs- und 
Ingenieurdienstleistungen

Analysen, Laboruntersuchungen, usw.

Q uelle : N o rd h au se -Jan z /R eh fe ld , 1995

Während die Ergebnisse über die räumliche Verteilung von produktionsorientierten 
Dienstleistungen also den Vorstellungen über die Wirksamkeit von Produktionsclu
stern entsprechen, ergibt sich bei den Bezügen von Hilfs- und Rohstoffen kein ein
deutiges Bild. Dies liegt möglicherweise daran, daß hierunter sowohl generell ver
fügbare Rohstoffe wie auch spezielle Materialien fallen. Auf der einen Seite werden 
immerhin knapp zwei Drittel der Hilfs- und Rohstoffe von Anbietern aus unmittelba
rer Standortnähe (26,4 vH) bzw. aus Nordrhein-Westfalen (37,2 vH) bezogen, auf 
der anderen Seite entfällt auf Hilfs- und Rohstoffe aber auch der höchste Anteil von 
Bezügen aus dem Ausland (14,6 vH).

Anlagen und Bauten sowie Geräte zum Messen, Regeln und Prüfen werden dagegen 
wesentlich häufiger überregional bezogen, was möglicherweise mit der traditionellen 
Schwäche der Meß- und Regeltechnik innerhalb Nordrhein-Westfalens zusammen
hängt. Bei den Anlagen und Bauten kommen noch ein Sechstel der Bezüge aus un
mittelbarer Standortnähe und mehr als zwei Fünftel aus Nordrhein-Westfalen, im
merhin auch 13,2 vH aus dem Ausland. Bei den Geräten zum Messen, Regeln und 
Prüfen beträgt der Anteil der Bezüge aus unmittelbarer Standortnähe nur noch 10,7 
vH, der Anteil der Bezüge aus Nordrhein-Westfalen 37,0 vH. Umgekehrt liegt hier 
der Anteil der Auslandsbezüge bei 15 vH. Gleichwohl, so läßt sich zusammenfas-
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send festhalten, zeigen die nordrhein-westfälischen Umweltschutzunternehmen einen 
insgesamt hohen Grad an regionaler Verflechtung auf.

Dies wird auch deutlich, wenn man sich die vertraglich fixierten zwischenbetriebli
chen Kooperationsaktivitäten der Unternehmen anschaut. Im Vergleich mit einer vor 
vier Jahren durchgeführten Befragung von Unternehmen des Verarbeitenden Gewer
bes in Nordrhein-Westfalen zeigt sich, daß einiges dafür spricht, daß die Kooperati
onshäufigkeit in der Umweltschutzwirtschaft deutlich über der im Verarbeitenden 
Gewerbe liegt (Belzer/Nordhause-Janz, 1991; Lehner/Nordhause-Janz, 1992; Wid- 
maier, 1991). Sicherlich sind bei dieser Bewertung die unterschiedlichen Erhebungs
zeitpunkte zu berücksichtigen. In der Tendenz jedoch weist die nordrhein
westfälische Umweltschutzwirtschaft eine deutlich höhere Kooperationsneigung auf.

Abbildung 4: Zwischenbetriebliche FuE-Kooperationen in der nordrhein-westfälischen Um
weltschutzwirtschaft

Der Vergleich zeigt, daß die Antwort, es finde keine vertraglich fixierte Zusammen
arbeit statt, bei unserer Befragung von Umweltschutzuntemehmen um rund 15 Pro
zentpunkte geringer ausfallt als bei der Befragung im Verarbeitenden Gewerbe. Be
sonders ausgeprägt ist diese Differenz in den Kooperationsfeldem Marketing, Ver
trieb, F&E und Kundendienst, weniger stark ausgeprägt in den Feldern Konstruktion, 
Einkauf, Ausbildung und Export. Kein entscheidender Unterschied bei der Koopera
tionshäufigkeit zeigt sich lediglich im Bereich der Fertigung, was wahrscheinlich auf 
den hohen Anteil von Dienstleistungsuntemehmen an den Umweltschutzun
ternehmen zurückzuführen ist.
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Angesichts einer seit Jahren zu beobachtenden Verkürzung der Produkt- und Inno
vationszyklen gewinnt die zwischenbetriebliche Kooperation im Forschungs- und 
Entwicklungsbereich eine besondere Bedeutung. Gerade in diesem Bereich zeigt sich 
nochmals die starke Verflechtung der nordrhein-westfalischen Umweltschutzwirt
schaft mit Unternehmen der Region (Abbildung 4). Mehr als 50 % der von den Un
ternehmen zwischenbetrieblichen Forschungs- und Entwicklungsprojekte findet mit 
Unternehmen statt, die entweder in unmittelbarer Standortnähe angesiedelt sind oder 
aber sich in Nordrhein-Westfalen befinden. Verbindet man diese Ergebnisse mit den 
weiter oben dargestellten Bezugsverflechtungen der nordrhein-westfälischen Um
weltschutzwirtschaft, dann zeigt sich insgesamt das Bild intensiver zwischen
betrieblicher Beziehungen innerhalb der Umweltschutzwirtschaft in Nordrhein- 
Westfalen.

2.3 Innovationspotentiale in der nordrhein-westfälischen Umweltschutzwirtschaft

Unternehmensinterne Forschung und Entwicklung und hierauf bezogene betriebliche 
Marketing-, Qualifizierungs- und Organisationsstrategien sind eine wichtige Vor- 
ausetzung nicht nur für den einzelbetrieblichen Erfolg, sondern in zunehmenden 
Maße auch essentielle Voraussetzung für die Nutzung überbetrieblicher Innovations
ressourcen und die Einbindung in zwischenbetriebliche Kooperationsstrukturen 
(Felder u.a., 1994; Freeman, 1994). Diese Zusammenhänge lassen sich auch für die 
nordrhein-westfalische Umweltschutzwirtschaft aufzeigen.

Betrachtet man zunächst lediglich die einzelbetrieblichen FuE-Anstrengungen der 
Unternehmen, so läßt sich die nordrhein-westfälische Umweltschutzwirtschaft als 
ausgesprochen forschungs- und innovationsintensiv einstufen. Im Zeitraum 1990 - 
1992 haben mehr als 60 vH der befragten Umweltschutzuntemehmen Forschungs
und Entwicklungsprojekte durchgeführt. Der weit überwiegende Teil dieser Unter
nehmen (über 90 vH) hat zudem im entsprechenden Zeitraum regelmäßig in For
schung und Entwicklung investiert. Dabei lag, bezogen auf das Gesamtgüterspek
trum, die durchschnittliche FuE-Quote bei 3,9 vH (1992), während die entsprechen
de Kennziffer im Umweltschutzgüterbereich bei 5,5 vH lag. Diese höhere F&E- 
Intensität gilt mit Ausnahme des Planungs- und Beratungsbereichs für alle Umwelt
schutzsektoren. Sie ist zudem in den Umweltschutzsparten Altlastensanierung, 
Energie- und Umwelt, Meß- und Regelungstechnik und dem Bereich Was
ser/Abwasser überdurchschnittlich stark ausgeprägt, somit überwiegend in jenen 
Umweltschutzbereichen, deren Wettbewerbs- und Konkurrenzsituation in über
durchschnittlichem Maße vom Angebot an technologisch hochwertigen, neuartigen 
Produkten und Dienstleistungen geprägt ist (Abbildung 5).



Abbildung 5: F&E-Intensitäten in der nordrhein-westfälischen Umweltschutzwirtschaft

1

Q uelle : N o rd h au se -Jan z /R eh fe ld , 1995

Diese insgesamt hohe Forschungsintensität des Umweltschutzbereichs wird durch 
einen Vergleich nach den klassischen Wirtschaftssektoren nochmals unterstrichen. 
Wie die Tabelle 3 verdeutlicht, liegen in der weit überwiegenden Zahl der einzelnen 
Branchen die umweitschutzspezifischen F&E-Quoten deutlich über den entspre
chenden Werten, die die befragten Unternehmen für ihr Güterangebot insgesamt er
bringen.

Nicht zuletzt diese hohen Forschungs- und Entwicklungsleistungen sind als ein we
sentlicher Grund dafür anzusehen, daß die nordrhein-westfälischen Umweltschutzun- 
temehmen einen beachtlichen Teil ihres Umsatzes mit Gütern erzielen, die sich in 
einer relativ jungen Produktzyklenphase befinden.
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Tabelle 3: F&E-Quoten nach Branchen

F & E -Q u o te

a lle  P ro d u k tb e re ic h e

F & E -Q u o te

U m w eltsch u tz

z u m  V erg le ich : 

F & E -Q u o te  

B u n d e s re p u b lik : 

a lle  P ro d u k tb e re ic h e  a)

C h em isch e  Industrie 2,73 8,01 3,10

M asch inenbau 3,05 5,65 2,46

E lek tro tech n ik 3,05 4,06 3,80

M eß- und R eg e lungstechn ik 4,57 5,51 5 ,00b)

K unsts to ff-  und  G um m iv erarb e itu n g 1,71 2,20 1,50

S onstiges  V erarbe itendes G ew erbe 3,06 6,16 2,71

B augew erbe 0,42 1,08 0 ,40

D ien stle is tungen 5,03 5,81 4 ,90

a) V erg le ich sd a ten  aus  F e ld er u .a. 1994; b ) M ed iz in , M eß - u n d  R e g e lu n g stech n ik  

Q uelle : N o rd h a u se -Ja n z /R eh fe ld , 1995

Abbildung 6: Umsatzanteile mit im Zeitraum 1990 - 1992 eingeführten Umweltschutzproduk
ten

/
Forschungsintensität:

0% 20% 40% 60% 80% 100%

■  n e u e /v e rb e s s e r te  U m w eltschu tzp roduk te  o u n v e r ä n d e r te  U m w eltschutzprodukte

F o rsch u n g sin ten sitä t: gering: F u E -Q u o te  u n ter  3 ,5% ; m ittel: 3 ,5 %  bis 8 ,5% , hoch: ü b er 8 ,5%  

Q uelle : N o rd h au se -Jan z /R eh fe ld , 1995
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Rund 21 vH des umweltschutzbezogenen Umsatzes der Unternehmen entfiel auf 
Produkte, die im Zeitraum von 1990 - 1992 neu auf den Markt eingeführt wurden. 
Legt man, wie in der Abbildung 6 dargestellt, nicht die Gesamtheit der Unternehmen 
zugrunde, sondern berücksichtigt nur die Unternehmen, die im betreffenden Zeit
raum auch tatsächlich in die Vermarktung ihrer Innovationen eingestiegen sind, so 
treten diese Markterfolge noch deutlicher zutage. Dabei sind die Erfolge, die die 
Unternehmen mit ihren neuen Produkten erzielen konnten in starkem Maße an die 
Forschungs- und Entwicklungsaktivitäten der Unternehmen gebunden. Unterneh
men, die in den vergangenen Jahren in überdurchschnittlichem Maße regelmäßig in 
Forschung und Entwicklung investiert haben, konnten auch überdurchschnittliche 
Markterfolge mit ihren Innovationen erzielen. Gleichzeitig finden sich unter diesen 
Unternehmen überdurchschnittlich viele, die FuE-Kooperationen mit anderen Unter
nehmen bei der Durchführung ihrer Entwicklungsprojekte nutzen.

Diese Ergebnisse verdeutlichen, daß der Markt für Umweltschutzgüter gute Erfolgs
bedingungen für neue, innovative Produkte bietet und durch eine rasche Aufnahme
fähigkeit und Dynamik gekennzeichnet ist. Die erfolgreiche Teilhabe an dieser Dy
namik stellt jedoch keinen Automatismus dar, sondern erfordert von den Unterneh
men erhebliche Forschungs- und Entwicklungsanstrengungen.

2.4 Perspektiven der Umweltschutzwirtschaft

Die Umweltschutzwirtschaft in Nordrhein-Westfalen, so lassen sich die dargestellten 
Ergebnisse zusammenfassen, verfügt mittlerweile über ein ausdifferenziertes und 
innovatives Funktionsspektrum mit differenzierten Problemlösungspotentialen. Sie hat 
sich in dieser Region zu einem eigenständigen Produktions- und Innovationszusam
menhang entwickelt. Gleichwohl kann von den bisherigen Erfolgen nicht automatisch 
auf einen gleichbleibenden Trend in der Zukunft gesprochen werden. Aus der 
Expansion der vergangenen Jahren darf nicht geschlossenen werden, daß die weitere 
Entwicklung der Umweltschutzwirtschaft zum Selbstläufer wird: Dies gilt nicht nur 
für die Situation in Nordrhein-Westfalen, sondern betrifft die bundesdeutsche 
Umweltschutzwirtschaft insgesamt.

Dieser relativ junge Wirtschaftsbereich ist auf dem Entwicklungweg hin zu einer 
“normalen” Branche. Steigende Konzentrationstendenzen und eine wachsende 
Intemationalisierung sowie eine Innovationsdynamik und -konkurrenz um künftige, 
langfristig sinnvolle Lösungen für ökologische Probleme und die hierfür notwendigen 
Organisationskonzepte und Infrastrukturen sind Kennzeichen dieser Entwicklung.

Die wachsenden Märkte haben auch Neueinsteiger aus anderen Branchen und Ländern 
veranlaßt, in den Umweltmarkt einzusteigen. Die große Zahl neuer Gesetze sind 
keinesfalls eindeutig und öffnen die Tür für unterschiedliche Lösungskonzepte. Das 
Zusammenwirken offener Märkte einerseits und ausstehender Standardisierung bei 
wichtigen Verordnungen innerhalb der Europäischen Union andererseits ermöglicht
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eine in ihren Ausmaßen bisher kaum erkennbare neue europäische Arbeitsteilung, 
etwa im Entsorgungsbereich. Eine solche Entwicklung ist mit erheblichen 
Unsicherheiten über die Richtung von Innovationen und Investitionen verbunden.

Angesichts der wachsenden Konkurrenz und Unsicherheit müssen sich auch die 
Umweltschutzuntemehmen neu orientieren, wollen sie ihren bisher erreichten 
Kompetenzvorsprung erhalten. Zentral hierfür ist die Entwicklung von Untemehmens- 
strategien und Problemlösungen, die über die aktuellen politischen Vorgaben 
hinausgehen, weiterreichende Lösungen anbieten und damit dazu beitragen, den 
künftigen Umweltmarkt selbst zu strukturieren.

Hierbei handelt es sich ohne Zweifel um ein schwieriges Geschäft, da noch immer die 
meisten Unternehmen erst dann im Umweltschutzbereich aktiv werden, wenn sie 
durch Verordnungen dazu gezwungen werden. Aber neuere Entwicklungen, z. B. die 
EU-Richtlinien über Öko-Audits (betriebliche Umweltmanagement und 
Umweltbetriebsprüfungssysteme) werden ohne Zweifel dazu beitragen, 
Effektivierungs- und Einsparungspotentiale beim Materialbereich offenzulegen. Wenn 
nicht bei der Bilanzierung stehengeblieben wird, wenn gleichzeitig auch sinnvolle 
Konzepte für betriebliche Materialkreisläufe angeboten werden können, dann ergibt 
sich hieraus ein Hebel, der die weitreichende, über unmittelbare staatliche Vorgaben 
hinausgehende Umsetzung umweltpolitischer Lösungsangebote attraktiv macht.

Vier Herausforderungen sind darüber hinaus in den kommenden Jahren von zentraler 
Bedeutung:

• Um die vorhandenen Potentiale zur Entwicklung langfristig ökologischer
Problemlösungen wirksam zu nutzen, müssen die Kooperationsmöglichkeiten 
noch weiter als bisher ausgeschöpft werden. Die wirkungsvolle Vernetzung 
zwischen Forschungs- und Entwicklungseinrichtungen sowie Umweltschutz
untemehmen, die Zusammenarbeit der Unternehmen aus den einzelnen 
Marktsegmenten wie auch innerhalb der neu entstehenden Konzemverbünde, die 
Kooperation zwischen der Umweltschutzwirtschaft und einzelnen “traditionellen” 
Branchen gehören zu den organisatorischen Herausforderungen der kommenden 
Jahre. Eine solche Intensivierung der Kooperation kann nur auf der Basis einer 
gesicherten Arbeitsteilung erfolgen. Wenn die Gefahr besteht, im Rahmen einer 
Kooperation von dem Partner übernommen zu werden, wenn keine Sicherheit 
darüber besteht, als Spezialist für ein Marktsegment oder eine spezifische 
Funktion akzeptiert zu sein, entsteht ein Klima, daß Kooperationswilligkeit und - 
fähigkeit entscheidend behindert. Arbeitsteilung bei der Lösung von 
Umweltproblemen ist nicht allein eine Frage des Verhältnisses von Unternehmen 
unterschiedlicher Größenkategorien, sie betrifft auch die Beziehungen zwischen 
planenden, organisatorischen und produzierenden Funktionen, und, nicht zuletzt, 
geht es auch um die Beziehung zwischen spezialisierten Umweltschutz
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unternehmen einerseits und produzierenden Unternehmen aus den verschiedenen 
“traditionellen” Branchen andereseits.

• Derartige Kooperationen zur Entwicklung umfassender Lösungen können auch 
eine Schlüsselrolle dabei spielen, neue Märkte unabhängig von politischen 
Auflagen und Finanzierungsengpässen zu entwickeln und zu erschließen. Die 
Zusammenarbeit von Betreibergesellschaften, Finanzierungseinrichtungen, den 
Herstellern von Umweltschutzanlagen und Anbietern von Umweltschutzdienstl
eistungen wird eine zentrale Rolle bei der Wettbewerbsfähigkeit auf 
internationalen Märkten spielen.

• Die politischen Maßnahmen werden vor der Herausforderung stehen, verstärkt 
Kooperationen gerade auch in neuen, noch nicht überschaubaren Handlungsfel- 
dem zu initiieren und abzusichem. Es kann immer weniger darum gehen durch 
spezifische technische Standards Märkte für ein bestimmtes Marktsegment und 
eine begrenzte Zeit zu schaffen. Vielmehr sind neue, über die traditionellen Wege 
hinausreichende Lösungen von zentraler Bedeutung. Dies ist nicht allein eine 
Frage ökologischer Zielsetzungen, sondern auch eine Struktur- und wirtschafts
politischer Ziele und Vorstellungen. Im Rahmen technologiepolitischer Maß
nahmen heißt dies auch eine verstärkte Umorientierung der Maßnahmen. Weni
ger die Förderung einzelner Technologien sondern vielmehr die Förderung inter- 
und intrasektoraler innovationsorientierter Netzwerke bietet Chancen, Innovation, 
Markterschließung und Beschäftigung zu verbinden (Hanusch/Cantner, 1993).

• Gerade der wachsende Konkurrenzdruck, der längst nicht mehr rein national 
erzeugt wird, sondern mittlerweile einen internationalen Maßstab erreicht hat, 
erfordert von den Unternehmen kontinuierliche Innovationen und Forschungs
und Entwicklungsleistungen. Die Hoffnung, mit "alten Produkten" internationa
le Märkte in Regionen mit gerade erst beginnender Umweltschutzregulierung 
erobern zu können, dürfte sich als trügerisch heraussteilen. Gefragt sind viel
mehr "most advanced technologies". In dem Maße, in dem umweltpolitische 
Regulationen sich auf "cleaner technologies" konzentrieren, was durchaus ei
nem internationalen Trend entspricht, werden Anreize für Unternehmen ge
schaffen, derartige Technologien zu entwickeln und über die Ausnützung von 
"first mover advantages", internationale Märkte zu erschließen. Auch hier 
kommt der öffentlichen Hand über ihre Beschaffungspolitik und der Unterstüt
zung von Pilotvorhaben eine besondere Bedeutung zu. In den USA und Japan et
wa ist die Unterstützung des Intemationalisierungsprozeßes der Umweltschutzin
dustrie ein wichtiger Bereich staatlicher Unterstützungsmaßnahmen (Kaiser, 
1997; Sprenger, 1996).
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3 Problemlösendes W achstum - Chancen und G estaltungsherausforderungen 
im Bereich Gesundheit/Soziale Dienste

3.1 Boombranche Soziale Dienste

Der Sozialstaat Deutschland wird - fast ausschließlich - als Belastung, als Bürde der 
Wirtschaft diskutiert. Unterschiede zwischen Sozialstaatskritikem und -Verteidigern 
bestehen lediglich in der Frage, ob diese Belastungen langfristig eine Stabilisierung 
oder eine Destabilisierung der wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit bewirken. Derzeit 
dominiert weltweit die Befürchtung, hohe Aufwendungen für die soziale Sicherung 
gefährdeten die Reaktions- und Anpassungsfähigkeit der Wirtschaft. Vor diesem Hin
tergrund ist auch in der Bundesrepublik Deutschland mit gravierenden Kürzungen bei 
den öffentlichen bzw. halböffentlichen sozialen Sicherungssystemen zu rechnen.

Soziale Sicherungsdienstleistungen werden dagegen nur selten als Wirtschaftszweig 
oder sogar als wirtschaftliche Chance betrachtet. Gleichwohl können sich die vergan
gene Entwicklung, die aktuelle Lage und die Zukunftsaussichten dieses Wirtschafts
zweiges durchaus sehen lassen.

Abbildung 7: Beschäftigung und Beschäftigungsentwicklung im NRW-Dienstleistungssektor

■ Ruhrgebiet □  NRW  ohne Ruhrgebiet

staatliche  D ienstleistungen

distributive D ienstleistungen

konsum bezogene
Dienstleistungen

soziale Dienstleistungen

produktionsnahe
D ienstleistungen

10% 20%  30%  40%  50%

W a c h s tu m sra te  1980 -1 9 9 4  in %

Q uelle : A p p lica tio n  &  S u p p o rt; e ig en e  B erech n u n g en
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Wo es überhaupt Wirtschafts- und Beschäftigungswachstum gibt, ist es vor allem der 
Dienstleistungssektor, der wächst. Und unterteilt man den Dienstleistungssektor in 
Teilsegmente, so sind es vor allem die sozialen Dienste, die sich in den letzten Jahren 
durch Wachstum ausgezeichnet haben. Illustriert am Beispiel NRWs ergibt sich etwa 
folgendes Bild (Hilbert/Micheel/Schönfeld, 1996):

Der größte Teilsektor sind die distributiven Dienstleistungen, also Handel, Verkehr, 
Nachrichtenwesen mit knapp 1,2 Mio. Beschäftigten. Das größte Wachstum haben die 
produktionsnahen und die sozialen Dienstleistungen zu verzeichnen. Während die 
Entwicklung im produktionsnahen Bereich viel öffentliche Aufmerksamkeit fand, 
blühten die sozialen Dienstleistungen - also die Bereiche Gesundheit, Erziehung, Wis
senschaft, Betreuung, Pflege - eher im Verborgenen. Im Bereich sozialer Dienstlei
stungen arbeiteten 1994 in Nordrhein-Westfalen knapp 870.000 Menschen; zwischen 
1980 und 1994 betrug das Wachstum zwischen 48 % (im Ruhrgebiet) und gut 54 % 
(Nordrhein-Westfalen ohne Ruhrgebiet) (Abbildung 7).

In Wissenschaft und Politik ist völlig unumstritten, daß der Bedarf an sozialen Dien
sten in Zukunft weiter steigen wird. Das Wachstum der Branche hängt dabei von einer 
Reihe verschiedener Faktoren ab. Klassische Wachstumsfaktoren wie Investitionen 
und Nachfrage sind in diesem Bereich bislang sehr stark von der Bereitstellung öffent
licher oder halböffentlicher (Sozialversicherungen) Mittel geprägt. Dieser Trend wird 
sich kaum fortsetzen lassen. An seine Stelle könnten jedoch in Zukunft verstärkt priva
te Mittel in die soziale Sicherung fließen. Ein zweiter Faktor, der das Wachstum der 
sozialen Dienste begünstigen kann, ist ein besseres Zusammenspiel der Produktions
faktoren Arbeit und Kapital. Entsprechend neueren Wachstumstheorien (Römer, 1994; 
Mankiw, 1995; Grossman/Helpman, 1994) gehen entscheidende Impulse für das Wirt
schaftswachstum von der Optimierung der Produktionsfaktoren und des in ihnen ange
sammelten Wissens, also einer besseren Organisation und eines entsprechenden 
Technikeinsatzes aus. Beide Wachstumsfaktoren, Nachfrage und Finanzierung einer
seits sowie die Optimierung der Produktionsfaktoren andererseits werden im folgen
den näher beleuchtet.

3.2 Nachfrage nach und Finanzierung von sozialen Diensten

Die Nachfrage (Bedarf) nach sozialen Diensten wird in wichtigem Umfang durch die 
demographische Entwicklung beeinflußt. Die mittelfristige Verdoppelung des Alten
quotienten, also der Relation der Bevölkerung im Alter von 65 Jahren und mehr im 
Verhältnis zur Bevölkerung im Alter von 15-64 Jahren, wird sich auch durch Zuwan
derung nicht wesentlich aufhalten lassen (Birg, 1993, 71 f.). Dies bedeutet, daß alte 
Menschen zu einer vergleichsweise immer größeren Gruppe von Nachfragern werden 
(vgl. hierzu auch Universität des 3. Lebensalters an der Johann Wolfgang Goethe- 
Universität e.V., 1992). Diese Entwicklung wird verstärkt durch den medizinisch ge
sundheitlichen Fortschritt.



427

Es gibt Anzeichen dafür, daß die Zukunft beachtliche gerontologische und medizini
sche Fortschritte bringen wird. Sie könnten sich in deutlich verbesserten Chancen für 
eine präventive, Lebensdauer verlängernde und Lebensqualität steigernde Medizin 
niederschlagen (Reents, 1996; Hilgers/Hofmann, 1995). Vorbeugen für ein fitteres und 
längeres Leben läßt sich jedoch nicht ohne weiteres in Übereinstimmung bringen mit 
der traditionellen Philosophie der Krankenversicherungen, die auf Sicherung gegen 
eingetretene Schädigungen ausgerichtet ist. Gesundheitsdienstleistungen müssen, 
wollen sie sich den neuen Trend zu eigen machen, präventiv und zu einem früheren 
Zeitpunkt einsetzen, als dies bei der rein kurativen Medizin der Fall ist. Dabei wird es 
wesentlich um eine Aktivierung der Menschen gehen, die früzeitig selbst als Nachfra
ger nach Gesundheitsleistungen auftreten.

Inwieweit demografische Entwicklung und medizinisch technischer Fortschrift sich 
auch in einer gestiegenen Nachfrage äußern oder aber zu einer Reduzierung der De
finitionen eines öffentlich akzeptierten Bedarfs führen, hängt freilich von den bereit
gestellten Ressourcen ab. Mit einer gesellschaftlichen Finanzierung der potentiell 
wachsenden Nachfrage wird kaum zu rechnen sein. Gleichwohl muß dies nicht bedeu
ten, daß die Nachfrage nicht zu finanzieren sei.

Große Teile der bundesdeutschen Bevölkerung verfügen über private Mittel, die für 
die soziale Sicherung mobilisiert werden könnten. Belegen läßt sich diese These vor 
allem durch zwei Hinweise:

• Die Generation, die in den nächsten Jahren in das Rentenalter kommt, verfügt wie 
keine zuvor über Geld und Vermögen. Pro Kopf bezogen Rentnerhaushalte ein 
verfügbares Einkommen, das (in der alten Bundesrepublik) mit 23.054 nur unwe
sentlich unter dem Durchschnittseinkommen liegt; Pensionäre liegen mit 31.493 
DM sogar erheblich darüber (Statistisches Bundesamt, 1994). Hinzu kommt 
noch, daß viele Senioren weitere Einkünfte beziehen (z. B. Lebensver
sicherungen, Geldvermögen, Immobilienwerte).

• Die meisten Haushalte in Deutschland haben im Rahmen ihres Einkommens Be
wegungsspielraum, der bei entsprechenden Angeboten auch für attraktive soziale 
Dienstleistungen genutzt werden könnte. So beträgt etwa das Auto-Budget in 
durchschnittlichen Vier-Personen-Haushalten (mittleres Einkommen) ca. 620 
DM. Bewegungsspielraum dürfte auch bei den Freizeitausgaben bestehen; heute 
geben die Bundesbürger jede siebte Mark für Freizeit aus.

In der ökonomischen Theorie bzw. in der Finanzwissenschaft gibt es das Konzept der 
meritorischen Güter. Weil Bürger ihre Interessen und Präferenzen in bestimmten Be
reichen nur unzureichend kennen oder verfolgen können, ist es für den Staat gerecht
fertigt, durch Zwangsabgaben (Steuern oder Beiträge) dafür zu sorgen, daß die unzu
reichend oder verzerrt wahrgenommenen Anliegen dennoch befriedigt werden. Ge
sundheit gilt - etwa neben Bildung oder Kultur - als ein Beispiel für ein unzureichend 
wahrgenommenes Bedürfnis, daß Zwangsabgaben legitimiert. Es spricht einiges dafür,
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daß die Verzerrungen bei der Wahrnehmung von Präferenzen für Gesundheit in Ge
sellschaften mit hohem Wohlstand und hoher Bildung nachlassen. Das ausgeprägte 
Interesse an Fitness, Bewegung und gesunder Ernährung, der wachsende (und keines
wegs unproblematische) Trend zu Selbsthilfe und Selbstmedikation signalisieren, daß 
bei vielen Bürgern die Bereitschaft steigt, ihre verfügbaren Ressourcen mehr als früher 
in Gesundheit zu investieren.

Wenn es der Wirtschaft gelingt, die Attraktivität, Kundennähe und Effizienz personen
bezogener und sozialer Dienstleistungen zu steigern, steigt vor diesem Hintergrund 
auch die Wahrscheinlichkeit, daß mehr und mehr Menschen bereit sind, größere Teile 
ihres Einkommens für diese Zwecke auszugeben. Eine solche Umschichtung von Ver
braucherpräferenzen dürfte sich auch auf dem Arbeitsmarkt sehr positiv auswirken. 
Bei den personenbezogenen und sozialen Dienstleistungen handelt es sich nämlich um 
einen überdurchschnittlich arbeitsintensiven und lokal gebundenen Wirtschaftsbereich, 
so daß Geld, das in diesem Bereich ausgegeben wird, in überdurchschnittlichem Maße 
"vor Ort" Beschäftigung schafft.

3.3 Die Entwicklung der Produktionsfaktoren

Die Erschließung der angesprochenen Potentiale für die sozialen und gesundheits
bezogenen Dienste wird jedoch wahrscheinlich nicht von selbst kommen, sondern muß 
durch die einschlägigen Akteure in diesen Bereichen erarbeitet werden. In diesen 
Branchen wird einerseits der Beitrag der Produktionsfaktoren zum wirtschaftlichen 
Wachstum durch deren Zusammensetzung und Entwicklung sowie andererseits durch 
das Verhältnis der individuellen und kollektiven Nutzung der Erkenntnisse über diese 
Zusammensetzung bestimmt (Bandemer u. a., 1996). Bei der Zusammensetzung der 
Produktionsfaktoren geht es vor allem um Effizienz und Effektivität der einzel
betrieblichen Angebote sozialer Dienste. D. h., daß attraktive Angebote zu günstigen 
Preisen etwa durch den Einsatz neuer Technologien aus dem Multimediabereich ver
bunden mit einer entsprechenden Organisation der Dienstleistungen zu besseren Lei
stungen und geringeren Kosten führen können. Bei der Frage der kollektiven Nutzung 
der Ressourcen geht es darum, betriebliche Innovationen möglichst breit zu nutzen, 
ohne jedoch die individuellen Anreize für Innovationen zq gefährden. Hintergrund 
dieser Überlegungen ist, daß Innovationen häufig in "Blueprints", also Wissen beste
hen, deren wiederkehrende Nutzung keine zusätzlichen Kosten verursacht. Der ge
samtwirtschaftliche Nutzen kann also durch eine breite Anwendung gesteigert werden, 
indem Synergien geschaffen werden. Das Instrument, einen solchen kollektiven Nut
zen zu erreichen, ist die Kooperation von unterschiedlichen Anbietern.

Ein Blick in die "Altenwirtschaft", also in die Subbranche der sozialen Dienstleistun
gen, die Technik und Dienstleistungen für mehr Lebensqualität im Alter bietet, soll 
den wachsenden Stellenwert von Zusammenarbeit bei der Modernisierung sozialer und 
gesundheitsbezogener Dienste verdeutlichen.
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• Zukunftsfähige Unterstützungsangebote für zu Hause lebende alte Menschen 
können von moderner Technik profitieren: Im allgemeinen Verständnis ist die 
professionelle Hilfe für Alte und Behinderte mit den sog. sozialen Dienst
leistungen verknüpft. Zur Zeit allerdings wird immer deutlicher, daß Technologie 
in Zukunft für Wohlfahrt und Lebensqualität alter Menschen eine bedeutendere 
Rolle spielen wird (Reents 1996). Dies gilt nicht nur für medizinische Geräte wie 
Herzschrittmacher und Prothesen, sondern auch für Technologien, die es älteren 
Personen ermöglichen, ihre Wohnung und ihren Haushalt so lange wie möglich 
selbst in Ordnung zu halten. Die Telekommunikation etwa wird zukünftig bei der 
Unterstützung von Älteren an Bedeutung gewinnen. Viele Experten glauben, daß 
die Telekommunikation ein Schlüsselproblem von vielen Alten überwinden hel
fen kann, nämlich die soziale Isolation (Erkert u.a., 1992; Gott, 1995). Telekom
munikation kann nicht nur zur interaktiven Kommunikation zwischen älteren und 
behinderten Personen und deren Freunden und Angehörigen genutzt werden, Te
lekommunikation kann zugleich zu einem effizienten und effektiven Instrument 
werden, um Älteren den Zugang zu sozialen Dienstleistungseinrichtungen zu er
möglichen.

• Kundenspezifische Unterstützung erfordert die fallspezifische Kombination un
terschiedlicher Anbieter: Kooperationsbereitschaft meint die Fähigkeit zur Bün
delung und kundengerechten Bereitstellung von Ressourcen unterschiedlicher 
Sektoren und verschiedener Unternehmen. Die Bedarfe und Wünsche von alten 
und behinderten Personen sind so unterschiedlich, daß für jede Person ein spezi
fisch angepaßtes Paket von Diensten und Produkten zur Verfügung gestellt wer
den muß. Dieses muß - wenn es notwendig ist - die unterschiedlichsten Produkte 
und Dienstleistungen beinhalten. Dazu gehört die bedarfsgerechte Gestaltung der 
Wohnung, die Grundversorgung mit Pflege und die Reinigung der Wohnung, 
Hilfen beim Einkauf, Essen auf Rädern, Haar- und Körperpflege, regelmäßige 
Betreuung durch eine Altenpflegerin, Transportdienste und des weiteren, daß es 
Alten und Behinderten ermöglicht wird, mit anderen zu kommunizieren und am 
täglichen Leben teilzunehmen. Um entsprechende maßgeschneiderte Angebote 
bereitstellen zu können, kommt es auf die Kooperation der Anbieter an, die nicht 
für jeden Fall das Rad erneut erfinden müssen, sondern auf bereits vorhandene 
technische oder organisatorische Lösungen anderer Anbieter zurückgreifen und 
diese mit eigenen Kompetenzen verknüpfen.

Dieser Blick in die Altenwirtschaft sollte exemplarisch verdeutlichen, daß die Anbieter 
von Gesundheitsdienstleistung und sozialen Diensten über gute Anknüpfungspunkte 
verfügen, ihre Angebote deutlich attraktiver, billiger und besser zu gestalten. Wenn die 
Gesundheitswirtschaft ihre Wachstumspotentiale optimal realsieren will, gilt es, diese 
Chancen zu nutzen und in kostengünstige und qualitativ anspruchsvolle Leistungsan
gebote umzusetzen. Dies könnte zum einen bedeuten, daß aus den vorhandenen öf
fentlichen und halböffentlichen (Sozialversicherungen) Mitteln mehr gemacht werden
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könnte; zum anderen dürfte auch das Interesse der einzelnen Bürger verstärkt werden, 
selbständig (und nicht durch Zwangsabgaben) in Gesundheit zu investieren.

3.4 Die Z u kun ft der sozialen Dienste braucht Dienstleistungspolitik

Wettbewerb, Innovation durch Kooperation, vor allem aber das Ringen um Kunden 
sind in weiten Bereichen des Sozial- und Gesundheitssystems noch längst nicht so 
ausgeprägt, wie dies in anderen Bereichen der Wirtschaft der Fall ist. Eine Modernisie
rung dieser Branche mit dem Ziel, billiger und besser zu werden und gleichzeitig neue 
Kundennachfrage - auch jenseits dessen, was durch öffentliche und halböffentliche 
Kassen abgedeckt ist - zu mobilisieren, muß deshalb vermutlich durch eine gezielte 
Dienstleistungspolitik angeschoben werden. Ihre ordnungspolitische Legitimation 
könnten die dafiir erforderlichen öffentlichen Anstrengungen dadurch finden, daß der 
Sozial- und Gesundheitsektor bislang deutlich weniger marktwirtschaftlich strukturiert 
ist als die gewerbliche Produktion, von einer Neuorientierung in Richtung Wettbewerb 
und Kundenorientierung aber sowohl große sozialpolitische als auch wirtschaftspoliti
sche Vorteile zu erwarten sind. Notwendigkeit und Chance einer solchen Dienstlei
stungspolitik lassen sich am Beispiel der sozialen Dienste gut verdeutlichen.

Die Entwicklung der Wirtschaftsbranche soziale Dienste hat bereits begonnen; 
gleichwohl kann sie in Zukunft von einer neuen Dienstleistungspolitik entscheidend 
profitieren. Politik für soziale Dienste wird vor allem deshalb gebraucht, weil diese 
Branche durch Zusammenarbeit und bessere Abstimmung verschiedener Akteure ent
scheidend an Leistungsfähigkeit gewinnen kann; bislang jedoch hat die Branche au
ßerordentlich große Schwierigkeiten, ihre beachtlichen Synergiepotentiale zum Tragen 
zu bringen. Ein weiterer wichtiger Grund für den Ruf nach Dienstleistungspolitik ist 
darin zu sehen, daß der Sozial- und Gesundheitssektor von der stärkeren Vernetzung 
mit anderen Branchen bzw. von Angeboten aus anderen Wirtschaftsbereichen Nutzen 
ziehen kann; die Aufmerksamkeit für entsprechende Chancen gilt es aber erst noch zu 
wecken.

In den Jahren 1994 und 1995 führte das Gelsenkirchener Institut Arbeit und Technik 
eine empirische Studie über die "Alten-Wirtschaft" in Nordrhein-Westfalen durch 
(Bandemer u.a., 1995). Die Ergebnisse dieser Untersuchung können folgendermaßen 
zusammengefaßt werden:
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Abbildung 8: Anteil der Unternehmen, die in unterschiedlichen Funktionsbereichen 
Komplettangebote bereitstellen
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In den letzten Jahren ist die "Alten-Wirtschaft" zu einer Boom-Branche geworden und 
das gilt sowohl für die Dienstleister als auch für die Technikhersteller. Allerdings sind 
sich die Unternehmen beider Branchensegmente nicht aller Möglichkeiten bewußt, die 
mit Hilfe einer konsequenten Nutzung von Kooperation und modernen Technologien 
für die Verbesserung von Qualität und Wirtschaftlichkeit zu erzielen wären. Dieses 
Gesamtergebnis läßt sich durch folgende Einzelergebnisse illustrieren:

• Die Branche der Technikhersteller wird von kleinen und mittleren Unternehmen, 
die vor allem in Marktnischen produzieren, dominiert. In der Branche ist es üb
lich, einzelne Komponenten anzubieten. Komplette Systeme werden dem Kunden 
nur sehr selten offeriert. Nur im Bereich der Mobilitäts-Hilfen hat eine erhebliche 
Zahl von Anbietern (genau 11,5% aller Unternehmen in der "Alten-Wirtschaft") 
vollständige Systemlösungen im Programm.

Die Möglichkeit, die Beschränkungen, die sich durch kleine Betriebsgrößen und 
enge Spezialisierung ergeben, durch Zusammenarbeit mit anderen Unternehmen 
zu überwinden, wird bislang kaum genutzt. Die Unternehmen scheinen nicht in 
der Lage zu sein, eine solche Strategie zu verfolgen. Es gibt zwar einen erhebli
chen Grad von vertikaler Kooperation mit den Lieferanten, horizontale Koopera-

P ro d u k tb e r e ic h e
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tion mit Konkurrenten oder Unternehmen, die eine ergänzende Produktpalette 
anbieten, wird so gut wie gar nicht praktiziert.

Abbildung 9: Anteil der Unternehmen, die mit anderen Akteuren in Forschung und 
Entwicklung Zusammenarbeiten
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• Die Zusammenarbeit zwischen Technikherstellem und Dienstleistem funktioniert 
im Bereich der "Alten-Wirtschaft" häufig ebensowenig. Für den Bereich der 
Produktentwicklung ist festzustellen, daß weniger als ein Viertel der Anbieter 
ambulanter Dienste etwas von dem wissen, was die Produzenten tun, und im 
Tagesgeschäft, das heißt beim Anpassen der Technologie auf die spezifischen 
Kundenbedarfe, haben weniger als ein Viertel der Anbieter ambulanter Dienste 
eine wirkliche Chance, diesen Prozeß zu beeinflussen.

3.5 Ziele von Dienstleistungspolitik fü r  soziale Dienste

Die vorhandenen Entwicklungspotentiale sowohl auf Seiten der Nachfrage als auch 
des Angebotes sozialer Dienstleistungen besser auszuschöpfen, kann durch eine 
Dienstleistungspolitik wesentlich unterstützt werden. Die wichtigsten Ziele einer sol
chen Dienstleistungspolitik für soziale Dienste sind:

• Wege zu erforschen, zu entwickeln und zu erproben, die sozialen und gesund
heitlichen Dienstleistungen deutlich billiger und besser zu erstellen, als dies bis
lang der Fall war. Dies sorgt nicht nur dafür, daß aus den sozialstaatlichen Mitteln
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mehr Wohlfahrt entsteht. Darüber hinaus sind eine höhere Attraktivität, Kunden
nähe und Effizienz personenbezogener und sozialer Dienstleistungen auch die 
Grundvoraussetzung dafür, daß mehr und mehr Menschen bereit sind, größere 
Teile ihres Einkommens für diese Zwecke auszugeben.

• Aufbau eines Marketings: Die Aufgaben liegen hier zum einen darin, das Poten
tial, die Merkmale und Besonderheiten der Nachfrage nach sozialen und gesund
heitlichen Diensten zu erforschen. Zum anderen geht es auch um Absatz
förderung. Vor allem alte Leute zeigen große Zurückhaltung beim Erwerb von 
Technik und Dienstleistungen für mehr Lebensqualität - und dies, obwohl sie sehr 
oft die dafür notwendigen Finanzspielräume haben.

• Die Schaffung einer Balance zwischen kollektiver und individueller Nutzung von 
Innovationen bei sozialen Diensten. Hier sind insbesondere Verknüp&ngs- 
leistungen gefordert, die über entsprechende Kooperationsformen Anreize zu In
novationen und zu deren breiter Nutzung liefern.

• Dienstleistungspolitik muß sozialpolitisch vertretbar sein: Vermutlich wird die 
zukünftige Entwicklung der sozialen Dienste - vor allem das wachsende Enga
gement sozialer Dienstleister beim Wettbewerb um disponibles Einkommen - zu 
größeren und besser sichtbaren Ungleichheiten im Sozial- und Gesundheits
system fuhren. Aus diesem Grund ist es unerläßlich, für sozial schwache Bevöl
kerungsteile Grundansprüche und Mindeststandards festzulegen. Dienst
leistungspolitik hat mithin sowohl wirtschafts- als auch sozialpolitische Dimen
sionen.

3.6 Instrumente von Dienstleistungspolitik fü r  soziale Dienste

Der Instrumentenkasten von Dienstleistungspolitik für soziale und gesundheits
bezogene Dienste ähnelt zunächst einmal dem, der auch im Kontext der modernen In
dustriepolitik erörtert wird. Eine wesentliche Steigerung der Leistungserbringung 
dürfte von einer Verbesserung von Koordinations- und Kooperationsstrukturen zu er
warten sein.

Für die Industriepolitik ist längst zur Selbstverständlichkeit geworden, daß die Wirt
schaft "Schmiermittel" für ihr Funktionieren benötigt. Douglas North weist daraufhin, 
daß der Anteil solcher "Schmiermittel" wie Banken und Versicherungen, Rechts-, Pa
tentanwälte und Steuerberater, Handel und Distribution sich in den USA innerhalb von 
100 Jahren von 25 % auf 50 % des Bruttosozialprodukts verdoppelt hat (Wallis / 
North, 1987). Auch die Dienstleistungspolitik wird stärker auf diese zumeist privat
wirtschaftlichen Instanzen zurückgreifen müssen. Die Vorstellung von Venture Capital 
für soziale Dienste erscheint in der Bundesrepublik zur Zeit zwar noch eher als be
fremdlich. In anderen Ländern operieren in diesem Feld jedoch bereits große finanz- 
starke Konzerne.
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Politik kann in diesem Zusammenhang dazu beitragen, daß:

• gemeinsame Visionen und Leitbilder entwickelt werden, die die Zusammenarbeit 
zwischen den Anbietern erleichtern und Orientierung für Innovationen liefern;

• Organisationsentwicklung und Qualitätsmanagement über Modellprojekte gefor
dert werden, um ein möglichst hohes Niveau an betrieblich-organisatorischem 
know how und kundenbezogener Qualitätsorientierung zu sichern;

• Personalentwicklung und Qualifizierung unterstützt werden, um neben der sozia
len Professionalität auch die betriebliche, organisatorische und kommunikative 
Kompetenz zu stärken;

• Potentiale und Ressourcen aus unterschiedlichen, auch privatwirtschaftlichen Be
reichen zu neuen Synergien verknüpft werden, um auf diesem Weg Komplett
angebote maßgeschneidert bereitzustellen und Innovationen wechselseitig nutzen 
zu können;

• Technikeinsatzkonzepte entwickelt und erprobt werden, die zu besseren und bil
ligeren Angeboten führen und möglichst auch noch die Arbeit attraktiver machen.

Besonderheiten der Dienstleistungspolitik für die sozialen Dienste könnten vor allem 
beim Marketing und bei neuen Finanzierungskonzepten liegen. Mit Blick auf das 
Marketing ist vor allem in Sachen "Lebensqualität im Alter" der Aufbau eines Ge
meinschaftsmarketings (etwa analog zum Gemeinschaftsmarketing in der Agrarwirt
schaft) zu erwägen (zu den Aufgaben s. o.). Neue Finanzierungskonzepte sind gerade 
auch unter sozialpolitischen Gesichtspunkten unerläßlich und mit Nachdruck zu su
chen. Dabei werden selbstverständlich öffentliche Finanzierungskonzepte weiterhin 
Bedeutung behalten. Private Finanzierungsmodelle werden aber an Raum gewinnen. 
Dies muß nicht nur die Inanspruchnahme privaten Vermögens sein, sondern kann auch 
über Versicherungsmodelle bewerkstelligt werden, die die finanziellen Belastungen 
anders verteilen. Zum Beispiel könnten über Kombinationen von Versicherungen und 
Krediten finanzielle Belastungen aus Zeiten der Kinderbetreuung auf spätere Lebens
phasen - mit höherem Einkommen - verteilt werden.

Dienstleistungspolitik für soziale und personenbezogene Dienste braucht keineswegs 
eine ausschließlich staatliche Veranstaltung zu sein. So gibt es beispielsweise bei 
Wohnungswirtschaftsuntemehmen Überlegungen, die Attraktivität ihrer Wohnungen 
dadurch zu steigern, daß man soziale Dienste mitliefert. Hier könnte ein Akteur entste
hen, der sich aus eigenem wirtschaftlichen Interesse um soziale Dienstleistungs
angebote (von der Kinderbetreuung bis zu Unterstützung Alter und Pflegebedürftiger) 
kümmert. Und auch eine zentrale Marketingagentur der Altenwirtschaft ließe sich aus 
Abgaben der Branche (und nicht aus öffentlichen Mitteln) betreiben.
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Exkurs: Das "Virtuelle Altenheim" - ein Beispiel fü r  Dienstleistungspolitik fü r  soziale 
Dienste

Ein Beispiel dafür, was Dienstleistungspolitik für soziale Dienste sein könnte, ist das 
Konzept des "Virtuellen Altenheims" (Bussmann/Hilbert, 1996). In den einschlägigen 
wissenschaftlichen Disziplinen wie unter Sozialpolitiken! ist es völlig unstrittig, daß 
Hilfen für das zuhause Leben im Alter der wichtigste Ansatz für eine zukunftsfähige 
Unterstützung alter und beeinträchtigter Menschen ist. Das “virtuelle Altenheim” ver
sucht, moderne Technik und moderne Organisationskonzepte zu nutzen, um die Un
terstützungsangebote für zuhause lebende Alte deutlich anspruchsvoller zu gestalten. 
Wenn es so gelingt, die ambulante Versorgung durchgreifend zu verbessern und die 
Qualität leistungstarker Altenheime zu erreichen, wird sich dieses auch positiv auf der 
Kostenseite niederschlagen; gegenüber stationären Einrichtungen sind nämlich selbst 
hoch attraktive ambulante Unterstützungsinfrastrukturen deutlich günstiger.

Gemeinsam mit Kooperationspartnern ist das Gelsenkirchener Institut Arbeit und 
Technik dabei, ein Konsortium zusammenzubringen, das einen Pilotversuch zum 
"Virtuellen Altenheim" durchfuhren will. Es soll ein Kommunikations- und Koordina
tionszentrum eingerichtet werden, das mit älteren Menschen über ein hochentwickeltes 
Bildtelephon verbunden ist. Von dieser Zentrale sollen folgende Aufgaben übernom
men werden:

• Über das Bildtelephon hält die Zentrale den Kontakt zu alten Menschen und bie
tet ihnen eigenständig eine Reihe von Dienstleistungen (vor allem regelmäßige 
Gesprächsmöglichkeiten, Notrufmöglichkeit).

• Die Zentrale nutzt die Bildtelephone dazu, die älteren Menschen mit Dritten in 
Verbindung zu bringen - also etwa mit anderen Alten oder Ärzten.

• Die Zentrale vermittelt und koordiniert Dienstleistungen, z. B. Mobilitätshilfen, 
Pflege, Essen auf Rädern, Transport, Unterhaltungs- und Freizeitangebote.

• Die Zentrale garantiert für sich wie für die kooperierenden Unternehmen an
spruchsvolle Mindeststandards und ihre ständige Weiterentwicklung durch Quali
tätsmanagement.

Bei der Unterstützung zuhause lebender alter Menschen gibt es derzeit vor allem zwei 
Hauptprobleme. Das erste ist die Vereinsamung; über das “Virtuelle Altenheim” 
werden alte Menschen mehrmals täglich angesprochen und ihnen kann dabei geholfen 
werden, ihre sozialen Kontakte auszubauen. Das zweite Kardinalproblem besteht 
darin, daß es zwar viele Einrichtungen gibt, die sich um alte Menschen kümmern, 
deren Zusammenspiel jedoch in aller Regel nur unzureichend funktioniert. Die 
Koordinations- und Kommunikationszentrale arrangiert die einzelfallspezifische 
Verknüpfung von unterschiedlichen Angeboten, Produkten und Dienstleistungen.

Adressaten des “Virtuellen Altenheims” sind keineswegs ausschließlich pflegbedürfti
ge alte Menschen. Im Prinzip kann der (potentielle) Kundenkreis sehr breit sein. Er
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reicht von den sogenannten "Woopies" (well-off older people) bis zu stark pflegebe
dürftigen alten Menschen. Die einen erhalten durch das "Virtuelle Altenheim" interes
sante Anregungen, attraktive Dienstleistungen und neue Lebensgestaltungsmöglichkei
ten. Den anderen wird in ihrem eigenen Heim eine so intensive und anspruchsvolle 
Unterstützung geboten, daß der Schritt in eine stationäre Unterbringung oftmals ver
mieden werden kann. Unter dem Strich wird das "Virtuelle Alteriheim" zu mehr Effi
zienz und zu mehr Kundennähe bei der Unterstützung zuhause lebender alter Men
schen beitragen. Neue Organisations- und Technikeinsatzkonzepte in der Altenunter
stützung können so einen signifikanten Beitrag dazu leisten, die Finanz- und Lei
stungsprobleme bei den sozialen Diensten zu lindem.

Die Realisierung des “Virtuellen Altenheims” verlangt das Zusammenpiel einer Reihe 
von Akteuren, die bislang nicht zusammengewirkt haben. Zu nennen sind hier vor al
lem die sozialen Dienstleister (Pflegeanbieter, Ärzte), Technikanbieter und Kommuni
kationsdienste. Günstig dürfte sich des weiteren auswirken, wenn sich auch Akteure 
engagieren, die einen regelmäßigen und dauerhaften Zugang zu alten Menschen haben, 
zu deren Aufgabenspektrum bisher aber nicht die Unterstützung alter Menschen gehört 
- zu denken ist hier etwa an Unternehmen der Wohnungswirtschaft oder auch an die 
Deutsche Post AG, deren Briefträger ja  faktisch täglich an den Wohnungstüren aller 
alten Menschen vorbeikommen. Die Erfahrungen, die das Gelsenkirchener Institut Ar
beit und Technik bei der Konzeption des “Virtuellen Altenheims” gesammelt hat, be
sagen, daß bei fast all diesen Akteuren zwar ein grundsätzliches Interesse besteht, sich 
am Aufbau innovativer Unterstützungssysteme für alte Menschen zu beteiligen, aller
dings scheint keiner gewillt zu sein, die großen Mühen und hohen Kosten auf sich zu 
nehmen, die mit der Planung und der Koordination verbunden sind. Offensichtlich ist 
Fortschritt in einer solch komplexen Gestaltungsaufgabe nur dadurch sicherzustellen, 
daß es einen öffentlich getragenen Planer, “Kümmerer” und Moderator gibt. Der 
Markt allein wird das “Virtuelle Altenheim” nicht (oder erst sehr spät) zustande brin
gen, zu dessen Realisierung bedarf es einer Dienstleistungspolitik.

3.7 Dienstleistungspolitik fü r  soziale Dienste und Gerechtigkeit

Dienstleistungspolitik für die Entwicklung der Wirtschaftsbranche soziale und perso
nenbezogene Dienstleistungen braucht sich unter Gerechtigkeitsgesichtspunkten nicht 
zu verstecken. Ihr Schwachpunkt ist, daß wirtschaftliche (und andere) Ungleichheiten 
sich in Zukunft im Sozial- und Gesundheitssystem wahrscheinlich sichtbarer nieder- 
schlagen werden, als es heute der Fall ist. Auf der Habenseite jedoch stehen mehrere 
positive Aspekte:

• Es wird ein Beitrag zur Entwicklung einer Branche mit hohem Beschäftigungs
potential geleistet, in der in beachtlichem Maße zusätzliche Arbeit entstehen 
könnte. Unter den derzeit obwaltenden Bedingungen der Sozialen Sicherung in 
Deutschland (Stichwort: Erwerbsarbeitszentriertheit) ist die Sicherung und Schaf-
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fung von Arbeit die Conditio sine qua non für die Aufrechterhaltung der Sozial
staatlichkeit.

• Vorausgesetzt es gelingt, ein anspruchsvolles Mindestsicherungsniveau zu ge
währleisten, dann sind wichtige Gerechtigkeitskriterien der ökonomischen Theo
rie und der Sozialphilosophie erfüllt. Sowohl nach Pareto als auch nach Rawls 
sind neue Lösungen mit ungleichen Wirkungen auf unterschiedliche Bevölke
rungsteile dann gutzuheißen, wenn zumindest leichte Vorteile für Bürger am un
teren Ende der Einkommens-, Bildungs- etc. Skala entstehen. Es kommt zwar zu 
größerer Ungleichheit, aber die Schwachen werden nicht schlechter gestellt. Da
durch eröffnen sich auch Potentiale der Umverteilung von den Stärkeren zu den 
Schwächeren.

• Die Forschung über das Gerechtigkeitsempfinden in der Bevölkerung weist dar
auf hin, daß das Interesse an klarer nachvollziehbarer Beitrags-Leistungs- 
Relationen wächst (Nullmeier/V obruba, 1995).

• Ein beachtlicher Sprengsatz für den Sozialstaat Deutschland, die wachsenden Be- 
handlungs-, Betreuungs- und Unterstützungskosten für ältere Menschen, wird ein 
Stück weit entschärft. Wenn gezielt dafür mobilisiert wird, daß ältere Menschen 
ihr vielfach vorhandenes hohes Einkommen und Vermögen freiwillig für Ge
sundheit und Lebensqualität ausgeben, reduziert dies den selbstverständlichen 
Anspruch, daß hierfür allein die öffentlichen und halböffentlichen Ressourcen 
zuständig sind.

Unter dem Strich bietet eine Wachstums- und innovationstheoretische Betrachtungs
weise interessante Anknüpfungspunkte für sozialpolitische Gestaltungsstrategien. Klar 
wird aber auch, daß sowohl unter Innovations-, Effizienz als auch unter Gerechtig
keitsgesichtspunkten Politik nach wie vor gefordert ist. Allerdings verschiebt sich der 
Akzent - statt heftiger zu rudern, wird zielgenauer zu steuern, (damit ist übrigens nicht 
nur Politik als System gemeint, sondern auch der einzelne Steuermann.)

Last but not least wird der Erfolg oder Mißerfolg einer sich stärker eigendynamisch 
entwickelnden Sozial- und Gesundheitswirtschaft auch von so etwas wie der Dienst
leistungskultur der in diesem Sektor Beschäftigten abhängen. Wenn ihnen der soziale 
Gehalt ihrer Tätigkeiten bewußt bleibt und sie im Zweifelsfall die Kundenorientierung 
und eine langfristige Kundenbindung ernster nehmen als den schnellen Umsatz, wäre 
schon viel gewonnen. "Je mehr gesellschaftliche Umverteilung und individuelle Ver
teilung von Lebensgestaltungsressourcen im biographischen Verlauf über den Markt, 
insbesondere über den Geldmarkt sowie über Vermögensbildungs- und private Vor
sorgeprozesse laufen, desto mehr soziale Verantwortung kommt den Dienstleistungs
beschäftigten zu." (Baethge, 1996: 28)
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4 Neue Medien und Arbeitsplätze: Von der Dekade der Infrastruktur zur 
Dekade der Anwendung

Lange Zeit galten Arbeit, Kapital und Rohstoffe als wichtige Grundlagen für die Ent
wicklung der Industriegesellschaft. In jüngster Zeit, so die Einschätzung vieler Beob
achter, spielt neben diesen klassischen Produktionsfaktoren die Information als zu
sätzlicher Faktor in einer sich zunehmend globalisierenden Wirtschaft eine immer 
wichtigere Rolle. Auch wenn noch viele Optionen und Gestaltungsmöglichkeiten 
bestehen, zeichnet sich inzwischen immer deutlicher ab, daß es kein "Zurück" mehr 
gibt auf dem Weg in die Informationsgesellschaft.

Multimedia, Datenautobahn, Internet, Telearbeit sind in diesem Zusammenhang 
Stichworte, die die aktuelle öffentliche Debatte beherrschen. Neue Techniken und 
Übertragungsmöglichkeiten wie Breitbandkabel, ISDN oder ATM tragen dazu bei, 
daß immer mehr Daten in immer kürzerer Zeit und zu immer geringeren Kosten 
transportiert werden können. Die unterschiedlichen Medienbereiche, die bislang iso
liert nebeneinander gestanden haben, wachsen zusammen: Die Welt der Telekom
munikation, der Datenverarbeitung, der audiovisuellen Medien und der (Video-) 
Spiele konvergieren - Multimedia wird möglich. Geänderte gesetzliche Rahmen
bedingungen wie z. B. die Aufhebung des Femmeldemonopols unterstützen diesen 
Prozeß.

Die Nutzung neuer Telekommunikations- und Multimediatechnologien wird, so läßt 
sich mit einiger Plausibiliät vermuten, gravierende Auswirkungen auf die Arbeitswelt 
haben und bestehende Märkte verändern. Dabei ist gleichzeitig der Kanon der am 
Horizont absehbaren technischen Möglichkeiten breit und schwer zu übersehen. Im 
folgenden wird zunächst danach gefragt, mit welchen quantitativen und qualitativen 
Arbeitsplatzeffekten im Zusammenhang mit der Informationsgesellschaft gerechnet 
werden kann. Danach soll ein Blick auf den Stand und auf die Perspektiven bei der 
Anwendung der Neuen Medien geworfen werden.

4.1 Informationsgesellschaft und Arbeit

Quantitative Arbeitsplatzeffekte der Informationsgesellschaft: Statt Blütenträume 
Realismus

Bei der Suche nach neuen beschäftigungs- und wachstumswirksamen Wirtschaftsbe
reichen geht an den Neuen Medien, an Multimedia und Telekommunikation kein Weg 
vorbei. Die Hoffnungen auf Beschäftigungswachstum durch neue Medien haben al
lerdings mittlerweile kräftige Dämpfer bekommen. Die ersten spekulativen Prognosen 
waren außerordentlich positiv. Unter die euphorischen Vorhersagen mischen sich aber 
immer häufiger pessimistische Stimmen, die vor einer allzu großen Euphorie warnen. 
Eine von DIW und Prognos (1995) verfaßte Studie vermerkt allenfalls eine geringe 
positive Beschäftigungsentwicklung durch neue Medien. Der Grund: Die verstärkte
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Nutzung neuer Medien führt zu Substitutionseffekten in anderen Medienbereichen, z.
B. im Druck- und Verlagswesen. Eine von der Generaldirektion V (Beschäftigung und 
soziale Angelegenheiten) der Europäischen Kommission eingesetzte Gruppe 
hochrangiger Experten sieht sich sogar veranlaßt, "die Frage aufzuwerfen, inwieweit 
die neuen Technologien eine Gefahr für den Arbeitsmarkt darstellen." (HLEG, 1995:5)

Das Münchener ifo-Institut (1996) legte unlängst eine Studie mit zwei Szenarien über 
den Einfluß der Informationsgesellschaft auf die Arbeit vor: Im Negativszenario wird 
mit Verlusten in der Größenordnung von drei Millionen Arbeitsplätzen (bis zum Jahre 
2005 in Deutschland, Frankreich, Italien und Großbritannien) gerechnet. Das Posi
tivszenario bringt es bis zum Jahre 2010 bestenfalls auf sechs Millionen neue Jobs in 
Europa; Voraussetzung dafür ist allerdings, daß eine hohe Diffusiongeschwindigkeit 
bei den Neuen Medien erzielt wird, zügig Standardisierungsvereinbarungen getroffen 
werden, der Regulierungsrahmen schnell angepaßt wird und die Akzeptanz der neuen 
Dienste durch die Konsumenten bald besser wird.

Die Untemehmensberatung Arthur D. Little hat die Daten von DIW/Prognos genutzt, 
weitere Verfeinerungen und Berechnungen durchgeführt und dann im Frühjahr 1996 
dem Bundesforschungsminister bzw. dem Rat für Forschung, Technologie und Inno
vation eine neue Studie vorgelegt (ADL, 1996). Die Ergebnisse sind noch ernüch
ternder als die der bislang zitierten Arbeiten (Tabelle 4):

Zum einen sind die Arbeitsplatzeffekte in Anwenderbranchen abgeschätzt worden. 
Danach ist bis zum Jahre 2000 mit leichten Arbeitsplatzverlusten durch Multimedia 
zu rechnen; aufwärts geht es dann ab dem Jahre 2000. Allerdings bleiben auch zwi
schen 2000 und 2010 die Arbeitsplatzwirkungen mit plus 71.000 sehr bescheiden. 
Nur in einigen Dienstleistungsbranchen sieht die Welt freundlicher aus; bei den 
sonstigen Dienstleistungen (also Gesundheits- und Veterinärwesen; Bildung, Wis
senschaft und Kultur; Rechts- und Steuerberatung; Heime; Gastgewerbe; Gebäu
dereinigung, Abfallbeseitigung; Leasing, Versicherungsvertretungen; Unternehmen 
ohne Erwerbscharakter; etc.) wird mit einem deutlichen Plus gerechnet. Sehr bemer
kenswert sind die prognostiszierten Arbeitsplatzverluste beim Staat; von dem zu er
wartenden Minus von sage und schreibe 400.000 gehen 133.000 auf den Multime
diaeinsatz zurück.

Zum anderen hat man die Arbeitsplatzeffekte in den Anbieterbranchen berechnet, 
den sog. TIME (Telekommunikation, Informationstechnologien, Medien, Elektronik) 
Industrien. Bis zum Jahre 2000 werden in diesen Branchen rd. 24.000 zusätzliche 
Arbeitsplätze entstehen und weitere 129.000 in den darauffolgenden 10 Jahren. Un
ter dem Strich bringt die Informationsgesellschaft bis zum Jahre 2010 nach Arthur 
D. Little also etwa 210.000 neue Arbeitsplätze. Die Studie betont darüber hinaus, 
daß etwa 1.2 Millionen Arbeitsplätze durch den Einsatz der Informations- und 
Kommunikationstechnologien gesichert werden können.
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Tabelle 4: Quantitative Arbeitsplatzeffekte des Multimediaeinsatzes - Prognose bis 2010 -

Branche Entwicklungen am Arbeits- davon Arbeitsplatzeffekte
m arkt insgesamt durch Multimedia

1995-2000 2000-2010 1 995-2000 2000-2010

Banken/V ersicherungen -40.000 -70000 -27.000 -70.000

Handel/Logistik -160.000 50.000 -53.000 33.000

V erkehr/T ouristik -30.000 20.000 -20.000 14.000

Verarbeitendes Gewerbe -600.000 -300.000 0 0

sonst. Dienstleistungen 390.000 600.000 130.000 200.000

Staat -200.000 -400.000 -67.000 -133.000

Bildung/Wissenschaft 20.000 20.000 -20.000 20.000

Gesundheitswesen 10.000 20.000 3.000 7.000

sonstige -150.000 -90.000 0 0

Summe -760.000 -150.000 -14.000 71.000

Quelle: A D L 1996

Die Stück für Stück nach unten korrigierten Erwartungen hinsichtlich der Arbeits
platzeffekte der Neuen Medien sind ohne Zweifel ein deftige Enttäuschung der an
fangs recht hoch schießenden Blütenträume. Von Multimedia und Telekommunika
tion kann allenfalls ein kleiner Beitrag zur Lösung der Beschäftigungsprobleme in 
Deutschland erwartet werden. Aber auch dieser ist nur dann zu realisieren, wenn in 
Wirtschaft und Politik engagiert und innovativ an der Durchsetzung der Informati
onsgesellschaft gearbeitet wird.

Qualitative Arbeitsplatzeffekte der Informationsgesellschaft, oder: Der (Alp-)Traum 
von einer schönen neuen Arbeitswelt

Aussagen darüber, in welche Richtung die Neuen Medien die Qualität der Arbeit 
beeinflußen werden, sind bislang eher Spekulation. Zuverlässige quantitative Studien 
zu dieser Fragestellung liegen u. W. bislang nicht vor4. Die verschiedenen Facetten

Einen Überblick über qualitative Überlegungen bietet die Studie “Building the European In
formation Society for Us All” der High Level Expert Group des Directorate General V der EU 
(HLEG, 1996.)
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der Diskussion lassen sich idealtypisch in einem Positiv- und in einem Negativszen
ario zusammenfassen:

Negativszenario: Passivität, Vereinzelung, Kontrolle und Existenzangst

Im Negativszenario fuhren neue Medien - und ganz besonders ist hierbei an die Te
learbeit zu denken - zu mehr Vereinzelung, Passivität, Kontrolle und Überwachung 
bei den Arbeitskräften. Isoliert in den eigenen vier Wänden arbeitet man minutiös 
vorgegebene Aufträge des Unternehmens ab, sei es als ordentlicher Beschäftigter 
oder als "selbständiger" Subcontractor. Die Arbeit wird rein outputorientiert bezahlt 
und der Auftraggeber bzw. Arbeitgeber kann ziemlich lückenlos kontrollieren, wer, 
wann, wieviel und was geleistet hat. Gleichzeitig müssen die Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmer bzw. die Auftragnehmerinnen und Auftragnehmer ständig fürchten, 
daß ihnen ihre Arbeit von preiswerteren ausländischen Arbeitskräften abgenommen 
wird.

Positivszenario: Informierte, aktive und autonome Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
in flexiblen und produktiven Unternehmen

Im Positivszenario tragen die Neuen Medien entscheidend zu einer Aufwertung der 
Arbeit bei. Der jederzeit mögliche Rückgriff auf inner- und überbetriebliches Wissen 
- auch bei räumlich getrennt voneinander tätigen Menschen - versetzt die Mitarbei
terinnen und Mitarbeiter in die Lage, komplexere und kundennähere Arbeitsvollzüge 
durchzuführen. Sie werden unabhängiger von einem mittleren Management, das 
heute noch den Löwenanteil seiner Arbeitszeit damit verbringt, Informationen zu 
filtern und zu kodifizieren - viele Flaschenhälse und Lähmschichten können so aus
geschaltet werden. Gleichzeitig steigen die Möglichkeiten, Arbeit und Leben aufein
ander abzustimmen. Gelingt es dann noch, einen regelmäßigen sozialen Austausch 
zwischen derartigen Telearbeitskräften und den Unternehmen hinzubekommen, ist 
nicht nur die schöne heile Arbeitswelt perfekt; gleichzeitig dürften auch die Unter
nehmen an Flexibilität und Produktivität gewinnen.



Abbildung 10: Experteneinschätzungen zur Durchsetzung von Telearbeit -in % der Befrag
ten-
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j — ♦  —T elearbeit a ls  alternative  E rw erbsform  - ^ ¿ - .T e le a r b e i t  a ls  A usnahm efo rm  d e r  E rw erbs tätigkeit

In  de n  nächsten 5 J ah ren

Quelle: Fuzinski, A./Hamburg, I./Klein, M./Nordhause-Janz, J./Scharfenorth, K./Weinkopf, C. 1997

Unter sozialwissenschaftlichen Arbeitsforschem genießt das Negativszenario ohne 
Zweifel eine beachtliche Prominenz. Gleichwohl gibt es von der empirischen Seite 
her gesehen bislang zumindest nur wenige Anhaltspunkte, die eine derartige Sicht
weise stützen würde. Aktuelle Schätzungen über den Verbreitungsgrad von Telear
beit liegen weit auseinander. Während der Deutsche Gewerkschaftsbund von 3.000 
Telebeschäftigten in der Bundesrepublik Deutschland ausgeht, schätzen Branchen
fachverbände (ZVEI, VDMA) die Zahl der Telearbeit Leistenden auf ca. 30.000. 
Nach einhelliger Expertenmeinung5 wird sich hieran auch in absehbarer Zeit nur 
wenig ändern. Die Mehrzahl geht zwar davon aus, daß Telearbeich sich zu einer

Die Daten beruhen auf einer Expertenumfrage, die das Institut Arbeit und Technik in Gelsen
kirchen Ende 1996 unter einschlägigen Fachleuten durchgefuhrt hat. Diese Untersuchung 
wurde im Rahmen eines Gutachtens für das Ministeriums für die Gleichstellung von Frau und 
Mann des Landes Nordrhein-Westfalen erstellt. Ausführliche Ergebnisse finden sich in: Fu
zinski, A./Hamburg, I./Klein, M./Nordhause-Janz, J./Scharfenorth, K./Weinkopf, C. 1997.



gängigen und üblichen Arbeitsform entwickeln wird, allerdings sind derartige Ent
wicklungen erst in einem Zeitraum von 10 Jahren und länger zu erwarten (Abbildung 
10). Auch wird dem häufig zitierten Bild der ausschließlich zu Hause arbeitenden 
Telebeschäftigten (Teleheimarbeit) aus Expertensicht keine allzu großen Realisie
rungschancen eingeräumt, eher dagegen schon Formen alternierender Telearbeit, bei 
denen die Beschäftigten nur einen Teil ihrer Arbeitszeit zu Hause verbringen, an
sonsten aber in den jeweiligen Betrieben arbeiten (Abbildung 11).
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Abbildung 11: Experteneinschätzungen zur Durchsetzung unterschiedlicher Telearbeitsfor
men - in % der Befragten -

.alternierendeTelearbeit a  .Heimarbeit

in den nächsten 5 Jahren

Zeitperspektive

Quelle: Fuzinski, A./Hamburg, ¡./Klein, M./Nordhause-Janz, J./Scharfenorth, K./Weinkopf, C. 1997

Bemerkenswert ist ferner, daß sich alle Experten darüber einig sind, daß diese neue 
Arbeitsform bislang kaum im Sinne des Negativszenarios (Stichwort: “Schein
selbständigkeit”) 'mißbraucht' worden ist. Nicht zuletzt die restriktiven arbeitsrecht
lichen Bedingungen (für die Auslagerung von Tätigkeiten aus den Betrieben heraus 
und ihre Vergabe an nunmehr selbständige ehemalige Mitarbeiter) haben hierzu bei
getragen. Allerdings, so die Meinung der Mehrzahl der Experten, können diese bis
herigen Entwicklungen nicht ohne weiteres in die Zukunft extrapoliert werden. 
Vielmehr ist durchaus damit zu rechnen, daß eine Umwandlung arbeitsvertraglich 
abgesicherter Beschäftigungsverhältnisse in Formen selbständiger Arbeit in Zukunft 
wesentlich häufiger stattfinden wird, als dies in den vergangenen Jahren der Fall war

)
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(Fuzinski, A./Hamburg, I./Klein, M./Nordhause-Janz, J./Scharfenorth, K./Weinkopf,
C., 1997).

Dies kann aber auf der anderen Seite nicht heißen, daß die Zukunft ausschließlich 
vom beschriebenen Negativszenarios geprägt sein wird. Wahrscheinlicher ist viel
mehr, daß Elemente beider Szenarien aufzufmden sein werden. Die Zuversicht, daß 
gerade das Positivszenario nicht zu kurz kommen wird, speist sich vor allem daraus, 
daß der Wettbewerbsdruck in Richtung Flexibilität und Produktivität hierfür gute 
Anknüpfungspunkte bietet - nur informierte, aktive und entscheidungsfahige Mitar
beiterinnen und Mitarbeiter garantieren das notwenige Maß an Schlankheit und 
Kundenorientierung, das für ein Bestehen im Wettbewerb unerläßlich ist.

4.2 Anwendungen

Versucht man sich eine ungefähre Vorstellung darüber zu machen, welche Nutzungs
und Anwendungsmöglichkeiten die neuen Medien und moderne Telekommunikations
technologien eröffnen, so wird man auf eine ganze Fülle von potentiellen 
Anwendungsfeldem und konkreten Anwendungen stoßen. Die in Europa wohl 
meistzitierteste Ausarbeitung zur Informationsgesellschaft, der sogenannte 
Bangemann-Bericht, identifizierte vor allem wirtschafts- und wissenschaftsnahe 
Bereiche, in denen Telekommunikation und Multimedia wachsende Bedeutung 
bekommen könnten und daher gefördert werden sollten (Bangemann u. a., 1994).

In ihrer Studie zur Informationsgesellschaft weist die Bundesregierung auf ein Spek
trum möglicher Anwendungsgebiete und möglicher Nutzergruppen hin (Übersicht 1). 
Auch wenn selbst diese Zusammenstellung nur einen kleinen Ausschnitt der mögli
chen, zum Teil aber auch bereits realisierten Anwendungsgebiete moderner IuK- 
Technologien darstellt, wird das breite Nutzungsspektrum deutlich. Ersichtlich wird 
aber auch, daß, sollten die aufgefuhrten Projektionen Realität werden, kaum eine ge
sellschaftliche Gruppe davon unbetroffen bleibt.
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Übersicht 1 - Anwendungsfelder moderner IuK-Technologien

A N W E N D U N G S F E L D E R  F Ü R  

S Y S T E M E  U N D  D I E N S T E

A U S G E W A H L T E  I N F O R M A T I O N S P R O D U K T E  

U N D  K O M M U N I K A T I O N S P R O Z E S S E

•  G esc h ä f tsb e re ic h

A kteure . W irtschaft, D ienstle istung , B eschäftig te , Freiberufler

•  Consulting  (K undenbera tung , K undendienst)

•  W erbung (E lectronic-A dvertis ing, G elbe  Seiten, Produktkata loge)

•  T elem atikdienste  für kle ine  und  m ittle re  U nternehm en

•  K onferenzen, V ideokonferenzen

•  V erw altung

•  T elearbeit

•  ö ffentliche A usschreibungen

•  T ele-B anking

•  D atenbanken

•  T e le k o o p e ra tio n /T e le a rb e it

A k teu re1 B eschäftig te  der gew erblichen 

W irtschaft lind de r D ienstle istungsbetriebe

•  E lectron ic  M ail

•  V ideokonferenzen

•  T elearbeit

•  S ho p p in g

A kteure: V ersandhäuser, E inzelhandel, 

L ogistik /W arenverte iler, K onsum enten

•  T eleshopping

•  K ataloge

•  B ild u n g /A u sb ild u n g  sow ie  W isse n sch a ft u n d  F o rsc h u n g

A kteure: Schule , U niversitäten , betriebliche und  überbetriebliche 
w eiterb ildungseinnchtungen , be triebe , B ildungsw erke, Projektgrup
pen in L ehre und  Forschung

•  G esu n d h e itsw e sen

A k teu re1 Patienten, A rzte  in d e r P rax is, G esundheitsforschung, 
Pflege, V erwaltung, K osten träger, K rankenhausbedarfsplanung, 
K rankenhausträger, P o litik , in teressierte  Ö ffentliclikeit

•  T eleleam ing  (z. B. V H S- und  U m -K urse, berufsbegleitende W eiterbildung)

•  E lektron isches Publizieren (z  B M agazine, B ücher, Z eitungen  e tc.)

•  K om m unikalionsforen , E xpertentreffen

•  U nterrich t Uber M edien  m it H ilfe  von M edien  und  T elekom m unikation

•  A llgem eine  G esundheits in form ation  und  -beratung

•  Spezielle  Inform ationen (z  B . A nam ese , D iagnose  und  T herapie  einsch ließ lich  
Pflege und R ehabilitation)

•  W irtschaftlichkeitsinform ationen für Behandlungen

•  Teleconsu lting  in  d e r M edizin

•  T eleteaching

•  B ü rg e rin fo rm a tio n  u n d  ö ffe n tlic h e  L eis tu n g sv e rw a ltu n g

A kteure: D ienstle istungsanbie ter fü r B ürger, G ew erbetreibende, 
Bürger

•  e lek tron ische  B ibliotheken

•  T ouristikinform ationen (T heater- und  K onzertveranstaltungen , G astronom ie, 
Freize itangebote, Fahrpläne , Sehensw ürd igkeiten)

•  H ilferufe (Polize i, K rankenw agen , N achbarschaftsd ienste

•  Sozialdienste (Fam ilienh ilfe , Sozia lbetreuung)

•  G ebührenabrechnungen  (W asser, Strom , G as, T elekom m unikation)

•  U m w eltinform ation, W ettervorhersage

•  H ausüberw achung, S icherheit

•  K le inanzeigen , "Schw arze  Bretter"

•  Soziale K om m unikation (z. B . Seniorenkre ise)

•  U n te rh a ltu n g •  V ideo-on-D em and

•  Stadtradio

•  Spiele

•  K om m unikation (private  V ideokonferenzen)

P o litik •  M einungsb ildung , Partiz ipation , Inform ation)

Quelle: Bundesregierung 1996
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Zur Zeit weist diese Zusammenstellung jedoch noch eher auf potentielle Anwendungs
felder moderner Telekommunikationsmittel und neuer Medien hin. In der Realität da
gegen spricht zur Zeit vieles dafür, daß wir noch weit davon entfernt sind, die im oben 
erwähnten Gutachten des ifo Instituts genannten beschäftigungsfördemden Bedingun
gen (rasche Diffusion und hohe Nutzerakzeptanz) des Positivszenarios zu erfüllen. 
Wenn man herausarbeiten will, wie der Stand der Anwendungen der Neuen Medien 
und der Diffusionsstand moderner Telekommunikationstechnologien in Deutschland 
ist, kann zwischen dem kommerziell-gewerblichen Bereich einerseits und privaten 
Nutzungen andererseits unterschieden werden.

Im Hinblick auf den kommerziell-gewerblichen Bereich hat das Institut Arbeit und 
Technik 1995/96 eine bundesweite, repräsentative Erhebung bei mehr als 3600 
abhängig Beschäftigten durchgefuhrt, die sich schwerpunktmäßig mit der Verbreitung 
und Nutzung von Telekommunikationdiensten an Arbeitsplätzen in der deutschen 
Wirtschaft beschäftigt (Krone/Nordhause-Janz/Paul, 1997).

Die Untersuchung verdeutlicht, daß, läßt man zunächst branchenspezifische 
Besonderheiten und arbeitsplatztypische Anforderungen an Kommunikations- und 
Kooperationserfordemisse außer Acht, in der Bundesrepublik Deutschland die 
Ausstattung von Arbeitsplätzen mit modernen Telekommunikationsmitteln und - 
diensten noch längst nicht zur Selbstverständlichkeit in den Unternehmen gehört.

Sieht man einmal von traditionellen Telekommunikationsmitteln, wie dem 
leitungsgebundenen Telefon, ab, über das mehr als 90 % der Befragten am 
Arbeitsplatz verfugen, so weisen Telefaxdienste und Funktelefon die größten 
Verbreitungsgrade auf. Neuere, in der öffentlichen Diskussion im Vordergrund 
stehende Telekommunikationsmittel, wie e-mail, Online-Daten- und 
Informationsdienste oder Videoconferencing-systeme, stellen Arbeitsmittel dar, über 
die in der Bundesrepublik zum jetzigen Zeitpunkt noch sehr wenige Beschäftigte 
verfugen (Abbildung 12).

Ebenso verhält es sich mit den, in jüngster Zeit vielfach beachteten unterschiedlichen 
Varianten des elektronischen Datenaustausches (EDI: Electronic Data Interchange, 
d. h. ein telekommunikationsgestützter zwischenbetrieblicher Austausch strukturierter 
und formalisierter Geschäftsdokumente). Zwar wird dieser Telekommunikationsdienst 
von den Anwendern vergleichsweise intensiv genutzt, mit rund 4 % verfügen jedoch 
nach wie vor wenige Beschäftigte über die damit verbundenen Kommunikations
potentiale.
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Abbildung 12: Verbreitungsgrad und Nutzungsintensität von Telekommunikationsdiensten 
an bundesdeutschen Arbeitsplätzen - 1995 -

Dieses auf die Gesamtwirtschaft bezogene Bild verändert sich jedoch, wenn man 
unterschiedliche Wirtschaftsbranchen, Betriebsgrößen oder aber die realen 
Arbeitsplatzanforderungen der Beschäftigten berücksichtigt. Ohne die Ergebnisse an 
dieser Stelle ausführlicher darstellen zu können, lassen sich folgende Trends 
feststellen:

Beschäftigte im Dienstleistungssektor verfugen an ihren Arbeitsplätzen in der Tendenz 
über ein breiteres Spektrum moderener Telekommunikationstechnologien. 
Insbesondere Versicherungen, Kredit- und Finanzinstitute, sonstige wirtschaftsnahe 
Dienstleistungen sowie der Bereich Verkehr und Nachrichtenübermittlung können in 
dieser Hinsicht als Vorreiterbranchen angesehen werden (Abbildung 13). Für einige 
ausgewählte Telekommunikationsbereiche gilt dies auch für Beschäftigte im Handel, 
so etwa für elektronische Buchungs- und Bestellsysteme oder T-Online (Btx). 
Vergleichbares gilt ebenso im Verhältnis mittelständischer Unternehmen zu 
Großunternehmen.

Für Beschäftigte, deren Tätigkeit durch stärkere untemehmensexteme, untemehmens- 
weite und standortübergreifende Kommunikations- und Kooperationsstrukturen 
gekennzeichnet sind, spielt die Nutzung moderner Telekommunikationsmittel dagegen 
bereits heute eine überdurchschnittliche Rolle.
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Abbildung 13: Durchschnittliche Anzahl verfügbarer Telekommunikationstechnologien an 
bundesdeutschen Arbeitsplätzen - Branchenindex (Gesamtwirtschaft = 100)

haushaltsbezogene Dienstleistungen 

Krankenhauser/Kliniken 

Bau

Spedition, G üterbeförderung 

übrige Industrie 

Investitionsgüterindustrie 

gesellschaftsbezogene Dienstleistungen 

öffentlicher Dienst 

Handel

Sonstige Private Dienstleistungen

sonstige w irtschaftsbezogene Dienstleistungen

Versicherungen

Sonst. Verkehr/Nachrichtenübermittlung

Kredit- und Finanzinstitute

0 50 100 150 200 250

Index

Quelle: Krone/Nordhause-Janz/Paul 1997

W irtschaftsbereich

Allerdings sind zwei Sachverhalte bei einer Bewertung der Untersuchungsergebnisse 
weiterhin zu bedenken. Berücksichtigt man das insgesamt eher geringe 
Verbreitungsniveau der meisten modernen Telekommunikationsmittel, so muß 
festgehalten werden, daß zum jetzigen Zeitpunkt viele dieser Technologien nur einer 
Minderheit der Beschäftigten zur Verfügung stehen. Auf der anderen Seite zeigen 
die Ergebnisse zur Nutzungsintensität moderner Telekommunikationstechnologien, 
daß in der Mehrzahl der Fälle die Verwendung zur Zeit noch nicht auf einem Niveau 
erfolgt, daß von einem den Arbeitsalltag prägenden Einfluß ausgegangen werden 
kann. (vgl. auch Abbildung 10). Wenn etwa rund 43 % der Beschäftigten, die über E- 
mail verfugen diese täglich oder mindestens mehrfach die Woche nutzen, heißt dies 
auf der anderen Seite eben auch, daß für 57 % der E-mail Nutzer die Verwendung 
dieser Technologie eher die Ausnahme als die Regel ist. Diese Sachverhalte sind bei 
anderen Telekommunikationstechnologien, wie z. B. Videokonferenzsystemen, 
sogar noch deutlicher ausgeprägt. Mit anderen Worten moderne Telekommunika
tionsmittel stellen für diejenigen Beschäftigten, die an ihren Arbeitsplätzen hierüber 
verfügen können, im wesentlichen ergänzende Kommunikations- und Informations
mittel dar. Daß, wie eine Reihe von Beobachtern prognostizieren, neue Kommunika
tionstechnologien bisherige Formen der Kommunikation und Information 
verdrängen oder sogar ersetzen werden, dafür finden sich in der Erhebung keine 
Anzeichen. Das persönliche mündliche Gespräch, der schriftliche Briefverkehr und
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das traditionelle Telefon stellen Kommunikationsmittel dar, die bei den Befragten 
nach wie vor die höchste Priorität genießen6 (Krone/Nordhause-Janz/Paul, 1997).

Eher ernüchternd wirkt auch der Blick auf die Entwicklungsperspektiven bei den pri
vaten Anwendungen'. Lediglich drei von zehn Anwendungsfeldem des Bangemann- 
Berichts zielen mehr oder weniger direkt auf private Kunden als Abnehmer. Gleich
wohl mutmaßt der Bangemann-Bericht, daß gerade die privaten Anwendungen - von 
Homebanking über Teleshopping bis zum interaktiven Pay-TV - ein riesiges Kunden
potential in sich bergen und den Durchbruch für die Neuen Medien bringen könnten: 
"Es ist möglich, daß sich diese Massenmärkte in Europa wie in den USA als eine 
Hauptantriebskraft für die Informationsgesellschaft erweisen." (Bangemann u. a., 
1994:10)

Anwendungen für private Nutzer, das heißt gegenwärtig vor allem, vorhandene Infor
mationen über Telekommunikation und multimedial zur Verfügung zu stellen7. Zei
tungen können ganz oder in Auszügen im Internet gelesen werden, Filme sollen dem
nächst nicht mehr aus der Videothek um die Ecke geholt, sondern online abgerufen 
werden; und für Bankgeschäfte braucht man nicht mehr zum Schalter zu laufen, sie 
können am PC zu Hause erledigt werden. Solche Dienstleistungen bringen viele Vor
teile, unter dem Strich schaffen sie für den Kunden allerdings in den meisten Fällen 
nur einen beschränkten zusätzlichen Nutzen - nämlich einen schnelleren und komfor
tableren Austausch vorhandener Daten. Es bestehen allerdings berechtigte Zweifel, ob 
es gerade die digitalisierten, aber durchweg bekannten Angebote sind, die den Neuen 
Medien breitflächig zu einem Durchbruch verhelfen werden:

•  Obwohl video-on-demand derzeit noch kaum möglich ist, besteht schon jetzt 
große Skepsis darüber, ob dies überhaupt ein attraktiver Markt werden wird. 
Denn zum einen wird es in Zukunft TV-Angebote in Hülle und Fülle geben 
(einschließlich Pay-TV und Pay-per-view), zum anderen ist die durchschnittliche 
Ausleihhäufigkeit von Videofilmen heute noch vergleichsweise gering (Manager 
Magazin, 11/95).

• Homebanking per PC lohnt sich nur für die Haushalte, die ohnehin über einen 
Computer verfugen. Für sehr viele andere Kundengruppen stehen hingegen Al
ternativen wie das Telefonbanking zur Verfügung - denn in fast jedem Haushalt 
ist ein Telefon vorhanden. Und zusätzlich gibt es ja  auch noch den Geldautoma
ten, um Banktransaktionen durchführen zu können.

Auf eine entsprechende Frage in der Erhebung wurden diese Kommunikationsmittel von den 
Befragten als die am häufigsten verwendeten eingestuft. Dies gilt auch für die Personen, die 
über ein ausdifferenziertes Spektrum an modernen Telekommunikationsmitteln am Arbeits
platz verfugen.

7 Als Überblick sh. Büro für Technikfolgen-Abschätzung 1995:55ff.
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• Teleshopping eröffnet sicherlich dann interessante Perspektiven, wenn die La- 
denöffhungszeiten weiterhin unverändert bleiben sollten. Laut einer an der TU 
Dresden durchgefuhrten Pilotstudie ist die Resonanz auf Teleshopping-Angebote 
bislang allerdings noch ausgesprochen gering (Müller/Geppert, 1996). Darüber 
hinaus muß das Einkäufen via Computer mit den - z. T. medientechnisch unter
stützten - Strategien des "Erlebniseinkaufs" des Einzelhandels konkurrieren.

• Im Internet liegen Unmengen an Informationen und Daten aus unterschiedlich
sten Bereichen vor. Da das Internet vollkommen unstrukturiert ist, gleicht die In
formationsbeschaffung hierüber aber dem Versuch, seinen Durst mit dem Feuer
wehrschlauch zu stillen.

Von daher ist es nicht überraschend, daß viele Bürger solchen Angeboten gelassen und 
manchmal sogar reserviert gegenüberstehen. Die einen sind der Ansicht, daß die Vor
teile der bisherigen Medienanwendungen noch recht bescheiden sind. Von daher lohne 
sich der Aufwand für die Beschaffung der notwendigen Hard- und Software nicht. An
dere befürchten, der schnelle Zugriff auf Informationen und der Austausch von Daten 
von zu Hause aus lasse persönliche Kontakte auf ein Minimum zusammenschmelzen 
(BAT, 1995).

Damit wird auch deutlich, warum nach der großen Diskussion um die Informationsge
sellschaft - trotz einiger ambitionierter Ankündigungen - bislang für private Nutzer nur 
wenige überzeugende Konzepte und Strategien vorliegen. Erst langsam setzt sich die 
Erkenntnis durch, daß die privaten Nutzer Mediendienstleistungen vermutlich nur 
dann in einem großen Umfang nutzen werden, wenn sie von diesen einen erheblichen 
Zusatznutzen erwarten können. Das Digitalisieren bekannter Inhalte und Informatio
nen wird sicherlich nicht ausreichen, um den Neuen Medien auf breiter Front zum 
Durchbruch zu verhelfen.

Als Resümee zu den vorstehenden Ausführungen über Anwendungen von Neuen 
Medien im kommerziell-gewerblichen wie im Hinblick auf private Nutzer ist festzu
halten, daß in beiden Bereichen die Entwicklung noch stark in den Anfängen steckt 
und an einigen Stellen sogar ins Stocken zu geraten droht. Besonders nachdenklich 
stimmt, daß anfaßbare Visionen, konkrete Utopien über zukünftige Anwendungg- 
möglichkeiten bislang eine eher untergeordnete Rolle spielen. Gerade mit Blick auf 
private Nutzungsmöglichkeiten steht die Logik im Vordergrund, bereits vorhandene 
Daten und Informationen multimedial aufzubereiten und telekommunikativ zur Ver
fügung zu stellen. Ob mit solchem “alten Wein in neuen Schläuchen” jedoch für den 
Nutzer ein zusätzlicher Vorteil entsteht, wird oftmals nicht mitbedacht. Für die Ent
wicklungsperspektiven von Arbeit und Technik in der Informationsgesellschaft kann 
dies insofern problematisch werden, als nicht sichergestellt ist, daß für derartige Pro
dukte bzw. Dienstleistungen auch eine entsprechende Nachfrage zur Verfügung ste
hen wird.
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4.3 Problemlösungsorientierte Anwendungsentwicklung - eine Perspektive fü r  die 
Dienstleistungspolitik in der lnformationsgesellschaft?

Die Weiterentwicklung von privaten Anwendungen kann sich nicht auf Information 
und Datenaustausch begrenzen. Vielversprechender ist es, wenn Telekommunikation 
und Multimedia gezielt genutzt werden, um neue Dienstleistungsangebote zu 
unterbreiten. Ein erstes Suchfeld für solche neuen Lösungen besteht darin zu prüfen, 
ob "normale" Produkte und Dienstleistungen mit Hilfe der neuen Medien deutlich 
kundenspezifischer angeboten werden können. Ein Beispiel hierfür liefert ein neues 
Konzept des Jeansspezialisten Levi Strauss: Die Konfektionsmaße der Kunden werden 
im Geschäft gemessen und online in die Fabrik weitergeleitet; nach wenigen Tagen 
bekommen die Kunden ihre neuen Hosen dann ins Haus geschickt (Spiegel, 11/1996).

Ähnliche Wege der "Massen-Maßanfertigung" sind auch in vielen anderen Bereichen 
denkbar. So könnte bspw. ein Online-Lebensmittelbestellservice mit anschließender 
Auslieferung für Beschäftigte, die aufgrund der räumlichen Gegebenheiten oder ihrer 
Arbeitszeiten kaum Möglichkeiten zum Einkäufen haben, auf große Resonanz stoßen.

Ein zweiter Gestaltungsansatz könnte darin bestehen, die Neuen Medien nicht nur für 
Information, sondern auch für Kommunikation zu nutzen; bislang kaum genutzte 
Anwendungspotentiale könnten etwa bei Menschen liegen, die aufgrund ihrer 
Lebenssituation Gefahr laufen zu vereinsamen. Hier bestehen beispielweise bei den 
sozialen Diensten interessante Anwendungsmöglichkeiten. Zu Hause lebende alte oder 
behinderte Menschen könnten über leistungsfähige Bildtelefone nicht nur miteinander 
und mit Freunden, Bekannten und Verwandten mehr und besser kommunizieren. Mehr 
noch, eine solche technische Infrastruktur läßt sich auch hervorragend für die 
Aktivierung dieser ansonsten doch eher zurückgezogen lebenden Menschen nutzen, z. 
B. durch online-Gedächtnistraining oder ein online-Fitnesstraining.

Weitere gute Ideen, Kommunikation und Aktivierung zu fordern, gibt es reichlich. 
Wie sie finanziert werden können, bleibt jedoch fraglich. Deshalb ist es besonders 
wichtig, nach vermarktungsfähigen und breitflächig nutzbaren Anwendungen 
Ausschau zu halten, bei denen aber dennoch der Vereinzelung und dem Passivsein der 
Kunden entgegengewirkt wird. Die Freizeit-, Reise- und Erlebniswirtschaft könnte 
hierfür ein geeignetes Gestaltungsfeld sein.

Wer heute z. B. nach New York oder nach Amsterdam fahren will, kann bereits vor 
der Abreise erfahren, was bei seiner Ankunft in den Metropolen los sein wird. Es geht 
dabei aber keineswegs nur um professionelle Veranstaltungsangebote oder um 
allgemeine Stadtinformation, sondern das NY bzw. Niederlande Forum bei 
CompuServe erlauben, sich auch mit anderen Reisenden oder mit Einheimischen in 
Verbindung zu setzen, um sich "heiße" Insidertips geben zu lassen.

So etwas muß aber nicht auf die Weltmetropolen beschränkt bleiben. Was etwa hindert 
die Kultur- und Tourismuswirtschaft in Nordrhein-Westfalen daran, multimediale
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Schnuppertrips anzubieten? Wenn eine Koblenzer Familie online vorab in das 
Bergbaumuseum in Bochum hineinschauen kann, wird das latente Interesse für eine 
Reise ins Revier sicherlich bald ein handfestes; und wenn dann noch parallel 
eingespielt wird, wie schnell und preiswert der Trip in den "Kohlenpott" am 
Wochenende mit der Bahn zurückgelegt werden kann, welche weiteren Freizeit- und 
Erlebnisangebote dort gerade aktuell sind und welche Hotels mit Sonderkonditionen 
aufwarten, wird der Trip sicherlich schnell gebucht - natürlich online. Mit Hilfe der 
Neuen Medien entstehen so ganz neue Möglichkeiten, die Bürger in und außerhalb 
Nordrhein-Westfalens für die vielfältigen Freizeit- und Erlebnismöglichkeiten dieses 
Landes zu begeistern.

Die Zukunft der auf private Nutzer bezogenen Telekommunikationsdienstleistungen 
braucht sich aber keineswegs auf Information und Datenaustausch zu beschränken. 
Gute Chancen liegen bei der Verknüpfung der Neuen Medien mit "normalen" Produk
ten und Dienstleistungen. Die Bereitstellung entsprechender neuer Angebote stößt al
lerdings auf große Schwierigkeiten. Nur selten klappt die Zusammenarbeit der 
"traditionellen" Anbieter mit den Mediendienstleistem reibungslos, oftmals kommt sie 
gar nicht oder nur sehr zögerlich zustande. Deshalb ist eine neue Dienstleistungspolitik 
unerläßlich, die die beiden unterschiedlichen Welten miteinander verknüpft.

Welche generalisierenden Konsequenzen können aus den skizzierten Überlegungen 
für die zukünftige Medienpolitik gezogen werden:

• Die großen Umsetzungsdefizite der Neuen Medien bei den Anwendungen sollten 
durch eine drastische Ausweitung von Forschungs-, Entwicklungs- und Erpro
bungsarbeiten im Bereich der Anwendungen angegangen werden. In den letzten 
Jahren stand der Ausbau der (Telekommunikations-) Infrastruktur im Vorder
grund, die kommende Dekade muß die Dekade der Anwendungen werden. Ge
lingt dies nicht, werden auch die mittlerweile bereits geschrumpften Hoffnungen 
auf Arbeit und Wachstum durch Multimedia und Telekommunikation wie Sei
fenblasen zerplatzen.

• Personenbezogene und soziale Dienstleistungen sollten zu einem prioritären 
Suchfeld für Innovationen mit Neuen Medien werden. Während in vielen Berei
chen die Beschäftigungseffekte neuer Medien neutral oder sogar negativ ausfal- 
len werden (vgl. die Ausführungen hierzu weiter oben), können sie sich in diesem 
Bereich eher positiv niederschlagen. Zusätzliche Nachfrage und damit sowohl 
Umsatz- als auch Beschäftigungswachstum läßt sich dadurch auslösen, daß mit 
Hilfe der neuen Medien die Produktivität der Dienste gesteigert werden kann 
und diese für den Kunden so billiger und besser werden. Ein Beispiel hierfür 
sind etwa die Gesundheitsdienstleistungen. Experten sehen in diesem Bereich 
vielfältige Einsatzmöglichkeiten für die neuen Medien. (Im Anhang findet sich 
eine Skizze möglicher Anwendungsfelder neuer Medien im Bereich Gesundheit 
und Soziales.)
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• Die Suche nach zukunftsfähigen Anwendungen sollte mit dem bisher verbreiteten 
Prinzip des “alten Wein in neuen Schläuchen” brechen und stattdessen darauf 
setzen, die neuen Medien zu nutzen, um neue (oder zumindest stark verbesserte) 
Produkte und Dienstleistungen anzubieten. Das Ziel muß sein, den potentiellen 
Kunden einen überzeugenden Zusatznutzen (im Vergleich zu den bisherigen) 
Angeboten zu bieten. Wo und wie diese Logik zu realisieren ist, haben wir weiter 
oben (und im Anhang) mit Blick auf den Sozial- und Gesundheitsbereich illu
striert; mit einer vergleichbaren Suchperspektive, die die Leistungs- und Entwick
lungsprobleme eines Bereiches zum Ausgangspunkt nimmt, lassen sich auch an
dere Felder bearbeiten, etwa das Schul- und Ausbildungsystem. Eine solche pro
blemlösungsorientierte Anwendungsentwicklung dürfte jedenfalls dem bisheri
gen “Stochern im Nebel” deutlich überlegen sein und in der Perspektive zu sozi
alverträglichen und beschäftigungswirksamen Innovationen fuhren.
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Anhang: 

Einsatzfelder neuer Medien: das Beispiel des Sozial- und Gesundheitssystems

(Die folgenden Überlegungen wurden in Kooperation mit Prof. Dietrich Meyer- 
Ebrecht, RWTH-Aachen erstellt.)

Unter den Techniken, von denen das Gesundheitssystem und die sozialen Dienste in 
Zukunft stark profitieren können, werden Informations- und Kommunikationstech
niken, speziell die Telekommunikation und Multimediatechniken, eine besondere 
Rolle spielen. Bei diesen "Neuen Medien" liegen Chancen und Gestaltungsheraus
forderungen vermutlich unter anderem auf folgenden Gebieten:

Verbesserte Diagnose- und Eingriffsmöglichkeiten

Hervorzuheben sind hier zum einen die Möglichkeiten, die Ergebnisse traditioneller 
Diagnoseverfahren (z. B. Ultraschalluntersuchungen) zu visualisieren und zu virtuel
len Realitäten zu modellieren. Zum anderen können die entsprechenden Techniken 
auch medizinische Eingriffe enorm erleichtern. Virtuelle Realitäten öffnen bspw. in 
der minimal invasiven Chirurgie Chancen, die Sichtführung bei Endoskopien dra
stisch zu verbessern und das beim Arzt normalerweise fehlende taktile Feedback zu 
simulieren.

Erleichterter Austausch zwischen Experten

Mit Hilfe der Telekommunikation lassen sich Daten über Patienten schnell und ko
stengünstig austauschen - also etwa zwischen einem Allgemeinmediziner und einem 
Facharzt. So kann die Behandlung von Patienten außerordentlich beschleunigt wer
den; die umständliche, zeitaufwendige postalische Abstimmung von Diagnosen und 
Therapievorschlägen kann entfallen. Dank der Videokonferenztechnik kann der on
line-Austausch sogar so weit gehen, daß Ärzte bei Operationen den Rat von Experten 
einholen, ohne daß diese sich am Ort des Geschehens befinden.

Solche online-Kommunikationsmittel lassen sich mit sog. "Disease Management 
Systemen" und mit Expertensystemen vernetzen. Disease Management Systeme 
verwalten Daten zum Gesundheitszustand und zum Krankheitsverlauf von Patienten 
und ermöglichen eine schnelle und übersichtliche Aufbereitung der Patientenge
schichte. Mit Hilfe von Expertensystemen können diagnostizierten Gesundheitszu
ständen oder Krankheiten Verhaltens- bzw. Behandlungsvorschläge zugeordnet wer
den. Die Vernetzung der genannten Bereiche ist ein weiteres Instrument, den Aus
tausch zwischen Experten - vom Arzt bis zum Pflegepersonal - deutlicher besser und 
kostengünstiger zu gestalten.
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Moderne Computertechnologie eröffnet in der medizinischen Forschung neue Chan
cen, schnell, kostengünstig und ohne ethische Probleme anatomische Studien und 
Experimente durchzuführen oder neue Medikamente und Therapien zu entwickeln.

Bisher fanden Pharmakologen Arzneimittel eher zufällig oder mit Hilfe von sog. 
"Screenings", also durch gezielte Suche unter vielen natürlichen und künstlichen 
Stoffen. Mehr Effektivität erwartet man sich vom computerassistierten "Molekül- 
Design" : Ausgehend von dem Wissen, welche Wirkung ein Medikament auf moleku
larer Ebene haben soll, wird am Computer eine Substanz mit den genau gewünschten 
Merkmalen entworfen und konstruiert. Das Zusammenspiel zwischen Krankheitsfak
toren und Medikamenten ist jedoch derart komplex, daß auf dem Weg zum 
"maßgeschneiderten Medikament" noch viele Hindernisse zu überwinden sind (wenn 
auch bereits das Hormon Insulin auf diese Weise umgebaut wurde, um die Wirkung 
des Stoffes zu verlängern).

Vergleichsweise ausgereifter sind hingegen Systeme, die Eingriffe in virtuellen 
Räumen - vor allem in computersimulierten Körpern und Organismen - ermöglichen. 
Diese stellen z. B. in der Ausbildung einen effizienten und ungefährlichen Weg dar, 
Studenten, unerfahrene Ärzte und Pflegepersonal üben und experimentieren zu las
sen. Unter Pädagogen ist es unstrittig, daß diese Art, Erfahrungen zu sammeln, we
sentlich nachhaltigere Lernerfolge verspricht als die theoretische Aneignung eines 
Wissensgebietes.

Im Hinblick auf die Weiterbildung dürften vor allem die online- 
Austauschmöglichkeiten weitreichende Auswirkungen haben. Die Kommunikation 
zwischen den verschiedenen Experten wird dichter und verbessert so quasi nebenbei 
die Kenntnisse und Fertigkeiten der Beteiligten. Zudem lassen sich online und mul
timedial auch wirkungsvolle und kostengünstige Weiterbildungsprogramme durch
führen.

Neue Medien können das Zusammenspiel mit Kunden bzw. Patienten verbessern

Mit online-Diensten kann gesundheitsbewußten oder kranken Menschen Experten
wissen zur Verfügung gestellt werden. Der Vorteil gegenüber traditionellen Gesund- 
heitsbüchem liegt darin, daß mehr und aktuellere Informationen angeboten werden 
können, gleichzeitig aber die Orientierung vereinfacht werden kann. Multimediale 
Darstellungsmöglichkeiten (Klang, Bewegtbilder u. a.) sowie das Hypertextverfah
ren können dazu ihren Beitrag leisten, erfordern aber auch große Sorgfalt bei der 
Gestaltung, da die Bedienung ansonsten eher erschwert als vereinfacht wird.

Online -Verbindungen machen darüber hinaus auch eine Fembetreuung von Kunden 
(Patienten) möglich. In ganz futuristischen Vorstellungen wird bereits darüber nach
gedacht, daß Operationsroboter Eingriffe vornehmen, ohne daß ein Arzt "vor Ort" 
ist. In kurz- und mittelfristiger Perspektive könnten realistische Vorteile darin liegen,

Neue Wege in der Forschung und in der Weiterbildung
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daß Videokonferenztechnik genutzt wird, um mit Patienten über den Behand
lungsverlauf zu kommunizieren oder ihnen bei der Anwendung von Hilfsmitteln zu 
helfen (etwa in der Rehabilitation).

Bei der Unterstützung zuhause lebender alter Menschen könnten hochleistungsfähige 
Bildtelephone dazu eingesetzt werden, den zumeist alleine lebenden Menschen neue 
Kommunikationsmöglichkeiten zu bieten und sie zu einer verstärkten Teilnahme am 
Leben in ihrer Umgebung zu aktivieren.

Förderung von Selbsthilfe

Die zunehmende Verbreitung neuer Telekommunikationstechnologien kann auch 
den Informations- und Kommunikationsbedarf in der gesundheitlichen Selbsthilfe 
effizienter, komfortabler und qualitätsvoller bedienen als dies bislang der Fall war. 
Gerade in diesem Bereich entscheiden der Aufwand der Informationsbeschaffung 
und die Qualität der Informationsverarbeitung wesentlich mit darüber, wie erfolg
reich und befriedigend es ist, schwierige Lebenssituationen für sich selbst zu mei
stern und Krisenhilfe für andere zu geben. Der Einsatz moderner Telekommunikati
onstechnologien kann in diesem Feld dazu beitragen, den Selbsthilfegruppen zentra
le und leicht zugängliche Informationspools zu einzelnen Krankheitsbildem, zu neu
en Heil- und Rehabilitationsmethoden, etc. bereitzustellen. Darüber hinaus können 
elektronische Diskussionsforen die Kommunikation im Selbsthilfebereich verdich
ten, und schließlich können die elektronischen Vemetzungsmöglichkeiten auch dazu 
beitragen, die Schnittstelle zwischen Selbsthilfe und professioneller Hilfe besser 
auszubauen.

Informationstechnik zur Unterstützung der Arbeitsorganisation

Aufgrund der technischen Entwicklungen und der zunehmenden gesetzlichen und 
marktwirtschaftlichen Anforderungen (als Stichworte seien nur DIN/ISO 9000, Ge
sundheitsstrukturgesetz und allgemeiner Rationalisierungszwang genannt) nimmt die 
Dokumentations- und Verwaltungstätigkeit innerhalb der Sozialdienstleistungen ei
nen immer größeren Umfang an.

Mit der Vielfalt der Informationsmedien und Beschaffungswege wächst auch die 
Komplexität dieser Tätigkeitsbereiche. Zusätzlich wird das Personal mit neuen Ar
beitsgeräten konfrontiert, um Zugang zu multimedialer Information und Auswertung 
zu erhalten. Integrierte Gestaltungskonzepte, die neben den technischen Aspekten 
auch die Verbesserung der Arbeitssituation und -Organisation berücksichtigen, sind 
bisher nur in einigen Forschungsprojekten erarbeitet worden und bedürfen der Fort
setzung und Umsetzung. Es besteht sonst das Risiko, daß ineffektive und überholte 
organisatorische Strukturen in Technik zementiert werden.

Bei der Technikgestaltung ist daher in Zukunft verstärkt darauf zu achten, nicht nur 
das technisch Mögliche im Auge zu halten, sondern bereits im Vorfeld die Organi
sationsstrukturen kritisch zu überdenken. Daher sollte sich die Entwicklung und der
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Einsatz von Technik an Arbeitsmodellen orientieren, die gemeinsam mit den zu
künftigen Anwendern entwickelt werden.

Bei Beachtung dieser Grundsätze ergeben sich zahlreiche Perspektiven einer wir
kungsvollen Technikunterstützung der Berufe im sozialen Dienstleistungssektor. So 
kann z. B. der Zeitaufwand für Verwaltungsarbeit reduziert werden, der Informati
onsaustausch zwischen verschiedenen Personen und Berufsgruppen erleichtert und 
die Informationstransparenz erhöht werden.
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Kapitel I X

Beschäftigung durch Innovation:
Perspektiven und Ansätze für eine strukturelle Erneuerung 
von Wirtschaft und Arbeit in Deutschland

1 Die Beschäftigungswirkung von Innovationen

Der verfügbare empirische Wissensstand zum Zusammenhang von Innovation und 
Beschäftigung läßt sich in wenigen Sätzen zusammenfassen. Wie Stille und Bitzer 
im ersten Kapitel dieses Buches ausführlicher diskutieren, stellt sich dieser Zusam
menhang auf der Untemehmensebene positiv dar; innovative Unternehmen weisen in 
der Regel eine deutlich günstigere Beschäftigungsentwicklung auf als innovati
onspassive. Das gilt insbesondere für Unternehmen mit Produktinnovationen, ob
wohl sich der hier angesprochene Unterschied zwischen Produkt- und Prozeßinno- 
vationen weniger stark niederschlägt als dies häufig angenommen wird. Auch bei ei
ner sektoralen Betrachtung sind die Beschäftigungswirkungen von Innovationen per 
Saldo eher positiv. Innovations- und wettbewerbsstarke Branchen weisen eine ver
gleichsweise günstige Beschäftigungsentwicklung auf; Beschäftigungsverluste ent
stehen vor allem bei innovations- und wettbewerbsschwachen Branchen. Innovati- 
ons- und Wettbewerbsstärke hängen eng zusammen. Bei einer gesamtwirtschaftli
chen Betrachtung ist der Zusammenhang dagegen keineswegs so eindeutig und vor 
allem nur schwer feststellbar, weil hier indirekte Beschäftigungswirkungen eine be
deutende Rolle spielen. Die Verallgemeinerung von Ergebnissen aus Branchen- oder 
gar untemehmensbezogenen Untersuchungen ist häufig nicht zulässig, weil sie indi
rekte Beschäftigungseffekte nicht berücksichtigt.

Neuere Untersuchungen zum Zusammenhang von Beschäftigung und Innovation 
decken sich weitgehend mit älteren Untersuchungen. Allerdings gibt es Hinweise aus 
einzelnen Studien, daß der Zusammenhang zwischen Innovation und Beschäftigung 
auch auf der Unternehmens- und der Branchenebene in jüngster Zeit etwas schwä
cher ausfällt. Das hängt vermutlich einfach damit zusammen, daß Unternehmen, die 
Produktinnovationen durchfuhren in jüngster Zeit auch in verstärktem Umfang Pro- 
zeßinnovationen durchgeführt haben. Jedenfalls läßt sich, so Lehner und Nordhause- 
Janz im zweiten Kapitel dieses Buches, dem Vergleich von Studien für die Jahre 
1990-92 und 1992-94 entnehmen, daß der personelle Aufwand, den innovierende
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Unternehmen für die Herstellung neuer Produkte benötigen, abgenommen hat (vgl. 
Licht/Stahl/Schnell, 1996; Felder u. a., 1994).

Bemerkenswerterweise ergibt sich ein ähnliches Bild, wenn man einen Teilausschnitt 
des Innovationsvorganges betrachtet, nämlich die Forschungsintensität von Unter
nehmen oder Branchen. Bis etwa 1992 konnte man feststellen, daß sich in der Bun
desrepublik, ebenso wie in anderen entwickelten Volkswirtschaften, die Beschäfti
gung in forschungsintensiven Industriezweigen positiv entwickelte, während die 
nicht forschungsintensiven Industriezweige Beschäftigung verloren. Innerhalb der 
forschungsintensiven Industriezweige entwickelten sich Spitzentechnologiebereiche 
noch einmal besser als andere Industriezweige. Seit Anfang der 1990er Jahre ent
wickelt sich, allerdings von einem deutlich höheren Niveau aus, auch die Beschäfti
gung in forschungsintensiven Industriezweigen ähnlich rückläufig wie die in nicht 
forschungsintensiven Industriezweigen (vgl. Abbildung 1 bei Lehner und Nordhau- 
se-Janz).

Bei dem gegenwärtigen empirischen Forschungsstand können die Beschäftigungsef
fekte von Innovationen nur unvollkommen nachgewiesen werden. Zusammen mit 
grundlegenden Überlegungen sprechen zwar die verfügbaren empirischen Erkennt
nisse insgesamt für positive Beschäftigungswirkungen von Innovationen. Für wirk
lich belastbare Aussagen und Handlungsempfehlungen reichen Untersuchungen auf 
Unternehmens- und Branchenebene nicht; eine gesamtwirtschaftliche 
(systematische) Einschätzung ist unabdingbar. Das liegt, wie bereits in der Einlei
tung angesprochen wurde, an den komplizierten Zusammenhängen zwischen Inno
vation und Beschäftigung, insbesondere an den indirekten und oft zeitlich versetzten 
Beschäftigungswirkungen.

In der einschlägigen Forschung werden zumeist mit Prozeßinnovationen eher negati
ve und mit Produktinnovationen eher positive Beschäftigungseffekte assoziiert. Tat
sächlich wirken Prozeßinnovationen in aller Regel unmittelbar und zunächst negativ 
auf die Beschäftigung, weil sie mit beträchtlichen Rationalisierungseffekten verbun
den sind. Prozeßinnovationen, die nicht in erster Linie auf die Produktivität, sondern 
beispielsweise auf Flexibilität und Kundenorientierung ausgerichtet sind und die 
keine Rationalisierungseffekte mit sich bringen, sind (noch) die Ausnahme, dürften 
aber, wie Baethge und Baethge-Kinsky in diesem Buch deutlich machen, rasch an 
Bedeutung gewinnen. Bei den Prozeßinnovationen, die mit beträchtlichen Rationali
sierungseffekten verbunden sind, stellen sich jedoch in der zweiten Runde als Kon
sequenz der Rationalisierung durch temporäre Wettbewerbsvorteile, Kostensenkun
gen, die über Preissenkungen den Absatz fordern, die Erhöhung von Gewinnen und 
Einkommen und die Verbesserung der internationalen Wettbewerbsfähigkeit positive 
Beschäftigungseffekte ein. Allerdings fallen positive Beschäftigungseffekte nicht 
unbedingt bei den Unternehmen an, die durch Prozeßinnovationen zunächst Ar
beitsplätze verlieren.
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Bei Produktinnovationen verhält es sich ganz ähnlich; ihre Beschäftigungseffekte 
unterscheiden sich nicht prinzipiell von denen der Prozeßinnovationen. Bei den 
Herstellern von Produktinnovationen führen diese zwar zumeist zu einer höheren 
Nachfrage, die sich häufig in Einstellungen von Personal niederschlägt. Gleichzeitig 
können jedoch bei Zulieferern, Konkurrenten und Anwendern beträchtliche negative 
Beschäftigungseffekte auftreten. Nur bei konkurrenzlosen Produkten, die neue 
Märkte erschließen und die mit keinem schon vorhandenen Produkt in Konkurrenz 
treten, kann man grundsätzlich von positiven Beschäftigungswirkungen ausgehen. 
Soweit es sich allerdings um Investitionsgüter handelt, sind Produktinnovationen bei 
den Herstellern immer auch gleichzeitig Prozeßinnovationen bei den Anwendern, de
ren Beschäftigungswirkungen man miteinbeziehen muß.

Im Zuge der Globalisierung verändert sich sowohl bei Produkt- als auch bei Prozeß
innovationen die Stoßrichtung von Innovationen immer mehr. Innovationen zur Be
herrschung von inner- und zwischenbetrieblichen Prozessen (Forschung und Ent
wicklung, Produktion und Logistik, Marketing und Vertrieb, Kundenbetreuung und 
Service) gewinnen rasch an Bedeutung. Gegenüber dem dokumentierbaren Wissen 
(Patente, veröffentlichte wissenschaftliche Erkenntnis), auf das aufgrund der Kom
munikationsmöglichkeiten weltweit ein rascher Zugriff besteht und dessen Vor
sprünge relativ rasch abgebaut werden können, ist ein spezifisches Know-how über 
Prozesse und Produkte stärker an Regionen und Netzwerke gebunden und stellt ei
nen wichtigen Standortfaktor dar. Dieser Sachverhalt wird zunehmend auch von in
novativen multinationalen Unternehmen wahrgenommen. Wie Gordon (1996a) zeigt, 
wird die systematische Nutzung spezifischer Produktions-, Innovations- und Markt
potentiale unterschiedlicher Regionen im Rahmen dezentralisierter Produktions- und 
Innovationsstrukturen und eines differenzierten Marketings für diese Unternehmen 
immer mehr zu einem zentralen Element ihrer globalen Strategie.

Aus den hier kurz umrissenen, bei Stille und Bitzer ausführlicher diskutierten Zu
sammenhängen, läßt sich eine wichtige, wenngleich politisch unbequeme Schlußfol
gerung ziehen: Während für einzelne Unternehmen verstärkte Innovationsaktivitäten 
auch unter Beschäftigungsgesichtspunkten zumeist sinnvoll sind, begibt sich der 
Staat mit seiner auf einzelne Innovationen ausgerichteten und technologieorientier
ten Innovationsförderung unter Beschäftigungsgesichtspunkten auf ein riskantes 
Gebiet.

Bei der Förderung von einzelnen konkreten Innovationen ist Innovationspolitik am 
ehesten auf sicherem Grund, wenn es sich um die Entwicklung von konkurrenzlosen 
Produkten handelt, die neue Märkte erschließen und die mit keinem schon vorhande
nen Produkt in Konkurrenz stehen. In allen anderen Fällen müßte eine tatsächlich auf 
Beschäftigungsentwicklung durch Innovation abzielende Politik mit einer gesamt
wirtschaftlichen Abschätzung der Beschäftigungswirkungen verbunden werden. Mit 
anderen Worten: Die meisten Programme zur Innovationsforderung in Deutschland
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und auf europäischer Ebene müßten eine deutlich stärkere Wirkungsforschungskom
ponente haben als dies heute der Fall ist, wenn das Ziel einer Beschäftigungsent
wicklung im Vordergrund stehen soll.

A uf einigermaßen sicherem Grund bewegt sich eine beschäftigungsorientierte Inno
vationspolitik ansonsten nur, wenn sie nicht einzelne Innovationen, sondern die In- 
novationsfahigkeit und -bereitschaft in der Weise fördert, wie es Stille und Bitzer 
fordern: Abkehr von der Subventionierung einzelner Innovationen und Hinwendung 
zu der Unterstützung institutioneller und organisatorischer Voraussetzungen des In
novationswettbewerbes, der Organisation eines Innovationsdialoges und der Vernet
zung des Innovationsgeschehens.

Eine breite Stärkung der Innovationsfähigkeit der Wirtschaft entspricht auch der in 
der einschlägigen Literatur weithin geteilten Einsicht, daß die Beschäftigungspro
bleme in Deutschland vor allem das Problem eines verzögerten und verpaßten 
Strukturwandels sind. So argumentiert insbesondere die OECD (1996), daß die hohe 
Arbeitslosigkeit in Deutschland vor allem darauf zurückzuführen ist, daß sich die 
deutsche Wirtschaft zu spät an die Entwicklung von wissensbasierten Volkswirt
schaften angepaßt und ihre Strukturen zuwenig verändert hat. In die gleiche Rich
tung argumentieren Studien, die auf eine zu starke Orientierung an traditionellen 
Produktlinien und herkömmlichen Geschäftsfeldem und Märkten sowie auf Dienst
leistungsdefizite abheben und beklagen, daß der Einstieg in wachstumsstarke neue 
Märkte verschlafen wurde (u. a. Dörre, 1996; Felder u. a., 1994; Jürgens/Naschold, 
1994; NIW/DIW/ISI/ZEW, 1995). Auch Porter (1991) spricht in Bezug auf die Fä
higkeit, früh und rasch in neue Branchen und Märkte einzusteigen, von einer histori
schen Schwäche der deutschen Wirtschaft. Wie Lehner und Nordhause-Janz aus
führlicher darstellen, werden solche Argumente unterstützt, wenn man die Beschäfti
gungsentwicklung in Deutschland und anderen europäischen Ländern mit der in den 
U.S.A. und Japan vergleicht.

Porter (1991) und andere Studien assoziieren diese Schwächen mit einer nachlassen
den Fähigkeit, in neuen Wissensgebieten zu entscheidenden Durchbrüchen zu kom
men sowie mit einem Mangel an Qualifikation und Fachwissen auf neuen Wissens
gebieten. Das ist insofern richtig, als es in Deutschland Engpässe in wichtigen zu
kunftsweisenden High-Tech-Bereichen gibt. Die in Deutschland in diesem Zusam
menhang häufig vorgetragene Klage über Defizite in Spitzentechnologien greift je 
doch zu kurz. Es gibt, wie Lehner und Nordhause-Janz den gegenwärtigen Erkennt
nisstand zusammenfassend darstellen, zwar durchaus Defizite bei Spitzentechnologi
en, die unter Beschäftigungsgesichtspunkten nicht unwichtig sind. Viele Chancen in 
der Umwelttechnologie, der Biotechnologie und der Multimedia werden, wie auch 
Hilbert und Nordhause-Janz zeigen, schlecht genutzt. Insofern ist es zwar durchaus 
sinnvoll, jene Spitzentechnologien, wie Nanotechnik, neue Werkstoffe oder Biotech
nologie, weiter zu fördern, in denen Wissenschaft und Wirtschaft in Deutschland ei
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ne führende Stellung innehaben oder rasch in eine solche aufrücken können. Das al
lein genügt, wie Lehner und Nordhause-Janz ausführlicher diskutieren, für die Siche
rung der Beschäftigung nicht.

Ganz abgesehen davon, daß Beschäftigungsgewinne in Spitzen- und Hochtechnolo
giebereichen die Beschäftigungsverluste in den anderen Industriezweigen nicht 
kompensieren können, liegen die zentralen Probleme des Innovationsgeschehens in 
der deutschen Wirtschaft nicht in erster Linie in fehlender technologischer Kompe
tenz. Trotz der oben angesprochenen Schwächen hat die deutsche Wirtschaft insge
samt zweifellos eine hohe technische Leistungsfähigkeit. Fast die Hälfte der Produk
tion und der Beschäftigung ihrer Industrien ist auf forschungsintensive Wirtschafts
zweige konzentriert. Forschungsintensive Wirtschaftszweige haben keine geringere 
gesamtwirtschaftliche Bedeutung für Produktion und Beschäftigung als in den Ver
einigten Staaten von Amerika und in Japan.

Die zentralen Probleme des Innovationsgeschehens in Deutschland liegen vor allem 
in einer fehlenden oder verspäteten Entwicklung neuer Märkte und neuer Wirt
schaftsstrukturen sowie von neuen Arbeits-, Produktions- und Regulationsstrukturen. 
Die technologischen Stärken der deutschen Wirtschaft konzentrieren sich in traditio
nellen Märkten, herkömmlichen Technologien und im mittleren Technologiebereich. 
Innovationen werden zuwenig genutzt für die Entwicklung neuer Produktlinien, neu
er Geschäftsfelder und neuer Märkte. Die Leitmärkte für Spitzentechnologien sind 
anderswo entstanden und entstehen auch heute anderswo. Die Zukunftsaussichten 
sehen nicht besser aus: Der Anteil neuer Produkte am Umsatz ist in der deutschen 
Wirtschaft seit Mitte der 1980er Jahre kontinuierlich von einem Drittel auf 28 % zu
rückgegangen. Darüber hinaus gibt es gewichtige Defizite in der Entwicklung einer 
Dienstleistungsökonomie, die insbesondere im Vergleich zu den U.S.A. deutlich 
feststellbar sind. Zwar wurde auch in Deutschland in den letzten 15 Jahren im 
Dienstleistungsbereich ein beträchtliches Beschäftigungswachstum erzielt, aber die 
Entwicklung neuer Dienstleistungen und der Ausbau des Dienstleistungsgehaltes der 
Industrie verläuft nach übereinstimmender Einschätzung vieler Experten in 
Deutschland zu langsam und zu zögerlich, (vgl. Lehner 1997a)

Diese Probleme liegen nicht nur und häufig auch nicht in erster Linie in technologi
schen Kompetenzen, sondern in der Organisation von Innovation und der Markt
entwicklung. Deshalb stellt die einschlägige neuere sozialwissenschaftliche Literatur 
(z. B. Jürgens/Naschold, 1994; Schumann, u. a., 1994; Wittke, 1995) trotz erhebli
cher Unterschiede in Problemdiagnosen und Therapievorschlägen mit großer Über
einstimmung fest, daß die Sicherung einer ausreichenden Beschäftigung am Produk
tionsstandort Deutschland vor allem davon abhängt, wie schnell es gelingt, mit inno
vativen Organisationskonzepten die bestehenden Innovationsschwächen zu überwin
den. Dabei geht es, wie Wiedmann und Brettreich-Teichmann ebenso wie auch 
Baethge und Baethge-Kinsky feststellen, vor allem darum, die Position von Unter
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nehmen bezüglich des Produktionsfaktors Wissen zu verbessern, der im Rahmen der 
Entwicklung einer wissensbasierten Produktion eine zentrale Rolle spielt. Das erfor
dert eine systematische Organisation des Wissenstransfers innerhalb und zwischen 
Betrieben sowie zwischen Unternehmen, Forschungseinrichtungen und anderen Ak
teuren.

2 Arbeitsorganisation: Die Herausforderungen der radikalen Innovation

Die heute in der deutschen Industrie dominierenden Produktionskonzepte sind, wie 
Baethge und Baethge-Kinsky deutlich machen, nur sehr beschränkt auf Innovation 
ausgerichtet. Innovation ist in der Arbeitsorganisation häufig keine zentrale Dimen
sion der Gestaltung. Die Aktivitäten des Managements, die intentional auf die Ver
besserung und Erneuerung von Produkten und Prozessen und die Organisation dieser 
Aktivitäten ausgerichtet sind, treten gegenüber anderen Aktivitäten, etwa zur Ver
besserung von Produktivität oder technischer Qualität, in den Hintergrund. Sie be
wegen sich zudem stark im Rahmen herkömmlicher Organisationsprinzipien. Des
halb sagen die intentionalen Aktivitäten, die Baethge und Baethge-Kinsky als ex
pliziten Innovationsmodus bezeichnen, vielfach weniger über die Innovationsfähig
keit von Unternehmen aus als die nicht intentional auf Innovation gerichteten, 
gleichwohl innovationsrelevanten Aktivitäten, die Baethge und Baethge-Kinsky als 
impliziten Innovationsmodus bezeichnen.

Wenn man die einschlägige Literatur im Hinblick auf den expliziten und den implizi
ten Innovationsmodus von Produktionskonzepten analysiert, kann man durchaus ei
nen Transformationsprozeß der industriellen Produktion feststellen, in dem Innovati
on als Dimension der Arbeitsorganisation immer mehr in den Vordergrund rückt. 
Dieser Prozeß wird von Baethge und Baethge-Kinsky beschrieben als Veränderung 
der dominanten Organisationsmuster, die sich an unterschiedlichen Typen von Pro
duktionsmodellen festmachen lassen. In dem traditionellen deutschen Produktions
typ, der durch die Produktionsmodelle und des damit durch fließende Übergänge 
verbundenen Modells der diversifizierten Qualitätsproduktion, spielte Innovation 
keine Rolle als Dimension der Arbeitsorganisation. Das Produktionsmodell der tay- 
lorisierten Produktion war eher innovationsabwehrend ausgelegt; das der diversifi
zierten Qualitätsproduktion auf eine sequentielle und kleinschrittige Innovation aus
gerichtet, die weitgehend von Spezialisten betrieben wurde. Letzteres führte insbe
sondere im Maschinenbau, aber auch in der Automobilindustrie, häufig zu einem 
„Over-Engineering“, also wenig kundenorientierten Innovationsvorgängen.

Seit dem Ende der 1980er Jahre entwickelt sich in der Praxis zunehmend das Modell 
einer innovationszentrierten Produktion, in dem Innovation zu einer expliziten Di
mension der industriellen Produktionsorganisation wird. Bei diesem Modell sind 
zwei Varianten zu beachten, von denen sich die eine, die der radikalen Innovation, 
erst in ersten Ansätzen erkennen läßt. Besser beobachten läßt sich die Variante in
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krementelle Innovation, die sich bei jenen Unternehmen herausbildet, die, wie weite 
Teile der Metall-, Elektro- und Chemieindustrie, bisher in hochpreisige Marktseg
mente ausgewichen waren und nun auf veränderte Wettbewerbsbedingungen neue 
Antworten geben müssen. Sie müssen sich neue Kunden und Absatzmärkte durch 
Kostenreduzierung, durch eine stärkere Orientierung an Kundenwünschen, durch 
mehr Dienstleistungen und durch eine deutliche Beschleunigung der Innovationszy
klen erschließen. Bei diesen Unternehmen bleibt der Innovationsmodus zwar im we
sentlichen inkrementell, der wachsenden Bedeutung des Innovationstempos wird 
aber durch organisatorische Maßnahmen, z. B. durch eine Parallelisierung von Inno
vationsprozessen und eine stärkere Verbindung von Innovations- und Produktions
prozeß, Rechnung getragen.

Wie Baethge und Baethge-Kinsky ausführlich darstellen, sind damit erhebliche or
ganisatorische Veränderungen verbunden. Dazu gehören insbesondere ein forcierter 
Abbau von vertikaler und horizontaler Arbeitsteilung, die Dezentralisierung von 
Aufgaben und Verantwortlichkeiten, die Nutzung aller Kostenvorteile durch 
„Outsourcing“ in Produktion und Forschung und Entwicklung, aber auch die dezi
dierte Übergabe von Innovationsaufgaben an die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in 
der Produktion und eine systematische Organisation von inner- und überbetriebli
chem Wissenstransfer. Das wird bei der Variante radikale Innovation noch weiter 
verstärkt.

Während die Variante inkrementale Innovation sich seit einigen Jahren in der Reali
tät entwickelt, ist radikale Innovation bisher eher ein Konzept als eine an Beispielen 
positiv beschreibare Realität. Die empirische Forschung steht dazu, wie das auch für 
die Variante inkrementelle Innovation gilt, noch in den Anfängen. Sie läßt sich auf 
dem gegenwärtigen Stand der Innovationsforschung am ehesten erschließen über ihr 
besonderes Merkmal, nämlich die Entwicklung neuer Märkte für neue Produkte. Bei 
diesem Unterfangen kann sie, wie insbesondere Gerybadze u. a. (1997) und Wittke 
(1996) hervorheben, zumindest in der Anfangsphase weder auf eingespielte Markt
logiken (nach Kundenbedürfnissen strukturierte Märkte) und fixierte Produktdesigns 
(marktgängige Anwendungen) noch auf eingespielte Produktionsverfahren 
(Verfahrenstechnologien) zurückgreifen. Drei Aufgaben dürften deshalb die Organi
sationsentwicklung beim Produktionsmodell radikaler Innovation vorrangig bestim
men: Erstens, die Erkundung von Bedürfnissen und Bedarfen in unstrukturierten, 
gleichwohl attraktiven und zukunftsweisenden Märkten; zweitens, die Erschließung 
von Optionen strategischer Forschung, anwendungsorientierter Entwicklung und de
ren Übersetzung in Produkt- und Prozeßinnovationen; und drittens, die Ausbalancie
rung bzw. Minimierung von Innovationsrisiken.

Wie Baethge und Baethge-Kinsky darstellen, schlagen sich diese Aufgaben, soweit 
das überhaupt absehbar ist, gegenüber der Variante inkrementale Innovation nicht so 
sehr in der betrieblichen Arbeitsorganisation nieder, als vielmehr in der Untemeh-
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mensorganisation und der Belegschaftsstruktur und deren Einbindung in untemeh- 
mensübergreifende Netzwerke. In der Arbeitsorganisation wird der Abbau von ar
beitsteiligen, segmentierten und hierarchischen Strukturen zugunsten offener, 
durchlässiger und flexibler Strukturen weitergehen, um einen systematischen Wis
senstransfer zu ermöglichen. Das ist um so wichtiger, als die Mittel formaler Organi
sation bei der Erfüllung der hohen Anforderungen an die betriebliche Innovations
fähigkeit rasch an Grenzen stoßen. Gerade die vielzitierte lernende Organisation 
kann immer weniger auf formalen Strukturen aufbauen und muß sich stärker auf 
partizipative Verfahren und Dialogstrukturen sowie auf „weiche“ kulturelle Faktoren 
stützen. (Vgl. Albach, 1994; Brödner, 1996; Camagni, 1991; Hakken, 1996).

Unternehmen versuchen die oben angesprochenen Aufgaben vor allem über Konzep
te horizontaler Desintegration zu verwirklichen. Die Unternehmensorganisation wird 
zumindest an den divisional bestimmten Schnittstellen zu neuen Geschäftsfeldem 
aufgelöst. Es entstehen „virtuell integrierte Unternehmen“ (Voskamp/Wittke, 1994) 
und untemehmensübergreifende Netzwerke. In der Arbeitsorganisation bilden sich, 
wie Baethge und Baethge-Kinsky (1995) anhand von Entwicklungen in der Halblei
terindustrie vermuten, Arbeitsbedingungen heraus, wie sie sonst in Phasen eines 
Produktionsanlaufes existieren. Mehr noch als diese Bedingungen, stellen die Ko- 
operationserfordemisse vernetzter und virtuell integrierter Strukturen neue Anforde
rungen an die Qualifikation der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter und an die Perso
nal- und Qualifizierungspolitik von Unternehmen. Wir wollen diese Sachverhalte, 
die von Baethge und Baethge-Kinsky ausführlicher diskutiert werden, hier nicht 
weiter ausführen, sondern einen strategisch besonders wichtigen Punkt im Sinne ei
nes weiteren Zwischenergebnisses hervorheben.

Wenn die Analyse von Baethge und Baethge-Kinsky, die durch den gegenwärtigen 
Forschungsstand gestützt wird, im wesentlichen zutrifft, müssen die gegenwärtig 
dominierenden Formen der Produktionsorganisation in der deutschen Industrie als 
eine zentrale Restriktion der Innovationsfahigkeit und von Strategien, die Chancen 
auf eine Beschäftigungsentwicklung durch Innovation eröffnen, begriffen werden. 
Das gilt nicht nur für überkommene tayloristische Strukturen, sondern auch für die in 
den letzten Jahren stark durch die japanische schlanke Produktion geprägte neuere 
Organisationsentwicklung in vielen Unternehmen. Wie Lehner/Nordhause-Janz 
(1993) und Lehner (1997b) argumentieren, liegt das zentrale Problem schlanker Pro
duktion in bezug auf Innovationsfahigkeit da, wo sie ihre Stärken für Flexibilität, 
Qualität und Produktivität gewinnt, nämlich in der starken Dezentralisierung und 
Segmentierung von Produktionsprozessen und der dadurch erreichten drastischen 
Reduktion von Schnittstellen. Eine solche Organisation steht im Widerspruch zu den 
von Baethge und Baethge-Kinsky herausgearbeiteten betrieblichen und überbetrieb
lichen Kooperations- und Vemetzungserfordemissen und zum Konzept von virtuell 
integrierten Unternehmen, weil jede systematische Organisation von inner- und 
überbetrieblichem Wissenstransfer auf Schnittstellen angewiesen ist, die allerdings
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offen, durchlässig und flexibel gestaltet sein müssen. Dabei dürften Formen team- 
förmiger Kooperation, die quer zur Aufbau- und Statusorganisation liegen, beson
ders wichtig werden.

Letzteres verweist auf ein besonders hervorzuhebendes Ergebnis der Reanalyse der 
Literatur, die für radikale Innovation einschlägig ist, nämlich die Auflösung von 
traditionellen Grenzen innerhalb von Betrieben und zwischen Betrieben und ihrem 
Umfeld. Das umfaßt, wie Baethge und Baethge-Kinsky darstellen, die Entwicklung 
von „hybriden Organisationsformen“ (Gerybadze u. a., 1997), die quer zur Aufbau- 
und Statusorganisation von Unternehmen liegen ebenso wie die Auflösung der Gren
zen zwischen vorwettbewerblicher Kooperation und marktvermittelter Konkurrenz, 
die heute immer noch für die Kooperation zwischen Unternehmen und für die For- 
schungs- und Technologiepolitik eine wichtige Rolle spielen. Auch die Aufgabentei
lung und Kooperationsbeziehungen zwischen Staat und Wirtschaft geraten in Fluß. 
Schließlich, aber nicht zuletzt, werden auch berufsfachliche Kompetenzkonzepte und 
die Zuordnung von Qualifikation und Aufgaben obsolet, weil sich zwischen der in
stitutionalisierten Erzeugung und Vermittlung von beruflicher Qualifikation und den 
mit radikaler Innovation verbundenen Ungewißheiten eine wachsende Diskrepanz 
öffnet.

Vor diesem Hintergrund wird die rasche Entwicklung von realistischen Konzepten 
für radikale Innovation, insbesondere auch als Alternative für die gegenwärtig als in
novativ betrachtete Organisationsentwicklung im Sinne einer schlanken Produktion, 
zu einer wichtigen Strategiekomponente für eine nachhaltige Verbesserung der In
novationsfähigkeit der deutschen Wirtschaft und einen beschleunigten Wandel zu ei
ner wissensbasierten Volkswirtschaft. Da der gegenwärtige Forschungsstand - und 
zwar sowohl die von Baethge und Baethge-Kinsky diskutierte industriesoziologische 
Forschung als auch die von von Bandemer und Beizer referierte Forschung zum In
novationsmanagement - dazu noch kaum umsetzbares Wissen bereit stellt, besteht 
hier noch ein großer Forschungs- und Experimentierbedarf. Dabei kann man aller
dings in Deutschland an die Erkenntnisse und Erfahrungen aus der experimentellen 
Entwicklung neuer Arbeitsstrukturen und Produktionskonzepte anknüpfen, die ins
besondere im Rahmen von Bundes- und Landesprogrammen, wie Arbeit und Tech
nik, in den vergangenen Jahren und Jahrzehnten durchgeführt wurden. Hier wurden 
ja  bereits früh in Ansätzen Arbeits- und Organisationstrukturen entwickelt, die weni
ger arbeitsteilig, segmentiert und hierarchisch als die japanische schlanke Produktion 
sind und die querfunktionale Bezüge und „weiche“ Koordinationsinstrumente stärker 
betonen. Das muß einhergehen mit der Entwicklung neuer Qualifikationskonzepte, 
was ebenfalls mit einschneidenden Veränderungen verbunden ist.

Wegen dem engen Zusammenhang von Innovation und Wissen kommt dem Erwerb 
von Wissen und Fähigkeiten generell eine besondere Bedeutung für das Innovati
onsgeschehen zu. Ausbildung und Wissenstransfer sind essentielle Voraussetzungen
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für Innovationen. Innovationen werden nur dann voll genutzt, wenn die erforderli
chen Lösungen die Kreativität der Menschen und ihr Ausbildungspotential berück
sichtigen. Innovationen gehen generell einher mit einer permanenten Verbesserung 
des „Humankapitales“ durch innovationsorientierte Bildung und betriebliche Wei
terbildung. Gerade für einen Standort, wie die Bundesrepublik Deutschland mit rela
tiv hohen Arbeitskosten, wird, wie Stille und Bitzer argumentieren, im Innovations
wettbewerb die Fähigkeit zu einer integrativen, das Kreativitätspotential der Arbeits
kräfte entfaltenden Gestaltung der globalen Wertschöpfungsketten zu einem ent
scheidenden Standortfaktor.

Der Strukturwandel in den entwickelten Volkswirtschaften bringt jedoch, so vermu
ten Baethge und Baethge-Kinsky, das berufsbezogene Qualifikationssystem in Tur
bulenzen. Er bringt einen Wandel der Kernkompetenzen von Produktions- zu Inno- 
vations- und Marktkompetenzen, von unmittelbaren prozeßgebundenen Herstel
lungskompetenzen zu wissensgenerierenden und -kombinierenden Fähigkeiten mit 
sich. Wie Wiedmann und Brettreich-Teichmann darstellen, verabschieden wir uns 
immer mehr von dem traditionellen Wachstumsmodell, das auf einen erhöhten Ein
satz von Kapital, Arbeit und Ressourcen beruht und wechseln zu einem ideen
getriebenen Wachstum. Auch Bosch, Knuth und Weinkopf argumentieren, daß die 
Wachstumswellen der Vergangenheit auf Technologien beruhten, die große Sachin
vestitionen auslösten, während bei den neueren wissensbasierten Technologien die 
Sachinvestitionen eine deutlich geringere, das Humankapital dagegen eine deutlich 
gestiegene Rolle spielen. Moderne Technologien und deren Anwendungen sind viel 
stärker als herkömmliche Technologien in komplexe Kommunikationsbezüge und an 
das Lernen der Beschäftigten gebunden.

Vor diesem Hintergrund baut sich im Zusammenhang mit der Entwicklung des Pro
duktionsmodelles radikale Innovation eine wachsende Diskrepanz zwischen der in
stitutionalisierten Erzeugung und Vermittlung von beruflicher Qualifikation und den 
mit radikaler Innovation verbundenen Ungewißheiten auf, weil durch diese Unge
wißheit die berufsfachlichen Kompetenzkonzepte und die Zuordnung von Qualifika
tionen und Aufgaben obsolet werden. Wie Baethge und Baethge-Kinsky ausführli
cher darstellen, haben wir es mit einer betrieblichen Produktions- und Arbeitsrealität 
zu tun, bei der schnellere Abfolgen von Innovationszyklen bestehende Wissensbe
stände entwerten und auf Innovationshandeln fokussierte Aufgabenstellungen den 
Kreislauf von Entwertung bestehender und Erwerb neuer Wissensbestände und 
Kenntnisse nochmals forcieren. An alle Beschäftigtengruppen werden erweiterte An
forderungen an formale Qualifikationen der Abstraktionsfähigkeit und des System
denkens gestellt. Verhaltenskompetenzen, wie die Fähigkeit zum Verhandeln und 
zur Selbstorganisation gewinnen an Bedeutung. Gleichzeitig verändert sich häufig 
die fachliche Kompetenzbasis in Richtung auf Verbreiterung beruflicher Spezial
kenntnisse. Das ist verbunden mit einer Neudefinition des Verhältnisses von interner
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und externer Wissensentwicklung und dementsprechend von internen und externen 
Rekrutierungs- und Qualifizierungsformen.

Das stellt die Personal- und Qualifizierungspolitik von Unternehmen und die Bil
dungspolitik vor neue Herausforderungen, die sich heute erst in Ansätzen beschrei
ben lassen. Dazu gehören insbesondere die Reorganisation des Verhältnisses von Er- 
fahrungs- und Wissensqualifikation sowie von sozialer Qualifikation und Fachquali
fikation, eine Neufassung des Verhältnisses von betrieblicher Erstausbildung und 
Weiterbildung und der Aufbau einer vorausschauenden potentialorientierten Quali
fizierungspolitik sowie die Verbindung von verstärkt externer Rekrutierung und aus
gedehnter Einarbeitung. Sie umfassen darüber hinaus die Entwicklung und Einfüh
rung von systematischen Methoden der Ermittlung von Qualifikationsbedarfen und 
der Herstellung oder externen Beschaffung von Qualifikationspotential.

Was das konkret heißt, läßt sich bei dem gegenwärtigen Forschungsstand nicht zu
verlässig bestimmen. Hier ist, gerade auch im Zusammenhang mit der Entwicklung 
von neuen Produktionskonzepten, ganz einfach mehr Forschung erforderlich. Es wä
re falsch, diesen Forschungsbedarf auf die Seite zu schieben und die Entwicklung 
neuer Organisations- und Qualifikationsstrukturen aus dem gegenwärtigen Wissens
bestand heraus zu betreiben, weil wir hier mit wirklich radikalen Veränderungen 
rechnen müssen. Das wird deutlich, wenn wir das, was wir über radikale Innovation 
und wissensbasierte Produktion wissen, etwas hinterfragen. Zwei Punkte sind hier 
besonders interessant, nämlich erstens, daß radikale Innovation mit einer hohen Un
gewißheit bezüglich Märkten, Produkten und Prozessen verbunden ist, und zweitens, 
daß dies einer lernenden Organisation bedarf, die sich und ihre Strukturen rasch an 
veränderte Markt-, Produkt- und Prozeßlogiken anpassen kann. Wenn man das Kon
zept ernst nimmt, dann ist eine lernende Organisation eine, die ihre Strukturen und 
Prozesse häufig, in kurzen Abständen und dennoch oft grundlegend verändert. Das 
ist in etwa das Gegenteil von dem, was wir traditionell unter einer Organisation ver
stehen, nämlich ein soziales Gebilde, das sich durch hohe Stabilität und Verläßlich
keit seiner Strukturen auszeichnet. Unser akkumuliertes Wissen über Organisationen 
wird uns deshalb in vielen Fällen wenig helfen, wenn es um lernende Organisationen 
geht. Das gilt nicht weniger in bezug auf Qualifikationen. Ganz abgesehen von den 
oben dargestellten weitreichenden Veränderungen von Qualifikationsanforderungen, 
besteht hier das Problem einer hohen, strukturell in der lernenden Organisation ange
legten Ungewißheit und in der Notwendigkeit, Qualifikationsanforderungen und 
Wissensbestände immer wieder neu zu definieren. Das läßt sich in den bestehenden 
Strukturen des Bildungs- und Ausbildungssystemes vermutlich kaum leisten. Wir 
wollen das hier nicht weiter ausführen, sondern noch einmal auf den sich hier ab
zeichnenden großen Forschungsbedarf verweisen.
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Eines der hervorragenden Merkmale radikaler Innovation ist nach Baethge und 
Baethge-Kinsky ein massiver Ausbau von untemehmensübergreifenden Netzwerken 
mit institutionell und regional verteilten Kompetenzzentren. Obwohl sich die Ent
wicklung neuer Produktionskonzepte heute erst in Ansätzen abzeichnet, ist doch er
kennbar, daß Innovationen (und auch die Produktion insgesamt) immer mehr von 
betriebsübergreifenden Netzen getragen werden. Viele Unternehmen können in An
betracht eines raschen Innovationstempos, hoher Innovationsrisiken und einer hohen 
Komplexität des Innovationsgeschehens ihre Innovationsfahigkeit nur noch in Ko
operation mit anderen Unternehmen sowie mit Forschungseinrichtungen sichern. 
Darüber hinaus übersteigt die Entwicklung und Produktion komplexer Lösungen und 
Produkte oft auch die Kompetenz einzelner Unternehmen. Von diesen Sachverhalten 
sind, so insbesondere Gordon (1993, 1995), nicht nur viele kleine und mittlere Un
ternehmen betroffen, sondern auch große multinationale Unternehmen.

Wie Gerybadze u. a. (1997) zeigen, muß sich die Erkundung von Bedürfnissen in 
unstrukturierten, gleichwohl attraktiven und zukunftsweisenden Märkten an Leitnut
zem neuer Technologien, neuen Wissens und neuer Verfahren orientieren. Ganz ge
nerell läßt sich eine systematische Kundenorientierung in innovativen Märkten ohne 
Innovationskooperation mit den Kunden gar nicht realisieren. Die Erschließung von 
Optionen strategischer Forschung und deren Umsetzung in Produkt- und Prozeßin- 
novationen erfordert entweder eine Einbeziehung von Grundlagenforschung in den 
unternehmerischen Forschungs- und Entwicklungsprozeß, wie das viele japanische 
Unternehmen tun, oder eine leistungsfähige Vernetzung von Unternehmen mit Ein
richtungen der Grundlagenforschung. Die Ausbalancierung und Minimierung von 
Innovationsrisiken durch Streuung des Innovationsengagements und gleichzeitiger 
Eingrenzung der finanziellen Aufwendungen auf besonders wichtige Aktivitäten er
fordert eine kooperative Beteiligung von Zulieferern (und zum Teil auch von Kon
kurrenten) am Innovationsprozeß.

Überbetriebliche Formen der Organisation von Innovation sind, wie von Bandemer 
und Beizer im vierten Kapitel dieses Buches darstellen, kein neues Phänomen, 
wenngleich sie in den letzten Jahren mit der Beschleunigung und Radikalisierung 
von Innovationsprozessen stark an Bedeutung gewonnen haben. Schon seit vielen 
Jahren gibt es die Gemeinschaftsforschung, die zumeist von Verbänden organisiert 
wird. Staatliche und europäische Programme zur Förderung der industriellen For
schung sind ebenfalls schon seit Jahren auf kooperative Forschung von Unternehmen 
sowie von Unternehmen und staatlichen Forschungseinrichtungen im sogenannten 
vorwettbewerblichen Bereich ausgerichtet. Auch Kooperationen zwischen Herstel
lern, Zulieferern und Kunden, teilweise auch mit Konkurrenten, sind nicht neu.

3 Die zentrale Bedeutung von Innovationssystemen
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Aus der empirischen Analyse unterschiedlicher Formen der Innovationskooperation, 
kann man eine Reihe interessanter Einsichten gewinnen, die teilweise bekannt sind, 
aber dadurch nichts an Bedeutung für die überbetriebliche Organisation von Innova
tion und die Struktur der daraus entstehenden Netzwerke verloren haben. Eine in un
serem Zusammenhang besonders wichtige Erkenntnis ist, daß Hochschulen und 
staatliche Forschungseinrichtungen an den Innovationsaktivitäten der Wirtschaft nur 
in sehr geringem Umfang direkt beteiligt sind. Wie von Bandemer und Beizer berich
ten, kooperieren nur ein Bruchteil aller Unternehmen mit Hochschulen und staatli
chen Forschungseinrichtungen. Indessen gibt es dabei beträchtliche Unterschiede 
zwischen großen und mittelständischen Unternehmen sowie zwischen Unternehmen 
mit unterschiedlicher Technologieintensität. Große Unternehmen kooperieren sehr 
viel häufiger mit Hochschulen und staatlichen Forschungseinrichtungen, und bei 
kleinen und mittleren Unternehmen sind es vor allem technologieintensive Unter
nehmen, die häufig mit Hochschulen und staatlichen Forschungseinrichtungen ko
operieren. Die Zusammenarbeit zwischen Unternehmen und Forschungseinrichtun
gen ist also dort gut, wo das Innovationsgeschehen schon stark ist. Das gilt insbe
sondere auch für die Transferstrukturen von Hochschulen und Forschungseinrich
tungen, die heute vor allem da gut funktionieren, wo die Nachfrage nach Wissen 
stark und gut organisiert ist.

Das von Baethge und Baethge-Kinsky als zentrales Element radikaler Innovation be- 
zeichnete Netzwerk institutioneller und regionaler Kompetenzzentren, weist also im 
Hinblick auf die Kooperation mit Hochschulen und Forschungseinrichtungen Ein
seitigkeiten auf. Anders sieht es dagegen bei Kooperationen mit anderen Unterneh
men aus - auch kleine und mittlere Unternehmen beziehen bei ihren Innovationsak
tivitäten häufig Kunden, etwas weniger häufig Konkurrenten und noch etwas weni
ger häufig Zulieferer ein. Allerdings gibt es auch hier wieder erhebliche Unterschie
de zwischen technologieintensiven und innovationsstarken und technologiefolgen
den und innovationspassiven Unternehmen.

Die hier angesprochenen Sachverhalte sind nur schwer zu bewerten, weil sie nicht 
aus dem Zusammenhang herausgelöst betrachtet werden dürfen. Eine Warnung ist 
jedoch angebracht. Wissen und damit auch Grundlagenforschung spielen für radikale 
Innovation, die ihrerseits ein Kernstück des Entwicklungsprofils einer wissensbasier
ten Volkswirtschaft ist, eine hohe Bedeutung. Die bereits starke und eher noch wach
sende Abkoppelung eines großen Teiles der kleinen und mittleren Unternehmen von 
Hochschulen und Forschungseinrichtungen bringt deshalb die Gefahr mit sich, daß 
diese Unternehmen im Innovationsprozeß immer mehr in eine periphere Rolle ge
drängt werden. Diese Gefahr ist um so größer, weil sich in Deutschland eine wach
sende Zahl von kleinen und mittleren Unternehmen aus Forschung und Entwicklung 
verabschieden. Deshalb verdient die Frage, wie denn kleine und mittlere Unterneh
men, die bekanntlich bisher eine wichtige Rolle bei der Schaffung von neuen Ar
beitsplätzen spielen, stärker mit Hochschulen und Forschungseinrichtungen vernetzt
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I und in die überbetriebliche Organisation von Innovation einbezogen werden können, 
besondere Aufmerksamkeit. Dazu können sowohl die von Lehner und Nordhause- 
Janz dargestellten japanischen Beispiele, als auch die von von Bandemer und Beizer 
angesprochenen europäischen Beispiele interessante Anregungen bieten. Auch die 
Beispiele und Anregungen aus dem Internet, die Wiedmann und Brettreich- 
Teichmann darstellen, zum Beispiel das Smart-Valley Konzept aus Kalifornien, sind 
in diesem Zusammenhang sehr interessant.

Überbetriebliche Organisationsstrukturen und Netzwerke repräsentieren den von 
Stille und Bitzer hervorgehobenen Systemcharakter von Innovation, der in der em
pirischen Forschung zum Zusammenhang von Beschäftigung und Innovation bisher 
ebenso wie andere wichtige innovationstheoretische Grundlagen vernachlässigt wur
de. Systemcharakter heißt, daß das Hervorbringen von Innovation sich in konkreten 
Zusammenhängen von Wissen und schon etablierten Innovationen und von Innova
tionsnetzwerken zwischen unterschiedlichen Akteuren vollzieht und daß Innovati
onsprozesse in Unternehmen und ganzen Wirtschaftszweigen maßgeblich von 
Strukturen und Prozessen in ihrem Umfeld beeinflußt werden. Dazu gehört eine gan
ze Palette von Akteuren und Institutionen: öffentliche Infrastruktureinrichtungen, 
insbesondere für Forschung, Entwicklung und Bildung; staatliche Regulationen und 
Leistungsprogramme; das Arbeitskräftepotential; Märkte und Kundenbeziehungen, 
Dienstleistungsangebote, das Bildungssystem und viele schwer faßbare Faktoren 
(persönliche Beziehungen, Erfahrungswissen etc.), die man mit dem Begriff 
„Innovationsmilieu“ bezeichnen kann.

Innovationssysteme kann man in unterschiedlichen Bezügen bestimmen. Im Prinzip 
kann man jedem Unternehmen, daß innovativ handelt, ein eigenes Innovationssy
stem zuschreiben, aber auch Innovationssysteme für bestimmte Technologie- oder 
Produktionsketten oder auch für ganze Wirtschaftszweige identifizieren. Zudem las
sen sich auch räumlich organisierte Innovationssysteme in Regionen oder in nationa
len Bezügen bestimmen. Je nach dem Innovationsgeschehen, das man untersuchen 
oder beeinflussen will, muß man unterschiedliche Innovationssysteme betrachten. 
Unter Standortgesichtspunkten besonders wichtig sind regionale Innovationssyste
me, die, wie neuere Untersuchungen (z. B. Dörrenbacher u. a., 1997; Gordon, 
1996a,b) zeigen, für die Standortentscheidungen von innovativen multinationalen 
Unternehmen wichtig sind. Diese Unternehmen, die in Märkten mit hoher Innovati
onsdynamik operieren, investieren vorrangig in Regionen mit einem für sie lei
stungsfähigen Innovationssystem, um ihre globale Leistungsfähigkeit systematisch 
zu entwickeln. Damit werden die Chancen von Regionen, sich im Rahmen einer 
wachsenden Globalisierung als Industriestandort zu halten und zu entwickeln, immer 
mehr von der Qualität der regionalen Innovationssysteme abhängig.

Wie wir in diesem Kapitel noch einmal zusammenfassend dargestellt haben, läßt die 
einschlägige Literatur vermuten, daß die soziale Organisation von Innovationspro-
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zessen selbst, aber auch viele Strukturen und Prozesse, die die Rahmenbedingungen 
von Innovationsprozessen formen, das Innovationsgeschehen, den Strukturwandel 
und die weitere Entwicklung zu einer wissensbasierten Volkswirtschaft in Deutsch
land häufig eher hemmen als fördern. Das schließt die Arbeitsorganisation und die 
Kooperation in Unternehmen und ganzen Produktionsketten ebenso mit ein wie öf
fentliche Infrastruktureinrichtungen, staatliche Regulationen und Leistungspro
gramme, Arbeitsmarktstrukturen und Tarifsysteme und viele weitere Faktoren (wie 
Technikeinstellungen, Risikobereitschaft), die man mit dem Begriff „Innovationsmi
lieu“ bezeichnen kann. Wenn das richtig ist, liegen entscheidende Probleme des In
novationsgeschehens und von Strategien einer Beschäftigungsentwicklung durch In
novation in den vorhandenen Innovationssystemen in Deutschland.

Die Faktoren und Zusammenhänge, die man mit dem Begriff Innovationssysteme 
umschreibt, bilden sich über lange Zeiträume heraus. Sie sind von den Bedingungen, 
die in diesen Zeiträumen vorherrschen, stark geprägt. Sie reagieren, vor allem wenn 
die prägenden Bedingungen über lange Zeit konstant geblieben sind, auf Wandel 
zumeist träge. Gewachsene Innovationssysteme von Unternehmen oder Regionen 
erweisen sich deshalb in Zeiten eines raschen Wandels häufig als Innovations- 
hemmnis. Die Verbesserung der Innovationsfahigkeit in Unternehmen oder regiona
len Wirtschaftsstrukturen und die Umorientierung des Innovationsgeschehens von 
herkömmlichen Geschäftsfeldem und Märkten setzt in der Regel voraus, daß die ge
wachsenen Strukturen und Abläufe des jeweils relevanten Innovationssystemes auf
gebrochen und neu aufgebaut werden.

Bei dem gegewärtigen Forschungsstand ist es kaum möglich, konkret zu sagen, wie 
gewachsene Innovationssysteme aufgebrochen und verändert und wie neue Innovati
onssysteme aufgebaut werden können. Auch die sich daran anschließende Frage, wie 
Innovationssysteme beschaffen sein müssen, um hohe Innovationsfahigkeit und eine 
Beschäftigungsentwicklung durch Innovation zu unterstützen, läßt sich gegenwärtig 
nicht überzeugend beantworten. Der gegenwärtige Stand der Innovationsforschung 
bietet zwar viele interessante Hinweise über die Faktoren und Zusammenhänge, die 
ein Innovationssystem bilden, sagt aber noch wenig darüber, wie Strukturen und 
Abläufe von Innovationssystemen Zusammenwirken und das Innovationsgeschehen 
beeinflussen. Es gibt einige interessante Hypothesen darüber, wie Innovationssyste
me beschaffen sein müssen, um hohe Innovationsfahigkeit zu unterstützen, aber das 
reicht nicht aus, um die Anforderungen zu bestimmen, die an die Gestaltung von In
novationssystemen gestellt werden müssen, um Beschäftigung durch Innovation zu 
entwickeln. Zu einzelnen Bereichen, etwa Untemehmenskooperationen oder Innova
tionscluster, gibt es zwar viel an Forschung, aber das Problem liegt auch hier, wie 
Stille und Bitzer für die Forschung zum Zusammenhang von Beschäftigung und In
novation kritisieren, darin, daß der Systemaspekt theoretisch und empirisch noch zu 
wenig berücksichtigt wird. Es wird zwar viel von Innovationssystemen gesprochen,
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aber die Zusammenhänge zwischen den verschiedenen Komponenten dieses Syste- 
mes bleiben häufig unklar.

Dieser Forschungsstand steht im Gegensatz zu der in der einschlägigen Literatur und 
in den Beiträgen zu diesem Buch immer wieder unterstrichenen Notwendigkeit, die 
Innovationsfahigkeit der deutschen Wirtschaft auf breiter Basis strukturell zu verbes
sern. Das heißt nichts anderes, als daß die Leistungsfähigkeit von Innovationssyste
men nachhaltig verstärkt werden muß. Da wir zu wenig darüber wissen, wie das mit 
Aussicht auf Erfolg geschehen kann, müssen auch hier einschlägige Aktivitäten mit 
begleitender Forschung zur Abschätzung von Wirkungszusammenhängen sowie mit 
Grundlagenforschung verbunden werden. Darüber hinaus könnte es hilfreich sein, 
sich bei der Verbesserung der Leistungsfähigkeit von Innovationssystemen zunächst 
auf besonders wichtige Problemdimensionen zu konzentrieren. Eine solche beson
ders wichtige Problemdimension ist die systematische Organisation des Wissen
stransfers.

Eine der wichtigsten Anforderungen, die radikale Innovation an Unternehmen und 
andere Akteure stellt, ist, wie Baethge und Bathge-Kinsky zeigen, die systematische 
Organisation von inner- und überbetrieblichem Wissenstransfer. Das ist auch für die 
Gestaltung von Innovationssystemen ein besonders kritischer Bereich - die Art und 
Weise, in der der Wissenstransfer zwischen unterschiedlichen Bereichen und Akteu
ren organisiert wird, ist ein ganz entscheidender Faktor sowohl der Innovationsfa
higkeit von Unternehmen als auch der darauf bezogenen Leistungsfähigkeit von In
novationssystemen.

Innovationen erfordern häufig Wissensbestände, die nicht bei einem einzelnen Ak
teur verfügbar sind, sondern erst über eine Verknüpfung der Wissensproduktion zwi
schen unterschiedlichen Akteuren hergestellt werden können. Ein simples Beispiel 
ist „design-to-manufacturing“, das wichtig für die Fähigkeit von Unternehmen ist, 
neue oder stark verbesserte Produkte rasch auf den Markt zu bringen. Konsequentes 
„design-to-manufacturing“ erfordert einen systematischen Wissenstransfer innerhalb 
von Unternehmen zwischen Forschung und Entwicklung und Konstruktion einerseits 
und Fertigung andererseits. Ein etwas komplizierteres Beispiel sind Technologie
fusionen wie die Verbindung von Mechanik und Elektronik zur „Megatronik14. 
Durch diese Verbindung, die auf einer echten Verknüpfung von Wissensbeständen 
aufbaut, hat der japanische Werkzeugmaschinenbau entscheidende Wettbewerbsvor
teile gegenüber seinen amerikanischen und europäischen Wettbewerbern erzielt. 
Heute spielen solche „Fusionen“ eine wachsende Rolle in Zuliefersystemen, in de
nen Forschungs- und Entwicklungsaufgaben immer stärker an Zulieferer delegiert 
werden. Noch anspruchsvollere Beispiele sind die Entwicklung der Umwelttechnik 
oder neuen Medien, die Technologien und Wissensbestände aus unterschiedlichen 
Wirtschaftszweigen miteinander verbinden und die auch auf der Anwendungs- und
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Diffusionsseite eine möglichst breite Verknüpfung des Wissens von Technologie
anbietern und Nutzem erfordert.

Die strategische Bedeutung einer systematischen Organisation des Wissenstransfers 
läßt sich auch an der Entwicklung von regionalen Innovationsnetzen als attraktive 
Standorte für innovative multinationale Unternehmen darstellen. Wie wir weiter 
oben bereits angesprochen haben, investieren Unternehmen, die in Märkten mit ho
her Innovationsdynamik operieren, immer häufiger vorrangig in Regionen mit einem 
für sie leistungsfähigen Innovationssystem, um ihre globale Leistungsfähigkeit sy
stematisch zu entwickeln. Leistungsfähig im Sinne dieser Unternehmen sind Innova
tionssysteme dann, wenn sie den Unternehmen vielfältige Möglichkeiten bieten, ihre 
eigene Wissensproduktion mit der anderer Unternehmen und mit Forschungs- und 
Entwicklungseinrichtungen zu verknüpfen, die Spitzenleistungen bieten und mög
lichst im globalen Maßstab als „Center of Competence“ gelten können. Damit wer
den die Chancen von Regionen, sich im Rahmen einer wachsenden Globalisierung 
als Industriestandort zu halten und zu entwickeln, immer mehr von der Innovations
leistung von Unternehmen und von Ausbildungs- und Forschungseinrichtungen so
wie einer systematischen Organisation des Wissenstransfers zwischen diesen inno- 
vationsstarken Akteuren abhängig.

Die Analyse der Organisation des Wissenstransfers bietet einen guten Zugang zum 
Verständnis von Innovationssystemen, weil sie für jedes Innovationssystem ein zen
trales Problemfeld darstellt. Sie stellt auf der einen Seite die wichtigsten strukturel
len Integrationsleistungen des Systemes dar. Innovationssysteme können nur dann 
Impulse für marktgeleitete Innovationen liefern, wenn die für diese Innovationen 
notwendigen Wissensbestände in dem System verfügbar und allen relevanten Akteu
ren zugänglich sind. Deshalb ist die Fähigkeit von Innovationssystemen, Innovatio
nen zu unterstützen, um so größer, je  mehr es ihnen gelingt, die notwendigen Wis
sensbestände für diese Innovationen zu bündeln. A uf der anderen Seite stellt die Or
ganisation des Wissenstransfers auch eine wichtige Komponente struktureller Ver
festigung dar. Eine einmal erreichte Organisationsstruktur läßt sich oft nicht kurz
fristig ändern und hemmt deshalb dann Innovationen, wenn diese eine neue Ver
knüpfung erfordern würde.

4 Die beschäftigungsorientierte Gestaltung von Innovationsstrategien

Wir haben bisher aus der Tatsache, daß die Zusammenhänge zwischen Beschäfti
gung und Innovation bei dem gegenwärtigen Forschungsstand wenig geklärt sind, im 
Hinblick auf die Politik die Schlußfolgerung gezogen, daß eine Abkehr von der För
derung konkreter Innovationen und bestimmter produzierender Bereiche und eine 
Hinwendung zur Unterstützung institutioneller und organisatorischer Voraussetzun
gen ratsam ist. Eine zweite Schlußfolgerung wollen wir hier ziehen, nämlich die, In
novationsstrategien, seien sie doch auf konkrete Innovationen oder bestimmte pro
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duzierende Bereiche oder eben auf Innovationssysteme bezogen, möglichst konse
quent beschäftigungsorientiert zu gestalten.

Diese Forderung ist in Anbetracht einer gegenteiligen Tendenz in der Realität kei
neswegs trivial. Gerade weil in Deutschland ein einseitiges technisches Innovations
verständnis dominiert, wird gerne unterstellt, daß Innovation und technologischer 
Fortschritt schon per se auch zu mehr Beschäftigung fuhren. Jedenfalls werden For- 
schungs- und Entwicklungsstrategien selten beschäftigungsorientiert gestaltet. Ein 
gutes Beispiel dafür ist die Studie „Strategien für die Produktion. Standortsicherung 
im 21. Jahrhundert“ (Wamecke und Becker, 1994), in der das Thema Beschäftigung 
nur am Rande gestreift wird. In dem dort dargestellten Zielsystem gehört zwar auch 
Beschäftigung zu den wichtigen Elementen, es wird aber explizit argumentiert, daß 
„nur mit dem wirtschaftlichen Erfolg deutscher Produkte und Leistungen auf globa
len Märkten ... die eigentlichen gemeinschaftlichen Ziele möglichst hohe Wertschöp
fung, hohes Beschäftigungsniveau, hohe Qualität der Arbeit und langfristige Um
welt- und Ressourcenschonung erreicht werden (können)“ (Wamecke und Becker, 
1994: 88). Das könnte nicht nur in bezug auf die Beschäftigung eine blauäugige 
Sichtweise sein.

Die Forderung nach einer beschäftigungsorientierten Gestaltung von Innovationsstra
tegien mag sich wie ein Widerspruch anhören, weil Zusammenhänge, die man nicht 
oder nicht hinreichend kennt, nur schwer gestaltet werden können. Die Lösung die
ses Problems kann jedoch darin bestehen, daß man schon bei der Konzipierung von 
Innovationsstrategien eine Abschätzung von Wirkungen und Folgen vomimmt und 
die Strategien im Zuge der Realisierung kontinuierlich evaluiert. Die beschäfti
gungsorientierte Gestaltung von Innovationsstrategien muß also prozeßintegriert er
folgen, indem bei der konkreten Gestaltung von Innovationsstrategien Beschäfti
gungswirkungen mitbedacht, kontinuierlich überprüft und instrumenten abgesichert 
werden.

Schon jetzt gibt es, wie auch aus den Beiträgen dieses Buches hervorgeht, eine Reihe 
von Anhaltspunkten, an denen man sich orientieren kann. Wie Stille und Bitzer, 
Lehner und Nordhause-Janz und von Bandemer und Beizer in unterschiedlichen Zu
sammenhängen darstellen, ist es unter Beschäftigungsgesichtspunkten empfehlens
wert, Innovationsstrategien so zu gestalten, daß wirtschaftliche Aktivitätsschwer
punkte von ausgereiften zu neuen Märkten verlagert werden. In die gleiche Richtung 
geht auch das Argument von Hilbert und Nordhause-Janz, daß eine stärkere Orientie
rung an wirtschaftlich noch nicht oder nicht hinreichend befriedigten Bedürfnissen 
im Hinblick auf die Beschäftigung besonders wünschenswert ist. Wie wir noch aus
führen werden, ist es gerade unter Beschäftigungsgesichtspunkten besonders wich
tig, nicht nur Technologien, Verfahren und Produkte zu fordern, sondern vor allem 
auch die Entwicklung von Märkten. Hilbert und Nordhause-Janz zeigen am Beispiel 
von Telekommunikation und Multimedia, daß für die Beschäftigung eine Förderung
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möglichst vieler Anwendungen ganz entscheidend ist, weil erst damit eine breite Ak
zeptanz neuer Technologien entsteht und neue Märkte entwickelt werden. Solche 
Gestaltungsansätze muß man durch begleitende Wirkungsforschung zwar noch eva
luieren und erweitern, sie bieten aber heute schon konkrete Möglichkeiten für eine 
beschäftigungsorientierte Gestaltung von Innovationsstrategien. Das muß, wie 
Bosch, Knuth und Weinkopf zeigen, auf der betrieblichen Ebene durch eine Ver
knüpfung von Innovationsstrategien und Personalpolitik und auf der politischen 
Ebene durch eine Verknüpfung von Innovationspolitik und Arbeitsmarktpolitik 
strukturell abgesichert werden.

Wenn man von einem breiten Innovationsverständnis ausgeht, dann leuchtet ein, daß 
man bei dem Versuch, die Beschäftigung durch eine nachhaltige Verbesserung von 
Innovationssystemen zu sichern, nicht ausgerechnet vor dem Arbeitsmarkt und der 
Arbeitspolitik Halt machen kann. Wie Bosch, Knuth und Weinkopf sowie Kühl und 
Lahner in ihren Beiträgen darstellen, zeigt die einschlägige Literatur in unterschied
lichen Zusammenhängen, daß die Art und Weise, in der Arbeitsmärkte, Arbeitsstruk
turen, Arbeitszeiten und Arbeitspolitik reguliert und gestaltet sind, einen erheblichen 
Einfluß auf das Innovationsverhalten von Unternehmen und auf die Zusammenhänge 
von Innovation und Beschäftigung haben. Arbeitsmärkte, Arbeitsstrukturen und Ar
beitspolitik sind deshalb eine wichtige Dimension von Strategien, Beschäftigung 
durch Innovation zu entwickeln. Mehr noch: Strategien, Beschäftigung durch Inno
vation zu entwickeln, bedürfen einer arbeitsmarkt- und arbeitspolitischen Flankie
rung. Innovationshemmnisse in der Regulierung von Arbeit und Arbeitsmärkten 
müssen abgebaut und die Instrumente der Arbeits- und Arbeitsmarktpolitik müssen 
stärker innovationsfordemd gestaltet werden. Mehr „Beschäftigung durch Innovati
on“ erfordert auch eine innovative Veränderung von Arbeit.

Im konkreten Bezug zu Deutschland geht es hier vor allem um eine innovationsori- 
entierte Gestaltung von arbeitsmarktpolitischen Instrumenten, eine Verknüpfung von 
Arbeitsmarkt- und Strukturpolitik, die Förderung von Beschäftigung in privaten 
Dienstleistungen sowie um neue Arbeitszeitstrukturen und neue Arbeitsformen. Dar
über hinaus müssen arbeits- und arbeitsmarktpolitische Instrumente so gestaltet und 
genutzt werden, daß sie eine vorbeugende Restrukturierung von Betrieben als An
passung an den Strukturwandel fordern, durch die Beschäftigung gesichert wird, statt 
die Beschäftigungsverluste aus einer dem Strukturwandel folgenden Restrukturie
rung zu kompensieren. Schließlich geht es auch um eine institutionelle, instrumentei
le und prozedurale Reform der Arbeitsforderung und ihrer Finanzierung.

Deutschland setzt traditionell auf ein gut ausgebautes System einer sozialverträgli
chen Gestaltung des Strukturwandels. Hierbei handelt es sich zum einen um eine 
Lastenverteilung zwischen den Wirtschaftszweigen, die über Subventionen im we
sentlichen strukturkonservierend wirkt. Zum anderen findet eine Lastenverteilung 
zwischen den Generationen statt. Die älteren Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer
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scheiden vorzeitig aus schrumpfenden Branchen aus, während Jüngere überpropor
tional in wachsende Branchen und neue Wirtschaftszweige eintreten. Das hat über 
lange Zeit den Arbeitsmarkt und vor allem die Unternehmen entlastet, stößt aber zu
nehmend an finanzielle Grenzen. Vor allem sind damit auch innovationshemmende 
Effekte verbunden, etwa dadurch, daß es Unternehmen erleichtert wird, sich auf 
Strukturwandel innerhalb ihrer herkömmlichen Marktbezüge durch Kapazitäts
angleichungen und Rationalisierungsstrategien anzupassen, statt neue Geschäftsfel
der und Märkte zu entwickeln und sich immer wieder zu restrukturieren.

Vor diesem Hintergrund müssen arbeitsmarktpolitische Instrumente stärker aktiv 
und innovationsorientiert gestaltet und eingesetzt werden. Dazu bieten Bosch, Knuth 
und Weinkopf eine Reihe von konkreten Vorschlägen. Beispiele sind die aktive Nut
zung von Kurzarbeit und Sozialplänen für die Qualifizierung von Arbeitnehmern, die 
Förderung von Mobilität oder die Ersetzung von Vorruhestand durch einen gleiten
den Übergang in den Ruhestand durch Arbeitszeitverkürzungen flir ältere Arbeit- 
nehmerinnen und Arbeitnehmer sowie die Entwicklung neuer Märkte im Rahmen 
von Beschäftigungsgesellschaften. Im Hinblick auf die Förderung von 
„Beschäftigung durch Innovation“ besonders interessant dürfte auch die Förderung 
von Existenzgründungen und von Management-buy-out-Betrieben sein. Letzteres ist, 
wie insbesondere auch einschlägige französische Erfahrungen zeigen, ein interessan
tes Instrument, Arbeitsplätze durch Schaffung leistungsfähiger Produktions- und In
novationsnetze zu schaffen.

Einen interessanten Ansatz für eine Arbeitsmarktpolitik, die auf Innovationen und 
Strukturwandel ausgerichtet ist, entwickeln Kühl und Laner, nämlich den Einsatz 
von arbeitsmarktpolitischen und personalpolitischen Instrumenten zur Unterstützung 
einer Rekonstruktion von Unternehmen einzusetzen. Der rasche globale Struktur
wandel bringt für viele Unternehmen weitreichende Umstrukturierungen mit sich. 
Unternehmen müssen sich in bezug auf ihre Produkte, Märkte und Produktionskon
zepte neu „konstruieren“. Die Konzipierung und Durchführung solcher Rekonstruk
tionsprozesse gestaltet sich für viele Unternehmen schwierig, weil sie in vieler Hin
sicht Neuland betreten müssen und dabei mit überkommenen Organisationsstruktu
ren, fehlenden Qualifikationen und finanziellen Restriktionen konfrontiert sind. Ar
beitsmarktpolitische Instrumente können einen wichtigen Beitrag zur Lösung dieser 
Probleme leisten und damit gleichzeitig die Beschäftigung fördern. Durch eine früh
zeitige Rekonstruktion von Unternehmen kann häufig verhindert werden, daß diese 
wirtschaftlich einbrechen und ihre Anpassung an den Strukturwandel zu Lasten der 
Beschäftigung vollziehen müssen.

In diesen Zusammenhängen gewinnen auch Forderungen nach einer Verknüpfung 
von Arbeitsmarkt- und Strukturpolitik eine neue Relevanz. Dabei geht es insbeson
dere um geforderte Arbeit für Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, die nicht mehr 
oder nur schwer in reguläre Beschäftigungsverhältnisse vermittelt werden können,



um öffentlich geförderte Arbeit, die mit der Entwicklung neuer wirtschaftlicher Ak
tivitäten und einer Umschulung von Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern verbun
den ist und um eine proaktive Gestaltung von Betriebsrekonstruktionen und - 
Stillegungen. In Anbetracht der Tatsache, daß der globale Strukturwandel immer 
mehr mit der Schließung und der Neuentwicklung von Unternehmen und Wirt
schaftsstrukturen verbunden ist, dürften gerade solche Verknüpfungen interessante 
Chancen bieten, „Beschäftigung durch Innovation“ zu schaffen. Allerdings scheitert 
die Verknüpfung von Arbeitsmarkt- und Strukturpolitik häufig an Kompetenz- und 
Kompatibilitätsproblemen sowie an der Segmentierung staatlichen Handelns.

Innovative und innovationsfordemde Maßnahmen der Arbeitsförderung stoßen, wie 
Bosch, Knuth und Weinkopf sowie Kühl und Lahner kritisch kommentieren, in den 
gegebenen Strukturen der Arbeitsmarktpolitik und der Arbeitsförderung häufig auf 
erhebliche Schwierigkeiten. Sie erfordern deshalb eine institutioneile Reform der 
Arbeitsförderung, die insbesondere vorhandene Rigiditäten abbaut und Raum für 
Experimente eröffnet. Für diese strukturell Verbesserungen der Innovationsfähigkeit 
in Deutschland gibt es einschlägige Modell- und Pilotprojekte in Bund und Ländern, 
in deren Rahmen beispielsweise Technologieberatungsstellen und Forschungsein
richtungen Unternehmen helfen, neue Produkte zu entwickeln und ihre Mitarbeiter 
entsprechend zu qualifizieren. Allerdings geht es in den meisten Projekten noch dar
um, Unternehmen den Einstieg in bestehende Wachstumsmärkte zu eröffnen, die 
zwar neu für die Unternehmen waren, nicht aber für die Wirtschaft. Zudem orientier
ten sich viele Projekte an relativ kurzfristig realisierbaren Lösungen im Rahmen der 
gegebenen Kompetenzen von Unternehmen. Heute werden dagegen längerfristige 
Strategien immer wichtiger, die Unternehmen eine systematische Erweiterung ihrer 
Kemkompetenzen ermöglichen und in deren Rahmen insbesondere auch komplexere 
Lösungen für Produkt-, Prozeß- und Serviceinnovationen für die Gewinnung länger
fristiger Vorsprünge entwickelt werden.

5 Eine Neuorientierung der Innovationspolitik

Die in dem vorliegenden Buch diskutierten Erkenntnisse der neueren Innovationsfor
schung, insbesondere auch die daraus zu gewinnenden Einsichten über die Zusam
menhänge von Beschäftigung und Innovation haben noch wenig Eingang in die po
litische Praxis in Deutschland und Europa gefunden. Pointiert formuliert, sind die 
Erfolgsaussichten der gegenwärtigen Innovationspolitik in Deutschland und Europa 
im Hinblick auf eine Beschäftigungsentwicklung durch Innovation nicht gerade hoch 
zu bewerten. Sie ist nicht darauf angelegt, Beschäftigung durch Innovation zu ent
wickeln; sie operiert, wie wir mehrfach festgestellt haben, mit engen Innovations
konzepten und konzentriert sich einseitig auf Technologie.

Wie Hilbert und Nordhause-Janz ausgeführt haben, wird in einer wachsenden Zahl 
neuerer wissenschaftlicher Arbeiten eine Abkehr von der einseitigen Technologieo
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rientierung und die Hinwendung zu einer stärkeren Markt- und Bedarfsorientierung 
gefordert. Basisinnovationen und technologische Durchbrüche sind zwar wichtig, 
aber für die Beschäftigung noch wichtiger ist es, mit ihrer Hilfe neue Produkte zu 
produzieren, die für Kunden schnell Nutzen bringen und attraktiv sind und damit 
neue Märkte zu erschließen. Das läßt sich auch durch die Analyse der beschäfti
gungsrelevanten Innovationspotentiale der Umwelttechnik, der sozialen Dienstlei
stungen und der neuen Medien von Hilbert und Nordhause-Janz belegen.

Der Markt für Umweltschutzgüter gilt vielfach als einer der Zukunftsmärkte für die 
deutsche Wirtschaft, mit dem sich hohe Beschäftigungserwartungen verbinden. Die
se optimistische Perspektive ist durch die bisherige Entwicklung der deutschen Um
weltindustrie und durch internationale Marktprognosen durchaus gedeckt - wenn
gleich man die zu erwartenden Beschäftigungseffekte nicht überschätzen und die 
Schwierigkeiten eines weiteren Wachstums nicht unterschätzen sollte. Die Erfolge 
der deutschen Um weitwirtschaft in der Vergangenheit waren vor allem die Erfolge 
eines neuen, technisch wie wirtschaftlich nicht ausgereiften Wirtschaftszweiges. In 
Zukunft müssen die Erfolge der Umweltwirtschaft zunehmend unter Bedingungen 
eines weniger rasanten wirtschaftlichen Wachstums, einer größeren technologischen 
Reife und vor allem auch unter den Bedingungen einer stärkeren Intemationalisie- 
rung von Umweltmärkten und Umweltwirtschaft erzielt werden. Dabei besteht die 
zentrale Herausforderung für die Umweltwirtschaft darin, wirtschaftliche Angebote 
zu entwickeln, die über aktuelle politische Vorgaben hinausgehen und damit den zu
künftigen Umweltmarkt selbst strukturieren. Sie muß Angebote entwickeln, die auch 
jenseits von politischen Vorgaben unter Kosten- und Qualitätsgesichtspunkten wirt
schaftlich attraktiv sind. Dabei gewinnen Systemlösungen für betriebliches und 
überbetriebliches Stoffstrom-Management und Komplettangebote für Bau, Betrieb 
und Finanzierung immer mehr eine zentrale strategische Bedeutung.

Diese Herausforderung ist für die trotz beträchtlicher Konzentrationstendenzen vor 
allem in der Entsorgung nach wie vor stark mittelständisch strukturierten Umweltin
dustrie nur schwer zu bewältigen, weil die Forschungs- und Entwicklungsrisiken 
groß und die Kooperationspotentiale häufig zu gering sind und weil eine hinreichend 
starke Leitnachfrage für solche Angebote, insbesondere für die viel geforderten Sy
stemlösungen für betriebliches und überbetriebliches Stoffs'trom-Management fehlt. 
Das sind, wie man auch der Analyse zur radikalen Innovation bei Baethge und 
Baethge-Kinsky entnehmen kann, ungünstige Bedingungen und Voraussetzungen für 
die Entwicklung neuer Produkte und Märkte. Deshalb ist hier eine politische Unter
stützung durch die Förderung von Kooperation und Leitnachfrage ganz entscheidend 
für die weitere Entwicklung in diesem Feld.

Auch in dem zweiten, von Hilbert und Nordhause-Janz untersuchten Feld, den sozia
len Dienstleistungen, gibt es ähnliche Probleme der Vernetzung, der Systementwick
lung und der politischen Steuerung wie bei der Umwelttechnik. Der Bedarf für sozia-
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le Dienstleistungen wird, insbesondere wegen der weiter zunehmenden Alterung der 
Gesellschaft, noch auf lange Sicht stark wachsen. Das Problem liegt zunächst darin, 
daß die wirtschaftliche Umsetzung dieses Bedarfes bislang stark von der Bereitstel
lung öffentlicher oder halböffentlicher Mittel gesteuert wurde. Das wird sich jedoch 
aus finanziellen Gründen nicht mehr fortsetzen lassen. Der stark wachsende Bedarf 
nach sozialen Dienstleistungen kann deshalb nur dann in eine wachsende wirtschaft
liche Nachfrage übersetzt werden, wenn verstärkt private Mittel für die Beschaffung 
von sozialen Dienstleistungen aufgewendet werden. Die wenigen einschlägigen Un
tersuchungen legen jedoch nahe, daß es nur dann gelingt, tatsächlich eine stärkere 
private Nachfrage nach sozialen Dienstleistungen zu schaffen, wenn die Angebote 
von der Qualität und den Kosten her attraktiver werden. Zentrale Dimensionen der 
Verbesserung des Angebotes an sozialen Dienstleistungen sind einerseits die Schaf
fung einer effizienteren und flexibleren Arbeitsorganisation und andererseits die 
Verknüpfung unterschiedlicher Dienstleistungen. Auch hier besteht eine wichtige 
Rolle der Politik in der Unterstützung der Organisation eines Innovationsdialoges 
und der Vernetzung des Innovationsgeschehens. Darüber hinaus muß sie, wie wir 
hier nicht weiter ausführen wollen, die überkommenen Regulations- und Finanzie
rungsstrukturen des korporatistisch gesteuerten Gesundheits- und Sozialsystemes 
zugunsten von marktwirtschaftlichen Lösungen aufbrechen, ohne damit soziale 
Standards aufzugeben und die innovative Entwicklung der sozialen Dienstleistungen 
zu einem hochwertigen Wirtschaftssektor arbeits- und arbeitsmarktpolitisch fordern. 
Zu dem letztgenannten Punkt bieten Bosch, Knuth und Weinkopf konkrete Vor
schläge.

Das dritte, von Hilbert und Nordhause-Janz untersuchte Feld, Telekommunikation 
und Multimedia, ist deshalb ein besonderes interessantes Feld, weil es zeigt, daß 
selbst in einem neuen Hochtechnologie-Markt Strategien für eine Beschäftigungs
entwicklung durch Innovation nicht in erster Linie technologisch orientiert sein müs
sen. Die große Herausforderung von Multimedia liegt nicht mehr in erster Linie in 
der Entwicklung von Technik und dem Aufbau von Netzen, obwohl auch hier noch 
viel zu tun ist, sondern in der Entwicklung von neuen Märkten. Während bei man
chen neuen Technologien neue Märkte sich spontan entwickeln, sobald einschlägige 
Produkte verfügbar sind, erfordert die Entwicklung neuer Märkte in vielen potentiel
len Anwendungsbereichen von Telekommunikation und Multimedia die Entwick
lung umfassender Lösungsangebote und der dafür notwendigen Rahmenbedingun
gen. Die vielzitierten Chancen der Telearbeit lassen sich beispielsweise erst dann 
realisieren, wenn neben technischen Lösungen auch überzeugende arbeitsorganisa
torische Konzepte vorliegen und wenn die notwendigen arbeits- und tarifrechtlichen 
Rahmenbedingungen geschaffen sind. Auch in dem Hochtechnologiebereich Tele
kommunikation und Multimedia wird also die soziale Organisation von Innovations
prozessen und deren politische Unterstützung zu einem ganz entscheidenden Faktor 
des wirtschaftlichen Erfolges und des Beschäftigungserfolges.
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In Deutschland und in Europa hat sich die Innovationspolitik bisher wenig mit der 
Entwicklung von Märkten beschäftigt. Das fällt insbesondere im Vergleich mit den 
U.S.A. auf, wo Innovationspolitik sehr viel stärker auf die Entwicklung von Märkten 
abgestellt ist. In Europa haben dagegen nachfragepolitische Instrumente in der Wirt
schafts- und Industriepolitik stark an Bedeutung verloren. Damit bleibt jedoch ein 
außerordentlich wichtiges Instrument einer markt- und beschäftigungsorientierten 
Innovationspolitik und der Standortsicherung ungenutzt. Strategien der Beschäfti
gungsentwicklung durch Innovation haben dann höhere Erfolgsaussichten, wenn sie 
die Innovationsdynamik auch von der Marktseite her anstoßen und Innovationspro
zesse damit rasch auf eine wirtschaftliche Basis setzen. Dabei kommt der frühzeiti
gen Entwicklung einer entsprechenden Leitnachfrage eine zentrale Bedeutung zu.

Leitnachfrage heißt jede Nachfrage, die innovative Entwicklungen wirtschaftlich 
unterstützt und zu einer raschen Vermarktung führt. Politik und Staat können die 
Entwicklung einer Leitnachfrage sowohl durch ihre Beschaffung als auch durch die 
Nutzung ihrer Regulierungskompetenz unterstützen. Wenn beispielsweise der Staat 
für die öffentlichen Gebäude oder für von ihm mitfinanzierte private Gebäude ener
giesparende Verfahren oder den Einsatz emeuerbarer Energien vorschreibt, erzeugt 
er für diese Verfahren und Technologien eine Nachfrage. Wenn durch Beschaffung 
oder Regulierung eine genügend große Nachfrage entsteht, kann die Produktion der 
unterstützten Technologien oder Verfahren auf eine vernünftige Basis gestellt wer
den. Durch die Leitnachfrage kann eine rasche Verbilligung der Produktion erreicht 
werden, die ihrerseits die private Nachfrage anstößt. Dadurch werden weitere Ver
billigungen möglich, die weitere private Nachfrage anstoßen, so daß in nicht sehr 
langen Zeiträumen ein wachsender Markt entstehen kann. Durch eine kontinuierliche 
Anpassung der Beschaffung an neue technologische und organisatorische Möglich
keiten kann diese Entwicklung mit einer anhaltenden Innovationsdynamik verbun
den werden. Selbstverständlich können auch Unternehmen Leitnachfrage erzeugen, 
wenn sie ihre Beschaffung entsprechend orientieren und möglichst noch mit anderen 
Unternehmen koordinieren.

Das gleiche Ergebnis kann der Staat auch dadurch erreichen, daß er seine Regulie
rung entsprechend gestaltet. Das ist allerdings dann problematisch, wenn durch die 
Regulierung bestimmte Technologien und Lösungen vorgeschrieben werden. Das 
kann sehr rasch dazu führen, daß innovative Entwicklungen nicht mehr gefordert, 
sondern gehemmt werden. Besser ist es, wenn einfach gewünschte Ergebnisse in 
Form von Standards oder Normen vorgegeben werden, die möglichst dynamisch 
aber vorausschaubar geregelt werden. Dazu sollten mit einer hinreichend langen 
Vorlaufzeit Standards und Normen festgeschrieben werden, die mit dem jeweils ak
tuellen Stand der Technik oder der Organisation noch nicht erreichbar sind und des
halb Innovationen benötigen. Auch hier gibt es entsprechende Handlungsmöglichkei
ten für Unternehmen, wenn sie sich mit anderen Unternehmen auf bestimmte Stan
dards und Normen einigen.
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Sowohl für die Politik als auch für Unternehmen bietet sich eine weitere Möglichkeit 
an, Leitnachfrage zu erzeugen, nämlich durch eine bessere Vernetzung von Produ
zenten und potentiellen Nutzem neuer Technologien, Verfahren und Produkten. In 
Japan sind beispielsweise Produzenten und potentielle Nutzer von Elektronik früh in 
nationale Forschungsprojekte eingebunden worden, was dazu geführt hat, daß rasch 
wirtschaftliche Anwendungen für Elektronik entwickelt wurden und die Diffusion 
beschleunigt wurde. Darüber hinaus wurden auf diese Weise Technologiefusionen 
zwischen der Elektronik und anderen Technologien angestoßen.

Durch eine frühzeitige Entwicklung von Leitnachfrage und den Aufbau von ein
schlägigen Produktionsclustem können neue Märkte zu Leitmärkten entwickelt wer
den. Leitmärkte sind die räumlichen Märkte, die die Richtung und das Tempo von 
Innovationsprozessen in bestimmten Technologiebereichen oder Branchen bestim
men und an denen sich die Entwicklung in anderen räumlichen Märkten orientiert. 
Diese Leitmärkte sind, wie Dörrenbacher u. a. (1997) sowie Naschold (1997) und 
Gordon (1996) darstellen, unter Standortsgesichtspunkten besonders wichtig. Inno
vative Unternehmen siedeln neue Aktivitäten besonders gerne in Räumen an, in de
nen sich die Leitmärkte für die jeweiligen Produkte entwickeln. Deshalb ist es sinn
voll, die Schaffung von Leitnachfrage mit der Entwicklung von Innovationssystemen 
zu verknüpfen. Wenn das gelingt, entstehen häufig leistungsfähige Produktionsclu
ster, die das globale Innovationsgeschehen in einem Technologiebereich oder einem 
bestimmten Wirtschaftszweig anleiten. Wenn dann ein aufnahmefähiger Markt im 
räumlichen Umfeld dieser Cluster existiert, bestehen gute Chancen, daß dieser Markt 
zum Leitmarkt für die jeweilige Technologie oder den jeweiligen Wirtschaftszweig 
wird.

Man würde die Möglichkeiten von Politik sicher bei weitem überfordem, wenn man 
von ihr verlangen würde, daß sie die Markt- und Bedarfsorientierung für Innovatio
nen selbst ermittelt und umsetzt. Das muß in der Tat von der Wirtschaft und ihrem 
Innovationsumfeld geleistet werden. Indessen erfordert dies ein gut funktionierendes 
Zusammenspiel unterschiedlicher Akteure oder mit anderen Worten: leistungsfähige 
Innovationssysteme. Wie die Forschung über „Innovationscluster“ deutlich macht, 
können Wirtschaft und ihr Umfeld die erforderliche Kooperation nur zum Teil selber 
zustande bringen. Die Synergieressourcen der Wirtschaft und ihres Umfeldes rei
chen, wie Hilbert und Nordhause-Janz feststellen, nicht aus, um das Innovationsge
schehen systematisch auf neue Bedarfe und Märkte auszurichten. Auch die bei von 
Bandemer und Beizer diskutierten erfolgreichen Kooperationsformen bleiben häufig 
eher einem inkrementalen als einem radikalen Innovationsgeschehen verbunden. Ein 
politisches Verknüpfungsmanagement, also die von Stille und Bitzer geforderte Un
terstützung institutioneller und organisatorischer Voraussetzungen des Innovations
wettbewerbes, der Organisation eines Innovationsdialoges und der Vernetzung des 
Innovationsgeschehens ist deshalb häufig unabdingbar. Sie ist insbesondere not
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wendig, um die für einen gesamtwirtschaftlichen Beschäftigungserfolg ausschlagge
bende rasche Nutzung und Diffusion von Innovationen zu fordern.

Obwohl die hier skizzierte Innovationspolitik in vieler Hinsicht einen Bruch mit der 
gegenwärtig etablierten Innovationspolitik darstellt, fangt sie keineswegs bei Null 
an. Es gibt auf Bundes- und Länderebene eine Reihe von interessanten Beispielen für 
eine Politik der Unterstützung institutioneller und organisatorischer Voraussetzun
gen des Innovationswettbewerbes, der Organisation eines Innovationsdialoges und 
der Vernetzung des Innovationsgeschehens. Das Bundesprogramm „Bioregionen“ ist 
sogar ein richtungsweisendes Beispiel. Auch interessante ausländische Erfahrungen 
bieten schon viel Anschauung. Zudem gibt es eine ganze Reihe von interessanten 
Vorschlägen, die zwar bisher nicht umgesetzt, aber doch umsetzbar sind.

Dazu gehört beispielsweise der Vorschlag des Konstanzer Philosophen Jürgen Mit
telstraß zur Schaffung von Sonder-Entwicklungsbereichen in Analogie zu den Son
derforschungsbereichen der Deutschen Forschungsgemeinschaft. In solchen Sonder
entwicklungsbereichen würden Hochschulwissenschaftlerinnen und Wissenschaftler 
über einen längeren Zeitraum intensiv mit kleinen und mittleren Unternehmen an der 
Entwicklung neuer Produkte und der Erschließung neuer Märkte Zusammenarbeiten. 
Von vielen bestehenden Kooperationsprojekten, zwischen Universitäten, Fachhoch
schulen, Fraunhoferinstituten und anderen Einrichtungen mit kleinen und mittleren 
Unternehmen, auf deren Erfahrungen man sicher aufbauen kann, würden sich Son- 
der-Entwicklungsbereiche vor allem durch ihre breitere Problemorientierung und ih
ren sehr viel größeren zeitlichen Horizont, aber auch durch eine breitere Beteiligung 
auf Seiten der Wissenschaft und der Unternehmen unterscheiden. Zudem würden 
Sonder-Entwicklungsbereiche projektorientierte Formen der Kooperation mit einem 
festen institutioneilen Rahmen verbinden, wie er bei manchen Technologiezentren 
gegeben ist.1

Ein weiteres denkbares Konzept wäre die Entwicklung von virtuellen Labors, die 
kleine und mittlere Unternehmen mit der Hochschulforschung über Telekommuni
kation und Multimedia systematisch verknüpfen. Interessante Anregungen dafür 
kann man sich bei globalen Forschungsnetzen multinationaler Unternehmen holen, 
die ihre unterschiedlichen Forschungs- und Entwicklungszentren zunehmend mit 
Telekommunikation und Multimedia vernetzen und sie damit zu virtuellen Labors 
zusammenfügen. Mit virtuellen Labors ließe sich eine permanente und recht einfach 
zu handhabende Infrastruktur für Kooperation aufbauen und gleichzeitig auch ein 
interessantes Anwendungsfeld für Telekommunikation und Multimedia erschließen.

Über die Entwicklung und Erprobung solcher Lösungen hinaus, ist es jedoch not
wendig, Transferformen zu finden, die der Tatsache Rechnung tragen, daß die Ent-

Mittelstraß hat diesen Vorschlag vor etwa einem Jahr im Rahmen einer Sitzung des Kuratori
ums des Wissenschaftszentrums Nordrhein-Westfalen Umrissen.
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wicklung des Innovationsgeschehens in den meisten Industrien durch ein immer 
stärkeres zeitliches und auch organisatorisches Zusammenrücken von wissenschaft
licher Grundlagenforschung, technologischer Umsetzung und Innovation am Markt 
gekennzeichnet ist. Staatliche (auch europäische) Forschungs- und Entwicklungs
programme gehen dagegen in aller Regel von dem Prinzip der vorwettbewerblichen 
Forschung aus. Für eine leistungsfähige und wirtschaftlich erfolgreiche Vernetzung 
von universitärer Forschung und mittelständischer Wirtschaft ist eine Kooperation 
sinnvoll, die stärker kommerziell angelegt ist. Das belegt die hohe Transfereffizienz 
führender amerikanischer Universitäten ebenso wie einschlägige Erfahrungen aus 
der Universität Ulm und den Eidgenössischen Technischen Hochschulen in der 
Schweiz.

Eine interessante Möglichkeit, eine stärkere Kommerzialisierung von Forschungs
und Entwicklungskooperationen zu erreichen, könnte die Bildung einer temporären 
kommerziellen Projektgesellschaft sein, die ein konkretes Kooperationsprojekt, zum 
Beispiel die Entwicklung eines bestimmten neuen Produktes in Zusammenarbeit 
zwischen Unternehmen und einer oder mehreren Universitäten, organisiert. Neben 
den an dem Projekt direkt beteiligten Unternehmen und Universitätseinrichtungen 
sollten an einer Projektgesellschaft möglichst auch Banken beteiligt werden, damit in 
die Projektgesellschaften auch Risikokapital eingebracht werden kann. Den beteilig
ten Unternehmen können damit neue, raschere und intensivere Zugänge zu For
schung und Forschungsergebnissen geboten werden, den Universitäten wird ein bes
serer Zugang zu Märkten und Erfahrungswissen geboten.

Solche Anregungen und Vorschläge zeigen, daß die hier vorgeschlagene Neuorien
tierung der Innovationspolitik durchaus realistisch ist. Wie alle grundlegenden Inno
vationen ist diese Neuorientierung jedoch mit Ungewißheiten und Risiken behaftet. 
Das gilt um so mehr als die Zusammenhänge von Beschäftigung und Innovation, wie 
wir hier immer wieder betont haben, mit vielen offenen Fragen verbunden sind, die 
sich bei dem gegenwärtigen Forschungsstand nicht oder nicht hinreichend beantwor
ten lassen. Es besteht zum Thema Beschäftigungsentwicklung durch Innovation und 
zu einer beschäftigungsorientierten Neugestaltung der Innovationspolitik ein hoher 
Forschungsbedarf, den man nicht unterschätzen oder gar zur Seite wischen sollte. 
Das sollte sich auch in einem neuen „wissensbasierten“ Politikstil niederschlagen.

Politik neigt zwar dazu, Programme auch ohne eine hinreichende Wissensbasis zu 
entwickeln und umzusetzen. In einer komplexen Welt, in der Wissen immer wichti
ger wird, und in einer Gesellschaft, von der wir sagen, daß sie sich immer mehr zu 
einer wissensbasierten Gesellschaft mit einer wissensbasierten Volkswirtschaft ent
wickeln muß, muß auch Politik ihre Wissensbasis viel systematischer entwickeln, als 
dies bisher der Fall ist. Damit fordern wir keineswegs, daß die Politik mit der Ent
wicklung und Umsetzung von Programmen für eine Beschäftigungsentwicklung 
durch Innovation wartet, bis alle wichtigen Fragen geklärt sind. Im Gegenteil: Wie
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die Wirtschaft, muß auch die Politik immer mehr in Situationen operieren, in denen 
sie sich nicht mehr auf geprüftes und gesichertes oder auch nur verfügbares Wissen 
stützen kann. Sie muß vielmehr das Wissen, daß sie für die Entwicklung und Umset
zung ihrer Programme braucht, prozeßbegleitend erzeugen.

Das kann sie jedoch nur leisten, wenn sie enge Kooperationsbezüge mit der For
schung entwickelt und diese in ihre „Politikproduktion“ in vergleichbarer Weise ein
bezieht, wie innovationsstarke Unternehmen ihre Zulieferer und ihr Forschungsum
feld. Diese Sachverhalte legen ein Programm für eine Beschäftigungsentwicklung 
durch Innovation nahe, das die weitere Erforschung der Faktoren und Zusammen
hänge des Innovationsgeschehens und der Beschäftigungsentwicklung in Deutsch
land mit der Entwicklung und Erprobung von Modellösungen verbindet. Das schließt 
auch Grundlagenforschung mit ein, wie zum Beispiel die Gewinnung von Längs
schnittdaten über das Verhalten der beteiligten Akteure in unterschiedlichen Innova
tionsstrukturen.

6 Zusammenfassung

Das Resultat unserer Literaturstudie ist zwiespältig. Auf der einen Seite spricht vie
les dafür, daß die Beschäftigungsprobleme in Deutschland innerhalb der bestehenden 
wirtschaftlichen Strukturen und mit etablierten Marktstrategien und Produktionskon
zepten nicht mehr zu lösen sind, sondern durch Innovation gelöst werden müssen. 
Auf der anderen Seite ist der Zusammenhang von Beschäftigung und Innovation mit 
vielen offenen Fragen verbunden und der gegenwärtige Forschungsstand reicht für 
wirklich belastbare Aussagen und Handlungsempfehlungen nicht aus. Deshalb sind 
Strategien einer Beschäftigungsentwicklung durch Innovation zwar durchaus sinn
voll, ihre Gestaltung ist aber mit vielen Ungewißheiten und Problemen verbunden.

Geht man von dem gegenwärtigen Forschungsstand aus, dann sind die Erfolgsaus
sichten der gegenwärtigen Innovationspolitik in Deutschland und Europa im Hin
blick auf eine Beschäftigungsentwicklung durch Innovation nicht gerade hoch zu 
bewerten. Um die Innovationspolitik mit größeren Erfolgsaussichten für die Be
schäftigungsentwicklung zu nutzen, ist eine grundlegende Strategieänderung in drei 
Punkten unabdingbar: Erstens, eine Abkehr von der Subventionierung einzelner In
novationen und eine Hinwendung zu der Unterstützung institutioneller und organisa
torischer Voraussetzungen des Innovationswettbewerbes, der Organisation eines In
novationsdialoges und der Vernetzung des Innovationsgeschehens; zweitens, eine 
Abkehr von der einseitigen Technologieorientierung und eine Hinwendung zu einer 
stärkeren Markt- und Bedarfsorientierung; und drittens müssen Innovationsstrategien 
soweit wie möglich beschäftigungsorientiert gestaltet und prozeßbegleitend auf ihre 
Beschäftigungswirkungen überprüft werden.

Dieser Vorschlag entspricht auch der in der einschlägigen Literatur weithin unbestrit
tenen Tatsache, daß die zentralen Probleme des Innovationsgeschehens in Deutsch
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land nicht primär in einer fehlenden technologischen Kompetenz der Wirtschaft lie
gen, sondern vor allem in einer fehlenden oder verspäteten Entwicklung neuer 
Märkte und neuer Wirtschaftsstrukturen sowie neuer Arbeits-, Produktions- und Re
gulationsstrukturen. Diese Schwächen haben strukturelle Ursachen. Die heute in der 
deutschen Industrie dominierenden Produktionskonzepte sind nur sehr beschränkt 
auf Innovation ausgerichtet. Viele Strukturen und Prozesse, die die Rahmenbedin
gungen von Innovationsprozessen formen und die man als Innovationssysteme be
zeichnet, hemmen häufig das Innovationsgeschehen, den Strukturwandel und eine 
Beschäftigungsentwicklung durch Innovation und richten es stark auf etablierte 
Märkte und überkommene Strukturen aus.

Deshalb hängt die Sicherung einer ausreichenden Beschäftigung am Produktions
standort Deutschland stark davon ab, wie schnell es gelingt, innovationshemmende 
Strukturen aufzubrechen und innovationsfördemde Strukturen zu schaffen und mit 
innovativen Organisationskonzepten die bestehenden Innovationsschwächen zu 
überwinden. Das erfordert eine rasche Entwicklung neuer Produktions-, Organisati
o n  und Qualifizierungskonzepte, die systematisch auf radikale Innovation ausge
richtet sind, und eine rasche Umgestaltung von Innovationssystemen. Beides stößt 
jedoch bei dem gegenwärtigen Forschungsstand auf erhebliche Wissensdefizite: Die 
geforderten Konzepte lassen sich heute erst in Ansätzen beschreiben und es ist kaum 
möglich, konkret zu sagen, wie gewachsene Innovationssysteme aufgebrochen und 
neue Innovationssysteme beschaffen sein müssen und aufgebaut werden können.

Wenn man von einem breiten Innovationsverständnis ausgeht, dann leuchtet ein, daß 
man bei dem Versuch, die Beschäftigung durch eine nachhaltige Verbesserung von 
Innovationssystemen zu sichern, nicht ausgerechnet vor dem Arbeitsmarkt und der 
Arbeitspolitik Halt machen kann. Arbeitsmärkte, Arbeitsstrukturen und Arbeitspoli
tik sind eine wichtige Dimension von Strategien, Beschäftigung durch Innovation zu 
entwickeln. Notwendig ist eine innovationsorientierte Gestaltung von arbeitsmarkt
politischen Instrumenten, eine Verknüpfung von Arbeitsmarkt- und Strukturpolitik, 
die Förderung von Beschäftigung in privaten Dienstleistungen und die Entwicklung 
neuer Arbeitszeitstrukturen und neuer Arbeitsformen. Darüber hinaus müssen ar- 
beits- und arbeitsmarktpolitische Instrumente so gestaltet und genutzt werden, daß 
sie eine vorbeugende Restrukturierung von Betrieben als Anpassung an den Struk
turwandel fördern.

In Deutschland und in Europa hat sich die Innovationspolitik bisher wenig mit der 
Entwicklung von Märkten beschäftigt. Damit bleibt jedoch ein außerordentlich 
wichtiges Instrument einer markt- und beschäftigungsorientierten Innovationspolitik 
und der Standortsicherung ungenutzt. Strategien der Beschäftigungsentwicklung 
durch Innovation haben dann höhere Erfolgsaussichten, wenn sie die Innovationsdy
namik auch von der Marktseite her anstoßen und Innovationsprozesse damit rasch 
auf eine wirtschaftliche Basis setzen. Dabei kommt der frühzeitigen Entwicklung ei
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ner entsprechenden Leitnachfrage eine zentrale Bedeutung zu, die die Politik sowohl 
durch ihre Beschaffung als auch durch die Nutzung ihrer Regulierungskompetenz 
unterstützen kann. Durch eine frühzeitige Entwicklung von Leitnachfrage und den 
Aufbau von einschlägigen Produktionsclustem können neue Märkte zu globalen 
Leitmärkten entwickelt werden, was unter Standortgesichtspunkten besonders wich
tig ist.

Man würde die Möglichkeiten von Politik sicher bei weitem überfordem, wenn man 
von ihr verlangen würde, daß sie die Markt- und Bedarfsorientierung für Innovatio
nen selbst ermittelt und umsetzt. Das muß in der Tat von der Wirtschaft und ihrem 
Innovationsumfeld geleistet werden. Indessen erfordert dies ein gut funktionierendes 
Zusammenspiel unterschiedlicher Akteure und leistungsfähige Innovationssysteme. 
Wie die einschlägige Forschung deutlich macht, reichen die Synergieressourcen der 
Wirtschaft und ihres Umfeldes nicht aus, um das Innovationsgeschehen systematisch 
auf neue Bedarfe und Märkte auszurichten. Ein politisches Verknüpfungsmanage
ment und die oben schon geforderte Unterstützung institutioneller und organisatori
scher Voraussetzungen des Innovationswettbewerbes, der Organisation eines Inno
vationsdialoges und der Vernetzung des Innovationsgeschehens ist deshalb häufig 
unabdingbar.

Die hier skizzierte Innovationspolitik stellt in vieler Hinsicht einen Bruch mit der 
gegenwärtig etablierten Innovationspolitik dar. Sie kann zwar auf eine Reihe von 
interessanten Beispielen und Vorschlägen für eine Politik der Unterstützung institu
tioneller und organisatorischer Voraussetzungen des Innovationswettbewerbes, der 
Organisation eines Innovationsdialoges und der Vernetzung des Innovationsgesche
hens aufbauen, ist jedoch wie alle grundlegenden Innovation mit Ungewißheiten und 
Risiken behaftet. Das muß durch einen neuen „wissensbasierten“ Politikstil aufge
fangen werden - wie die Wirtschaft, muß auch die Politik immer mehr in Situationen 
operieren, in denen sie sich nicht mehr auf geprüftes und gesichertes oder auch nur 
verfügbares Wissen stützen kann und deshalb das Wissen, das sie für die Entwick
lung und Umsetzung ihrer Programme braucht, prozeßbegleitend erzeugen.
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Die Entwicklung der schlanken Produktion durch japanische Unternehmen hat 
deutlich gemacht, wie sehr die Wettbewerbsstrategien in weiten Teilen der In
dustrie durch Prozeßinnovationen geprägt sind. Die Fähigkeit vieler Unterneh
men, in rascher Folge ihre Prozesse immer wieder zu verbessern und damit 
kontinuierliche Prozeßvorsprünge zu sichern, bestimmt nicht nur die Wettbe
werbsfähigkeit dieser Unternehmen, sondern auch die Existenzfähigkeit des In
dustriestandortes Deutschland.
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Arbeitskräftepools stoßen in jüngster Zeit zunehmend auf Interesse im politischen Raum 
-  ob als innovativer Ansatz zur Wiedereingliederung von Arbeitslosen, als sozialverträg
liche Alternative zur gewerbsmäßigen Leiharbeit oder auch als Ansatz zur Professionali- 
sierung von Tätigkeiten in Privathaushalten. In diesem Band werden Arbeitskräftepools 
sowohl theoretisch als auch empirisch umfassend untersucht. Es werden interessante 
Einblicke in die Arbeitsweise der bestehenden Arbeitskräftepools in der Bundesrepublik 
Deutschland und in den Niederlanden gegeben. Diese arbeiten z.B. in den Häfen, im 
Baugewerbe, in der Metallindustrie, im Güterkraftverkehr oder auch branchenübergrei
fend wie START. Über die bisherigen Erfahrungen hinaus entwickelt die Autorin zahl
reiche Ideen und Anregungen, wie Pools bei anderen personal- und arbeitsmarktpoliti
schen Problemen Lösungsmöglichkeiten bieten könnten -  so etwa bei der sozialen Absi
cherung von Beschäftigten in Privathaushalten (Dienstleistungspools).
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W ie w irkt sich die just-in-time-Produktion (JIT) auf Zeitmanagement und Personalpo
litik in Automobilzulieferbetrieben, au f Arbeitszeit und Arbeitsbedingungen der dort 
Beschäftigten aus? Der vorliegende Forschungsbericht sucht eine Antwort au f diese 
Frage -  gestützt au f Betriebsbesuche und Expert(inn)engespräche mit Managern und 
Mitgliedern der Belegschaftsvertretungen bei knapp 50 Automobilzulieferem in 
Deutschland, Frankreich, Spanien und Großbritannien.
JIT ist die absichtsvolle Etablierung von Zeitnot in der gesamten Wertschöpfungskette. 
Dadurch wird auch den bislang als bloße Werkzeuge fungierenden Menschen im Pro
duktionsprozeß eine individuelle Verantwortung für das Funktionieren des Gesamtpro
zesses aufgedrängt. Menschliche Puffer treten an die Stelle der früheren Materialpuf
fer. Mehrarbeit, ungesicherte Beschäftigungsverhältnisse und steigende Arbeitsinten
sität sind Indikatoren dieser Tendenz, die in jedem  der vier Länder ihre eigene, natio
nalspezifische Ausprägung hat. Doch kann der Rationalisierungszweck, den die Unter
nehmen verfolgen, tatsächlich erreicht werden, wenn Hand in Hand mit der Verant
wortung nicht zugleich die Ressourcen und Kompetenzen für die Beschäftigten erwei
tert werden, die diese benötigen, um ihrer Verantwortung gerecht zu werden? N ur in 
den wenigsten der untersuchten Zulieferbetriebe stehen der neuen Zeitnot auch neue 
Möglichkeiten gegenüber, die Lage und Verteilung der eigenen Arbeitszeit zu beeinflus
sen. In einer Kultur der Einschüchterung jedoch wird Kreativität schwerlich wachsen. 
Zeitnot macht erst dann erfinderisch, wenn die Arbeitenden mit ihr zugleich mehr 
Zeitsouveränität erlangen.

Ludger Pries: Betrieblicher Wandel in der Risikogesellschaft. Empirische Be
funde und konzeptionelle Überlegungen. M it einem  V orw ort von  U lrich  B eck  
Band 9, ISBN 3-87988-273-8, München und Mering 1998,232 S., DM 46.80 
Betriebe sind in industriell-kapitalistischen Gesellschaften die wichtigsten Orte der 
materiellen Produktion von Gütern und Dienstleistungen. Am Ende des Jahrhunderts 
gewinnt die Frage nach ihrer Wandlungsdynamik und Zukunft enorme Bedeutung: 
W elche Rolle spielen noch Taylorismus und Fordismus in der betrieblichen Produkti
on? Ist das Ende der Arbeitsteilung“ tatsächlich eingetreten? Lösen sich die Betriebe 
gar in kooperative Netzwerke auf?
Ausgehend von Ulrich Becks Theorie der Risikogesellschaft wird hier anhand umfang
reichen empirischen Materials die Dynamik und Richtung des gegenwärtigen betriebli
chen W andels als reflexive Modernisierung interpretiert. Dabei werden Betriebe in ei
ner doppelten Perspektive als Handlungseinheiten von materieller und sozialer Pro
duktion gesellschaftlicher Wirklichkeit verstanden.
Reflexive M odernisierung bedeutet dann auch, daß gegenüber der materiellen die so
ziale Transformation von Wirklichkeit wichtiger wird. W enn dies zutrifft, so stellt sich 
die alte Frage der Betriebsdemokratie als Problem der demokratischen und sozialen 
Legitimierung betrieblichen Handelns qualitativ neu. Jenseits der ökonomisch, tech
nisch und organisatorisch begründeten Sachzwang-Diskurse eröffnet sich die Tendenz 
(und Chance!?) einer Politisierung des Betriebsgeschehens.





W issenschaftszentrum  Wuppertal Institut fur
Nordrhein-W estfalen E \  Kiima, Umwelt, Energie

Kulturwissenschaftiiches Institut A rbeit
institut und Technik

Beschäftigung durch Innovation

Gemäß einer verbreiteten Hypothese muß die Sicherung bestehen
der und die Schaffung neuer Arbeitsplätze über die innovative 
Weiterentwicklung angestammter Geschäftsfelder und die Ent
wicklung neuer Märkte erfolgen. Für diese These lassen sich, wie 
der vorliegende Band darstellt, gute Gründe Ins Feld führen - 
„Beschäftigung durch Innovation" ist eine Strategie, die sich durch 
den globalen Strukturwandel und die Wettbewerbsbedingungen 
der deutschen Wirtschaft förmlich aufdrängt. Es wäre jedoch 
falsch zu erwarten, daß mehr Innovation zwangsläufig und 
kurzfristig zu mehr Beschäftigung führt - „Beschäftigung durch 
Innovation" ist eine langfristige Strategie, die mit vielen Unab- 
wägbarkeiten verbunden ist.

Vor diesem Hintergrund werden in dem vorliegenden Band die 
vielschichtigen Zusammenhänge zwischen Innovation und Be
schäftigung sowie existierende Modelle und neue Möglichkeiten 
und Ansätze für ein Beschäftigungswachstum durch Innovation 
diskutiert. Die Autoren versuchen auf die Frage nach den Mög
lichkeiten einer Beschäftigungsentwicklung durch Innovation für 
Wirtschaft und Politik Antworten zu geben, die den spezifischen 
Bedingungen der deutschen Wirtschaft und der deutschen 
Arbeitsmärkte angemessen sind.

Der vorliegende Band basiert auf einem Forschungsvorhaben 
im Auftrag des Bundesministeriums für Bildung, Wissenschaft, 
Forschung und Technologie, das gemeinsam von Wissenschaft- 
lerinnen und Wissenschaftlern aus dem Institut Arbeit und Technik 
im Wissenschaftszentrum Nordrhein-Westfalen, dem Deutschen 
Institut für Wirtschaftsforschung, dem Sozialwissenschaftlichen 
Forschungsinstitut, Göttingen, dem Institut für Arbeitsmarkt- und 
Berufsforschung der Bundesanstalt für Arbeit in Nürnberg und 
dem Institut für Arbeitswissenschaft und Technologiemanagement 
an der Universität Stuttgart durchgeführt wurde.

Rainer Hampp Verlag 
München und Mering 
1997/98


